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Vorwort

Die Jahrestagung 1997 der Geographischen
Kommission für Westfalen, die vom 5. bis 6.
September im Hochsauerlandkreis stattfand,
war der "Nachhaltigen Raumentwicklung",
einer aktuellen und zugleich auch national so-
wie global bedeutsamen Thematik, gewidmet.
Spätestens seit der Konferenz der Vereinten
Nationen für Umwelt und Entwicklung im
Juni 1992 in Rio de Janeiro hat sich die inter-
nationale Staatengemeinschaft auf das Leit-
bild einer nachhaltig zukunftsverträglichen
(Raum-)Entwicklung geeinigt. Mit dieser
neuen grundlegenden Zielsetzung, die in der
"Agenda 21" verankert ist, sollen nicht nur die
natürlichen Lebensgrundlagen erhalten und
wirtschaftlicher Wohlstand ermöglicht wer-
den, sondern zugleich auch soziale Gerechtig-
keit gewährleistet sein.

Unter den verschiedenen wissenschaftlichen
Institutionen, die sich mit unterschiedlichen
Problemen der Nachhaltigkeit im Raum be-
schäftigen, fühlt sich die Geographische
Kommission für Westfalen im Landschafts-
verband Westfalen-Lippe in besonderem
Maße dazu aufgerufen, in Kontakt und Zu-
sammenarbeit mit der Planungspraxis und für
die Wirtschaftsentwicklung sowie Wirt-
schaftsförderung wichtigen Institutionen, aber
auch mit anderen wissenschaftlichen Einzel-
diziplinen, die Raumentwicklung im Hinblick
auf Nachhaltigkeit zu analysieren sowie auch
Beiträge zur Lösung zukunftsfähiger Kom-
munal- und Regionalentwicklung zu initiieren
oder wissenschaftlich zu begleiten. Diese be-
sondere aktuelle Aufgabe basiert zum einen
auf dem Selbstverständnis des Faches Geo-
graphie als Klammer zwischen den Naturwis-
senschaften sowie den Geistes-, Sozial- und
Wirtschaftswissenschaften und der Raumpla-
nung; zum anderen ist es zugleich ein wichti-
ges Ziel der.Geographischen Kommission für
Westfalen, Offentlichkeitsarbeit in bezug auf
aktuelle lokal sowie regional relevante The-
men zu betreiben.

Die zentrale Thematik der nachhaltigen
Raumentwicklung wurde während der Jah-
restagung am Beispielsraum Sauerland so-
wohl in Referaten mit anschließenden Dis-

kussionen als auch im Rahmen einer Tages-
exkursion mit Schwerpunkten in den Städten
Schmallenberg und Medebach behandelt
bzw. demonstriert. Das Sauerland als ein im
Landesmaßstab peripher gelegener Mittelge-
birgsraum, der in starkem Maße durch die na-
turräumlichen ökologischen Grundlagen so-
wie zugleich durch traditionelle, aber auch
moderne und z. T. erheblich expandierende
Wirtschaftszweige mit speziellen Anforde-
rungen an den häufig begrenzten Raum der
Täler geprägt ist, bot sich für die Thematik
nachhaltiger Raumentwicklung in besonderer
Weise an. In diesem Raum reicht die Spann-
weite der Wirtschaft von der Höhenlandwirt-
schaft, der Forstwirtschaft oder auch der En-
ergie- und Wasserwirtschaft über bedeutende
Branchen und Standortkonzentrationen des
Sekundären Sektors - wie etwa des Maschi-
nenbaus - bis hin zur Fremdenverkehrswirt-
schaft mit ihren unterschiedlichsten Ange-
botsformen und Ansprüchen seitens der Tou-
risten. Zugleich ist das Sauerland seit dem
Mittelalter verstädtert und insbesondere auch
durch jüngere Siedlungsexpansionen ein-
schließlich flächenintensiver Großvorhaben
(2. B. Ferienpark Gran Dorado in Medebach)
gekennzeichnet. Es versteht sich, daß daraus
unterschiedlichste Flächenansprüche, Res-
sourcenbelastungen und Nutzungskonflikte
resultieren, nicht nur in bezug auf Siedlung
und Wirtschaft, sondern auch auf Natur-
schutz und Landschaftspflege sowie nicht zu-
letzt auch hinsichtlich der stark gestiegenen
Verkehrsbedarfe. Flächennutzungskonfl ikte
bedingen zugleich häufig auch ein Umden-
ken in planerischen Kategorien.

Der Vorstand der Geographischen Kommissi-
on für Westfalen und die Herausgeber dieses
Bandes waren sehr erfreut, zum Thema der
nachhaltigen Raumentwicklung im Sauerland
eine große Resonanz nicht nur im fachwissen-
schaftlichen, sondem vor allem auch im poli-
tischen und wirtschaftlichen Bereich erfahren
zu haben. Wie es die in den vorliegenden
Band aufgenommenen Grußworte und Beiträ-
ge verdeutlichen, nahmen mit Frau Regie-
rungspräsidentin Dr. Raghilt Berve (Bezirks-
regierung Arnsberg), Herrn Landesrat Fried-



helm Nolte (Landschaftsverband Westfalen-
Lippe, Abteilung Kulturpflege), Herrn Kreis-
direktor Winfried Stork (Hochsauerland-
kreis), Herm Bürgermeister Manfred Ochsen-
knecht (Erster stellvertretender Bürgermeister
der Stadt Schmallenberg), den Herren Stadtdi-
rektoren Bernhard Halbe (Stadt Schmallen-
berg) und Heinrich Nolte (seit 1998 erster
hauptamtlich gewählter Bürgermeister der
Stadt Medebach), Herrn Werner von Buch-
wald (Geschäftsführer in der Industrie- und
Handelskammer Amsberg) sowie Herrn Hans
von der Goltz (Forstdirektor und Leiter des
Forstamtes Schmallenberg) mit der Raument-
wicklung des Sauerlandes besonders vertraute
Repräsentanten der öffentlichen oder quasi-
öffentlichen Hand aktiv an der Jahrestagung
teil.

Diejenigen Autoren der vorliegenden Publika-
tion, die aus dem Kreis der Mitglieder der
Geographischen Kommission für Westfalen
als Referenten oder zur Verfassung zusätzli-
cher Beiträge gewonnen werden konnten, sind
ebenfalls durch ihre verschiedenen planungs-
bezogenen oder öffentlichkeitswirksamen
Funktionen mit der Raumentwicklung im Sau-
erland verbunden. So behandelt Herr Schuldi-
rektor a. D. Reinhard Köhne (Meschede) das
Thema "Kulturlandschaftswandel im Hoch-
sauerlandkreis - Konflikte und Perspektiven"
zugleich aus der Perspektive eines Bezirkspla-
nungsrat-Mitgliedes und Kommunalpolitikers.
Herr Diplomgeograph Eckhard Henseling ist
als Geschäftsführer des Kreisverbandes Süd-
sauerland e.V. (Olpe) in besonderer Weise
kompetent, verschiedenste Aspekte eines sozi-
al- und umweltverträglichen Tourismus im
Südsauerland zu behandeln.

Aufgenommen in diesen Sammelband wur-
den mit den Beiträgen von Herm Pascal Le-
dune (Aachen) und Herrn Diplomgeographen "
Frank Petczelies (Münster) darüber hinaus

Zusammenfassungen zweier jüngst abge-
schlossener Examensarbeiten (Magister bzw.
Diplom), die sich hinsichtlich der Themen-
stellungen Strukturen und räumliche Effekte
von Ferienparks am Beispiel des Gran Dora-
do-Bungalowparks in Medebach (Ledune)
bzw. Mountainbiking und Tourismus (Petcze-
lies) für den inhaltlichen Schwerpunkt unserer
Jahrestagung in besonderer Weise eigneten.
Schließlich stellt der Wiederabdruck einer
Luftbildbeschreibung der Stadt Schmallen-
berg aus dem längst vergriffenen Luftbildatlas
Nordrhein-Westfalen (1969), verfaßt von dem
langiährigen Kommissionsmitglied Prof. Dr.
Adolf Schüttler (Detmold), eine Bereicherung
zum Verständnis der Kulturraumentwicklung
im Hochsauerlandkreis dar.

Die Herausgeber dieses Tagungsbandes be-
danken sich nicht nur bei allen genannten Re-
ferenten und Verfassern sehr herzlich für ihr
Engagement und ihre sehr konstruktive Zu-
sammenarbeit mit der Geographischen Kom-
mission für Westfalen, sondem auch bei allen
Teilnehmern der Jahrestagung 1997 sowie
den an der redaktionellen und kartographi-
schen Gestaltung des Tagungsbandes beteilig-
ten Mitarbeitern in der Geschäftsstelle der
Kommission. Unser Dank gilt auch der
Gechäftsführung des Gran Dorado-Ferien-
parks in Medebach frir die Führung durch die-
ses Großobjekt während unserer Tagesexkur-
sion im Hochsauerlandlaeis.

Wir wünschen diesem Sammelband eine
freundliche Aufnahme in der Öffentlichkeit.
Zugleich hoffen wir, mit der differenzierten
interdisziplinären und zugleich auch praxiso-
rientierten Behandlung des Tagungsthemas
Anstöße zur zukünftigen, dabei vor allem
auch planungsbezogenen Beschäftigung mit
der Nachhaltigkeit der Raumentwicklung im
Sauerland - insbesondere im Sinne des Man-
dats der "Agenda 21" - gegeben zu haben.

Prof. Dr. Heinz Heineberg

Vorsitzender der
Geographischen Kommission für Westfalen

Dr. Klaus Temlitz

Geschdfsführer der
Geographischen Kommission für Westfalen



Grußwort

Bürgermeister Manfred Ochsenfeld

Erster stellvertr. Bürgermeister der Stadt Schmallenberg

Sehr geehrter Herr Vorsitzender Prof. Dr.
Heineberg,
sehr geehrte Mitglieder der Geographischen
Kommission für Westfalen,
sehr verehrte Frau Regierungspräsidentin Dr.
Berve,
sehr geehrter Fien Kreisdirektor Stork,
sehr geehrter Herr Landesrat Nolte,
verehrte Gäste, meine sehr geehrten Damen
und Herren,

zur diesjährigen Jahrestagung der Geographi-
schen Kommission für Westfalen des Land-
schaftsverbandes Westfalen-Lippe heiße ich
Sie, auch im Namen von Herm Bürgermeister
Pape, hier in der Stadthalle, der,,guten Stube"
unserer Stadt, auf das Herzlichste willkom-
men und darf Ihnen die besten Grüße der
Stadt Schmallenberg, des Rates und der Ver-
waltung übermitteln.

Es freut mich sehr, daß Sie als Tagungsort
erstmalig unsere Stadt ausgewählt und den
weiten Weg in den fast südlichsten Bereich
Westfalens auf sich genommen haben; ich
hoffe, Sie hatten eine gute und problemlose
Anreise.

Vielleicht hatten einige unter Ihnen noch kei-
ne Gelegenheit, unsere Stadt und das Schmal-
lenberger Sauerland kennenzulernen. Gestat-
ten Sie mir daher einen Kurzüberblick über
unsere, imZ:uge der kommunalen Neugliede-
rung zum 01.01.1975 entstandene neue Stadt
Schmallenberg. Der Zusammenschluß der
ehemaligen.ll selbst?indigen Gemeinden aus
den beiden Amtern Schmallenberg und Frede-
burg sowie Teilen der ehemaligen Gemeinde
Lenne kann heute nach fast einem Vierteliahr-

hundert als geglückt und gelungen bezeichnet
werden. Die Menschen und die Orte sind zu-
sammengewachsen. Mit rd. 26 790 Einwoh-
nern in 86 Orten und Wohnplätzen ist der
,,Flächenriese" Stadt Schmallenberg mit rd.
303 qkm, von denen ij.ber 60Vo bewaldet sind,
flächenmäßig die größte kreisangehörige Ge-
meinde Nordrhein-Westfalens.

Neben den drei stäatlich anerkannten Luftkur-
orten Grafschaft, Schmallenberg und Norden-
au können wir seit 1995 mit dem jungen
Kneippheilbad ,,Bad Fredeburg" das bisher
einzige Bad im Sauerland aufweisen. Darüber
hinaus beherbergt unsere Stadt in ihren Mau-
em viele schmucke, von Fachwerk und heimi-
schem Schiefer geprägte Dörfer, die von ge-
pflegten Ortsbildern, intakten Dorfgemein-
schaften und beispielhaftem bürgerschaftli-
chen Engagement geprägt sind.

Wie bereits ausgeführt, sind rd. 607o unseres
Stadtgebietes bewaldet. Der Forst- und Holz-
wirtschaft kommt neben der Landwirtschaft
daher zwangsläufig große Bedeutung zu.
Näheres hierzu werden Sie im Laufe des
Nachmittags bei der Führung durch das Holz-
und Touristikzentrum und dem Vortrag von
Herm Forstdirektor von der Goltz sehen und
hören. Auch die morgige Exkusion in das In-
nere des ,,Landes der 1000 Berge" unter be-
währter Führung wird Ihnen einen tieferen
Einblick in diesen für uns wichtisen Wirt-
schaftszweig bringen.

Mit Stolz können wir heute in unserer Stadt
bereits auf acht Bundesgolddörfer im Wettbe-
werb ,,Unser Dorf soll schöner werden"
blicken; der Ortsteil Lenne geht im nächsten
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Jahr ald Landessieger 1997 ebenfalls mit gu-
ten Aussichten in den Bundeswettbewerb.
Nicht von ungefähr hat der Fremdenverkehr
als einer der wichtigsten Wirtschaftszweige
im Schmallenberger Sauerland einen sehr ho-
hen Stellenwert. Die Ubernachtungszahlen er-
reichen jährlich fast die 1-Million-Grenze.

Ein weiterer wichtiger Meilenstein in der Ent-
wicklung unserer Stadt war die Aufnahme der
Kernstadt Schmallenberg im'Jahr'1990 in die
Arbeitsgemeinschaft Historische Stadtkerne
in Nordrhein-Westfalen. Wir sind guter Hoff-
nung, daß zudem der Stadtteil ,,Bad Frede-
burg" in naher Zukunft Mitglied der Arbeits-
gemeinschaft historischer Ortskerne werden
kann.

Bei Ihrer Anreise haben Sie wahrscheinlich
die Baustelle in der Stadtmitte gesehen.
Grund hierfür ist, und dafür nehmen wir gem-
ne die geringen Verkehrsbehinderungen in
Kauf, der Bau der Ortsumgehung - B 236 -
aus Richtung Fleckenberg kommend. Im Be-
reich der Stadtmitte unserer Kernstadt wird
die Bundesstraße auf einer Länge von rd.
220 m,,überdeckelt"; ab Ende diesen Jahres
wird sich vor allem der Durchgangsverkehr
nicht mehr durch die historische Altstadt
Schmallenberg ,,quälen" müssen. Ein lang er-
sehnter Wunsch geht damit für uns endlich in
Erfüllung.

Mit den genannten Beispielen sind, wie Sie
sich vorstellen können, bei weitem nicht alle
anstehenden wichtigen Angelegenheiten, ins-
besondere im Hinblick auf notwendige Struk-
turverbesserungen unseres ländlichen Rau-
mes, angesprochen. Das eine oder andere Pro-
blem wird Ihnen Herr Stadtdirektor Halbe bei

der morgen anstehenden Stadtexkursion si-
cher noch vorstellen und erläutern können.

Meine Damen und Herren,
Sie haben Ihre Jahrestagung unter das Motto
,,Nachhaltige Raumentwicklung im Sauer-
land? - Landschaftswandel, Wirtschaftsent-
wicklung, Nutzungskonflikte" gestellt. Ich den-
ke, daß Sie hiermit eine gute Wahl getroffen
haben, denn die geriannten Themen sind aktu-
eller denn je. Die geographische Lage unserer
Stadt darf sich im Quervergleich mit anderen
Kommunen nicht zum Nachteil auswirken.

Ich freue mich daher, daß die Geographische
Kommission im Jahre 1998 den Hochsauer-
landkreis in der Reihe ,,Städte und Gemeinden
in Westfalen" aufarbeiten und fertigstellen
will. Ich denke, gerade der Hochsauerlandkreis
und nicht zuletzt unsere Stadt bieten Ihnen für
ihre hochgeschätzte Arbeit ein mehr als inter-
essantes Tätigkeitsfeld. Wir freuen uns schon
hierauf und sagen unsere bereitwillige Unter-
stätzung bereits heute geme zu, wobei ich das
Forstamt Schmallenberg mit seinem hier eben-
falls anwesenden Leiter, Herrn Forstdirektor
von der Goltz, sicher mit einschließen darf.

Meine Damen und Herren,
ich weiß, daß auch Ihre Zeit sehr eng bemes-
sen ist. Ich wünsche daher Ihrer Tagung im
61. Jahr des Bestehens der Kommission einen
guten und erfolgreichen Verlauf, Ihrer Mit-
gliederversammlung am heutigen Abend kei-
ne Probleme und Ihnen allen einen angeneh-
men Aufenthalt im Schmallenberger Sauer-
land, verbunden mit einem herzlichen Dank
für Ihre beispielhafte Arbeit und Leistung.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.



Grußwort

Regierungspräsidentin Dr. Raghilt Berve

Bezirksregierung Arnsberg

Herr Professor Heineberg,
meine sehr geehrten Damen und Herren,

ich heiße Sie im Regierungsbezirk Arnsberg
herzlich willkommen und übermittle Ihnen
die Grüße der Landesregierung. Ihrer Tagung
wünsche ich viel Erfolg.

Wenn man im Hochsauerland tagt, dann ver-
gißt man bisweilen, daß der Regierungsbezirk
dank seiner Größe aus einer interessanten Mi-
schung von Teilregionen besteht: In unserem
Info-Faltblatt haben wir das so umschrieben:
"Der geographische Zuschnitt des Regie-
rungsbezirks ermöglicht den Interessensaus-
gleich zwischen dem Ballungskem des mittle-
ren und östlichen Ruhrgebiets mit seinen Bal-
lungsrandzonen und den ländlichen Räumen
des Sauer- und Siegerlandes."

Ihre Tagung beschäftigt sich mit der "nach-
haltigen" Raumentwicklung im Sauerland.
Sie haben gut daran getan, diesen Standort zu
wählen. Denn in der Forstwirtschaft ist der
Begriff "Nachhaltigkeit" geboren.

Innerhalb Nordrhein-Westfalens ist der Re-
gierungsbezirk Arnsberg mit einem Waldan-
teil von 43Vo (rund 350.000 ha Wald) die mit
Abstand waldreichste Region. Entsprechend
hoch ist die Bedeutung des Waldes mit seinen
vielfültigen Funktionen für die im Bezirk le-
benden und arbeitenden Menschen und sein
Umland einzustufen.

"Landschaftswandel, Wirtschaftsentwick-
lung, Nutzungskonflikte" - so heißt der Unter-
titel der heutigen Veranstaltung.

Die drei Begriffe kennzeichnen das Arbeits-
feld von mindestens vier Abteilungen in mei-
ner Behörde. Ihre Aufgaben umfassen:
- Gebietsentwicklungsplanung, Wirtschafts-

förderung, Infrastrukturplanung,
- Umweltschutz, Umweltplanung, Natur-

und Landschaftsschutz,
- Städtebau, Stadtplanung, Erhalt histori-

scher Ortskerne, Denkmalpflege, Dorfer-
neuerung,

- Fremdenverkehr, Kultur- und Kunstförde-
rung.

In diesem Zusammenhang sind Lösungen zu
finden für Nutzungskonflikte, die hauptsächli-
cher Inhalt in unserer täglichen Arbeit sind.

Wenn Sie mich fragen, was das Wort "Nach-
haltigkeit" für meine Arbeit heißen könnte, so
sehe ich die Notwendigkeit, etliche "K's" zu
verstärken: Kommunikation, Kooperation,
Konzeption, Kreativität.

Kommunikation und Kooperation sind die
Voraussetzungen dafür, wenn Kräfte mobili-
siert, verstärkt oder dauerhaft werden sollen.

In den Regionen - vor allem auch im Sauer-
land - sind Menschen aktiv und erfolgreich in
den Bereichen: Wirtschaft, Forstwirtschaft,
Fremdenverkehr, Kultur. Sie könnten zusam-
men noch viel mehr bewegen.

Lassen sie mich ein weiteres Beispiel nennen:
Wenn wir in den 60er Jahren geglaubt haben,
wir könnten mit Plänen die Probleme lösen
und mit umfangreichen Messungen am Ende
der Leitungen "technischen Umweltschutz"



betreiben, so stellen wir heute emüchtert fest,
daß wir Personal für die Kontrolle nicht mehr
bezahlen können. Und Pläne allein können
nichts bewirken, wenn nicht in den Köpfen
der Menschen der unbedingte Wille vor-
herrscht, sie auch umzusetzen.

Vielmehr sollten wir die drei "K's" fördern:
Kommunikation, Kooperation, Konzeption.
Reserven und Ressourcen in diesem Raum
sehe ich im Zusammengehen von Wirtschaft
und Fremdenverkehr unter einer viel intensi-
veren Einbeziehung von Landschaft, Kul-
turerbe und Kulturschaffenden. Sie müssen
zusammenfinden. Man muß eine gemeinsa-
me Sprache finden. Die Veranstaltung heute
kann ein weiterer Schritt auf diesem Wee
sein.

Die Landesregierung fördert, hilft mit finanzi-
ellen Mitteln, wenn die Region die Konzepti-

on noch erreicht, und zwar eine Konzeption,
die aus der Region entwickelt und von ihr ge-
tragen wird. Das Profil der Region soll helfen,
gestärkt in den Konkurrenzkampf mit anderen
Regionen zu gehen. Das bedeutet aber zu-
nächst, die Konkurrenzgedanken innerhalb
der Region zu überwinden und zu gemeinsa-
men Zielen zu kommen.

Meine Damen und Herren,
abschließend möchte ich mein Bedauern dar-
über zum Ausdruck bringen, daß Frau Regie-
rungsdirektorin.Hildegard Richard aus mei-
nem Hause und Mitorganisatorin Ihrer Jahres-
tagung wegen ihrer plötzlichen Erkrankung
nicht als Referentin teilnehmen kann. Ich
wünsche Frau Richard von hier aus gute Bes-
serung.

Ihrer Tagung wünsche ich einen ertragreichen
Verlauf.



Grußwort

Landesrat Friedhelm Nolte

Landschaftsverband Westfalen-Lippe, Abteilung Kulturpfl ege

Frau Dr. Berve, Herr Ochsenfeld, Herr Storck,
Herr Professor Heineberg,
meine sehr verehrten Damen und Herren,

zu den wesentlichen Tätigkeitsbereichen des
Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe im
Rahmen der ihm übertragenen Aufgaben der
landschaftlichen Selbstverwaltung zählt zw ei-
fellos die übenegionale Kulturpflege. Wenn
Frau Dr. Berve soeben von der Notwendigkeit
sprach, etliche ,,K's" zu verstärken, so kann
ich dem nur beipflichten und noch das große

,,K" hinzufügen: Kulturpflege. Voraussetzung
einer optimalen Förderung, Koordinierung
und Kooperation ist dabei auch die überregio-
nale Ebene, wie sie bei uns in Westfalen mit
dem Landschaftsverband Westfalen-Lippe
gegeben ist, den ich hier vertrete und in des-
sen Namen ich Sie herzlich begrüßen darf.

Übenegionale Kulturpflege wirksam zu prak-
tizieren heißt nicht nur, sie aktiv von Münster
aus zu betreiben. sondern vielmehr auch die
jeweilige Teilregion, Stadt oder Gemeinde
Westfalens aufzusuchen, in der sich aktuelle
Fragen der landschaftlichen Kulturpflege stel-
len. Diese Fragen können dann dort konkret
durch den Erfahrungsaustausch mit örtlichen
Sachkennern, in Vorträgen und Aussprachen
sowie durch unmittelbare Erlebbarkeit an-
schaulich dargestellt, erörtert und nach Mög-
lichkeit im Sinne der auch heute und hier dis-
kutierten Nachhaltigkeit gelöst werden.

Insofem begrüße ich es sehr, daß die Geogra-
phische Kommission für Westfalen zu ihrer
diesjährigen Tagung wieder einmal "vor Ort"
gegangen ist. In diesem Fall hat sie Schmal-
lenberg als Tagungsstätte gewählt, eine Stadt

im Hochsauerland, die sich vor die große
Aufgabe gestellt sieht, ihre vielfältigen wirt-
schaftlichen, vor allem auch fremdenver-
kehrsbezogenen Potentiale mit den unter-
schiedlichsten Ansprüchen an die Raument-
wicklung in Einklang zu bringen.

Ich bin der Einladung der Geographischen
Kommission und ihres Vorsitzenden Prof. Dr.
Heinz Heineberg sowie seiner Bitte um ein
Grußwort zu dieser Tagung gerne gefolgt,
bietet doch eine Veranstaltung wie diese in
besonderer Weise Gelegenheit zu dem bereits
angesprochenen Austausch von Erfahrungen,
Erkenntnissen und Anregungen zwischen der
Landesforschung einerseits und Entschei-
dungsträgern sowie interessierten Bürgerin-
nen und Bürgern vor Ort andererseits.

Die Geographische Kommission für Westfa-
len ist eine der bereits vom Vorgänger des
LWL, dem Provinzialverband Westfalen, ins
Leben gerufenen Westftilischen Kommissio-
nen für Landeskunde. Diese Kommissionen,
in die jeweils nach Vorschlag und Abstim-
mung anerkannte Vertreter aus Wissenschaft
und Praxis gewählt werden, haben die Aufga-
be, mit ihrer fachlichen Kompetenz Westfalen
zu erforschen und die Ergebnisse der Untersu-
chungen wissenschaftlich solide, aktuell so-
wie allgemeinverständlich der Öffentlichkeit
zugängig zu machen.

Als Besonderheit ist dabei hervorzuheben,
daß die Kommissionsmitglieder - etwa 50-70
pro Kommission - ihr Wissen und Können je-
weils ehrenamtlich einbringen. Stellvertre-
tend für alle Mitglieder der Kommissionen
möchte ich an dieser Stelle den hier anwesen-



den Mitgliedern der Geographischen Kom-
mission ganz herzlich für dieses, in dieser
Form heutzutage durchaus nicht mehr selbst-
verständliche Engagement danken.

Die Geographische Kommission für Westfa-
len hat seit ihrer Gründung vor nunmehr 61
Jahren in ihren Schriftenreihen und ihrem
"Geographisch landeskundlichen Atlas von
Westfalen" eine stattliche Zahl von Fach-
beiträgen zu Naturraum und Landschaftsöko-
logie, Bevölkerung, Siedlungswesen, Orts-
und Regionalplanung, Land- und Forstwirt-
schaft, Gewerbe und Industrie, Verkehr und
Fremdenverkehr sowie zu regenerativen En-
ergien und Umweltfragen vorgelegt.

Vor zweieinhalb Jahren startete die Kommis-
sion zudem eine weitere Veröffentlichungs-
reihe, die Reihe "Städte und Gemeinden in
Westfalen", die sich gezielt an die Kreise,
kreisfreien und kreisangehörigen Städte und
Gemeinden und deren Einwohner richtet und
die - nicht nur aus meiner Sicht - einen wichti-
gen Beitrag zum kulturpolitischen Auftrag
des LWL und zur Dokumentierung der kultur-
landschaftlichen Identität Westfalens dar-
stellt. Dem im Juni dieses Jahres erschienenen
vierten Band der Reihe, dem Band "Der Kreis

Paderborn", sollen als nächste die Bände
"Kreis Olpe" und "Hochsauerlandkreis" fol-
gen. D.h. jeder, der über die auf der heutigen
Tagung angesprochenen Themen hinaus am
Sauerland und seinen Gemeinden, ihrem je-
weiligen Entwicklungsgang, ihrer Infrastruk-
tur und ihren Entwicklungsperspektiven inter-
essiert ist, kann in diesen einmaligen Nach-
schlagewerken,,Olpe" und,,Hochsauerland-
kreis" demnächst fündig werden.

Stets ist die Geographische Kommission also
sozusagen "am Ball", wenn es darum geht, für
die Landeskenntnis relevante Forschungser-
gebnisse in Form vielfZiltig illustrierter Publi-
kationen einer breiten Offentlichkeit zu er-
schließen, oder wenn es gilt, innovative Ar-
beitsprogramme zur regionalen Landesfor-
schung an wechselnden Standorten in Westfa-
len vorzustellen und die angestrebte anwen-
dungsorientierte Ergebnisaufbereitung durch
die Aufnahme von Ideen oder Hinweisen aus
den Reihen der jeweiligen Referenten und
Zuhörer aus der Region.zum Nutzen der Lan-
desforschung und der Offentlichkeit zu opti-
mieren. So gesehen wünsche ich - mit Dank
an alle an der Vorbereitung und Durchfthrung
Beteiligten - dieser Tagung und der morgigen
Exkursion einen höchstinformativen Verlauf.



Grußwort

Kreisdirektor Winfried Stork

Hochsauerlandkreis

Sehr geehrter Herr Prof. Heineberg,
sehr verehrte Frau Regierungspräsidentin Dr.
Berve,
sehr geehrter Herr Landesrat Nolte,
sehr geehrter Herr Bürgermeister,
sehr geehrter Herr Stadtdirektor!

Ich möchte Ihnen zunächst einmal die Grüße
des Hochsauerlandkreises, insbesondere von
Kreistag und Landrat Franz-Josef Leikop
überbringen. Ich bitte, Herrn Landrat Leikop
zu entschuldigen, da er einen anderen wichti-
gen Termin wahmimmt.

Das von Ihnen gewählte Thema ,,Land-
schaftswandel, Wirtschaftsentwicklung und
Nutzungskonflikte" hat für den Hochsauer-
landkreis große Bedeutung. Insbesondere
Nutzungskonflikte liegen hier in unserer Re-
gion auf der Hand.

Ich will Ihnen einige Beispiele nennen: Der
Hochsauerlandkreis ist nicht der Wasserturm
des Ruhrgebietes. Wir sind nicht die grüne Lun-
ge des Ruhrgebietes. Wir sind dies a u c h,
aber in erster Linie sind wir eine pulsierende
Wirtschaftsregion. Wir waren Mitte der 70er
Jahre das Gebiet mit der höchsten Arbeitslo-
senrate Nordrhein-Westfalens. Durch intensi-
ve Anstrengungen,aller hier Lebenden sind
wir ab Mitte der 80er Jahre bis Mitte der 90er
Jahre das Gebiet mit der niedrigsten Arbeitslo-
senrate in Nordrhein-Wesffalen geworden.

Diese Erfolge kamen nicht von allein. Wir ha-
ben das Glück gehabt, daß eine mittelstän-
disch geprägte, in prosperierenden Bereichen
arbeitende Industrie der Kempunkt für die Ar-
beitsplätze im Hochsauerlandkreis ist. Fast
5O Vo der im Hochsauerlandkreis vorhande-

nen Arbeitsplätze befinden sich in der ge-
werblichen Industrie und der Bauindustrie.
Dies ist anormal hoch, erheblich höher als
z.B. im Ruhrgebiet.

Das bedeutet aber auch, daß diese Industrien
Platz brauchen, insbesondere die erfolgreichen
Unternehmen. Das ist auch der Grund, warum
wir in den letzten 20 Jahren in erheblichem
Umfang Gewerbegebiete ausweisen mußten
und wir die nächste große Runde von Auswei-
sungen von Gewerbegebieten vor uns haben.

Diese Ausweisung von Gewerbegebieten bringt
Nutzungskonflikte mit sich. Auf den Bergen
liegen diese Gebiete in der Regel nicht. Sie lie-
gen vielmehr in den häufig ökologisch bedeu-
tenden Talauen, und damit ist der Nutzungs-
konflikt da. Es gibt sicherlich keine Patentre-
zepte, man muß vielmehr im Einzelfall abwä-
gen, welchen Zielen man den Vorrang gibt. Ich
glaube, daß das in den letzten Jahren im
Hochsauerlandkreis sehr gut gelöst worden ist.

Eine Lösung ist es auf jeden Fall nicht, wenn
man von oben am ,,Grünen Tisch" Natur-
schutzgebiete, Biosphdrenreservate oder FFH-
Gebiete ausweist und sie gegen den Willen
der hier lebenden Bevölkerung durchsetzt.
Hier sollte man lieber die Instrumerite vor Ort
- wie z.B. die Landschaftsplanung durch den
Hochsauerlandkreis - anwenden. um das Ziel
Natur- und Landschaftsschutz zu erreichen.

Ihrer Tagung wünsche ich im schönen Sauer-
land alles Gute, viel Erfolg und viele Anre-
gungen.

Im übrigen bedanke ich mich für Ihre Auf-
merksamkeit.





Nachhaltige Raumentwicklung

Zur Einftihrung in die Thematik und in den Thgungsband ,,Nachhaltige Raumentwick-

lung im Sauerland? - Landschaftswandel, Wirtschaftsentwicklung, Nutzungskonflikte"*

Heinz H e i n e b e r g, Münster

Der Haupttitel des Themas der Jahrestagung
der Geographischen Kommission für Westfa-
len in Schmallenberg (5.16.9.1997) endet be-
wußt mit einem Fragenzeichen. Nun bezieht
sich eine Frage - falls sie keine rhetorische ist
- grundsätzlich immer auf einen Sachverhalt,
der einer Klärung, einer Bestätigung oder
Korrektur oder einer Information bedarf. Ich
möchte mich im folgenden vor allem auf den
ersten Teil der Frage konzentrieren, nämlich:
Was ist überhaupt mit Nachhaltigkeit oder mit
dem Konzept der Nachhaltigkeit in der Raum-
entwicklung, insbesondere in der Kommunal-
und Regionalentwicklung, gemeint? Die kon-
kreten regionalen oder auch lokalen Bezüge
auf das Sauerland, d. h. Fragen wie: ,,Was be-
deutet Nachhaltigkeit für die Raumentwick-
lung im Sauerland aus der Sicht der Landes-
kunde, der Regionalplanung, der Wirtschaft,
der Kommunen, der Landschaftspflege, der
Ferstwirtschaft, des Tourismus etc.?" sollen
abschließend anhand von Zusammenfassun-
gen und Kurzbewertungen der Aufsätze die-
ses Sammelbandes zwar angesprochen, im
einzelnen jedoch den jeweiligen Beiträgen
vorbehalten beleiben.

1. Das Konzept der Nachhaltigkeit auf der
internationalen und nationalen Ebene

Seit der Veröffentlichung des sog. Brundt-
land-Berichtes der Weltkommission für Um-
welt und Entwicklung im Jahre 1987 (vgl. V.
Hnurr 1987), der Konferenz der Vereinten
Nationen für Umwelt und Entwicklwg 1992

* 
Das in das Thema der Tagung einführende Referat wur-

de für die vorliegende Fassung inhaltlich ergänzt sowie
aktualisiert (Stand Februar 1998).

in Rio de Janeiro, der Verabschiedung der
sog. Charta der Europäischen Städte und Ge-
meinden auf dem Weg der Zukunftsbestän-
digkeit 1994 in Aalborg (auch Charta von
Aalborg genannt) sowie der zweiten Konfe-
renz der Vereinten Nationen über menschli-
che Siedlungen, der sog. Habitat II, im Juni
1996 in Istanbul hat international, ja sogar
global ein Prozeß des Nachdenkens sowie lo-
kaler und regionaler Aktivitäten in bezug auf
eine sog. dauerhafte und umweltgerechte,
nachhaltige oder zukunftsfähige Entwicklung
begonnen. Unter dem neuen Leitbild der sog.
Sustainable Development - eine Bezeichnung,
die bereits in den 70er Jahren sowohl in der
Konferenzdiplomatie als auch in der Wissen-
schaft genutzt wurde - soll versucht werden,

,,einen Ausweg aus der globalen wirtschaftli-
chen, ökologischen und sozialen Krise zu fin-
den" (Pevue 1997, S. 14). So formulierte die
sog. Enquete-Kommission des 13. Deutschen
Bundestages mit der Bezeichnung ,,Schutz
des Menschen und der Umwelt - Ziele und
Rahmenbedingungen einer nachhaltigen zu-
kunftsverträglichen Entwicklung" in ihrem
Zwischenbericht des Jahres 1997 zum sog.
Konzept der Nachhaltigkeit wie folgt: ,,Auf
der Konferenz der Vereinten Nationen für
Umwelt und Entwicklung (UNCED) im Juni
1992 in Rio de Janeiro wurde ein Prozeß in
Gang gesetzt, der darauf abzielt, von der Ebe-
ne der internationalen Politik über die natio-
nalen Regierungen bis hin zu den Kommunen
eine gemeinsame Zukunft zu gestalten. Die
internationale Staatengemeinschaft hat sich
damals auf das Leitbild einer nachhaltig zu-
kunftsverträglichen Entwicklung verständigt.
Die mit dem Leitbild verbundene grundlegen-
de Zielsetzung, die in der Agenda 21 nieder-

11



Wirtschaftliche
Verträglichkeit

Sustainable Development

Nachhaltige Entwicklung

Okologische
Verträglichkeit

Soziale
Verträglichkeit

Internationale
Kooperation
("Dritte Welt")

Entwurf: H. Heineberg
Graphik: M. Uhlendorf
Quellen: K. Fiedler 1997, SPD-Bundestagsfraktion 1997

Abb. 1: Aspekte des neuen Leitbildes der nachhaltigen Entwicklung

gelegt ist, nämlich gleichzeitig. die natürlichen
Lebensbedingungen zu erhalten, wirtschaftli-
chen Wohlstand zu ermöglichen und für so-
ziale Gerechtigkeit zu Sorgen, bedingt in den
Unterzeichnerstaaten Anderungen in sämtli-
chen Politikbereichen. Letztlich ist es erfor-
derlich, die Defizite bisheriger Politik zu
überwinden und flexible und diskursive
Strukturen in Wirtschaft, Politik und Gesell-
schaft zu schaffen, um eine integrative Politik
einer nachhaltig zukunftsverträglichen Ent-
wicklung gestalten zu können".

Mittels einer nachhaltigen oder ressourcen-
schonenden und umweltverträglichen Ent-
wicklung soll somit versucht werden, drei
Aspekte bzw. Dimensionen miteinander zu
vereinbaren (vgl. Abb. 1), nämlich

1. Die wirtschaftliche Verträglichkeit bei
gleichzeitiger Verbesserung der ökonomi-
schen Lebensbedingungen,

2. die soziale Verträglichkeit einschließlich
der Verbesserung der sozialen Sicherheit
und

3. die ökologische Verträglichkeit, d. h. die
langfristige Sicherung der natürlichen Le-
bensbedingungen (vgl. auch SPD-Bundes-
tagsfraktion 1997, S. 3).

Dies ist der wesentliche Kern des Leitbildes
der nachhaltigen Entwicklung, auf die sich
die internationale Staatengemeinschaft 1992
in Rio de Janeiro geeinigt hat (Freolen 1977,
S. 348). Hinzu kommt noch ein - häufig in der
Diskussion und der Anwendung nachhaltiger
Konzepte übersehener - weiterer wichtiger
Aspekt, nämlich

4. die Verbesserung der internationalen
Kooperation in bezug auf die sog. Entwick-
lungsländer oder die,,Dritte Welt".

Auf der internationalen Ebene wurde in Rio
de Janeho eine UN-Kommission für nachhal-
tige Entwicklung (Commission on Sustaina-
ble Development, CSD) gegründet; diese soll
die Umsetzung der Beschlüsse von Rio koor-
dinieren und voranbringen. Durch Initiative
dieser zentralen Institution, in der die ,,Indu-
strie- und Entwicklungsländer auf hoher poli-
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tischer Ebene wichtige Fragen der Umwelt-
und Entwicklungspolitik und ihre Integration
in alle Politikbereiche diskutieren" (Fmolen
1997, S. 349), sind bereits fünf Weltkonferen-
zen mit den Themen
- Bevölkerung und Entwicklung (in Kairo

1994),
- Soziale Sicherung (in Kopenhagen 1995),
- Frauen (in Peking 1995),
- Stadtentwicklung (in Istanbul 1996, be-

kannt auch als Habitat II) sowie
- Ernährung (in Rom 1996) zustande gekom-

men. Hinzu kam
- eine Sondergeneralversammlung der Ver-

einten Nationen in New York (1997) als er-
ste umfassende Bestandsaufnahme des
Rio-Prozesses.

In Rio haben sich die 178 Staats- und Regie-
rungschefs angesichts der,,fortschreitenden
Zerstörung des Okosystems Erde und des
Nord-Süd-Konflikt(s)" (Mercn 1997, S. 6) zur
Rettung unseres Globus verpflichtet und da-
mit die nachhaltige Entwicklung zu einer
staatlichen Aufgabe gemacht. In dem Konfe-
renzergebnis des Aktionsprogramms Agenda
21 ist zudem festgelegt, daß auf der kommu-
nalen Ebene, d. h. in den Städten, Kreisen und
Gemeinden, lokale Agenden entwickelt wer-
den sollen (vgl. Fnolen 1997).

Zu der Sondergeneralversammlung der Ver-
einten Nationen im Juni 1997 in New York
hat die deutsche Bundesregierung einen im
Februar 1997 vom Bundeskabinett verab-
schiedeten Bericht mit dem Titel ,,Auf dem
Wege zu einer nachhaltigen Entwicklung in
Deutschland" vorgelegt, der die bisherigen
umweltpolitischen Aktivitäten der Bundesre-
publik Deutschland auf den verschiedenen
Feldern, z.B. in der Luftreinhaltung oder etwa
in Naturschutz und Landschaftspflege, sowie
Strategien für eine nachhaltige Entwicklung')
aufzeigt . Dabei geht es um folgende Berei-
che: Umwelt und Wirtschaft, Energieversor-
gung, Verkehr, Landwirtschaft, Forstwirt-
schaft, Fischereiwirtschaft, Raum- und Sied-

l) Zur nationalen Entwicklung der Umweltpolitik und zu

den Instrumenten der Verwirklichung einer dauerhaft-
umweltgerechten Entwicklung in Deutschland vgl. auch

das Umweltgutachten 1994 des Rates von Sachverständi-
gen für Umweltfragen (Sachverständigenrat für Umwelr
fragen 1994).

lungsentwicklung, Tourismus, Gesundheit,
Forschung und Entwicklung, Umweltbildung,
internationale Umweltzusammenarbeit, Ent-
wicklungszusammenarbeit, öffentliche Ver-
waltung sowie Streitkräfte (Fnnr-en 1997, S.

349). Bereits diese Auflistung größerer Poli-
tikbereiche deutet die Vielseitigkeit der sach-
lichen Bezüge zur nachhaltigen Entwicklung
an.

2. Handlungsdefizite und jüngste kommu-
nale Aktivitäten in der nachhaltigen
Entwicklung

Trotz der vielen internationalen und nationa-
len Aktivitäten hat sich bis zur Gegenwart
eine Ernüchterung breit gemacht. So stellt K.
Fmnmn im Heft 511997 der Zeitschrift ,,Der
Städtetag" fest: ,,Fünf Jahre nach dem Um-
weltgipfel von Rio de Janeiro 1992 weiß die
große Mehrheit der Bevölkerung nichts mit
dem Begriff 'Agenda 2l' anzufangen" (ebd.,
S. 347). Und J. Marcn (1997) resümiert in sei-
nem jüngst erschienenen Artikel mit dem Ti-
tel ,,Fünf Jahre nach Rio. Konzepte gibt's ge-
nug - es fehlt am Willen": ,,Vor der Heraus-
forderung, von einer zerstörerischen zu einer
'nachhaltigen Entwicklung' umzusteuem, ha-
ben die Regierungen der Welt kläglich ver-
sagt" (ebd., S. 6).

S. KUHN und M. Znvr,cmmlw (1996) stellten
fest, daß in der Bundesrepublik Deutschland
die Mehrzahl der Kommunalverwaltungen
dem Rio-Mandat nicht gefolgt ist, denn laut
Kapitel 28.2 der Agenda 21 sollte sich bis 1996

,die Mehrheit der Kommunalverwaltungen der
einzelnen Länder gemeinsam mit ihren Bür-
gem einem Konsultationsprozess unterzogen ...

und einen Konsens hinsichtlich einer'kommu-
nalen Agenda 21' fiir die Gemeinschaft erzielt
haben" (ebd. 1996, S. 153). Bis zum Beginn
des Jahres 1996 gab es in Deusch'land jedoch
keine ,,fertige" Lökale Agenda 212). Initiativen

2) Wie eine Umfrage des Difu-Instituts, Berlin, im Früh-
jahr 1996 ergab, sahen zwar 537o der befragten 157 Städ-

te die Lokale Agenda 21 als kommunale Aufgabe an,

48Vo hatten zu dem Zeitpunkt jedoch keinen entsprechen-

den politischen Beschluß zur Lokalen Agenda 21 beab-

sichtigt, bei erst lTVo war dieser erfolgt und bei weiteren

24Vo inYorbereitung (Rösler 1996, S. 49). Vgl. auch
Rösler (1997) mit den Ergebnissen eines zweiten Erfah-
rungsaustauschs im Deutschen Institut für Urbanistik in
bezug auf die Lokale Agenda 21.
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kamen bis dahin ,,fast ausschließlich aus dem
Bereich tler Umwelwerwaltung'oder von Um-
weltgruppen, teilweise auch aus dem kirchli-
chen Bereich und aus entwicklungspolitisch
engagierten Initiativen und Verwaltungsteilen"
(ebd., S. 154). Als Gründe für die Handlungs-
defizite in Deutschland werden von KusN/
ZnrnmnvaxN genannt:

,,- [1.] die ohnehin bereits anspruchsvolle Pla-
nungspraxis in Deutschland,

- [2.] die Erfahrungen mit innovativen An-
sätzen kommunaler Entwicklungsplanung
aus den 70er- und 8Oer-Jahren,

- [3.] eine mangelnde Anleitung des Prozes-
ses und (der) Versorgung mit Informatio-
nen von Bund, Ländern und den kommu-
nalen Spitzenverbänden,

- [4.] ein Nachlassen der Popularität des
Themas mit zunehmendem Abstand von
,,Rio" und damit des Interesses in den
Kommunen" (ebd. , S. 153). Andere Ursa-
chen waren u. a. ,,Ratlosigkeit, Überforde-
rung oder auch mangelnde Einsicht in die
Notwendigkeit" (ebd., S. 154).

Einen bedeutenden Anstoß für jüngere Initia-
tiven in bezug auf Nachhaltigkeit in der Kom-
munalentwicklung hat die zweite Konferenz
der Vereinten Nationen zu menschlichen
Siedlungen, die sog. Habitat tr, im Jahre 1996
bewirkt. Zu Habitat II hat das Bundesbaumi-
nisterium einen Nationalbericht Deutschland
veröffentlicht (vgl. Bundesministerium für
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau
- BMBau - 1996). Viel Beachtung in der städ-
tebaulichen Fachdiskussion fand auch der
Städtebauliche Bericht über,,Nachhaltige
Stadtentwicklung", der im Februar 1996 von
der Bundesforschungsanstalt für Landeskun-
de und, Raumordnung veröffentlicht wurde3).

Hinzu kommt eine Reihe weiterer intematio-
naler, nationaler oder auch länderbezogener
Institutionen, die sich um die Durchsetzung
der Lokalen Agenda 21-Planung bemühen.
Dazu zählen z.B.
- der Intemationale Rat für Kommunale Um-

weltinitiativen (ICLEI), der im Rahmen
der sog. Kampagne europäischer zukunfts-
beständiger Städte und Gemeinden den

3) Vgl. auch das Themenheft 213 von 1996 über,,Nach-
haltige Stadtentwicklung" in den ,,Informationen zur
Raumentwicklung" vom gleichen Herausgeber BfuR.

sog. Europen Local Agenda Planning Gui-
de entwickelt hat, oder

- die am 1. Juli 1996 in Nordrhein-Westfalen
eingerichtete Vermittlungsstelle AGEN-
DA-TANSFER (Bonn), die die städtische
und regionale Nachhaltigkeit im Sinne der
Lokalen Agenda 21 unterstützt.

1997 stellte H.-P. GnrzwBrLER fest, daß ,,in-
zwischen viele Städte und Gemeinden dabei
(sind), sich darüber im klaren zu werden, was
unter Nachhaltigkeit zu verstehen ist und wie
lokale Strategien, eine lokale Agenda 21,
aussehen könnten" (ebd., S. 130). ,,Die Ent-
wicklung und Umsetzung von Konzepten der
nachhaltigen Stadt- und Regionalentwick-
lung wird auch vom BMBau gefördert" (ebd.,
1997, S. 130). So hat das Bundesbauministe-
rium ,,die BfLR mit der Vorbereitung und
Durchführung entsprechender Modellvorha-
ben im Rahmen des Experimentellen Woh-
nungs- und Städtebaus (ExWoSt) und des
Forschungsprogramms Modellvorhaben der
Raumordnung beauftragt" (ebd.). In dem
bundesweiten Projekt mit dem Titel ,,Städte
der Zukunft - Strategien und Maßnahmen
nachhaltiger Stadtentwicklung" werden in
Zukunft zahlreiche kommunale Einzelvorha-
ben gefördert. Es sollen dabei insbesondere
,,Leitvorstellungen bezüglich einer nachhalti-
gen Stadtentwicklung unter besonderer
Berücksichtigung des Beitrages des städte-
baulichen Instrumentariums" (ermittelt wer-
den) (ebd., S. 130). Lokale Aktionspläne sol-
len durch Pilotprojekte in einer Anzahl aus-
gewählter Modellstädte, darunter u.a. in
MünsterÄVestfalen, entwickelt werden. Von
den hiermit gewonnenen Erfahrungen sollen
später nicht nur andere Kommunen in
Deutschland, sondern in der ganzen Welt
profitieren (vgl. Heunn 1997, Heur,/Perans
1997).

Von besonderer Bedeutung ist nun, daß in den
Prozeß der Ausführungen der Lokalen Agen-
da 21 jeweils nicht nur die einzelnen kommu-
nalen Vertretungen und Verwaltungen, son-
dern auch unterschiedlichste Gruppen und In-
stitutionen aus der Öffentlichkeit, O. n. aie
Wirtschaft, Kirche, Verbände, gesellschaftli-
che Gruppierungen und die Region, einbezo-
gen sein sollen (vgl. die ,,institutionelle Ebe-
ne" in Abb. 2). Damit ist beabsichtigr, die Öf-
fentlichkeit nicht nur zu informieren und zu
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Entwurf: H. Heineberg nach D. Sibum 1997
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Abb. 2: Das ,,Tetraeder" der nachhaltigen Entwicklung

mobilisieren, sondern sie zugleich für eine
nachhaltige umweltverträgliche Entwicklung
zu sensibilisieren. Die Einbeziehung einer
breiten institutionellen Ebene einschließlich
der Bürger in den Prozeß der Nachhaltigkeit
kann als Chance für eine neue Ara der Kom-
munalpolitik angesehen werden (NterrlnxN
1997, S. 57). Oder genauer ausgedrückt: ,,Die
Lokale Agenda 21 ist ein völlig neues Betäti-
gungsfeld für die Kommunen, ihre Initiativen,
ihre Wirtschaft und ihre Bürger, sowohl, was
den Prozeß der Aufstellung und der Umset-
zung angeht, als auch bezüglich des Inhalts"
(ebd., S. 58).

Es ergibt sich somit, daß sich die Erarbei-
tung und Umsetzung von Nachhaltigkeits-
konzepten im Sinne der Lokalen Agenda 21
nicht nur grundsätzlich auf eine Vielzahl lo-
kaler und auch regionaler Einzelaspekte der
Raumentwicklung bezieht, sondern - wenn
die genannte institutionelle Ebene im vollen

Umfang mitberücksichtigt wird - ein organi-
satorisch sehr komplizierter, personal(ko-
sten)intensiver und zudem langfristiger Pro-
zeß ist.

Wie eine Umfrage des Deutschen Instituts
für Urbanistik, Berlin, im Frühjahr 1997 un-
ter 150 Stadten ergab, klagten die meisten
Kommunen darüber, daß sie nicht über genü-
gend Finanzen und Personal verfügen, um
den Agenda-Prozeß professionell abzusi-
chern (vgl. auch SPD-Bundestagsfraktion
1997, S. 86-87). Immerhin ein Drittel der
Städte gab andere Prioriäten als Hemmnisse
an, und rd. ein Fünftel führten Informati-
onsdefizite für die Umsetzung der Lokalen
Agenda 2I auf. Eine weitere große Schwie-
rigkeit in der Nachhaltigkeitsdiskussion be-
steht offenbar in der Einbeziehung der örtli-
chen Wirtschaft. ,,Bisher sind kaum Beispie-
le bekannt, wo dieses gelungen ist" (ebd., S.

86).
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Quelle: Deutsches Institut filr Urbanistik. Berlin 1997 Entwurf: H. Heineberg

Abb.3: Hemmnisse bei der Erarbeitung und Umsetzung der,,Lokalen Agenda 21"

3. Zum Begriff und zur inhaltlichen Viel-
gestaltigkeit der Sustainable Develop-
ment

Die bereits genannte Ratlosigkeit und Unsi-
cherheit der Bürger und vieler Institutionen,
insbesondere der Kommunen, mit der nach-
haltigen Entwicklung liegt sicherlich z. T. in
dem in der deutschen Sprache vordem eher
selten benutzten Terminus Nachhaltigkeit be-
gründet. ,,Wie eine Untersuchung des Bun-
desumweltministeriums belegt, ist der Begriff
der ,,Nachhaltigkeit" nicht tief im Bewußtsein
der deutschen Bevölkerung verankert. Im Ja-
nuar des Jahres 1996 meinten im Westen nur
ll 7o und im Osten Deutschlands gar nur 7 Vo

der Bevölkerung, den Begriff ,,nachhaltige
Entwicklung" schon einmal gehört zu haben"
(Nmualw 1997, S. 10, vgl. auch Bundesmini-
sterium für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit 1996).

Der Begriff ,,nachhaltige Entwicklung" stellt
den Versuch dar, die bereits genannte engli-
sche Bezeichnung,,Sustainable Develop-

ment" (vgl. Pee.nce u.a. 1990, Ren 1995) ins
Deutsche zu übertragen. Da eine wörtliche
Ubersetzung des englischen Terminus schei-
tert, existiert zudem eine Anzahl von ver-
wandten oder abgeänderten Bezeichnungen
wie beispielsweise dauerhafte, umweltgerech-
te oder etwa zukunftsfähige Entwicklung (vgl.
u. a. Akademie für Raumforschung und Lan-
desplanung 1994, BfLR 1996, HAnsonrH
1993, Koprurr-LER 1993, Snnxan 1993), wo-
durch einer weiteren Begriffsverwimrng Vor-
schub geleistet wird. Die deutsche Uberset-
zung von Sustainable Development als nach-
haltige Entwicklung ist jedoch ,,deshalb eine
geglückte Annäherung, weil damit an ein al-
tes Konzept aus der Forstwirtschaft ange-
knüpft werden kann". Denn ,,bereits seit An-
fang des 19. Jahrhunderts4) wird dort der Leit-
gedanke der Nachhaltigkeit gepflegt: Die Be-
wirtschaftung eines Waldes ist dann nachhal-
tig, wenn nur so viel Holz geschlagen wird,
wie auch wieder nachwachsen kann" (BfLR
1996, S. 10; vgl. auch den Beitrag von H. von
der Goltz in diesem Band). Bereits im 19.
Jahrhundert wurde der Begriff Nachhaltigkeit
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inhaltlich um ökologische Aspekte in bezug
auf die Waldwirtschaft erweitert, z. B. die
Funktion des Waldes als Wasserspeicher oder
als Sauerstoffproduzent (SPD-Bundestags-
fraktion 1997, S. 1i). Dieser haushälterische,
substanzerhaltende Umgang mit der erneuer-
baren Ressource Wald erscheint somit als
ausgezeichneter Anknüpfungspunkt für ein
neues Entwicklungsmodell der Nachhaltigkeit
(BfLR 1996, S. 10).

Ist somit offenbar ein zufriedenstellender
Versuch der Übersetzung der intemational ge-
bräuchlichen Bezeichnung Sustainable Deve-
lopment gelungen, so ergibt sich die Frage,
wie umfassend der Kriterien- oder Indikato-
renkatolog zur Identifizierung oder Abbil-
dung von Nachhaltigkeit ist oder sein muß
und ob Nachhaltigkeit überhaupt meßbar ist.

Zunächst einmal gilt, daß das gesamte inhalt-
liche Spektrum der nachhaltigen Entwicklung
außerordentlich breit ist (vgl. auch Hesse
1996, Wolf 1996). So nimmt die ,,Agenda
2I",wie bereits ein Auszug aus deren Inhalts-
verzeichnis veranschaulicht (vgl. Abb. 4),
,,Bezug auf nahezu alle Bereiche menschli-
chen Handelns und Wirtschaftens, aus denen
jede Kommune die für sie relevanten Berei-
che herausgreifen und für diese Zielsetzungen
entwikeln muß" (KUHN/ZrvvenrraeNhr 1996,
S. 157). Berücksichtigt ist in dieser Aufstel-
lung eine Auswahl von sozialen und wirt-
schaftlichen Dimensionen sowie von Aspek-
ten zur Erhaltung und Bewirtschaftung von
Ressourcen für die Entwicklung.

Die sog. Commission on Sustainable Deve-
lopment (CSD) der Vereinten Nationen führt
derzeit ein dreijähriges Projekt zur Identifizie-

4) Das Konzept der Nachhaltigkeit fand nach R. Hennig
(1991) schon im frühen 18. Jahrhundert Eingang in die
planmäßig betriebene Forstwirtschaft. ,,Im Laufe des 18.

und 19. Jahrhunderts ist auf dieser Basis die 'Nachhalts-
wirtschaft' zu einem wissenschaftlichen Gedankengebäu-
de entwickelt worden, das eine Systematik zur nachhalti-
gen Bewirtschaftung des Waldes ausformuliert. Andere
Ursprünge der Nachhaltigkeitsidee werden in der Fische-
reiwirtschaft gesehen" (Peters u.a. 1996, S. l8; vgl. auch
Kopfmüller 1993), nach Hennig (1991, S. 11) oder im
Jagdwesen, das - in allen Kulturkreisen (zusammen mit
dem Sammeln) als älteste Kulturstufe entwickelt - das
Prinzip der Nachhaltigkeit mehr oder weniger unbewußt
schon seit vielen Jahrtausenden befolet hat.

rung und Erprobung von Indikatoren der
nachhaltigen Entwicklung durch. Mittlerweile
wurden l34Indikatoren ermittelt [die in soge-
nannten,,methodology sheets" beschrieben
und begründet werdenl (Smuu 1997, S. 8,
vgl. United Nations 1996). In rund 20 freiwil-
ligen Pilotländern aus allen Kontinenten
ldazu zählt auch die Bundesrepublik Deutsch-
landl wird z. Z. eine Testphase der Indikato-
ren durchgeführt. Es sollen Erfahrungsberich-
te entstehen, die über die Eignung des Indika-
torentests hinsichtlich der Erhebungsmöglich-
keiten, Aussagekraft etc. urteilen. Die Vor-
schläge der Pilotländer sollen dazu dienen, bis
1999 ein international verbindliches, anwen-
dungsgeeignetes Berichtssystem zur Nachhal-
tigkeit zu entwickeln.

Zuständig für das Pilotland Bundesrepublik
Deutschland ist das Bundesumweltministeri-
um, das bereits einen Expertenkreis eingerich-
tet hat, der über den Sinn, die Aussagekraft
und Auswahl der Indikatoren diskutiert. Die-
sem Expertenkreis gehört auch das sog. Fo-
rum Umwelt & Entwicklung mit Sitz in Bonn
an, das in einem eigenen Arbeitskreis den
Entwurf eines Indikatorensystems, und zwar
alternativ zu dem Indikatorenset der Commis-
sion on Sustainble Development, vorgenom-
men hat. Dabei wurden für die Dimensionen
der Nachhaltigkeit (sozial, ökologisch, öko-
nomisch und institutionell) und ihre Zusam-
menhänge nicht nur Ziele bestimmt, sondem
auch Schlüsselindikatoren sowie Unterindika-
toren für internationale Gerechtigkeit und Ge-
schlechtergerechtigkeit angegeben. Beispiels-
weise wurde für die Dimension ,,Soziales"
u.a. folgendes Set festgelegt:
Ziel: Stärkung des sozialen Zusammenhangs,
Chancengleichheit
Schlüsselindikator: erweiterte Arbeitslosig-
keit
Unterindikator für internationale Gerech-
tigkeit: erweiterte Arbeitslosenquote für Aus-
länder in Deutschland
Unterindikator für Geschlechtergerechtig-
keit: gerechte Verteilung unbezahlter Versor-
gungsarbeit.

Auch dieser Entwurf eines alternativen Indi-
katorensystems, der vom Forum Umwelt &
Entwicklung 1997 veröffentlicht wurde, ist
diskussionswürdig (vgl. Forum Umwelt &
Entwicklung 1997a, Snuv 1997).

t7



Soziale und wirtschaftliche Dimensionen:

o lnternationale Zusammenarbeit zur Beschleunigung nachhaltiger

Entwicklung in den Entwicklungsländern
r Armutsbekämpfung
o Veränderung der Konsumgewohnheiten
. Bevölkerungsdynamik
o Schutz und Förderung der menschlichen Gesundheit
o Förderung einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung
o Integration von Umwelt- und Entwicklungszielen in die Entschei-

dungsfindung

Erhaltung und Bewirtschaftung der Ressourcen für die Entwicklung:

o Schutz der Erdatmosphäre
o Planung und Bewirtschaftung der Bodenressourcen
o Bekämpfung der Entwaldung
o Bekämpfung der Wüstenbildung und der Dürren
o Nachhaltige Bewirtschaftung von Berggebieten
. Nachhaltige Landwirtschaft und ländliche Entwicklung
o Erhaltung der biologischen Vielfalt
o Umweltverträgliche Nutzung der Biotechnologie

o Schutz der Ozeane, (...) Meere und Küstengebiete sowie rationelle

Nutzung und Entwicklung ihrer lebenden Ressourcen

o Schutz der Güte und Menge der Süßwasserressourcen

o Umweltverträglicher Umgang mit toxischen Chemikalien

o -Umweltverträgliche Entsorgung gefährlicher Abfälle

o Umweltverträglicher Umgang mit festen Abfällen und klärschlamm-

spezifische Fragestellungen

o Sicherer und umweltverträglicher Umgang mit radioaktiven Abfällen

aus: KuHI,IZI\TMERMANN 1996. S.

Abb. 4: Auszug aus dem Inhaltsverzeichnis der ,,Agenda 21" zur Veranschaulichung
der inhaltlichen Breite nachhaltiger Entwicklung
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o Organisation der städtischen Umweltvenrvaltung
o Umwelt und Wirtschaft
o Energie und Klimaschutz
r Natur und Landschaft
o Flächeninanspruchnahme und Zuordnung der Nutzungen
. Bauen und Wohnen
o Verkehr
o Abfallwirtschaft
. Bodenschutz und Altlasten
o Wasser und Abwasser
o Luftreinhaltung
o Lärm
o Kommunale Umweltverträglichkeitsprüfungen
r Kommunale Umweltinformationssysteme
. Beschaffungswesen

. Finanzierung

o Bürgerbeteiligung und Öffentlichkeitsarbeit

o Umwelterziehung und -bildung

o Umwelt und Entwicklung
Abb. 5: Handlungsfelder für eine umweltgerechte Stadtentwicklung im Sinne der

,,Lokalen Agenda 2\" nach Deutscher Städtetag 1995

Bereits 1995 ist vom Deutschen Städtetag eine
am Rio-Mandat orientierte Materialsammlung
für eine umweltorientierte Stadtentwicklung
veröffentlicht worden. Diese gliedert sich in
verschiedenste Handlungsfelder, für die je-
weils Bestandsaufnahmen, Ziele und Hand-
lungsmöglichkeiten aufgezeigt werden. Diese
nützliche Zusammenstellung versteht sich als
ein erster Schritt zur Entwicklung einer Loka-
len Agenda 21 in den Städten (vgl. Abb. 5).
Gleichzeitig sind die Mitgliedsstädte aufgeru-
fen, diese Orientierungshilfe durch Kritik und
Anregungen weiterzuentwickeln (Deutscher
srädretag 1995).

Entscheidend ist, daß bei der Bezugnahme auf
Kriterien oder Indikatoren der Nachhaltigkeit
nicht vonangig die sektorale, d. h. eine einsei-
tige Vorgehensweise, sondern möglichst die
Integration oder Vemetzung der Dimensionen
ökonomischer, sozialer und ökologischer
Nachhaltigkeit stärker berücksichtigt werden
muß. Das entspricht nicht nur der Denkweise
der Geographie, sondern setzt sich auch mehr
und mehr in der interdisziplineiren Stadt- und
Regionalforschung durch. Ich verweise dies-
bezüglich beispielhaft auf die seit 1994 in
dem interdisziplinären Forschungsprojekt mit
der Bezeichnung,,Nachhaltige Regionalent-
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. Naturverhältnis

. Zerstörung der
Lebensgrundlagen

. Vielfalt erhalten

. Naturraumpotentiale

. angepaßte Technologien
o ökologische Krisen

und Potenliale
. Stoffströme

Entscheidungsräume
. Gegenseitigkeit
. Beteiligung
. Flegionalbewußtsein

. lnitiativen/lnleresse
o Qualifikation
. Kompetenz
. Kooperation

o Bedürfnisbefriedigung
o Verminderung ökologischer

Schäden
o regionale Eigenständigkeit

. Vermarldungschancen

r Gebrauchsgä(er

. regionale Kreisläufe

o regionaleVersoqung

Perspektiven

nachhaltiEer
regionaler
Entwicklung

Leltbilder

Ansalzpunkte

Proi€Ke

Kooperatlonen

Förderpro-
gramma

Szenarlen

Entwurf: H. Heineberg
Graphik: M. Uhlendorf
Quelle: U. Peters / K. Sauerborn 1994

Abb. 6: Zur Integration der Perspektiven ökologischer, sozialer und ökonomischer Nach-
haltigkeit in Regionen

wicklung Trier", abgekürzt ,,NARET", bear-
beiteten regionalen Ansätze nachhaltiger Ent-
wicklung. Die Projektbearbeiter H. Spehl und
M. Tischler betonten in ihrem Diskussionspa-
pier von 1994 jedoch, daß ,,regionale Konzep-
te, die tatsächlich eine Verbindung ökonomi-
scher, ökologischer und sozialer Aspekte ei-
ner nachhaltigen Entwicklung herstellen, bis-
lang selten sind" (ebd., S. 17). U. Peters und
K. Sauerborn aus dem gleichen Forschungs-
projekt stellten heraus, daß sich bei der bis-
lang nur ansatzweisen Berücksichtigung der
Integration der Dimensionen ökonomischer,
sozialer und ökologischer Nachhaltigkeit
diesbezüglich einerseits Einseitigkeiten der
Vorgehensweisen widerspiegeln, andererseits
würden sich dahinter zugleich bisher ungelö-
ste Probleme verbergen: ,,Die Integration der
Dimensionen ist zum jetzigen Zeitpunkt
selbst stets eine Gratwanderung zwischen Un-
gewißheiten und praktischen Erfolgen und Er-
kenntnissen" (Prrrns/SnUERBoRN 1994, S.
26).

Bei der Darstellung der Integration der Per-
spektiven ökologischer, ökonomischer und
sozialer Nachhaltigkeit in Regionen in einem
v.on der Projektgruppe NARET entworfenen
Ubersichtsschema wird ein schrittweises Vor-

gehen vorgeschlagen (vgl. Abb. 6): In bezug
auf einzelne Nachhaltigkeitsdimensionen las-
sen sich regionale Nachhaltigkeitspotentiale
erfassen, die über einen Bewertungsprozeß zu
einer Synthese mit Perspektiven nachhaltiger
regionaler Entwicklung führen. Es können
diesbezüglich beispielsweise regionale Leit-
bilder entwickelt werden. Aber auch bei ei-
nem derartigen integrierten Vorgehen bleibt
eine ganze Reihe von Fragen offen. Beispiels-
weise: ,,Wer nimmt die Bewertung eines Pro-
jekts anhand der Dimensionen von Nachhal-
tigkeit vor, und wie werden Unvereinbarkei-
ten, Ausschließlichkeitsverhältnisse und Kon-
flikte zwischen den Anforderungen, die hier-
aus an die Projekte abgeleitet werden, thema-
tisiert und entschieden?" oder: ,,Wie werden
innerregionale und internationale Abhängig-
keiten und Beziehungen in die Bewertung und
Entscheidung miteinbezogen?" (Perens/Seu-
ERBORN 1994,5.26)

Insgesamt läßt sich feststellen, daß das The-
menspektrum der Agenda 21 und die Ver-
schiedenheit der Ansätze, wie internationale,
nationale und kommunale Organisationen auf
der Grundlage des Rio-Mandats die nachhalti-
ge Entwicklung angehen, außerordentlich
breit und komplex sind (vgl. dazu auch Wolr
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1996). Allerdings bestehen auch erhebliche
Probleme bei der Anwendung: So ergeben
sich - worauf M. Hssse 1996 hingewiesen hat
- große Widersprüche ,,in bezug auf die Reali-
sierung der Ansprüche von Umwelt und Ent-
wicklung, etwa im Hinblick auf konkurrieren-
deZiele wie Freiraumschutz und Wohnraum-
versorgung" (ebd., S. 103). Hinzu kommt,
daß ,Jendenzen der Globalisierung und Inter-
nationalisierung der Ökonomie, der zuneh-
mende Wettbewerb nicht nur von Unterneh-
men, sondem auch von Städten und Regionen
sowie die wachsende Komplexität der gesell-
schaftlichen Entwicklung...die individuelle
bzw. politisch-gesellschaftliche Einfl ußnah-
me auf die jeweilige Prozesse (der nachhalti-
gen Raumentwicklung) ganz erheblich (er-
schweren)" (ebd., S. 105). Es bedarf noch,,ei-
ner intensiven Forschung und eines effektiven
Informationsaustausches, damit Städte und
Gemeinden flächendeckend jeweils eine Lo-
kale Agenda 21 entwickeln und umsetzen
können" (Nnuelw 1997, S.58).

4. Strategien und Maßnahmen zur Umset-
zung des Konzepts ,,nachhaltige Raum-
entwicklung"

Der Brundtland-Bericht von 1987, in dem in
der deutschen Übersetzung von ,,dauerhafter"
anstelle von ,,nachhaltiger Entwicklung" ge-
sprochen wird, führt z.tmZiel dieses Konzep-
tes u.a. aus: 'Dauerhafte Entwicklung' be-
schreibt letztlich...keinen Zustand staner Aus-
gewogenheit, sondem eher einen Prozeß stän-
digen Wandels, dessen Ziel darin besteht, die
Ausbeutung der Ressourcen, den Investitions-
fluß, die Ausrichtung der technologischen
Entwicklung und die institutionellen Verän-
derungen mit künftigen wie gegenwärtigen
Bedürfnissen in Einklang zu bringen. Wir be-
haupten nicht, daß es sich dabei um einen ein-
fachen und kontinuierlich verlaufenden Pro-
zeß handeln wird. Schmerzhafte Entscheidun-
gen werden notwendig werden, so daß Grund-
lage dauerhaften Wachstums in erster Linie
der politische Wille sein wird".

Diese und andere ähnlich relativ allgemein ge-
haltene Aussagen zumZielr) nachhaltiger Ent-
wicklung führen nicht nur dazu, daß der Be-
griff Nachhaltigkeit breit rezipiert wird, son-
dem daß auch hinsichtlich der Umsetzung des
Konzeptes unterschiedliche Positionen vertre-

ten werden. S. Srnutr hat 1993 versucht, die
Positionen zu systematisieren und gleichzeitig
Kritikpunkte herauszustellen. Sie unterschei-
det drei Richtungen, die im folgenden nur sehr
knapp zusammenfassend charakterisiert wer-
den (nach SrnuNIK 1993, S. 36-39):

Position 1: Wachstumsstrategie mit ökolo-
gischer Variante

Nach dieser Strategie, die von der Weltbank
und der Bundesregierung vertreten wird, wird
Entwicklung im wesentlichen mit Wachstum
(gemessen am Indikator Bruttosozialprodukt)
gleichgesetzt. Dabei wird Wachstum - entspre-
chend der Export-Basis-Theorie - im wesentli-
chen durch Export induziert, d.h. es hängt von
der FZihigkeit der jeweiligen Region zu expor-
tieren ab. Umgekehrt ist die Exportentwick-
lung einer Region von der Irnportnachfrage ei-
ner anderen abhängig. Das Wachstum einer
Region ist damit an das stetige Wachstum auch
anderer Regionen gebunden. Die durch hohe
Wachstumsraten hervorgerufenen Konflikte
mit umweltpolitischen Zielen einer nachhalti-
gen Entwicklung lassen sich nach Vertretem
dieser Position 1 z.B. dadurch lösen, daß eine
effizientere Nutzung von Materialien und En-
ergie angestrebt wird (ebd. S. 37).

Zu dieser Position läßt sich eine Reihe von
Kritikpunkten anführen, u. a. daß zwischen
Entwicklung und Außenhandel empirisch kein
genereller Zusammenhang hergestellt werden
kann und ,,daß sie auf der Illusion immer-'
währender Verfiigbarkeit von Ressourcen und
technischer Machbarkeit basiert" ...,,Dauer-
haft" und,,nachhaltig" bedeuten aus dieser
Sichtweise vor allem dauerhaftes Wachstum"
(ebd., S. 37),

Position 2: Ökologische Modernisierung

,,Der ökologische Ansatz dieser Sichtweise
besteht darin, die vorhandenen Produktions-
prozesse durch technische Innovationen im

5) Vgl. beispielsweise die Formulierung des Ziels einer
nachhaltigen Entwicklung bei H.-J. Harbourth 1989:

,,Grundbedürfnisbefriedigungen und Erhaltung befriedi-
gender Umweltbedingunen für alle gegenwärtigen und

zukünftigen Menschen, wobei auch weitere ,,Entwick-
lung" - die nicht immer mit Wachstum gleichgesetzt wer-
den muß - als wünschenswert und möelich unterstellt
wird" (ebd., S. 79).
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Sinne einer ökologischen Vorsorgepolitik
umweltfreundlicher zu gestalten (2. B. durch
den Aufbau eines Recyclingsystems, rationel-
le Nutzung von Primärenergieträgern etc.)" ...
Nach dieser Position ist eine ökologische Mo-
dernisierung der Produktion dadl]rch möglich,
,,indem - beispielsweise durch Oko-Steuern -
die Preise für die Nutzung der Umwelt erhöht
... und damit Anreize zum sparsameren Um-
gang mit der Natur geschaffen werden. Die
ökologische Modernisierung der Produktion
schaffe nicht nur mehr Umweltqualität, son-
dern könne zugleich auch mehr wirtschaftli-

'che Erträge bringen" (ebd., S. 38).

Die Kritik an diesem Ansatz betrifft etwa die
Tatsache, daß die Strategie der ökologischen
Modernisierung zu einseitig an der Produkti-
onsseite ansetzt und die Umweltschäden ver-
nachlässigt, die durch Konsum entstehen. Da-
her bedarf es auch einer Veränderung des
Konsumverhaltens. Beispiel:,,Selbst wenn
bspw. ökologische Autos gebaut würden,
führt eine unendliche.Steigerung des Ver-
kehrsaufkommens zur Uberlastung des Oko-
systems" (ebd., S. 38, vgl. dort auch zu weite-
ren Kritikpunkten).

Position 3: Strukturelle Ökologisierung

Von den Vertretern dieser Position wird die
These vorgebracht, ,,nur der Ausstieg aus der
Industriegesellschaft und eine Abkehr von ei-
ner auf Produktivitäts- und Produktionssteige-
rungen fixierten Entwicklung könne zu einer
'dauerhaften Entwicklung' führen". Aus die-
ser Sichtweise heraus ,,seien grundlegende
Veränderungen der Produktions- und Kon-
sumstrukturen anzustreben. Entwicklungspla-

' nung und das Wirtschaften müssen...d ezentr a-
lisiert, kleinräumige und regionale Selbsfver-
sorgungseinheiten gesichert und die Abhän-
gigkeit vom Weltmarkt reduziert werden. An-
zuknüpfen sei an lokal vorhandenen Ressour-
cen, Kenntnissen, Technologien und am kul-
turellen Erbe" (ebd.). Dieser Position wird
u.a. entgegengehalten, daß,,insbesondere der
Rückzug auf lokale/autonome Entwicklungs-
modelle...angesichts der nicht wieder rück-
gaingig zu machenden Globalisierung der Pro-
duktion unrealistisch (sei)" (ebd., S. 38-39).

Wie H. Sprnl und M. TrscHl.en 1994 (S. 15)
herausgestellt haben, lehnt sich der regional-

politische Ansatz, der sich an der nachhalti-
gen Entwicklung orientert, ,,sehr stark an Ar-
beiten aus dem Bereich der Eigenständigen
Regionalentwicklung an". Dies beruht auf der
Argumentation, daß die positive Entwicklung
der integrierten ökonomischen, ökologischen
und sozialen Komponenten durch eine ver-
stärkte Dezentralisierung ökonomischer und
politischer Strukturen erreicht werden kann
(vgl. Abb. 7)6). Oi" Autoren verweisen aber
auch auf Arbeiten, in denen ,,die Dezentrali-
sierung nur mit dem Ziel der Verbesserung im
ökonomischen Bereich betrieben wird". Und
sie fahren fort: ,,Man kann somit nicht fol-
gern, daß eine eigenständige Regionalent-
wicklung automatisch zu mehr Nachhaltigkeit
führen muß, aber es erscheint doch recht
wahrscheinlich, daß zur Nachhaltigen Regio-
nalentwicklung auch eine politische und öko-
nomische Dezentralisierung gehört' (ebd.).

Angesichts dieser und weiterer, sich z.T. wi-
dersprechender Ansätze zu einer nachhalti-
gen Entwicklung bedarf es noch erheblicher
Klärungen grundsätzlicher Fragen und der
Erarbeitung differenzierterer, regional und
auch lokal angepaßter Konzepte der Nach-
haltigkeit. Nach S. SrnuNr (1993, S.39) be-
deutet dieses z. B. die Präzisierung des Ver-
hältnisses von ,,Wachstum" und ,,Entwick-
lung". D.h. beispielsweise, was bedeutet qua-
litatives Wachtum und woran wird es gemes-
sen (2. B. an der Qualität der Umwelt, der
Produkte, der Verfahren)?. Eine weitere Fra-
ge ist, ob sich Konzepte zur Kombination
von ökologischer Modernisierung und struk-
tureller Okologisierung der Gesellschaft er-
arbeiten lassen. Ein anderer wichtiger Punkt
ist, wie sich Entwürfe und Konzepte der
Nachhaltigkeit im Hinblick auf ihre gesell-
schaftliche Durchsetzung realisieren lassen.
Können beispielsweise größere Partizipati-
onsmöglichkeiten der Bevölkerung bei den
Maßnahmen zur nachhaltigen Raumentwick-
lung deren Akzeptanz erhöhen? Oder: ,,Wel-
che Kooperationsmöglichkeiten zwischen
gesellschaftlichen Akteuren (2. B. Gewerk-
schaften, Kommunen, Umweltverbänden,
Arbeitgeber) müssen/können ausgeschöpft
werden?" (ebd., S. 39).

6) Zu den Zielen eigenständiger Regionalentwicklung und
deren Beziehungen zu regionalpolitischen Leitbildern
vgl. W. Kleine-Limberg und J. Knieling 1991.
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Abb. 7: Zusammenhänge zwischen globaler Nachhaltigkeit, eigenständiger und
nachhaltiger Regionalentwicklung

5. ,,Regionen der Zukunft" als neues,Mo-
dellvorhaben der Raumordnung"

Am 11. September 1997, d. h. kurz nach der
Schmallenberger Jahrestagung der Geogra-
phischen Kommission für Westfalen, hat die
Bundesforschungsanstalt für Raumordnung
(BfLR) im Auftrag des Bundesministeriums
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau
(BMBau) einen Wettbewerb mit dem Thema
,,Regionen der Zukunft" als neues ,,Modell-
vorhaben der Raumordnung" öffentlich aus-
gelobt. Rund 130 Regionen bzw. regionale In-
itiativen aus allen Teilen Deutschlands betei-
ligten sich an dem Wettbewerb. Vorausset-
zung für die Auswahl von 12 bis 15 Regio-
nen, die im Mai 1998 erfolgen soll, war ein

Bewerbungsverfahren, das die Entwicklung
eines regionalen Leitbildes als,,Bewerbungs-
stück" bis Ende Januar 1998 voraussetzte;
daran nahm eine große Zahlvon insgesamt 84
Bewerbern teil (nach Auskunft Dr. B. Adam,
BfLR, v. 25.2.98). Die neuen ,,Zukunftsregio-
nen" können an einem kombinierten Ideen-
und Realisierungswettbewerb teilnehmen, der
mit einer Preisverleihung und einer Präsenta-
tionsveranstaltung auf der Weltkonferenz
I-iRBAN 21 im Juli 2000 in Berlin enden wird
(BfLR r997b).

,,Die Regionen, die am Wettbewerb teilneh-
men, sollen Innovationen in Angriff nehmen
und Projekte umsetzen, um die Voraussetzun-
gen für eine nachhaltige Regionalentwicklung
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Ökologische Ziele:
o Reduzierung der Freiflächeninanspruchnahme für Siedlungszwecke
o Förderung lokaler und regionaler Stoffströme und Energieflüsse
. Sparsame Nutzung nicht-regenerierbarer Rohstoffe und Energie-

quellen
o Reduzieruög dei Abgabe von Schadstoffen/Emissionen in die Natur

Soziale Ziele=
o Gleichberechtigte Beteiligung und Berücksichtigung der Interessen

aller regionalen Akteure und Bevölkerungsgruppen

Ökonomische Ziele:
o Sicherung und Schaffung regionaler Arbeitsplätze in innovativen,

u mweltorientierten Betrieben
o Erhaltung und Verbesserung der finanziellen öffentlichen Hand-

lungsspielräume

Abb. 8: Rahmensetzende Ziele einer nachhaltigen Raum- und Siedlungsentwicklung
entsprechend dem Wettbewerb ,,Regionen der Zukunft"

zu verbessern. Regionale Handlungsspielräu-
me einer nachhaltigen Raum- und Siedlungs-
entwicklung sollen im Dialog mit Vertreterin-
nen und Vertretern unterschiedlichster Bevöl-
kerungs- oder Interessengruppen erweitert
werden. Die Akteure in den Regionen sollen
sich dabei an den rahmensetzenden Zielen
orientieren" (ebd.). Letztere sind in Abb. 8

zusammengestellt.

Mindestvoraussetzungen zur Teilnahme am
Wettbewerb ,,Regionen der Zukunft" waren
Erklärungen bzw. Vereinbarungen in bezug
auf die interkommu"nale Kooperation, die Zu=
sammenärbeit mit überörtlichen Planungsin-
stanzen, Verbänden etc. sowie der Dialog mit
Bürgerinnen und Bürgem; als wünschenswert
für die Kooperation und den Dialog wurde der
Einsatz moderner Telekommunikationsmedi-
en angesehen (BfLR 1997a). Durch interkom-
munale und regionale Zusammenarbeit bieten
sich u.a. die Chancen einer,,flächenzehrenden

und verkehrserzeugenden Zersiedlung" entge-
genzuwirken, ,den öffentlichen Verkehr über
Gemeindegrenzen hinweg besser zu koordi-
nieren und unvermeidlichen Individualverkehr
in umweltverträglichere 'Bahnen zu lenken"'
sowie ,,regionale Stoff- und Wirkungszusam-
menhänge auf das Ziel einer nachhaltigen Ent-
wicklung auszurichten und überregionale Ver-
flechtungen (2.B. in der Energieversorgung, in
der Land- und Forstwirtschaft oder der Kultur-
wirtschaft) stärker zu regionalisieren" (BfLR
I997b). Die Teilnehmer am Wettbewerb ,,Re-
gionen der Zukunff' haben die Aufgabe, der-

., artige, ähnliche oder weitere Chancen aufzu;,r *.
-f grefen und auszubauen (ebd.)7). ti

7) Zu den regionalen und raumplanerischen Handlungs-
spielräumen, Zielen, Strategien und Indikatoren des
raumordnerischen Modellvorhabens,,Regionen der Zu-
kunft", zu Auswahlkriterien sowie zur Organisation des
Wettbewerbs vgl. im einzelnen B. Adams/A. Blach
t997).
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Wie die bis Ende 1997 beim Bundesamt für
Bauwesen und Raumordnung (ehemals Bun-
desforschungsanstalt für Landeskunde und
Raumordnung) eingegangenen Anmeldungen
zeigen, hat sich der größte Teil des Sauerlan-
des nicht an dem Wettbewerb ,,Regionen der
Zukunft" beteiligt. Ausnahmen bilden (inner-
halb des Regierungsbezirks Arnsberg) ledig-
lich der nordwestliche Randbereich des Sau-
erlandes (Ennepe-Ruhr-Kreis und Stadt Ha-
gen), der im Rahmen einer Bewerbung des
Kommunalverbandes Ruhrgebiet (KVR) für
das gesamte Ruhrgebiet berücksichtigt wurde,
sowie der Märkische Kreis.

,,Der KVR ist mit seiner gesetzlichen Aufga-
be der Sicherung und Entwicklung überörtli-
cher Freiräume den ökologischen und sozia-
len Gesichtspunkten der nachhaltigen Ent-
wicklung verpflichtet. Allen teilregionalen
Projekten, die in den Wettbewerb gestellt
werden, ist gemeinsam, daß ihnen eine räum-
liche Strategie der Freiraumsicherung oder -
entwicklung zu Grunde liegt" (KVR 1998, S.
3). Das gilt insbesondere für das Teilprojekt
,,Landschaftspark Harkort-flengsteysee" im
nordwestlichen Randbereich des Sauerlandes.
Unter Beteiligung der Städte Hagen, 'Wetter,

Herdecke und Dortmund sowie des Ennepe-
Ruhr-Kreises, des Ruhrverbandes wurde durch
einen projektbegleitenden Arbeitskreis eine
Rahmenplanung koordiniert, innerhalb der als
grundsätzlich e Ziele verfolgt werden:

L ,,Sicherung und Wiederherstellung der öko-
logischen Leistungsf2ihigkeit", II.,,Sicherung
und Entwicklung vorhandener Freiflächen un-
ter Schaffung eines Freiflächenverbundsy-
stems aus Grünflächen mit hoher ökologischer
Wertigkeit (,,Vernetztes System")" und IIL
,,Ordnung und Neustrukturierung von vorhan-
denen Freizeiteinrichtungen". Für die,,Regio-
nale Rahmenplanung Haftkort-/Hengsteysee"
sind sechs regionale Leitziele definiert wor-
den, und zv'tar l. ,,Verbesserung der ökologi-
schen Leistungsfähigkeit", 2.,,Verbesserung
des Freizeitwertes", 3. ,,Freiräumliche Ver-
flechtungen Stadt-Landschaft", 4.,,Entwick-
lung von Stadtkanten zum Landschaftsraum",
5. ,,Entwicklung eines Wege-Systems im Sin-
ne einer gesamträumlichen Verflechtung" so-
wie 6. ,,Erlebbarkeit der Geschichte" (ebd. S.
7). Dahinter steht die Einsicht, ,daß der Nut-
zungsdruck auf den Freiraum für Freizeitnut-

zungen, gewerbliche Nutzungen und Wohnen
gerade in diesem Raum steigt" (ebd.) und daß
dem nur mit einer koordinierten Gesamtkon-
zeption im Rahmen eines ökologischen Pla-
nungsansatzes begegnet werden kann.

Das Beispiel des Märkischen Kreises zeigt,
daß auch in diesem Teilraum des Sauerlandes
bereits im Vorfeld des Wettbewerbs ,,Regio-
nen der Zukunft" erhebliche Initiativen im
Sinne der Agenda 21 von Rio de Janeiro
(1992) in Gang gesetzt worden sind. So wurde
im Dezember 1996 vom Kreistag folgender
Beschluß gefaßt: ,,Der Märkische Kreis nimmt
die Herausforderung an, auch in seinem Be-
reich ein arbeitsorientiertes, umweltverträgli-
ches und nachhaltiges Wirtschaftswachstum
zu fördem, welches ökologische Belastungen
von vornherein vermeidet, die Gesundheit
schützt und die Natur bewahrt. Der Märkische
Kreis sieht darin zusätzliche Chancen für
neue, zukunftsorientierte Arbeitsplätze, für In-
novationen und für die Anwendung neuer
Technologien" (RoLleuo 1997, S. 2). Im Rah-
men des neuen Projektes ,,Modellregion Mär-
kischer Kreis" wurden zunächst sechs Hand-
lungsfelder bestimmt, und zwar Energie, Ver-
kehr, Siedlungsflächen, Technologie/Stof-
ströme, Regionale Vermarktung und Tele-
kommunikationfi.[eue Medien. Im Gegensatz
zum eher basisdemokratischen Ansatz der
Empfehlungen zur Agenda 2l setzt der Märki-
sche Kreis bewußt auf Institutionen, Verbände
und,,Entscheider". Damit soll vermieden wer-
den, ,,Beschlüsse zu Projekten zu bearbeiten,
für die dann bei der Umsetzung niemand ver-
antwortlich ist" (ebd., S. 5). In jedem Hand-
lungsfeld übernimmt je ein ,,Kompetenzzen-
trum" die Führungsrolle. Jedes Zentrum ist ein
kompetenter ,,Regionaler Akterlr" , z. B. für die
Energie das Unternehmen Elektromark oder
für den Verkehr die Märkische Verkehrsge-
sellschaft. Die Kreisverwaltung übt - insbe-
sondere mit einer Geschäfts- und Kommuni-
kationsstelle - koordinierende Funktionen aus.

,,Ein ,,Lenkungskreis" aus Politikern der
Kreistagsfraktion soll die Umsetzung des
Kreistagsbeschlusses begleiten und ggf. steu-
emd eingreifen können, wenn sich das Projekt
Modellregion zu sehr vom ursprünglichen (aus
der Politik kommenden) Ansatz entfernt"
(ebd., S. 7). ,,Zu jedem Handlungsfeld wird
ein Arbeitskreis gebildet, in dem die interes-
sierten Resionalen Akteure (Wirtschaftsver-
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bände, Kammern, Hochschulen, Gewerk-
schaften, Umwelwerbände, Öffentliche Unter-
nehmen, einzelne Unternehmen, Bürgerinitia-
tiven etc.) die Ziele für ihren Bereich formu-
lieren und soweit wie möglich konlrete Pro-
jekte für die Umsetzungsphase entwickeln"
(Märkischer Kreis, 5.11.1997). Das auf drei
Jahre terminierte Projekt,,Modellregion Mär-
kischer Kreis", das zunächst zur Hälfte von ei-
nem Sponsor (Elektromark) sowie zu einem
Viertel vom Land Nordrhein-Westfalen und
zu einem anderen Viertel durch den Märki-
schen Kreis unterstützt wird, soll wissen-
schaftlich begleitet werden. Außerdem werden
zu jedem Handlungsfeld Fachveranstaltungen
durchgeführt. Als Auftaktversammlung für
das Projekt war der 5.3.1998 vorgesehen. ,,Es
muß sich erst noch zeigen, ob der hohe An-
spruch, in der Region eine nachhaltige Ent-
wicklung zu initiieren, erreicht werden kann.
Das Interesse ist sowohl in der Politik, in der
Verwaltung als auch bei den Gruppierungen,
die wir als Regionale Akteure gewinnen wol-
len, groß. Das bisherige Engagement der Be-
teiligten läßt erwarten, daß zumindest der Ge-
danke der Nachhaltigkeit stärker ins Bewußt-
sein gerückt wird und dadurch auch an deren
Stellen auf eine nachhaltige Entwicklung hin-
gearbeitet wird" @olu,wo 1997, S. 10-11).

6. Einsichten aus der Bewertung laufender
Projekte zur nachhaltigen Raument-
wicklung

Aus der Auswertung laufender Projekte zur
nachhaltigen Raumentwicklung in Deutsch-
land und Europa ergeben sich in Anlehnung
an H. SpsuL (1997, S. 2l) va. folgende Hin-
weise bzw. Einsichten:
o Es werden derzeit,,an verschiedenen Stel-
len in Deutschland und Europa theoretische
Konzepte für eine nachhaltige Raumentwick-
lung erarbeitet und praktische Umsetzungen
dieser Konzeptionen erprobt"; dabei kann es

,,zur Zeit nicht darum gehen, ein für alle re-
gionalen Ansätze richtiges Konzept zu erar-
beiten" (ebd.).
o Auffällig ist weiterhin, ,daß die ökologi-
schen Aspekte der nachhaltigen Regionalent-
wicklung bislang im Vordergrund stehen und
die ökonomischen Aspekte einerseits wie auch
die sozialen bzw. politischen Aspekte anderer-
seits eher als Restriktionen gesehen werden".
o Die Förderung der Vorhaben zur nachhal-

tigen Regionalentwicklung,,ist eher punktuell
und kasuistisch, denn flächendeckend und sy-
stematisch" (ebd.). So sind etwa das südliche
und östliche Hochsauerland - im Gegensatz
zum nordwestlichen Sauerland - nicht unter
den Wettbewerbem der o.g. Initiative,,Regio-
nen der Zukunft" vertreten.
o ,,Die regionale Ebene ist sowohl aus der
Sichtweise der Theorie des Föderalismus, der
Regionalpolitik von unten und der Konzepti-
on nachhaltiger Entwicklung eine wichtige
Wirkungs- und Handlungsebene" (ebd.). Da-
bei ergibt sich jedoch m. E. für die Zukunft
die grundsätzliche Frage, auf welcher räum-
lich-administrativen Ebene (Kreise?, Regie-
rungsbezirke? etc.) nachhaltige Regionalent-
wicklung in Deutschland langfristig, flächen-
haft und politisch erfolgreich angesiedelt wer-
den sollte. Bei dieser Frage ist jedoch zu be-
achten, daß eine ,,Konzeption nachhaltiger
Regionalentwicklung nicht ... isoliert im poli
tisch-adaministrativen Raum entwickelt wer-
den (kann bzw. sollte)". Denn deren,,Konkre-
tisierung und Umsetzung ist nur im Dialog
und in Zusammenarbeit mit Bevölkerung und
Wirtschaft zur realisieren" (ebd., 5.22).
. Es gilt, daß die ,,Aufnahme der Konzepti-
on nachhaltiger Regionalentwicklung als
Grundsatz von Raumordnung und regionaler
Entwicklungspolitik ... sowohl dem Interesse
der Regionen, dem Subsidiaritätsprinzip als
auch der Notwendigkeit und Möglichkeit der
Koordination von ökonomischen, ökologi-
schen und sozialen Aspekten der Entwicklung
von Regionen entspricht" (ebd.).
o ,,Bislang stehen offensichtlich die Interes-
sen der politischen Akteure sowie Ressortzu-
ständigkeiten auf allen Ebenen und schließ-
lich Unsicherheiten darüber, ob die Konzepti-
on nachhaltiger Regionalentwicklung mehr
als nur ein neues Schlagwort für alte Sachver-
halte ist, einer Umsetzung in praktische Poli-
tik entgegen" (ebd.).

Auch unter den zuletzt genannten Aspekten
kommt dem vorgenannten Wettbewerb ,,Re-
gionen der Zukunft" in Deutschland eine be-
sondere Bedeutung für die Initiierung regio-
naler Nachhaltigkeit zu. Wenngleich sich das
Hochsauerland (bislang) noch nicht an Akti-
vitäten kommunaler und regionaler Nachhal-
tigkeit im Sinne von Rio 1992 beteiligt hat, so
stellt sich dennoch die wichtige Frage, inwie-
weit dort wichtige Aspekte der Nachhaltigkeit
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in der Raumentwicklung - zumindest sektoral -
bereits kommunal oder darüber hinaus seitens
der Fachplanung oder auf regionaler Basis be-
reits praktiziert oder aufgrund bestehender
Raumstrukturen potentiell ermöglicht werden.
Unter diesem Gesichtspunkt sollen innerhalb
des folgenden Abschnitts zunächst die Einzel-
beiträge dieses Tagungssammelbandes kurz
zusammenfassönd vorgestellt und bewertet
werden.

7. Fazit für die Jahrestagung der Geogra-
phischen Kommission für Westfalen
L997 und Kurzbewertung der Beiträge
des Tagungssammelbandes

Es ergibt sich insgesamt, daß die aktuelle glo-
bale Herausforderung um nachhaltige Raum-
entwicklung auf der Ebene von Kommunen
oder Regionen sowie darüber hinaus von Län-
dern und Staaten eine wichtige Notwendigkeit
ist; sie soll das Überleben auf dieser Erde
langfristig sichem, wenngleich der Trend zu
einer nachhaltigen, zukunftsf?ihigen Entwick-
lung bislang global gesehen eher gegenläufig
ist. Um so mehr ist das Anliegen des Rio-
Mandats nicht nur von den Vertretern der
Kommunen und Regionen sowie von örtli-
chen und regionalen umweltbewußten öffent-
lichen Institutionen und gesellschaftlichen
Gruppen, sondern auch von wissenschaftli-
chen Institutionen - wie der Geographischen
Kommission für Westfalen - grundsätzlich zu
unterstützen; zugleich müssen aber auch die
Möglichkeiten, Strategien und Grenzen der
Nachhaltigkeit auf regionaler und kommuna-
ler Ebene angesichts realiter vorhandener glo-
baler und intraregionaler Wettbewerbszwänge
immer wieder kritisch hinterfragt werden.

Unter den verschiedenen Wissenschaften, die
sich mit unterschiedlichen Problemen der
Nachhaltigkeit im Raum beschäftigen, fühlt
sich die Geographie in besonderem Maße
dazu aufgerufen, in Kontakt und Zusammen-
arbeit mit der Planungspraxis sowie mit für
die Wirtschaftsentwicklung und Wirtschafts-
förderung wichtigen Institutionen, aber auch
mit anderen wissenschaftlichen Einzeldiszi-
plinen und der breiten Öffentlichkeit, die
Raumentwicklung im Hinblick auf Nachhal-
tigkeit zu analysieren sowie auch Beiträge zur
Lösung zukunftsfähiger Kommunal- und Re-
gionalentwicklung zu initiieren oder auch

selbst zu entwerfen bzw. wissenschaftlich zu
begleiten. Diese besondere aktuelle Aufgabe
der Geographie basiert auf dem Selbstver-
ständnis unseres Faches, und zwar als Klam-
mer zwischen den Naturwissenschaften sowie
den Geistes-, Sozial- und Wirtschaftswissen-
schaften und der Raumplanung.

Für die Geographische Kommission für West-
falen gilt zudem, Offentlichkeitsarbeit in be-
zug auf aktuelle lokal und regional relevante
Themen zu betreiben. Wenngleich es mit un-
serer Jahrestagung nicht beabsichtigt war,
,,vor Ort" in Schmallenberg oder in Medebach
bzw. im Hochsauerlandkreis Lokale oder Re-
gionale Agenden in Gang zu bringen, so sollte
sich die Veranstaltung (einschließlich einer
Tagesexkursion) auf den Prozeß der allgemei-
nen Nachhaltigkeitsdiskussion beziehen. Wie
die Umfrageergebnisse des Deutschen Insti-
tuts für Urbanistik vom Frühjahr 1997 zeigen,
waren die Pressearbeit sowie öffentliche Vor-
träge und Diskussionen die bisher von den
Städten in bezug auf das Rio-Mandat domi-
nant genutzten Kommunikationsformen (vgl.
Abb. 9). In diese Gruppe von Aktivitäten ord-
net sich unsere Tagung ein.

Die jüngeren und aktuellen Nachhaltigskeits-
debatten in der Politik, Offentlichkeit, Raum-
planung und Wissenschaft waren der Hinter-
grund für die Wahl des Themas und des räum-
lichen Schwerpunktes der öffentlichen Jahres-
tagung der Geographischen Kommission für
Westfalen im Hochsauerlandkreis im Septem-
ber 1997. Die zentrale Thematik - aber auch
die differenzierte Problematik - der nachhalti-
gen Raumentwicklung läßt sich am Beispiel
des Sauerlandes in besonderer Weise behan-
deln und diskutieren. Wir haben einen im
Landesmaßstab peripher gelegenen Mittelge-
birgsraum vor uns, der in starkem Maße durch
die naturräumlichen ökologischen Grundla-
gen sowie zugleich durch traditionelle, aber
auch modeme und z. T. erheblich expandie-
rende Wirtschaftszweige mit speziellen An-
forderungen an den häufig begrenzten Raum
der Täler geprägt ist. Dabei reicht die Spann-
weite von der Höhenlandwirtschaft, der Forst-
wirtschaft oder auch der Energie- und Was-
serwirtschaft über bedeutende Branchen und
Standortkonzentrationen des Sekunddren Sek-
tors - wie etwa des Maschinenbaus - bis hin
zur Fremdenverkehrswirtschaft mit ihren un-
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Abb.9: Von den Städten genutzte Kommunikationformen für die ,,Lokale Agenda 21"
terschiedlichsten Angebotsformen und An-
sprüchen seitens der Touristen. Zugleich ist
dieser Raum seit dem Mittelalter verstädtert
und insbesondere auch durch jüngere Sied-
lungsexpansionen einschließlich flächenin-
tensiver Großvorhaben gekennzeichnet. Es
versteht sich, daß daraus unterschiedlichste
Flächenansprüche, Ressourcenbelastungen
und Nutzungskonflikte - nicht nur in bezug
auf Siedlung und Wirtschaft, sondern auch
auf Naturschutz und Landschaftspflege sowie
nicht zuletzt auch hinsichtlich der stark ge-
stiegenen Verkehrsbedarfe - resultieren.
Flächennutzungskonfl ikte bedeuten zugleich
häufig auch ein Umdenken in planerischen
Kategorien. Das betrifft nicht nur die vermut-
lich zukünftig noch stärkere Berücksichtigung
der Nachhaltigkeit auf den verschiedenen
räumlichen Ebenen einschließlich der Instru-
mentarien der unterschiedlichen Planungska-
tegorien wie Gebietsentwicklungsplan8) und

8) Vgl. Bezirksregierung Amsberg (Hg.) 1996 sowie die
bereits stärkere Berücksichtigung der nachhaltigen
Raumentwicklung in: Bezirksregierung Amsberg (Hg.)
1997.

Bauleitplanung, sondern (vermutlich) auch
den Zwang zu noch intensiverer kommunaler
Zusammenarbeit und Kooperation zwischen
unterschiedlichsten Interessengruppen im
Sinne des Rio-Mandats.

Anhand der folgenden Beiträge dieses Ta-
gungsbandes werden Zusammenhänge sowie
Konflikte zwischen den ökologischen, ökono-
mischen und auch sozialen Dimensionen der
Nachhaltigkeit in der Raumentwicklung am
Beispiel des Sauerlandes in vielf?iltiger Weise
deutlich. So weist bereits das Grußwort von
Frau Regierungspräsidentin Dr. Raghilt Berve
auf bestehende Nutzungskonflikte im Sauer-
land hin, ftir die es unter gemeinsamem Han-
deln der befroffenen Menschen - im Sinne von
Kommunikation, Kooperation, Konzeption
und Kreativität - Lösungen zu finden gilt.
Auch Herr Winfried Stork, Kreisdirektor des
Hochsauerlandkreises, nennt bestehende Kon-
flikte zwischen der gewerblichen Entwicklung
in den Talauen und deren ökologische Bedeu-
tung. Er betont den Einsatz notwendiger In-
strumente ,,vor Ort" - z. B. der Landschafts-
planung durch den Hochsauerlandkreis.
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Der Beitrag des Schuldirektors (Meschede)
ReNHann KöHNr - als Ortsheimatpfleger,
Kommunalpolitiker und Mitglied der Geogra-
phischen Kommission für Westfalen mit der
Raumentwicklung im Hochsauerland beson-
ders vertraut - verdeutlicht Konflikte und Per-
spektiven im Rahmen des jüngeren Kultur-
landschaftswandels im Hochsauerdandkreis,
insbesondere anhand der Entwicklung wichti-
ger Indikatoren für den Zeitratm 1975-1995.
Es ergibt sich aufgrund der starken Zunahmen
der Siedlungs-, Gebäude-, Frei- und Ver-
kehrsflächen, daß dieser Mittelgebirgsraum
im Rahmen des jüngeren Verstädterungspro-
zesses erhebliche kulturlandschaftliche Ver-
änderungen erfahren hat. Gegenüber diesem
mit beträchtlichen,,Versiegelungstendenzen"
verbundenen Prozeß bedeutet die Zunahme
der naturnahen Flächen einschließlich der Na-
turschutzgebiete grundsätzlich einen ökologi-
schen Gewinn. Dabei ist der Mittelgebirgs-
raum - ähnlich dem Rhein-Ruhr-Verdich-
tungsgebiet - von der Umwidmung landwirt-
schaftlicher Flächen erfaßt worden, im Be-
reich des Hochsauerlandkreises neben neuen
Siedlungs- und Verkehrsflächen allerdings
auch zugunsten von Aufforstungen. Die
Flächennutzungsveränderungen waren mit
häufig nicht unbedeutenden Konflikten ver-
bunden (2. B. Aufgabe qualitativ guter land-
wirtschaftlicher Nutzflächen für Siedlungs-
oder Gewerbegebietsausweitungen).

Der Beitrag Kömrc zeigt zudem wichtige Per-
spektiven einer nachhaltigen Raumordnung
sowie Steuerungsinstrumente der nachhalti-
gen Ressourcennutzung auf. Dabei wird der
Landschaftsplan als wichtigstes Instrument
der Freiraumgestaltung, u. a. zur Freihaltung
der Tal- und Ortslagen, eingestuft; in den
nächsten Jahren werden 53Vo der Fläche des
Hochsauerlandkreises mit rechtskräftigen
Landschaftsplänen versehen sein. Dem Erhalt
der landschaftlichen Vielfalt und dem Arten-
schutz dient auch das Kulturlandschaftspro-
gramm des Hochsauerlandkreises, das 1992
mit Unterstützung des Ministeriums für Um-
welt, Raumordnung und Landwirtschaft des
Landes Nordrhein-Westfalen konzipiert wur-
de und in das nunmehr die Mittelgebirgs-,
Feuchtwiesen- und Streuobstprogramme als
Landesprogramme integriert sind. Einem
wichtigen Ziel des neuen Landesentwick-
lungsplans von Nordrhein-Westfalen, nämlich

,,in den Großlandschaften wertvolle Kultur-
landschaften mit hohem Anteil naturnaher
Bereiche vorbildlich zu erhalten und typische
Landschaftsstrukturen und Biotope besonders
zu pflegen und zu entwickeln", scheint die
Stadt Schmallenberg im Hochsauerlandkreis
nach Körwr, in besonderem Maße zu entspre-
chen. Der Autor schlägt zudem ein Modell-
projekt,,wertvolle Kulturlandschaft",,Schmal-
lenberger Rothaargebirge" vor, betont dabei -
im Sinne der nachhaltigen Entwicklung - je-
doch zugleich die Notwendigkeit ,,einer bes-
seren Koordination der zw Zeit noch sektoral
sich erg?inzenden, überlagernden oder wider-
sprechenden Planungen von Kommunen,
Kammern, Gebietskörperschaften und Mini-
sterien, damit sie in den davon betroffenen
Systemen akzeptiert und realisiert werden
können".

Daß Nachhaltigkeit im Sauerland nicht los-
gelöst von den naturräumlichen Gegebenhei-
ten betrachtet werden kann, veranschaulicht
auch der Aufsatz von HeNs voN DER Govn,
Forstdirektor und Leiter des Forstamtes
Schmallenberg. Er zeigt auf, daß heute der
modernen Waldwirtschaft im Schmallenber-
ger Sauerland nicht nur für die Holzprodukti-
on, sondern auch für die Erholungsnutzung,
Wasserversorgung, Sauerstoffproduktion,
CO2-Speicherung, Sicherung unbehandelter
Gen-Ressourcen, der Bewahrung naturnaher
Ökosysteme mit ihrer Flora und Fauna bis hin
zur Sicherung örtlicher Veredelungsbetriebe
eine besondere Bedeutung für die ganzzeitli-
che nachhaltige Raumentwicklung zukommt.
Allerdings unterliegen die Leistungen der um-
weltfreundlichen Forst- und Holzwirtschaft,
die im waldreichen Hochsauerland auch be-
schäftigungspolitisch von Bedeutung ist, nicht
nur ökologischen, sondern vor allem auch
wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und poli-
tischen Rahmenbedingungen. So fordert voN
osn Golrz u.a. einen verstärkten politischen
Konsens für die zukünftige Forst- und Holz-
wirtschaft einschließlich eines regionalen
Sonderprogramms, einer engeren interkom-
munalen Zusammenarbeit und anderer Ko-
operationsformen. Daß das diesbezügliche
kooperative Handeln im Hochsauerlandkreis
bereits Früchte getragen hat, zeigen bedeuten-
de privatwirtschaftliche Initiativen der Forst-
und Holzwirtschaft sowie des Fremdenver-
kehrs. unterstützt durch die Stadt Schmallen-
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berg und das Forstamt, die u. a. zu der Enich-
tung eines attraktiven Holz= und Touristikzen-
trums in Schmallenberg geführt haben.

Der Referatbeitrag von WenNen voN BucH-
wALD, Geschäftsführer der Industrie- und
Handelskammer zu Arnsberg, behandelt dif-
ferenziert die Wirtschaftsentwicklung im
Kammerbezirk Südostwestfalen, der die bei-
den Großkreise Soest und Hochsauerland um-
faßt, unter besonderer Berücksichtigung der
Anforderungen an Infrastruktur und Ver-
kehrserschließung im Rahmen der Nachhal-
tigkeit. Dabei wird eine ganze Reihe von
Konfliktfeldem angesprochen, die sich nicht
nur aus der überdurchschnittlich starken Aus-
richtung des insgesamt recht erfolgreichen
Wirtschaftsraumes auf dem produzierenden
Sektor und der Gewerbeflächenentwicklung
ergeben, sondern etwa auch aus den erheblich
zugenommenen Straßentransporten und be-
trächtlichen Defiziten nicht nur im Straßen-
netz, sondern vor allem auch in leistungsftihi-
gen Angeboten des - unter Nachhaltigkeitsge-
sichtspunkten grundsätzlich ausbauwürdigen
- Schienenverkehrs. VoN BucHw.qLo wendet
sich aus der Sicht der im überregionalen
Wettbewerb stehenden Wirtschaft (neben
dem produzierenden Gewerbe vor allem auch
der Tourismus) gegen eine einseitige ideolo-
gische Ausrichtung auf ökologische Zielvor-
stellungen, um nach pragmatischen Lösungen
bzw. Kompromissen zu suchen, ,,mit denen
man auch unter Berücksichtigung nachhalti-
ger Entwicklungskonzepte sowohl den öko-
nomischen, den ökologischen als auch den so-
zialen Aspekten Rechnung tragen kann".

Diplom-Geograph Ecrunno HrNsu-wc, Mit-
glied der Geographischen Kommission für
Westfalen und Geschäftsführer des Kreisver-
kehrsverbandes Südsauerland e.V., Olpe,
stellt in seinem ersten Beitrag über ,,Auswir-
kungen von Infrastrukturmaßnahmen auf die
Entwicklung eines sozial- und umweltverträg-
lichen Tourismus" mit den Projekten,,Bigge-
talsperre" und ,,Naturpark Ebbegebirge" zwei
unterschiedliche, aber zugleich bedeutende
Beispiele für die Infrastrukturenfwicklung im
ländlichen Raum des südlichen Sauerlandes
dar. Deutlich werden auf der einen Seite die
frühen Bemühungen des Landschafts- und
Naturschutzes um eine nachhaltige Raument-
wicklung (u.a. durch Besucherlenkung), auf

der anderen Seite aber auch die durch den
Tourismus mit seinen Verkehrs- und Besu-
cherkonzentrationen zumindest zeitweilig
auftretenden Belastungen nicht nur der Natur,
sondern auch der ortsansäsigen Bevölkerung.
Es zeigt sich anhand dieser Beispiele auch,
daß zwar ,,restriktive, planerisch oder psycho-
logisch durchdachte Maßnahmen zur Reali-
sierung eines umwelt- und sozialverträglichen
Tourismus ... noch so erfolgreich sein (mö-
gen), daß aber immer das Verhalten des ein-
zelnen Menschen von zentraler Bedeutung
ist". So muß ,,ein durch gezielte Aufkleirungs-
arbeit gefördertes, ökologisch orientiertes Be-
wußtsein der Menschen auch langfristig zu ei-
nem umweltschonenderen Verhalten" führen.

In seinem zweiten Beitrag zeigtE. HsNsei.nqc
auf, daß der im Südsauerland sehr gut organi-
sierte Tourismus, einer der wichtigsten Wirt-
schaftszweige der Region, in jüngerer Zeit un- .

ter verstärkten Konkunenzdruck durch andere
attraktive Fremdenverkehrsgebiete, nicht zu-
letzt auch in den neuen Bundesländem, gera-
ten ist. Hinzu kommen negative Auswirkun-
gen der derzeitigen wirtschaftlichen Situation
und veränderter Verhaltensweisen in der Tou-
rismusmobilität. Der Autor folgert, daß zum
zukünftigen Erfolg des Tourismus im Südsau-
erland nicht nur eine deutliche Qualitätsstei-
gerung - beispielsweise durch Einsatz neuer
innovativer Werbemethoden und die Nutzung
neuer Medien - im Tourismusmarketing bei-
tragen kann, sondern insbesondere auch eine
nachhaltige Tourismusentwicklung als wich-
tiges,,Qualitätskennzeichen" für die Region.
So ist ,,der sorgsame Umgang mit den Res-
sourcen ... für den Erhalt des Tourismus le-
benswichtig". In diesem Zusammenhang wird
auch ,,ein integratives Gebietsmarketing in
Kooperation mit allen Wirtschaftsbereichen"
immer bedeutender.

Stadtdirektor BenNHeRn HRr-sB behandelt
eingehend die kulturhistorische Tradition,
aber auch die jüngeren Veränderungen der
Stadt Schmallenberg, dem Tagungsort der
Geographischen Kommission für Westfalen
im September 1997. Von besonderem Interes-
se sind dabei die Ausführungen über nachhal-
tige Raumentwicklung aus der Sicht des Ver-
waltungsleiters einer Mittelstadt im oberen
Sauerland. Betont wird die - vor allem aus der
christlichen Tradition abseleitete - Verant-
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wortung gegenüber der Natur und der Umwelt
in diesem viele Jahrhunderte zum ehemaligen
Herzogtum Westfalen innerhalb des Gebietes
des Erzbistums Köln gehörenden Raum. Als
Leitgedanke der Kommunalplanung, insbe-
sondere der Flächennutzungsplanung, wird
die ,,organische Entwicklung", ,,die die örtli-
chen Stärken weiter zur Geltung kommen
läßt", herausgestellt. Aus der langjährigen
kommunalpolitischen Erfahrung heraus wer-
den zudem vielfältige - auch Nutzungskon-
flikte mit der örtlichen Wirtschaftsentwick-
lung beinhaltende - Zusammenhänge inner-
halb der Raumentwicklung erläutert. Die per-
sönliche Bewertung ergibt, daß das Sauerland
,,vom eigenen Selbstverständnis und Selbsr
bewußtsein her" traditionell "eine Region
(ist), die mit großem Erfolg in einer gesunden
Umwelt wirtschaftet".

Von besonderem Interesse ist auch die dem
Referat von B. Har-sE, beigefügte Beschrei-
bung einer Stadtexkursion, die nicht nur die
Entwicklung des historischen Stadtkerns
(nach wiederholten Brandkatastrophen) ein-
schließlich jüngerer planerischer Veränderun-
gen, sondern auch die Charakterisierung aus-
gewählter Ortsteile (Luftkurort Grafschaft,
Ortsteile Schanze, Latrop und Fleckenberg)
innerhalb der I975 durch kommunale
Neugliederung geschaffenen Großgemeinde
S chmallenberg berücksichtigt.

Ebenfalls aus,,Insider"-Sicht behandelt HEn{-
nrcu Nolre - seit 1982 Stadtdirektor und ab
1.5.1998 neu gewählter erster hauptamtlicher
Bürgermeister der Stadt Medebach - das Zl-
sammenwachsen der am 1.7.1969 durch kom-
munalen Zusammenschluß entstandenen neu-
en Großgemeinde und deren kommunale Ent-
wicklung bis zur Gegenwart. Der hochsauer-
ländischen Stadt ist es offenbar gelungen, ihre
Infrastrukturentwicklung in erheblichem
Maße umweltgerecht zu gestalten. So gab es

beispielsweise 1969 keine geordnete zentrale
Abwasserbeseitigung in Medebach; die Ab-
leitung aus Kleinklärgruben führte zu zuneh-
menden Gewässerbelastungen. Zwischen
1970 und 1996 wurden rd.32,5 Mio. DM al-
lein in den Ausbau von Abwasseranlagen in-
vestiert, womit Medebach ,,einen gewaltigen
Beitrag zum Umweltschutz und zur Nachhal-
tigkeit im Sinne der lokalen Agenda 2l gelei-
stet (hat)" (H. Nolre). Ahnlich problematisch

war früher auch die Trinkwasserversorgung.
Bis zur Gegenwart erfolgten beträchtliche In-
vestitionen zur Sicherstellung der Wasserver-
sorgung (u. a. Ausbau eines leistungsfähigen
Verbundnetzes zwischen allen Ortsteilen der
Stadt, Bau von Hochbehältem, Erschließung
neuer Wasserreseryen durch Anlage von sie-
ben neuen Tiefenbrunnen). Diese Infrastruk-
turverbesserungen waren insbesondere eine
entscheidende Voraussetzung für die Ansied-
lung des neuen großen witterungsunabhängi-
gen Ferienparks Gran Dorado (s. unten).
Beim Straßen- und Wegebau in der Stadt Me-
debach wurden in den vergangenen Jahr zu-
nehmend dessen Anpassung an den alten Ver-
lauf der Ortsdurchfahrten und damit die Be-
wahrung der gewachsenen Stadt- und Dorfbil-
der berücksichtigt. Zugleich wurde auch die
Mitbeteiligung der Bürger an der Straßenpla-
nung immer wichtiger.

Ein erheblicher Konflikt mit dem Umwelt-
schutz deutete sich 1997 an, als das nord-
rhein-westfälische Umweltministerium der
Stadt Pläne zuleitete, nach denen ganz Mede-
bach - mit Ausnahme bereits bebauter Ortsla-
gen - als Vogelschutzgebiet entsprechend der
EU-Vogelschutzrichtlinie ausgewiesen wer-
den sollte. Danach hätten keinerlei Entwick-
lungsspielräume für die Wohn- und Gewerbe-
gebietserweiterungen mehr bestanden. Inzwi-
schen wurde von der Landesregierung signali-
siert, auf die speziellen Entwicklungsvorstel-
lungen der Stadt Rücksicht zu nehmen.

Der Beitrag von Hr,NnIcH NoI-rs verdeutlicht
zudem sehr eindrucksvoll, welche Konse-
quenzen der dramatische Wegfall von ge-
werblichen Arbeitsplätzen durch Konkurs
mehrerer einheimischer Unternehmen zu Be-
ginn der 80er Jahre hatte. Aufgrund der inten-
siven Bemühungen von Rat und Verwaltung
Medebachs um Schaffung von Ersatzarbeits-
plätzen - was im industriell-gewerblichen Be-
reich zunächst erfolglos war - wird auch die
Zustimmung zur Ansiedlung des neuen Gran
Dorado-Ferienparks nach rund zehnjährigen
vorbereitenden Bemühungen verständlich.
Während H. Nolre zu Recht die wirtschaftli-
chen Auswirkungen dieser Großanlage posi-
tiv bewertet - Medebach rückte damit
gleichrangig mit Winterberg zu einer der be-
deutendsten Fremdenverkehrsgemeinden
Nordrhein-Westfalens auf -, wird auch zu-
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gleich selbstkritisch angemerkt, daß ,,das ar-
chitektonische Bild des Ferienparks von
außen, also von der Zufahrtsstraße aus, nicht
besonders vorteilhaft wirkt". Derzeitig gehen
die planerischen Bemühungen dahin, durch
umfangreiche Begrünungsmaßnahmen den
Park besser in die umgebende Landschaft ein-
zubetten.

In dem Beitrag von Pescel Lepuue wird der
Medebacher Gran Dorado-Park unter den
Aspekten des Betriebskonzepts und deren
Einordnung in die jüngere Entwicklung der
Ferienparks sowie vor allem hinsichtlich
ökologischer, ökonomischer und soziokultu-
reller Auswirkungen derartiger Großobjekte
untersuchtv). Neben negativen ökologischen
und soziokulturellen Effekten überwiegen
nach Auffassung des Verfassers die vielfälti-
gen ökonomischen Vorteile dieser (erst 1995
vollständig fertiggestellten) Ferienanlage.
Insbesondere hat dadurch der Sauerland-Tou-
rismus insgesamt eine deutlich jüngere Neu-
belebung und auch Ergänzung hinsichtlich
neuer Besuchergruppen erfahren, zumal Gran
Dorado i.a. eine andere Klientel anspricht als
der bisherige Fremdenverkehr im Sauerland.
Die insgesamt beträchtlichen Ausgaben der
Feriengäste verbleiben zudem überwiegend
in der Region.

Dem Trend zu Freizeitbeschäftigungen mit
mehr Erlebnischarakter und zu mehr Kurzur-
lauben entspricht das sog. Mountainbiking,
eine Sportart, die in den vergangenen Jahren
einen erheblichen Popularitätszuwachs erlebt

9) Der Beitrag von P. Ledune stellt die Kurzfassung einer
Magisterarbeit (1997) am Geographischen Institut der
Rheinisch-Westf?ilischen Technischen Hochschule Aa-
chen dar, die von Frau Prof. Dr. Claudia Erdmann betreut
wurde. Zu der Problematik großmaßstäblicher Ferienan-
lagen aus der Sicht der Raumplanung vgl. allgemeiner
auch U. Hatzfeld 1994 sowie U. Hatzfeld und S. Kruse
1995.
l0) Der Beitrag stellt die Kurzfassung einer Diplomarbeit
dar, die im Wintersemester 1997198 am Institut für Geo-
graphie der Westfälischen Wilhelms-Universität abge-
schlossen worden ist (Erstgutachter: AOR Dr. R. Linde-
mann).

hat. Fnewr PsrczeLres untersucht mit seinem
Beitraglo) Zusammenhänge zwischen Moun-
tainbiking und Tourismus unter besonderer
Berücksichtigung der Akzeptanz von Moun-
tainbike-Wegenetzen am Beispiel der von der
Stadt Winterberg und dem Hochsauerland-
kreis initiierten Planung einer sog. Mountain-
bike-Arena Hochsauerland. Die Arena, die in
Zusammenarbeit u. a. mit dem Sauerländi-
schen Gebirgsvereins sowie der Unteren
Landschaftsbehörde und den zuständigen
Forstämtern geplant wird, soll eine bessere
Auslastung der bestehenden Winterberger
Bobbahn über das Jahr hinweg ermöglichen.
Zusätzlich ist ein langes, für diese Sportart
besonders geeignetes differenziertes Wege-
netz vorgesehen. Durch diese ,,Kanalisation"
des Mountainbiking ist von einer langfristi-
gen, nachhaltigen Sicherung der ökologischen
Funktionsfähigkeit des Projektes auzugehen.
Die Ausweisung spezieller Mountainbike-
Strecken bietet zudem die Gewähr, daß die
durch diese Sportart entstandenen sozialen
Konflikte mit anderen Nutzergruppen - insbe-
sondere den Wandemden - minimiert werden.
Auch können beträchtliche positive ökonomi-
sche Wirkungen erwartet werden, da der
Sporttourismus nicht nur grundsätzlich an Be-
deutung gewinnt, sondern mit dieser,Jrend-
sportart" vor allem auch andere, d. h. vor al-
lem jüngere Gästegruppen für den Tourismus
im Hochsauerland angesprochen werden.

Wenngleich bislang noch keine konkreten
kommunalen oder regionalen Projekte unter
den Vorgaben der Lokalen Agenda 2l im
Hochsauerland initiiert wurden, so zeigen die
Ergebnisse der Jahrestagung der Geographi-
schen Kommission für Westfalen mit den in
diesem Sammelband wiedergegebenen Refe-
raten und auch weiteren Beiträgen, daß das
Hochsauerland heute unter zentralen Aspek-
ten beleuchtet werden kann, die sich auf eine
Vielzahl von einzelnen Kriterien, Indikatoren,
Strategien und Maßnahmen einer nachhalti-
gen Raumentwicklung beziehen. Dies konnte
mit den Begriffen Landschaftswandel, Wirt-
schaftsentwicklung und Nutzungskonflikte im
Untertitel dieses Tagungsbandes lediglich
schlaglichtartig angedeutet werden.
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Kulturlandschaftswandel im Hochsauerlandkreis

Konflikte und Perspektiven

Reinhard K ö h n e, Meschede

1. Naturräumliche Kennzeichen

Der Hochsauerlandkreis liegt überwiegend
auf der Nordabdachung des Südergebirges.
Mit der Medebacher Bucht reicht er nach
Osten bis in die Hessische Senke. Höchster
Punkt auf dem Rothaarkamm ist der Langen-
berg mit 843 m ü. NN; der niedrigste befindet
sich bei Neheim im Ruhrtal bei 148 m ü. NN.
Mit I 958,5 km2 zählt der Kreis flächenmäßig
zu den größten des Landes. Die West-Ost-
Ausdehnung beträgt 101 km, und von Nord
nach Süd sind es etwa 78 km.

Die naturräumliche Gliederung wird durch
die Tektonik eines alten Faltengebirges ge-
prägt. Der Wechsel von Höhenrücken und
Senken folgt dem Faltenwurf des variskischen
Gebirges. Durch Zertalung, Ausräumung von
weichen Tongesteinen in den Mulden und in-
folge der Resistenz von Sandsteinen ist der
Gebirgsblock lebhaft in Kuppen, Riedel, Sen-
ken und Täler aufgelöst worden. Daneben fin-
den sich jedoch ausgedehnte Ebenheiten, wie
die Briloner und die Winterberger Hochfläche
oder die Medebacher Bucht. Das Talnetz ist
überwiegend auf die Ruhr ausgerichtet; ledig-
lich das Ostsauerland jenseits der Wasser-
scheide entwässert über Diemel und Eder zur
Weser.

Klimatisch gehört der Kreis zur subatlanti-
schen, feuchttemperierten Zone mit subkon-
tinentalen Zügen im Ostsauerland. Die Jah-
resmittelwerte liegen zwischen -5' C in den
Gipfellagen und 8o C in den Niederungen.
Die Verteilung der mittleren Niederschlags-
summen wird durch die Exposition zu den
regenbringenden Westwinden (Luv- und

Leelagen) bestimmt. Die höchsten Nieder-
schlagsmengen erhalten der Rothaarkamm
und das Astengebirge mit I 200-1 400 mm.
Im Ostteil sinkt auf einer Entfernung von 20
km von den Astenhöhen zur Medebacher
Bucht die Niederschlagsmenge um 650 mm
im Jahr.

2. Kulturlandschaftliche Veränderungen
1975 - 1995

2.1 Zunahme von Nutzf-lächen

o Die Siedlungsfläche hat mit 4 683 ha
(28,lEo) absolut den gröf3ten Zuwachs erfah-
ren. Damit erreichte der überregionale Subur-
banisierungsprozeß auch den Hochsauerland-
kreis. In den bereits hochbesiedelten Bal-
lungsräumen fiel dagegen die Siedlungs-
flächenerweiterung geringer aus als in den
Ballungsrandzonen und den ländlichen Zonen
(Tab. 1, Abb. l). Im Hochsauerlandkreis er-
zielten Bestwig, Schmallenberg und Eslohe
mit 4l-607o den gröl3ten Zuwachs. Absolut
gesehen führen Schmallenberg (l 092 ha),
Arnsberg (656 ha) und Meschede (506 ha).

o Auch die Zunahme der Gebäude- und Frei-
flächen um 3 398 ha (58,4ok) deutet auf eine
höhere bauliche Verdichtung in Baulücken
und bauliche Aktivitäten in Ortsteilen und
Dörfern hin gemäß den Abrundungssatzungen
nach dem Baugesetzbuch.

o Parallel dazu hat die Erschließung durch
StrafSen und Wege (WEG) um I 604 ha
(20,77a) zugenommen. Der Bau der A 46 am
Rande der Ruhrtalung bedingt durch Ein-
schnitte und Böschungen einen hohen Flä-
chenverbrauch. Gleiches silt für die verkehrli-
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Abb. 1: Entwicklung der Siedlungsflächen in Nordrhein-Westfalen 1975 - 1995
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Tab. 1: Kulturlandschaftswandel im Hochsauerlandkreis 1975 - 1995

Flächen

Zunahme

Siedlungsfläche

Gebäude- u. Freifläche
Verkehrsfläche
Naturnahe Fläche

Waldfläche

Grünlandfläche
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Landwirtschaftl.
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Hutung
Gartenland

WieseAVeide

Streuwiese

Unland/Ödland
Moor
Heide

Landwirtschaftsfläche
LF-Ackerland
LF-Grünland
LF-Mischnutzung
Waldfläche

Gesamtf'läche

Abnahme

in ha in o/c

Nutzf-läche -1 102 -10,8

-1 150 -r3,1
-186 -8,6

-563 -62,8

-r34 -50,8

-40 -43,5

-126 -26,4

-8 -44,1

-l -2.0

in ha

4 683

3 398

| 604

3 t54
3 042
l 008

t01
t4l
244

in o/o

28,7

58,4

20,7
)q
)q
8,6

6,4

56,0

13,0

Hochsauerlandkreis I 995

Gebäude- und Freifl ächen

Betriebsfläche
Erholungsfläche
Verkehrsfläche

Quelle: ILS Dortmund

ha o/o

9 2r3 4,2

806 0,004

864 0,004

9 864 5,0

ha ok

63 911 32,6

36 109 18,4
lL)),) '7 7

13 086 6,1

r08 670 55,4

r95 855 100,0

che Infrastruktur von Gewerbe- und Wohnse-
bieten.

o Die mit den baulichen Aktivitäten verbun-
dene Nachfrage nach mineralischen Rohstof-
fen hat zu einer Vergröl3erung der Tagebaue
um l4l ha (56ok) geführt. Die Ausweitung
betrifft namentlich die Kalk- und Diabasvor-
kommen in der Briloner Hochfläche.

r Gegenüber den vorab genannten, insbeson-
dere mit Versiegelungseffekten verbundenen
Flächenzuwächsen bedeutet die Zunahme der
naturnahen Flächen um 3 154 ha (2.94/o) einen
ökologischen Gewinn. Bei diesem Konglome-
rat von Wald-, Wasser-, Moor- und Heide-
flächen macht sich überwiegend die Erweite-
rung der Waldflächen bemerkbar. Auf Lan-
desebene schlägt sich deutlich der überdurch-
schnittliche Nachholbedarf der städtischen
Verdichtungsräume nieder (Abb. 2). Aber
selbst im waldreichen Hochsauerlandkreis
liegt die Zunahme durchweg noch über dem
Landesdurchschnitt von 3.5o/a. Den relativ

höchsten Zugang an naturnahen Flächen ha-
ben Eslohe mit 12,2o/o, Bestwig mit 8,3olo und
Winterberg mit 8o/a. Absolut gesehen stehen
Winterberg mit 750 ha, Eslohe mit 608 ha und
Olsberg mit 490 ha an vorderster Stelle.
Schmallenberg hat sich mit dem Verlust von
409 ha (-2,3Vo) gegen den allgemeinen Trend
entwickelt.

o Eine ökologisch positive Bilanz ergibt auch
die zunehmende Ausweisung von Natur-
schutzgebieten. Die Gesamtfläche von 4 009
ha in l4l Gebieten hat einen Änteil von 2o/o

der Kreisfläche erreicht. Gegenüber dem Be-
stand von 1983 mit 166,1 ha Naturschutzge-
bieten hat sich die NSG-Fläche bis 1996 ver-
fünffacht. Diese besondere Inwertsetzung von
Flächen der Forst- und Landwirtschaft ist u.a.
das Ergebnis der Biotopkartierung und der
Bestandsaufhahmen für die Landschaftspläne.
Zu erwähnen sind auch die von der Forstver-
waltung eingerichteten Naturwaldzellen, von
denen es im Hochsauerlandkreis fünf mit 86
ha gibt; diese können den Naturschutzgebie-
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ten hinzugezählt werden, da sie nicht bewirt-
schaftet werden.

2.2 Die Abnahme der landwirtschaftlichen
Flächen

o Den höchsten Verlust hat mit -1 102 ha
(- 10,87o) die Landwirtschaftliche Nutzfl äche
(LN) erlitten. Hierin spiegelt sich die Zunah-
me der Siedlungs- und Verkehrsf'lächen ei-
nerseits und im Mittelgebirge die Auffor-
stung von landwirtschaftlichen Grenzertrags-
böden andererseits. Die Inanspruchnahme
von LN-Flächen zur Ausweitung von Bau-
und Gewerbegebieten ergibt sich auch aus
den Zwängen der Erschließung aus den tradi-
tionellen Siedlungskernen heraus, die über-
wiegend auf den Niederterrassen der Talräu-
me liegen und nur am Rande der Talauen
oder am unteren Hangful3 Bebauung ermögli-
chen. Der Rückgang des Ackerlandes um
1 750 ha (-13,7o/o), der Hutungen um 786 ha
G8.6ok) sowie des Gartenlandes um 563 ha
(-62,8Ea) lassen auf die Aufgabe von qualita-
tiv besseren LN-Flächen im Zuge der Sied-
lungsausweitung schließen. Natürlich ist mit
der Ausweisung als Bauland in der Regel
auch eine beträchtliche Bodenwerterhöhung
verbunden, die im Zusammenhang mit dem
agraren Strukturwandel bei der beruf-lichen
Umorientierung meistens sehr willkommen
ist. In NRW sind der Ballungsraum an Rhein
und Ruhr und besonders der Mittelgebirgs-
raum von der Umwidmung landwirtschaftli-
cher Flächen erfalSt worden (Abb. 3). Die
höchsten Verluste im Hochsauerlandkreis
haben Winterberg mit -l 169 ha (-28,3o/o),
Meschede -161 ha (-l},4ok) und Olsberg
-682 ha (-20,8ok) in Kauf genommen. In
Bestwig sind 651 ha (-3l,2o/o) der LN verlo-
ren gegangen.

2.3 Hintergründe des Flächennutzungswan-
dels

r Die Zunahme der Siedlungs- und Verkehrs-
f'lächen dokumentiert räumliche Wachstums-
und Verlagerungsprozesse aus den Ballungs-
räumen heraus in die Randzonen und aus den
Kernstädten in die Umlandgemeinden. Der
Baulandbedarf resultiert aus steigenden
Wohnflächenansprüchen; im Hochsauerland-
kreis wird z.B. das baulandaufwendige Ein-
oder Zweifamilienhaus favorisiert. Industrie

und Gewerbe der Zukunfistechniken stellen
zunehmend auch Ansprüche an die ökologi-
sche Qualität des Standortes. Verstärkt wird
der Trend durch den Kampf der Städte und
Gemeinden um Investoren. da die Gewerbe-
steuer nach wie vor eine wichtige Grundlage
der kommunalen Autonomie ist. Mit der wei-
teren Ausweisung von Bauflächen reagieren
die Kommunen darüber hinaus auf demogra-
phische Zuwächse, die nach der deutschen
Wiedervereinigung aus einer anhaltenden Zu-
wanderung resultieren, nachdem die achtziger
Jahre allgemein im Zeichen des Bevölke-
rungsrückgangs bzw. der Stagnation standen
(Abb.4).

Die Zunahme der Einwohnerdichte erfolgte
ab der Mitte des 18. Jh.s linear und seit 1900
exponentiell. Infolge des Baus der oberen
Ruhrtalbahn um 1870 kam es zu einer Kon-
zentration der Bevölkerung in der Ruhrachse
zwischen Arnsberg und Olsberg. Narnentlich
Arnsberg und Bestwig liegen mit Einwohner-
dichten von 404 und 174 E./kmr über dem
1ändlichen Durchschnittswert des Kreises
(144F.1km2', Abb. -5).

3. Flächennutzungskonflikte

Auch in einem ländlich strukturierten Ergän-
zungsraum lösen Flächenansprüche, die als
umweltbelastend oder -zerstörend gelten, po-
litischen oder bürgerlichen Widerstand aus.
Stichwortartig sollen hier einige Konfliktfel-
der aufgezeigt werden, die in der öffentlichen
Diskussion in der Vergangenheit und Gegen-
wart eine Rolle gespielt haben:
- Siedlungsflächen <---> Landwirtschaft

(Flächenintensive Großvorhaben, z.B. in
Brilon 220 ha Industrie- und Gewerbege-
biet)

- Straßenbau <---> Naturschutz/Land- und
Forstwirtschaff (Weiterbau der A 46 von
Neheim nach Menden im Bereich des Lu-
erwaldes)

- Abfallwirtschaft <---> Tourismus/Anlieger
(Bau der Zentraldeponie des Hochsauer-
landkreises bei Friel inghausen)

- Wasserwirtschafi <---> Naturschutz/Kom-
munen (Negertal, Talspenenbau im Renautal)

- Tourismus <---> Naturschutz (Bungalow-
park ,,Gran Dorado" bei Medebach)

- Energiewirtschaft <---> Landschaftsschutz
(Bau von sog. Energieparks)
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Abb.4: Entwicklung der Bevölkerung im
Hochsauerlandkreis 1975 - 1995
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Abb. 5: Entwicklung der Einwohnerdichte
(nach W. Müller-Wille 1979, S. l6)

- Konkurrierende Verdrängungseffekte auf
der landwirtschaftlichen Nutzfläche (Auf-
forstungsdruck, Weihnachtsbaumkulturen,
Ergänzungsmaßnahmen)

- Reservatsplanung <---> KommunenÄand-
u. Forstwirtschaft (Biosphärenreservat Rot-
haargebirge, IBA Medebacher Bucht, FFH-
Gebiete)

4. Perspektiven einer nachhaltigen Raum-
ordnung im Hochsauerlandkreis

o Bei anhaltender Zuwanderung (Aufnahme
weiterer Ostländer in die EU) wird die Nach-
frage nach Siedlungsflächen bestehen blei-
ben.

o Die Agrarpolitik der EU geht in die Rich-
tung mehr Marktwirtschaft, Abbau von Uber-
schüssen, weniger Subventionen. Die zu er-
wartenden Extensivierungsflächen könnten
bei naturnaher Bewirtschaftung dem ökologi-

schen Ressourcenschutz nutzbar semacht
werden.

o Die Finanznot der öffentlichen Haushalte
wird andauern und damit die Ausgleichszah-
lungen zur Diskussion stellen oder sogar eine
deutliche Reduzierung der Agrarpreise auf
das Weltmarktniveau erzwingen.

o Der Rückzug der Landwirtschaft aus den
benachteiligten Gebieten wird unter diesen
Umständen anhalten. Die landwirtschaftliche
Nutzung würde sich im Extremfall auf wenige
Gunststandorte zurückziehen (etwa l}Vo der
LN). Aufforstungen, überwiegend mit Nadel-
hölzern, wären die Alternative für die Berg-
bauem. Der Verlust an Offenland, wertvollen
Biotopen und landwirtschaftlicher Vielfalt
würde zwar durch den Zugewinn an Holzbo-
denfläche ausgeglichen, den landesplaneri-
schen Zielen des Tourismus und des Natur-
und Landschaftsschutzes aber zuwiderlaufen.
Schon jetzt wird der durchschnittliche Wald-
anteil von 55o/o im Hochsauerlandkreis in 7
von 12 Kommunen überschritten. Ausgespro-
chene Waldkommunen mit etwa 6'7Vo sind
z.B. Bestwig, Winterberg, Olsberg und Ams-
berg. Daher wird man bei zukünftigem
Flächenbedarf das Verbot der Inanspruchnah-
me von Waldflächen. z.B. von Fichtenmono-
kulturen, neu diskutieren müssen, damit die
zunehmenden Verluste und das Anwachsen
der Siedlungsfläche begrenzt werden können
(Abb.6).

5. Steuerinstrumente der nachhaltigen
Ressourcennutzung

o Gebiete mit überwiegend ländlicher Raum-
struktur verfügen nur scheinbar über reichlich
Freiraum. Angesichts der zunehmenden Sied-
lungsflächen empfiehlt der Landesentwick-
lungsplan (LEP) einen sparsamen Umgang
mit den biologisch aktiven Freiflächen. Diese
dürfen nur dann in Anspruch genommen wer-
den, wenn der Flächenanspruch nachprüfbar
erforderlich ist.

o Wegen der Bedrohung wildlebender Arten
wird ein ganzheitlicher Naturschutz mit landes-
weiter Regeneration natürlicher Landschafts-
elemente angestrebt. In Großlandschaften des

Landes sollen wertvolle Kulturlandschaften be-
sonders gepflegt und entwickelt werden.
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o Der Gebietsentwicklungsplan hat im Zuge
des planerischen Vorlaufs den Begriff ,,wert-
volle Kulturlandschafi" zwar noch nicht kon-
kretisiert. weist aber auf die landschaftliche
Vielfält des Mittelgebirges hin und fordert,
auch im Interesse des Tourismus, Schönheit
und Charakter der Landschaft und in der Bau-
leitplanung die reizvollen Orts- und Land-
schaftsbilder zu erhalten: er unterstreicht die
Wechselwirkungen zwischen Landwirtschafi
und Fremdenverkehr.

o Wichtigstes lnstrument der Freiraumgestal-
tung ist der Landschaftsplan. Von den l2 Ge-
meinden des Hochsauerlandkreises verfügen
bisher Winterberger Hochfläche, Sundern und
Meschede über einen rechtskräftigen Land-
schatisplan (zus. 508 km2); die Landschafts-
pläne Arnsberg und Hallenberg sind in Arbeit
(zus.34l km2). Somit ist in den nächsten Jah-
ren auf 53o/a der Kreisfläche mit einem ord-
nungsrechtl ich geleiteten Landschaftswandel
zu rechnen. Der Landschaftsplan mit seiner
durch Auflbrstungsverbote definierten Wald-
grenze ist ein wirksames Regulativ für die
Freihaltung der Tal- und Ortslagen.

Ergänzt wird dieses Planungsinslrumentarium
durch Landschaftsschutzverordnungen in den
Naturparken Homert, Arnsberger Wald, Rot-
haargebirge und Diemelsee, in den Land-
schaftsplänen Winterberg, Sundern und Me-
schede mit einer Ffläche von insgesamt | 120
km2 (- 5lVo der Kreisfläche). Zu erwähnen
sind auch 677 Naturdenkmale und geschützte
Landschaftsbeslandteile.

. Dem Erhalt der landschaftlichen Vielfalt
und dem Artenschutz dient auch das Kultur-
landschaftsprogramm des Hochsauerlandkrei-
ses, das 1992 mit Unterstützung des Ministe-
riums für Umwelt, Raumordnung und Land-
wirtschaft konzipiert wurde und in das nun-
mehr die Landesprogramme (Mittelgebirgs-,
Feuchtwiesen- und Streuobstprogramm) inte-
griert sind. Vertragswürdig sind Flächen der
sogenannten Gebietskulisse mit insgesamt
28 221 ha. von denen 1997 etwa 2 000 ha
('7 o/o) im Vertragsnaturschutz bewi rtsch aftet
werden. Eine Ausweitung des Programms
scheitert an den Finanzen (1997=863 000
DM, d.h. 449 DMlha). Eine volle Bezuschus-
sung der Gebietskulisse würde jährlich einen
Betrag von 12,6 Mio. DM erfordern.

o Die im LEP angestrebte Regeneration
natürlicher Landschafiselemente. namentlich
die von anthropogen bedingten Biotopen,
stößt auf ökologische Grenzen, da ausgerotte-
te Arten in der Regel nur schwer wieder anzu-
siedeln sind. Das Beispiel des NSG ,,In der
Strei", das im Rahmen des Landschafisplanes
Winterberger Hochfläche renaturiert wurde,
zeigt auch die finaziellen Grenzen auf: Die
Entfichtung der potentiellen Buchen- und
Feuchtwälder, die Wiedervernässung der
Feuchtwiesen und anmoorigen Biotope erfbr-
derte einen Aufwand von 46 524 DM/ha ein-
schlielSlich des Grunderwerbs (28 854 DM
ohne Bodenwert). Derart kostspielige Mal3-
nahmen sind nur zu realisieren. wenn mosaik-
artig verteilt eine seltene Artenreserve eine
Wiederbesiedlung erwarten läßt. Allgemein
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aber ist mit der Aufforstung von LN-Flächen
durch Nadelhölzer ein irreversibler Artenver-
lust verbunden.

6. Der Erhalt der wertvollen Kulturland-
schaft

Der Begiff ,,wertvolle Kulturlandschaft" ist
von FssN l99l in einer Besprechung zu ,,Na-
tur 2 000" vorgeschlagen worden, da er die hi-
storische Dimension der Kulturlandschaft zu
wenig berücksichtigt sah und die ökologische
Definition der Naturreservate ihre anthropo-
genen Rahmenbedingungen ignoriert. Mit
Kulturlandschaft umschreibt die Historische
Geographie grundsätzlich die gesamte heutige
Kulturlandschaft. Dabei wird berücksichtigt,
daß es in Mitteleuropa keine großflächigen
Naturlandschaften mehr gibt, sondem nur an-
thropogene Landschaften. Ihr Wert liegt in
der Integration natürlicher und historischer
Elemente. Auch Siedlung, Landwirtschaft
und Gewerbe, Verkehr und Freizeit werden in
eine Gesamtwertung mit einbezogen.

Im Landesentwicklungsplan (LEP) wird das
Ziel definiert, in den Großlandschaften wert-

volle Kulturlandschaften mit hohem Anteil
naturnaher Bereiche vorbildlich zu erhalten
und typische Landschaftsstrukturen und Bio-
tope besonders zu pflegen und zu entwickeln
(Abb. 7). Die Stadt Schmallenberg scheint
mir in besonderem Maße diesen Kriterien zu
entsprechen, daher ist sie auch im LEP Be-
standteil der Kulturlandschaft ..Kamm des
Rothaargebirges und Medebacher Bucht".
Das Kloster Grafschaft, die Urpfarrei Worm-
bach mit ihren Kirchspielen und Dörfem und
die mittelalterlichen Städte Schmallenberg
und Fredeburg in der Nähe der sog. Heiden-
straße mit der eisenzeitlichen und karolingi-
schen Wallburg auf dem Wilzenberg geben
der Gebirgskammer vor dem Rothaargebirge
eine unverwechselbare Ausprägung. Die ge-
mischte Acker-Grünlandnutzung sorgt für
Vielfalt, und der Buchenanteil der früheren
Klosterwälder entspricht den Leitlinien des
Landes für die Waldvermehrung im Sauer-
land. Im NSG ,,Hunau", dem Wald der frühe-
ren Freiheit Bödefeld, hat die Stadt Schmal-
Ienberg bereits auf 390 ha mit der Entwick-
lung von naturnahen Buchen- und Feuchtwäl-
dern begonnen. Zudem verfügt die Stadt
Schmallenberg über eine denkmalgeschützte
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städtische (historischer Stadtkern) und wert-
volle dörfliche Bausubstanz (acht Bundes-
golddörfer). Ein Modellprojekt,,wertvolle
Kulturlandschaft",,Schmallenberger Rothaar-
gebirge" sollte in Erwägung gezogen werden
(Abb. 8). Dazu bedarf es allerdings einer bes-
seren Koordination der ntr Zeit noch sektoral
sich ergänzenden, überlagernden oder wider-
sprechenden Planungen von Kommunen,
Kammern, Gebietskörperschaften und Mini-
sterien, damit sie in den davon betroffenen so-
zialen Systemen akzeptiert und realisiert wer-
den können.
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Leistungen und Erwartungen der Forst- und Holzwirtschaft für die

nachhaltige Raumentwicklung im Schmallenberger S auerland

Hans von der GoltzrSchmallenberg

L. Forst- und Holzwirtschaft im
Schmallenberger" Sauerland

,,Heile Waldwelt - laß Dich umarmen !"

Wir freuen uns, daß Sie als Ort Ihrer Jahresta-
gung Schmallenberg auserkoren haben. Böse
Zungenbehaupten, jeder der hier eine Tagung
ausrichtet oder beschäftigt sei, mache auf-
grund der herrlichen Naturausstattung im
Grunde genommen nur Urlaub. .Insbesondere
wir von der altgrünen Zunft, die diese Land-
schaft unter beruflichem Vorwand in vollen
Zigen genießen dürfen, bekämen den Urlaub
unberechtigterweise auch noch bezahlt. Vor-
dergründig sind unsere Gegenargumente in
dieser ,,heilen Welt" schlecht. Fast jeder fühlt
sich wohl in dieser Mittelgebirgslandschaft
des Sauerlandes mit
- ihrer hohen Reliefenergie,
- ihrem Flächenanteil von 637o bestens ge-

pflegter Bewaldung,
- der vergleichsweise extensiven Landwirt-

schaft,
- der wenig störenden mittelständischen In-

dustrie und dem
- harmonisch abgestimmtenTourismusange-

bot.

Hinter dieser ,,heilen Waldwelt" verbirgt
sich jedoch eine um wirtschaftliche Existen-
zerhaltung strampelnde Region. Sie wissen
wie ich, daß insbesondere die Wirtschaftsbe-
reiche der Urproduktion und diejenigen der
ersten Veredelungsstufen in unserer Zeit von
High Tech und sich rasant internationalisie-
renden Märkten den schwersten Stand ha-
ben. Die urproduktive Forst- und die Holz-
wirtschaft, über deren Leistungen und Er-

wartungen ich heute mit Ihnen reden möchte,
sind sicherlich die traditionellen Wirtschafts-
sparten unserer Waldlandschaft. Aufgrund
der topographischen Verhältnisse kann man
schon fast von Waldzwangsstandorten spre-
chen.

Die Mentalität unserer Bevölkerung (geringe
Bereitschaft zur wirtschaftlichen Kooperati-
on), die Feme zum Puls des Marktgeschehens
und die traditionelle, bisweilen nachteilige
konservative Grundhaltung drohen die Forst-
und Holzwirtschaft nicht nur vorübergehend
in die roten Zahlenzu wirtschaften. Bei einem
offiziellen Anteil der Beschäftigten in Forst-
und Holzwirtschaft von ca. 57o und einem
kaum höheren Anteil am Umsatz scheint der
Allgemeinheit ein Verlust dieser Wirtschafts-
bereiche verkraftbar. Das geringe politische
Interesse an unserem ,,hölzemen" Metier do-
kumentiert dies nachdrücklich.

Wald hat jedoch multifunktionale Aufgaben,
die er aber nur erfüllen kann, wenn er bewirt-
schaftet wird. Bewirtschaftet wird er nur,
wenn sich die Pflege auch ökonomisch lohnt.
Sie lohnt sich dann wieder, wenn alle forstli-
chen Rationalisierungsreserven genutzt, ins-
besondere aber, wenn unser Holz zu angemes-
senen Preisen möglichst ortsnah von einer lei-
stungsstarken Holzindustrie aufgenommen
wird.

Sie sehen, Forst- und Holzwirtschaft sitzen,
regional gesehen, tatsächlich in einem Boot.
Und daher bemühe ich mich auch seit Jahren
darum, gemeinsam und kooperativ unsere
Leistung im Interesse der Existenzsicherung
zu verbessem.

49



2. Nachhaltige Raumentwicklung

Nachhaltigkeit ist ein Begriff, der aus der
deutschen Forstwirtschaft stammt. Er bedeu-
tete bisher für uns, daß immer nur soviel
Holz eingeschlagen werden darf, wie auch
wieder nachwächst. Nach diesem Grundsatz
wird mitteleuropäischer Wald seit knapp 100
Jahren bewirtschaftet. Vorratsreiche intakte
Wäldef, die international unter Berücksichti
gung von Bevölkerungsdichte und Industrie-
standard ihresgleichen suchen, sind Ergebnis
unserer Nachhaltigkeitsbemühungen. Seit
der Umweltkonferenz von Rio ist der Nach-
haltigkeitsbegriff in aller Munde. Nachhalti-
ge Waldwirtschaft, nachhaltige Umweltsa-
nierung, nachhaltige Raumentwicklung - im-
mer stehen eine ganzheitliche, wir würden
sagen ökosystemare Betrachtungsweise und
ein langfristiger, harmonischer, die natürli-
chen Gegebenheiten berücksichtigender Pro-
zeß hinter diesem Begriff; ein Prozeß, der
selbstverständlich vom Menschen beeinflußt
wird.

Die nachhaltige Raumentwicklung im
Schmallenberger Sauerland kann nicht los-
gelöst betrachtet werden von den naturräum-
lichen Gegebenheiten. Wald hat bis in die er-
ste Hälfte des 20. Jahrhunderts hier die Raum-
entwicklung nahezu bestimmt. Der hohe und
z.Zt. noch weiter steigende Bewaldungsanteil
von 63Vo ist ein Standortfaktor, der aus wirt-
schaftlichen, ökologischen und sozialen Ge-
sichtspunkten auch in Zukunft beachtet wer-
den muß. Nachhaltige Raumentwicklung
ohne angemessene Berücksichtigung von
Wald und Holz ist im Schmallenberger Sauer-
land, wie in anderen hochbewaldeten Teilen
des Hochsauerlandes, nicht zielführend, zu-
mal dann nicht, wenn der Nachhaltigkeitsbe-
griff ganzheitlich betrachtet wird. Nachhaltige
Waldwirtschaft, modem definiert, umfaßt ne-
ben der Holzproduktion eben u. a. auch
- nachhaltigeErholungsnutzung,
- nachhaltigeWasserversorgung,
- nachhaltige Sauerstoffproduktion,
- nachhaltigeCO2-Speicherung,
- nachhaltige Sicherung unbehandelter Gen-

ressourcen,
- nachhaltige Bewahrung naturnaher Ökosy-

steme mit ihrer Flora und Fauna und
- nachhaltige Sicherung örtlicher Verede-

lungsbetriebe.

3. Leistungen der Forst- und Holzwirt-
schaft

Die aktiven Leistungen der Forstwirtschaft
beschränkten sich in der Vergangenheit weit-
gehend auf
- die ordnungsgemäße Waldpflege,
- die Vermarktung des hierbei anfallenden

Holzes und
- die Erschließung der Wälder durch Wege

für Forstwirtschaft und Erholungsverkehr.

So können wir Ihnen heute anbieten:
- 20 000 ha stabilen, gesunden und leistungs-

starken Wald,
- jährlich 100 000 m3 Holz,
- 800 km gepflegte Waldwege sowie
- ca.200 feste und 1 000 Nebenerwerbsar-

beitsplätze.

Die passiven Leistungen der Forstwirtschaft,
die gegenwärtig sehr breit diskutiert werden,
sind
- die jährliche Produktion von 400 000 t

Sauerstoff,
- die jährliche Bindung von 7 000 t CO2,
- der Erhalt der ökologischen Vielfalt u.a.m..

Die forstwirtschaftliche Bilanz im öffentli-
chen Wald ist aber negativ. Im privaten Wald
tendiert sie ebenfalls gegen Null. Bei einem
Privatwaldanteil von knapp 70 7o ist diese
Entwicklung insofern beängstigend, als die
Motivation für Waldpflege direkt abhängt von
dem wirtschaftlichen Erfolg. Die Allgemein-
heit kann es sich keinesfalls leisten, daß bis zu
560 000 ha Privatwald aus der Produktion se-
nommen werden. Die Übernahme der WJd-
pflege durch staatliche Institutionen ist nicht
finanzierbar, selbstverständlich auch nicht er-
wünscht. Da das Desinteresse der Eigentümer
an ihrem Wald in den letzten Jahren relativ
rasch um sich greift, müssen die wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen kurzfristig verbes-
sert werden.

Die Leistungen der Holzwirtschaft in unserer
Region liegen weit über dem Landesdurch-
schnitt.:
o 11 Nadelholzsägewerke bearbeiten jähr-
lich über 250 000 m3 Rundholz. Mit ihren
Sortimenten beliefern sie überwiegend die
Bau- und Verpackungsindustrie im gesamten
norddeutschen Raum. Problematisch ist die
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nur sehr zögerliche Anpassung ihrer Säge-
werkstechnik und infolge dessen auch der
Produktpalette an die Erfordernisse des
Marktes. Um die Nachteile des Reißens,
Schwindens und sich Verdrehens von Holz
im Bau zu minimieren, wird zunehmend ge-
trocknetes Holz gefordert. Trocknungskapa-
zitäten sind aber kaum vorhanden. Außerdem
ist das typisch deutsche Listenbauholz für das
individuelle, aber teure Eigenheim auf dem
Rückzug. Es wird ersetzt durch genormte
Sortimente. Diese können von unseren heimi-
schen mittelständischen Sägern mit her-
kömmlicher Gattertechnik nicht konkurrenz-
f?ihig angeboten werden. Will die heimische
Sägeindustrie überleben, muß kurzfristig eine
Anpassung der Produkte an die Marktent-
wicklung erfolgen.

o 12 leistungsfähige Zimmereibetriebe und
16 Schreinereibetriebe mit CNC-gesteuerter
Hochleistungstechnik arbeiten bundesweit
mit überdurchschnittlichem Qualitäts- und
Leistungsstandard mit unserem Rohstoff
Holz. Steigende Beschäftigungszahlen und
wachsender Umsatz belegen, daß diese holz-
bearbeitenden Betriebe auf dem richtigen
Weg sind.

Zusammenfassend halte ich fest, daß die
Forst- und Holzwirtschaft in unserer waldrei-
chen Gegend wirtschaftlich und beschäfti-
gungspolitisch (insgesamt ca. 750 Arbeits-
plätze) noch von Bedeutung sind. Aufgrund
ihrer Neigung za single-Strukturen, des tradi-
tionell konservativen Denkens und recht zö-
gerlichen Handelns drohen in absehbarer Zeit
große Bedeutungsverluste. Diese Entwick-
lung hätte für unseren ländlichen Raum weit-
reichende negative Folgen.

Daher haben wir vor Jahren damit begonnen,
historische Leistungen der Forst- und Holz-
wirtschaft mit zeitgemäßen Marketingele-
menten zu ergänzen. Erste Erfolge sind zu
vermelden. 1989 gründete sich eine private
Initiative, bestehend aus Forstwirtschaft,
Holzwirtschaft'und Fremdenverkehr, die mit
Unterstützung der Stadt und des Forstamtes
das Ziel hatte, einen gemeinsamen Werbeträ-
ger zu schaffen, bei dem Holz das verbinden-
de Element ist. Damit wollte man bessere Ge-
schäftsaussichten der genannten Sparten er-
reichen, die Wettbewerbsfähigkeit erhalten

und steigem - denn gemeinsam ist man stär-
ker als einer allein.

Der erste zarte Ansatz kooperativen Handelns
war geschafft, denn die Privaten beteiligten
sich an der Finanzierung des Holz- und Touri-
stikzentrums, in dem wir heute tagen, mit
350 000 DM und beleben es gelegentlich mit
Seminaren und Ausstellungen.

1994 wurde dann als zweiter Schritt der Ko-
operation der Förderverein Forst & Holz e.V.
gegründet. Jeder, der sich dem Holz verbun-
den fühlt, wie Säger, Waldbesitzer, Schreiner,
Architekten und andere mehr, kann Mitglied
werden. Aus Mitgliedsbeiträgen und mit Un-
terstützung des Forstabsatzfonds, der Landes-
regierung und der Wirtschaftsförderungsge-
sellschaft des Hochsauerlandkreises finanziert
der Verein einen zweiten Fachberater Holz
für das Land Nordrhein-Westfalen. Ein kom-
petenter Ansprechpartner in Sachen Holz
konnte durch die zweite kooperative Initiative
eingestellt werden.

Die fachliche Grundausstattung für eine fun-
dierte und nachhaltige Weiterentwicklung des
Themenbereiches Forst und Holz ist gelun-
gen. Sie wird in den nächsten Monaten (1997/
98) und Jahren erweitert und ergänzt z.B. um
ein Waldpädagogikzentrum, das der rasanten
Naturentfremdung insbesondere der Stadtbe-
völkerung entgegenwirken soll. Wir denken,
daß wir mit unseren Aktivitäten seit 1989 den
Raum Schmallenberg nachhaltig in die regio-
nal richtige Richtung entwickeln. Ich hoffe,
auch Sie sind mit uns einig, daß Forst- und
Holzwirtschaft wichtige Elemente der Hoch-
sauerlandregion sind. Raumentwicklung durch
unsere Sparten ist daher nicht nur unsere Auf-
gabe, sondern es bedarf auch der Koordinati-
on und der Unterstützung von Verwaltung,
Politik, Verbänden, Wissenschaft u.a.m..

Im folgenden möchte ich einige Erwartungen
bzw. Hoffnungen aufzeigen, die wir für die
zukünftige nachhaltige Raumentwicklung ha-
ben. Ich bitte um Nachsicht, wenn die Erwar-
tungen fast wie Forderungen klingen. Für den
Erhalt und die harmonische Weiterentwick-
lung unserer waldreichen Regionalstrukturen
unter Berücksichtigung von Mensch und Um-
welt sind sie jedoch von existenzieller Bedeu-
tuns.
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I. Wir brauchen eine Grundaussage der Politik
über die forst- und holzwirtschaftliche Schwer-
punktregion Hochsauerland.

Forst- und Holzwirtschaft sind, speziell wenn
Holzproduktion und dessen Bearbeitung
räumlich so nah beieinander liegen wie bei
uns (Prinzip"der kurzen Wege), vergleichs-
weise umweltfreundliche Wirtschaftszweige.
Außerdem stellen sie der Volkswirtschaft den
umweltfreundlichen, nachwachsenden Roh-
stoff Holz zur Verfügung.

Stzindige Begehrlichkeiten nach Null-Produk-
tion auf großer Fläche hemmen unsere oh-
nehin nur begrenzte Investitions- und Risi-
kobereitschaft. Ein klares Votum für Forst-
und Holzwirtschaft unter durchaus definierten
ökologischen Rahmenbedingungen würde das
genannte Manko erheblich mindern.

II. Ökologische Rahmenbedingungen der Pro-
duktion müssen einvernehmlich festgelegt
werden und mittelfristig Gültigkeit haben.

In der Holzwirtschaft müssen investitionswil-
lige Unternehmen kalkulierbare Rahmenbe-
dingungen für ihre Rentabilitätsberechnungen
geboten bekommen. Auch Verbote können,
wenn sie nicht nur Wirtschaftlichkeit beein-
trächtigen, sondern machbare Produktions-
techniken für die Herstellung nachgefragter
Produkte provozieren, akzeptabel sein. So
wäre z.B. das Verbot der Imprägnierung von
Holz denkbar, denn der Einbau trockenen
Holzes macht Imprägnierung überflüssig.
Neue Holzeinschnittstechniken und der Bau
von Trockenkapazitäten wrten die Folge. Der
Umwelt wäre gedient, und die Wirtschaftlich-
keit würde sogar verbessert.

Das Verbot der sägewerkseigenen Energie-
und/oder Wärmeerzeugung aus Sägeabfällen
ist dagegen unsinnig.

Die Forstwirtschaft wdre vermutlich von der
Zweckmäßigkeit naturnaher Waldbewirt-
schaftung ohne Kahlschläge zu überzeugen.
Geringere Betriebskosten, höhere Erlöse für
bessere Holzqualitäten, begleitet von günsti-
geren ökologischen Bedingungen, sprechen
für sich. Hierzu werden wir morgen im Rah-
men der Exkursion einiges Weitere aus-
führen.

III. Die Umstrukturierung von Forst- und
Holzwirtschaft sollte mit einem regionalen
Sonderprogramm gefördert werden.

Wenn z. B. das Hochsauerland aufgrund sei-
nes Waldreichtums als Holzwirtschaftsresi-
on ausgewiesen wird und Ökostandards, g!f.
mit Zertifikat, einvernehmlich festgelegt
werden, muß man umstrukturieren. Um-
strukturierung kostet Geld, das nur in sehr
begrenztem Maße bei den hier wirtschaften-
den Betrieben vorhanden ist. Ich denke, daß
ein Sonderförderprogramm als zeitlich befri-
stete Anschubfinanzieruns sehr hilfreich
wäre.

In der Forstwirtschaft könnte z. B. eine attrak-
tive Förderung des Umbaus von Rein- in
Mischbestände und ein Kahlschlassverzicht
selbst in dem langlebigen ÖkosyJtem Wald
innerhalb von 10-20 Jahren zu einer beach-
tenswerten Umstrukturieruns unserer Wälder
beitragen.

In der Holzwirtschaft würde z. B. die Förde-
rung von mittelständischen Betrieben in
Holzgewerbeparks mit gemeinsamer Ener-
gie- und Wärmegewinnung aus Festbrenn-
stoff, der Herstellung umwelt- und men-
schenfreundlicher Produkte, zukunftsorien-
tierten Marketingstrukturen u. a. m. einen
enormen Produktivitäts- und Innovations-
schub auslösen.

IV. Unterstützung des Innovationsprozesses
durch interkommunale Planungskonzepte.

Es wäre wünschenswert, wenn Kommunen
als Träger der örtlichen Planungshoheit bei
der Ausweisung und Belegung von Gewerbe-
flächen konzeptionell enger zusammenarbei-
ten würden.

Weiterhin sollten die Kommunen noch stärker
als bisher durch ihre Bebauungspläne und Ge-
staltungssatzungen sowie durch konkrete
Ratsbeschlüsse zu Einzelobjekten dokumen-
tieren, daß Holzbauweise und Nahwärmesy-
steme auf Festbrennstoffbasis erwünscht sind.
Mit diesem Holz- und Touristikzentrum hat
z.B. die Stadt Schmallenberg ein eindeutiges
Signal gesezt. Weitere Signale pro Holz auch
in anderen Kommunen des Hochsauerland-
kreises wären erwünscht.
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V. Gründung eines kooperativen Konzepti-
ons- und Koordinierungsteams auf Kreisebe-
ne.

Wenn das Hochsauerland als Holz-Schwer-
punktregion entwickelt werden soll, bedarf es

hierzu m.E. eines Gremiums, das die Ent-
wicklung konzeptionell und den Vollzug ko-
ordinierend begleitet. Es sollte sich u.a. aus
Vertretern des Kreises, der Wirtschaftsförde-
rungsgesellschaft, der Forst- und Holzwirt-
schaft, der Kommunen und des Naturschutzes
zusammensetzen. Ohne koordinierende Hilfe
wird eine geordnete Raumentwicklung in der
Forst- und Holzwirtschaft aufgrund der gege-
benen betrieblichen Strukturen nur schwer zu
erreichen sein.

VI. Unterstützung durch die Wissenschaft.

Fast immer werden bei regional planerischen
Überlegungen wissenschaftliche Institute zu
Rate gezogen. Manchmal hat man den Ein-
druck, ländliche Gegenden werden nur als
wirtschaftsfreie Reinluftgebiete angesehen

und gedanklich als ökologische Spielwiese
zur Verfügung gestellt. Ich lege Wert darauf,
daß die Wissenschaft realisiert: Unsere Land-
schaft ist durch ihre Bewirtschaftung erst zu
dem geworden, was viele heute ftir schützens-
wert halten. Selbstverständlich können und
müssen manche Wirtschaftsmethoden hin-
sichtlich ihrer Umweltverträglichkeit noch
geringfügig korrigiert werden. Im Großen und
Ganzen gehören jedoch Forstwirtschaft, aber
auch Holzwirtschaft zu den umweltschonen-
sten Wirtschaftszweigen überhaupt. Erste
Okobilanzen beweisen dies eindrucksvoll.
Daher ist es für eine nachhaltige Raument-
wicklung im Hochsauerland besonders wich-
tig, daß Holzwirtschaft und Fremdenverkehr
auf der Basis naturnah bewirtschafteter, lei-
stungsstarker und attraktiver Wälder in ihrer
Struktur so entwickelt werden, daß sie wirt-
schaftlich gesunden. Wald, Holz und Touris-
mus gehören im Schmallenberger Sauerland
zusammen. Sie können zukünftig wieder zu
einem bedeutenden Wirtschaftsfaktor unserer
dann immer noch ,,heilen" Waldwelt werden.
Aber - ohne Moos ist eben nix los!

Waldpflege für Generationen

Forstamt Schmallenberg*

Lage und Aufgaben des Forstamtes
Schmallenberg

Das Forstamt Schmallenberg mit 19 Forstbe-
triebsbezirken (Förstereien) ist eines von 35
Regionalforstämtern in Nordrhein-Westfalen.
Es entstand 1995 nach der forstlichen Neuor-
ganisation aus den ehemaligen Forstämtern
Glinfeld, Schmallenberg und Teilen des Forst-
amtes Winterberg. Die Aufgaben des Forst-
amtes sind durch das Landesforstgesetz NW
festgelegt. Als Untere Forstbehörde vertritt
das Forstamt forstliche Belanse bei allen Pla-

nungen, die den Wald betreffen. Die Beson-
derheiten der Region bestimmen die Schwer-
punkte der Tätigkeiten. Die wichtigste Aufga-
be des Mittelgebirgs-Forstamtes Schmallen-
berg ist die forstfachliche Beratung und Be-
treuung des Privatwaldes mit einem Flächen-
anteil von 67Vo. Im Zusammenhang mit der
sich z.Zt. rasch verschlechtemden Erwerbssi-
tuation der Landwirtschaft in einer standört-
lich benachteiligten Mittelgebirgsregion ist
das Forstamt als Betreuungsorgan für den Be-
triebsteil Wald in besonderem Maße gefordert.

Vonangige Betreuungsziele sind der Aufbau
stabiler leistungsstarker Wälder, ein optimaler* Informationsblatt des Forstamtes Schmallenberg, 1996
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Holzverkauf und die Ausbildung der Waldbe-
sitzer in Arbeitstechniken. Darüber hinaus
gehört auch die fachliche Betreuung des
Kommunalwaldes und die Bewirtschaftung
des Staatswaldes zu den forstlichen Aufeaben
des Forstamtes.

Das Forstamt Schmallenberg ist außerdem ei-
ner der vier Maschinenstützpunkte in Nord-
rhein-Westfalen. Hier werden maschinenge-
stützte Arbeitsverfahren entwickelt und er-
probt. Bei maximaler Schonung von Boden,
Waldbestand und Gesundheit der Waldarbei-
ter sollen sie zur Rationalisierung der Wald-
bewirtschaftung, auch auf dem Weg zur na-
turnahen Forstwirtschaft, beitragen. Die
Schulung von Forstwirten und Waldbesitzem
nimmt einen hohen Stellenwert ein.

Naturnahe Waldbewirtschaftung bringt
Sicherheit

Die Waldböden im Forstamt Schmallenberg
sind geeignete Standorte für ertragreiche Na-
del-Äaubholz-Mischwälder. Das Forstamt
bemüht sich, neben der Anreicherung dieser
Reinbestände mit Laub- oder Nadelholz, ins-
besondere durch einzelstammweise Nutzung,
Verzicht auf Kahlschläge und durch natürli-
che Verjüngung den Strukturreichtum des
Waldes zu fördern. Struktur ist Voraussetzung
für Stabilität und somit für wirtschaftlichen
Erfolg. Bei unserem Bemühen wird die Fichte
als "Brotbaum des Sauerlandes" weiterhin
den weitaus größten Flächenteil einnehmen.

Forstwirtschaft sichert bäuerliche
Existenzen

Der Privatwald von insgesamt rd. 25 000 ha
Größe wird überwiegend von gemischt land-
und forstwirtschaftlichen Betieben bewirt-
schaftet. Viele private Waldbesitzer haben
sich in Forstgemeinschaften, das sind wirt-
schaftliche Vereine, zusammengeschlossen.
Die ältesten von ihnen wurden bereits im Jah-
re 1824in Oberkirchen gegründet. Forstbe-'
triebsgemeinschaften haben sich zumZiel ge-
setzt, mit Hilfe fachkundiger Beratung durch
das Forstamt und gemeinsame Bewirtschaf-
tung der Flächen leistungsstärker zu werden.
Eine ähnliche Zielsetzung verfolgen die Mar-
ken- und Interessentenverbände im Raum
Winterberg und Medebach, die eine eigen-

ständige historische Entwicklung vollzogen
haben. Das Forstamt schult die Waldbesitzer
in Arbeitsverfahren, um die Eigeninitiative im
Wald zu stzirken und wieder lohnenswert zu
gestalten. Denn Arbeitsplätze außerhalb der
Land- und Forstwirtschaft stehen in dem
strukturschwachen ländlichen Raum nur in
begrenztem Umfang zur Verfügung.

Immer mehr gemischt land- und forstwirt-
schaftliche Betriebe sind vor die Existenzfra-
ge gestellt, da das Einkommen aus dem land-
wirtschaftlichen Betriebsteil stark rückläufig
ist. Wer seinen Betrieb weiter bewirtschaften
möchte, sieht sich daher oft gezwungen, die
landwirtschaftliche Produktion teilweise auf
Weihnachtsbaum- und Schmuckgrünerzeu-
gung umzustellen. Solche Kulturen müssen
von der Unteren Landschaftsbehörde geneh-
migt werden und gelten gesetzlich nicht als
Wald.

Forst- und Holzwirtschaft - traditionelle
Partner

Inmitten des waldreichen Hochsauerlandes
hat sich schon sehr fiüh rohstoffnah ein Zen-
trum nordrhein-westfälischer Sägeindustrie
entwickelt. Der Aufbau und die Sicherung ei-
ner partnerschaftlichen Beziehung zwischen
Holzanbietern und Holzabnehmern wird sei-
tens des Forstamtes Schmallenberg intensiv
betrieben. Kontinuierliche verläßliche Holz-
versorgung der heimischen Holzindustrie mit
qualitativ gutem heimischem Holz ist sowohl
Voraussetzung für nachhaltige Waldpfleg.e als
auch für gesunde Betriebsstrukturen. Uber
200 000 mr Holz werden jährlich durch Ver-
mittlung des Forstamtes vermarktet. 95Vo
hiervon bleiben zur weiteren Veredeluns in
der Region.

Ein ebenso wichtiges Ziel der Forst- und
Holzwirtschaft ist es, partnerschaftlich die
Vorzüge des umweltfreundlichen nachwach-
senden Rohstoffes Holz dem Verbraucher be-
kanntlumachen..so entstand 1993 in Schmal-'
lenberg das Holz- und Touristikzentrum als
gemeinsam getragenes Werbeobjekt für Holz.
Hierin untergebracht sind ein Holzberatungs-
büro, die Fremdenverkehrszentrale und das
Forstamt Schmallenberg - beste Vorausset-
zungen für qualifizierte Information rund um
das Thema "Wald, Holz und Tourismus".

54





Vielfältige Erholungsmöglichkeiten

Die abwechslungreiche Landschaft der Räume
Schmallenberg, Winterberg und Medebach ge-
hören zu den bedeutenden Erholungsschwer-
punkten Nordrhein-Westfalens. Zahheiche
Ausfl ugsziele, Wintersporteinrichtungen und
viele Kilometer Wanderwege sind vorhanden.

Durch die natürlichen Gegebenheiten ist eine
enge Verzahnung von Wald und Tourismus
vorgegeben.

Eine wichtige Aufgabe des Forstamtes Schmal-
lenberg ist in diesem Zusammenhang, beim
Erholungssuchenden Verständnis für die Be-
deutung des Waldes in einer gesunden Um-
welt, aber auch als eine Existenzgrundlage der
einheimischen Bevölkerung zu wecken. Mehr
als zwei Millionen Besucher finden alljährlich
Entspannung und Erholung in den Wäldern
des Forstamtes Schmallenberc.

Das Forstamt in Zahlen

Gesamtfläche: 64 318 ha
Waldfläche: 40 500 ha

Bewaldungsprozent: 637o
(Land NRW z.Ygl. 267o)
Höhenlage: 200-841 m NN
Niederschlag: 600-1 400 mm

Baumartenverteilung:
- Laubholz (überwiegend Buche) 37o/o

- Nadelholz (überwiegend Fichte) 697o

Waldbes itzerverteilung:
- Privatwald 21 200ha = 6JVo,

(davon 2-5 l00 ha beförstert
durch das Forstamt)

- Kommunalwald 9 300 ha = 23o/o.
(davon 6 900 ha betriebsgeleitet
durch das Forstamt)

- Staatswald 4 000 ha = lj%o

Informationen vor Ort zur naturnahen Waldbewirtschaftung durch Forstdirektor
H. von der Goltz, Forstamt Schmallenberg (06.09.1997)

(Von links nach rechts: H. v. d. Goltz und Mitglieder der Geographischen Kommission für Westfalen:
Dr. E. Th. Seraphim, Paderborn. G. Becker, Lennestadt und R. Köhne, Meschede)
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Wirtschaftsentwicklung in Südostwestfalen

Anforderungen an Infrastruktur und Verkehrserschließung

Werner vo n B u ch wal d, Arnsberg

1.. Vorbemerkungen

Ausgehend von der Konferenz von Rio und
der Agenda 21 werden Fragen der ,,nachhalti-
gen Entwicklung" nicht nur im globalen Maß-
stab diskutiert, sondern auch deren Umset-
zung auf regionaler oder gar lokaler Ebene
wird zunehmend zu einem wichtigen Thema.
Dabei findet dieses Thema Widerhall nicht
nur bei Erörterungen auf Fachebene - wie
auch heute hier in Schmallenberg -, sondem
auch im Rahmen allgemein-politischer und
öffentlicher Erörterungen. Allerdings wird ge-
rade in den beiden letztgenannten Fällen die
Diskussion um die nachhaltige Entwicklung
oft einseitig verkürzt auf die ökologischen
Aspekte sowie eventuell auch noch auf die
Fragen der Sozialverträglichkeit. Die im Zu-
sammenhang mit der nachhaltigen Entwick-
lung ebenfalls zu beachtenden ökonomischen
Belange werden in diesen Diskussionen allzu
gern völlig ausgeblendet oder hinten ange-
stellt: Dabei wird verkannt, daß Fragen der
Nachhaltigkeit sachgerecht nur im Dreiklang
zwischen Okonomie, Okologie und Sozialem
behandelt werden können.

Insofern ist es aus meiner Sicht erfreulich,
daß Sie auf Ihrer Jahrestagung ausdrücklich
auch die ökonomischen Fragen mit in Ihren
Themenkatalog aufgenommen haben. Des-
halb bin ich auch gerne bereit, hier einige
Aspekte der wirtschaftlichen Entwicklung des
Sauerlandes und der sich daraus ergebenden
Anforderungen an die Infrastruktur und die
Verkehrsentwicklung darzustellen. Dabei bin
ich mir allerdings auch darüber im klaren, daß
ich ein wenig in die Gefahr gerate, die Rolle
des ,,Spielverderbers" zu übernehmen, der

eine möglicherweise eher kritische Haltung
aus Sicht der Wirtschaft zu überzogenen öko-
logischen Forderungen im Hinblick auf die
Nachhaltigkeit einnehmen muß.

2. Wirtschaft für Umweltschutzargumente
und Nachhaltigkeitsdiskussion grund-
sätzlich offen

Andererseits sollte jedoch auf keinen Fall der
Eindruck entstehen, daß sich die Wirtschaft
generell der Nachhaltigkeitsdiskussion ent-
zieht. Auch in der Wirtschaft ist in den letzten
Jahren das Bewußtsein dafür gewachsen, daß
alle Ressourcen - auch die für das wirtschaft-
liche Handeln relevanten - begrenzt und
grundsätzlich nicht vermehrbar sind. Ein
schonender Umgang mit diesen Ressourcsn
liegt deshalb grundsätzlich auch im Interesse
der Wirtschaft selbst. Allerdings ist die Be-
reitschaft, sich mit Nachhaltigkeitsfragen für
den wirtschaftlichen Bereich auseinanderzu-
setzen, in den einzelnen Wirtschaftszweigen
und Branchen, aber auch in den einzelnen Un-
ternehmen, recht unterschiedlich ausgeprägt.

So hat etwa die Tourismuswirtschaft schon
lange vor der heutigen Zeit, in der das Schlag-
wort von der,,Nachhaltigkeit" in aller Munde
ist, erkannt, daß die Qualität der örtlichen und
regionalen Natur- und Landschaftspotentiale
in den Ferienregionen ganz wesentlich für die
Erfolgsaussichten des Tourismus ist. Die Ent-
wicklung des Tourismus in diesen Regionen
ist zugleich geradezu zwangsläufig mit einer
Nutzung von Natur und Landschaft vor Ort
verbunden, wäs mit der zunehmenden Inten-
sität des Fremdenverkehrs zugleich die Ge-
fahr einer Attraktivitätsminderuns mit sich
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bringt. Die Zielsetzung, Natur und Landschaft
im Interesse auch künftiger Vermarktungs-
chancen für den Tourismus möglichst scho-
nend in Anspruch zu nehmen, führte zur Ziel-
vorstellung des,,sanften Tourismus".

Aber auch generell ist eine zunehmende Be-
reitschaft der deutschen Wirtschaft zu mehr
Eigenverantwortlichkeit im Umweltschutz
festzustellen. Beispiele hierfür stellen etwa
die freiwillige Selbstverpflichtung zum Kli-
maschutz, die Realisierung des ,,Dualen Sy-
stems Deutschlands" zur Umsetzung der Ver-
packungsverordnung und das Angebot der
deutschen Automobilbranche zur eigenver-
antwortlichen Regelung der Altautoentsor-
gung dar.

Um den Gedanken einer nachhaltigen Ent-
wicklung in der Wirtschaft verst?irkt umzuset-
zen, müssen jedoch wirksame Schritte in er-
ster Linie in den Betrieben selbst erfolgen.
Dabei reicht es fraglos nicht aus, wenn die
einzelnen Unternehmen bisher durchgeführte
Maßnahmen im Bereich des Umweltschutzes
und ihre weiteren Ziele auf diesem Sektor ein-
mal jährlich in einem entsprechenden Kapitel
ihres Geschäftsberichtes abhandeln. Wichtig
ist, daß das Thema Umweltschutz zu einem
integrierten Bestandteil der Unternehmenszie-
le wird und die Bedeutung ökologischer Ziel-
setzungen den Untemehmensmitarbeitern von
der Geschäftsleitung genauso nachdrücklich
vermittelt wird wie bei den anderen stärker
ökonomisch orientierten Untemehmenszielen.
Die Einführung von Umweltmanagementsy-
stemen regelt Verantwortlichkeiten und Zu-
ständigkeiten für Umweltschutzfragen in den
Betrieben auf den unterschiedlichen Hierar-
chieebenen und verpflichtet die Geschäfts-
führung der Unternehmen, ein Umweltpro-
gramm und Maßnahmen zur Zielerreichung
im Umweltschutzzu erstellen und auch regel-
mäßig über den Grad der Zielerreichung zu
berichten. Auf diese Weise werden in einer
wachsenden Zahl von Untemehmen vielfälti-
ge innerbetriebliche Umweltmaßnahmen ini-
tiiert und auch auf diesem Sektor die Gesamt-
kreativität auf allen Hierarchiestufen des Un-
ternehmens genutzt.

Unternehmen der deutschen Wirtschaft, die
entsprechende Umweltmanagementsysteme
eingeführt haben, sind vielfach auch bereit,

sich einem EG-Oko-Audit-Verfahren zu un-
terziehen. Dabei werden die vom Unterneh-
men installierten Umweltmanagementsyste-
me, die angestrebten Umweltziele und die
eingeleiteten Maßnahmen der Überprüfung
durch einen neutralen Umweltgutachter unter-
zogen und anschließend in einer Umwelter-
klärung veröffentlicht. Wenn auch den zu-
ständigen Umweltbehörden keine einschlägi-
gen gravierenden Verstöße des Unternehmens
bekannt sind, kann danach eine Registrierung
dieses Öko-Audits erfolgen. Zuständig für
dieses Registrierungsverfahren sind im übri-
gen die deutschen Industrie- und Handels-
kammern. Erfreulich ist, daß die Beteiligung
am Öko-Audit-Verfahren "in Deutschland
größer ist als in allen anderen Ländem der Eu-
ropäischen Union zusammen. Bis zum Jahres-
ende 7997 sind bundesweit bereits 905 Unter-
nehmen in Deutschland. davon 244 in NRW.
im Rahmen des Öko-Audits registriert wor-
den; im Bezirk der Industrie- und Handels-
kammer für das südöstliche Westfalen (IHK
Arnsberg) haben bisher 14 Unternehmen eine
Oko-Audit-Registrierung erhalten.

3. Umweltschutzengagement der Indu-
strie- und Handelskammern

Die Industrie- und Handelskammern sind ie-
doch nicht nur bei der Öko-Audit-Registrie-
rung darum bemüht, den Gedanken des Um-
weltschutzes allgemein - und damit auch die
Zielvorstellungen einer nachhaltigen Ent-
wicklung - noeh stärker als bisher bei ihren
Unternehmen zu fördern. So gibt es in den
meisten Industrie- und Handelskammern spe-
zifische Gremien, die sich regelmäßig mit
Fragen des Umweltschutzes auseinanderset-
zen. In der Industrie- und Handelskammer zu
Arnsberg ist dies zum einen der ,,Ausschuß
für Raumordnung und Umweltschutz", in
dem sich die Unternehmensleitungen wichti-
ger Wirtschaftsuntemehmen des Kammerbe-
zirks regelmäßig mit aktuellen Fragen aus
dem Bereich der Umweltpolitik befassen.
Mindestens genauso wichtig ist jedoch der
ständige Meinungs- und Erfahrungsaustausch
derjenigen Unternehmensmitarbeiter, in deren
Verantwortungsbereich die konkrete innerbe-
triebliche Umsetzung von Umweltschutzmaß-
nahmen fällt. Hierzu haben wir vor einigen
Jahren eine Erfahrungsaustauschgruppe,,Be-
trieblicher Umweltschutz" gegründet. Hinzu
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kommen ad-hoc-Arbeitskreise zu bestimmten
Sonderthemen des Umweltschutzes, in denen
wir versuchen, bestimmte, oftmals bran-
chenspezifische Probleme durch überbetrieb-
liche Zusammenarbeit zu transportieren, etwa
im Bereich des Recyclings von Gießerei-Alt-
sanden, der Verwertung von Reststoffen aus
der Betonteilefertigung, der Aufbereitung von
Emulsionen und Kühlschmierstoffen, aber
auch.zur Einführung eines möglichen Grup-
pen-Oko-Audits mittelständischer Betriebe.
Aktuelle Umweltschutzfragen werden von der
Kammer zudem in spezifischen Informations-
veranstaltungen, aber auch im Rahmen des
IHK-Weiterbildungsprogramms regelmäßig
behandelt. Dabei zeigt die immer stärkere In-
anspruchnahme dieser Informations- und
Weiterbildungsangebote durch die Wirtschaft,
daß wir mit unseren Sensibilisierungs-
bemühungen zunehmend Erfolg haben. Abge-
rundet wird das Ganze durch die unmittelbare
problembezogene Beratung unserer kammer-
zugehörigen Unternehmen durch unseren
Umweltberater, der bereits vor der Aufnahme
seiner Kammertätigkeit über eine rund
20jährige Berufserfahrung ir-n Bereich der
staatlichen Umweltschutz-Uberwachungs-
behörden verfügte.

Im übrigen haben sich die Industrie- und Han-
delskammern in Deutschland bereits ganz
konkret mit Instrumentarien zur ressourcen-
schonenden, nachhaltigen Entwicklung aus-
einandergesetzt, als noch kaum jemand in
Deutschland an dieses Thema dachte. Vor
über 25 Jahren wurde nämlich von den deut-
schen Industrie- und Handelskammern eine
,,IHK-Abfallbörse" gegründet, die das Ziel
verfolgte, solche Stoffe, für die in den jeweili-
gen Unternehmen keine Verwendungsmög-
lichkeiten mehr bestanden und die somit dort
als Abfall anfielen, an andere Unternehmen
mittels eines über die Kammem ablaufenden
Börsensystems zu vermitteln, um sie auf diese
Weise einer Wiederverwertung zuzuführen.
Diese Einrichtung der Kammem, mit der wir
sehr frühzeitig dem für die Nachhaltigkeit
wichtigen Recyclinggedanken Rechnung tru-
gen, erfreut sich heute größerer Resonanz als
jemals zuvor. Gerade mittelständische Unter-
nehmen nutzen die heutige ,,IHK-Recycling-
börse" nicht nur, um ihre Kosten im Bereich
der Abfallentsorgung zu senken, sondern auch
um den Vorgaben des neuen Kreislaufwirt-

schafts- und Abfallgesetzes des Bundes zu
entsprechen. Im IHK-Bezirk Arnsberg wur-
den über diese Recyclingbörse im vergange-
nen Jahr 374 Angebote und Nachfragen ver-
mittelt. Dabei ist zu beachten, daß in den mei-
sten Fällen regelmäßig anfallende Stoffe nur
einmalig über die IHK-Recyclingbörse ver-
mittelt werden, weil auf diese Weise Verwer-
tungswege entstehen, die später von den be-
teiligten Unternehmen dauerhaft genutzt wer-
den.

Mit meinen vorangegangenen Ausfiihrungen
wollte ich zum einen verdeutlichen, daß Fra-
gen der nachhaltigen Entwicklung und des
Umweltschutzes für die deutschen Wirt-
schaftsunternehmen, aber auch ihre Interes-
senvertretungen - wie etwa die Industrie- und
Handelskammern - heute schon eine wesentli-
che Rolle spielen. Zum anderen darf nicht
verkannt werden, daß wirtschaftliches Han-
deln in fast allen Fällen auch die Inan-
spruchnahme knapper Ressourcen aus dem
Umweltbereich bedeutet. Die Inanspruchnah-
me von Boden und Freiraum, Rohstoffen,
Luft und Wasser durch die Wirtschaft ist na-
hezu unvermeidlich. Zwar sollte es das Ziel
aller Beteiligten - also auch der Wirtschaft -
sein, mit diesen knappen Ressourcen mög-
lichst schonend umzugehen, jedoch ist eine
weitere wirtschaftliche Entwicklung auch in
der hiesigen Region nicht mehr denkbar,
wenn man Nachhaltigkeit so versteht, daß un-
ter Maximierung ökologischer Ansprüche
eine weitere Inanspruchnahme dieser knappen
Ressourcen durch den Wirtschaftssektor voll-
ständig abgelehnt wird. Dies will sicherlich
ernsthaft niemand, weil die Wirtschaftsent-
wicklung einer Region nicht nur den Unter-
nehmen und den Unternehmem dient, sondern
zugleich auch die Beschäftigung und die Ein-
kommen der in der Region lebenden Men-
schen sichern soll.

4. Die Wirtschaftsstruktur Südostwestfa-
lens

Nach diesen - allerdings aus meiner Sicht
wichtigen - Vorbemerkungen möchte ich nun
zu meinem eigentlichen Thema kommen und
Ihnen ausgehend von der Wirtschaftsstruktur
Südostwestfalens die Anforderungen aufzei-
gen, die sich an die Weiterentwicklung der In-
frastruktur und der Verkehrserschließung in
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unsereffl Raum ergeben. Dabei werde ich na-
turgernäfJ diese Anforderungen immer wieder
unter dem Aspekt der Nachhaltigkeitsdiskus-
sion kritisch reflektieren.

Wenn ich mich in meinen Betrachtungen dabei
auf den Wirtschaftsraum,,Südostwestfalen"
beziehe und nicht aufdas Sauerland insgesarnt,
dann hat das nicht nur damit zu tun. dafj der
von uns betreute Kammerbezirk eben cliesen
Wirtschaftsraum Südostwestfalen abdeckt.

sondern auch darnit. dafj viele statistischen
Gröfjen im wesentlichen auf Kreisebene ver-
fügbar sind. Der IHK-Bezirk Amsberg umfaßt
die bciden Grofjkreise Soest und Hochsauer-
land, wobei der letztgenannte Kreis komplett in
die Region Sauerland fällt und auch der südli-
chc Tcil des Kreises Soest eindeutig dem Sau-
erland zuzuordnen ist. Darüber hinaus umf'alJt
das Sauerland - wenn man z.B. die touristische
Gebietsabgrenzung heranzieht - auch noch den
Märkischen Kreis, den Kreis Olpe und gewisse

N.r*is

*f**r*

ry$q

(Sauerl.) i-{ g g'i.r I a lj*' i,l}} d tr *Skv*is

x$Ss*k-ti
-(.yl

v*{$}kss-'1 l

$*is \.

Schmallenbero

hprl r {,* i:ir r .

\__.__---__ i\r- a

s't'sis

I IHK-BezirkArnsberg
(Wirtschaftsreqion -

Südostwestfalön)

Fremdenverkehrs-
| | region Sauerland

Landesgrenze
K roicnranz o

Gemeindegrenze

0 10 20 30km

K a rtoo r ap h i e : G e oa raph i s ch e
Komfrisbion für Vßstlalen

il*i$ tls

r{$*3*',!
Sh*i*- ntoniri,.n.*is

t*nSr$h*s: \ : r 1,j'.""

Abb. 1: Die Fremdenverkehrsregion Sauerland und die Wirtschaftsregion
Südostwestfalen (Quclle : IHK Arnsbcr,s 1997)
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Teile Nordhessens. niirnlich den Raum Up-
land-Willingen. Für diese - eben nicht kreis-
grenzenscharf'e - Abgrenzung der Region Sau-
erland liegt jedoch das für rneine Ref'eratsbe-
trachtung erfbrderliche statistische Material
über die Wirtschaftsstruktur nicht vor. Insofern
rnufi ich um Verständnis bitten. wenn der in
meinem Referat verwendete Regionsbegriff
..Südostwestfalen" nur teilweise dcckungs-

-eleich mit der Gesamtregion Sauerland ist. Al-
lerdings lassen sich sehr viele der von mir für
S üdostwestfalen getroff'enen Aussagen tenden-
ziell auch auf das gesamte Sauerland übcrtra-
gen. Um noch einmal zu verdeutlichen, in wel-
chem Verhältnis die beiden Regionen ,,Südost-
westfalen" und,.Sauerland" zueinander stehen,
verweise ich auf die Darstellung der Gebiets-
abgrenzungen in der beigefügten Abbildung l.

Bevor ich mich nun jedoch etwas intensiver
rnit der Wirtschafisstruktur Südostwestfalens
befasse, rnöchte ich eingan-us noch einrnal auf
die landläufigen Vorstellungen eingehen. die
vielfach über unsere Region und auch über
das Sauerland insgesamt bestehen. Befragt
man einen Aufjenstehenden dazu. was er mit
dcrn Sauerland verbindet, erhält man häufig
Aussagen wie: ,,Das Sauerland ist eine Frei-
zeit- und Erholungsregion, die überwiegend
vom Tourismus lebt"; ,,sehr viel Landschafi.
Ber-ee. Wälder und Seen"; ,,hübsche, ländlich
geprägte Dörfer und Orte". Kaum jedoch wird
man als Antwort hören, daf3 es sich beim Sau-
erland um einen dynarnischen Wirtschafts-
standort handelt. in dem insbesonderc der in-
dustrielle Sektor dominiert.

Genau dies ist aber der Fall. Ja, der produzie-
rende Sektor hat irn Wirtschafisraurn Südost-
westfalen sogar eine sehr viel stärkere Bedeu-
tung als im Gesamtland NRW - trotz oder ge-
rade wegen der in den Landeszahlen deutlich
repräsentierten alten Industrieregionen in den
Ballungsgebieten. Dies verdeutlicht Abbil-
dung 2. Es handelt sich hier um die Auftei-
lung der sozialversicherungsptlichtigen Be-
schäfiigten im Jahre 1996 nach den einzelnen
Wirtschafiszweigen. Links finden Sie die ent-
sprechcnde Aufteilung für das Bundesland
NRW und daneben die beiden Säulen für un-
sere Wirtschafisregion Südostwestfalen.

Auffüllig sind die sehr unterschiedlichen Län-
gen derjenigen Bestandteile des Säulendia-

gramms, die das vcrarbcitende Gewerbe an-
zeigen, in dern in Nordrhcin-Westtalen nur
33Vc der sozialversicherungspflichtigen Be-
schäfiigten. irn Hochsauerlandkreis jedoch
4-5,U% und im Kreis SoesI 42,2c/o tätig sind.
Auch wcnn man die Bereiche Energiewirt-
schaft. Wasserversorgung und Bergbau hinzu-
zählt. womit rran zum statistischen Industrie-
be-rlritT kommt, verändern sich diese Werte
nicht wesentlich. In NRW sind im Industrie-
bereich damit 36c/c der Beschäftigten tätig, irn
Hochsauerlandkreis knapp 16c/c und irn Kreis
Soest knapp 43%. Addiert man hierzu noch
dic Werte für das Baugewerbe, komrnt man
zu den Beschäftigtenanteilen für das soge-
nannte produzierende Gewerbe. Hicr wcist
NRW einen Beschäftigtenanteil von knapp
42o/o auf , der Hochsauerlanclkreis liegt bci
55a/o und der Kreis Soest be i knapp 50%. Dies
zeigt ganz eindeutig. daf3 die Wirtschafis-
struktur in Südostwestfalen sehr viel stlirker
vom produzierenden Gewerbe dominiert wird
als im Landesdurchschnitt. Auch der direkte
Vergleich mit dern Ruhrgebiet besteitigt die
überdurchschnittlichc Inclustriedominanz in

Abb. 2: Sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigte in Nordrhein-Westfalen, im
Hochsauerlandkreis und Kreis Soest nach
Wirtschaftszweigen 1996
(Quellc: LDS u. IHK Arnsberg)
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Südostwestfalen. Das Ruhrgebiet liegt mit ei-
nem Beschäftigtenanteil von 4l7o im produ-
zierenden Gewerbe sogar noch unter den Lan-
desdurchschnittswerten.

Insofern ist es also durchaus richtig, wenn wir
davon sprechen, daß Südostwestfalen - und
diese Aussagen lassen sich wegen der dort
ähnlichen Strukturen ohne weiteres auch auf
den Gesamtraum des Sauerlandes übertragen
- tatsächlich ein,,heimliches Industrierevier"
darstellt. Dieses Etikett kennzeichnet - zumin-
dest von der wirtschaftlichen Seite gesehen -
unseren Wirtschaftsraum sehr viel treffender
als andere häufig gebrauchte Bezeichnungen
wie etwa ,,grüne Lunge des Ruhrgebietes"
oder gar der,,Wasserturm des Ruhrgebietes".

Auch die absoluten Zahlen, die hinter diesen
Prozentsätzen stehen, können sich sehr wohl
sehen lassen. Denn es waren 1996 immerhin
95216 sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigte, die in Südostwestfalen im produ-
zierenden Gewerbe ihre Arbeit fanden. Bei ei-
ner Gesamtzahl von 183 667 Beschäftigten
im Kammerbezirk war damit deutlich mehr
als jeder zweite Beschäftigte im produzieren-
den Gewerbe tätig.

Daß wir uns trotz allem nur als ,,heimliches"
Industrierevier verstehen. hat viel damit zu
tun, daß die industrielle Präsenz in Südost-
wesffalen längst nicht so auffällig ist wie bei
anderen Industriestandorten Nordrhein-West-
falens. Dies hat im wesentlichen mit drei Fak-
toren zu tun: der insgesamt dünneren Sied-
lungsdichte sowie der Betriebsgrößen- und
Branchenstruktur der hiesigen Industrieunter-
nehmen.

Hinsichtlich der Siedlungsdichte sei darauf
hingewiesen, daß Südostwestfalen - also un-
ser Kammerbezirk - von der Fläche her mit
3 286 qkm deutlich größer ist als das Saar-
land. Allerdings lebten in unserem Raum zum
Stichtag 1. Januar 1996 lediglich 582 534
Einwohner, d.h. weniger als in der Stadt Dort-
mund (598 840 Einwohner). Damit verteilt
sich der Industriebesatz naturgemäß analog
zur Siedlungsverteilung auf eine sehr viel
größere Fläche.

Hinzu kommt, daß die primär durch Klein-
und Mittelbetriebe geprägte Betriebsgrößen-

struktur der Industrie in Südostwestfalen
ebenfalls das einzelne Unternehmen längst
nicht so auffällig erscheinen läßt wie die nach
wie vor primär großbetrieblich strukturierte
Industrie in den Ballungsstandorten. Zwar
verfügt auch unser Wirtschaftsraum über eini-
ge größere Betriebe - zu nennen sind hier
etwa die außerhalb des Sauerlandes, nämlich
in Lippstadt gelegenen Fertigungsstätten des
Automobilzulieferers Hella mit rund 8 000
Beschäftigten sowie die in Meschede und
Soest angesiedelten Werke des Aluminium-
verarbeiters Honsel Werke AG mit rund
2 200 Beschäftigten. Ansonsten gibt es im
IHK-Bezirk allerdings nur noch einige weni-
ge Betriebe, die sich in der Betriebsgrößen-
klasse zwischen 500 und 1 000 Beschäftigte
bewegen, alles andere sind Industriebetriebe
mit typisch mittelständischem Zuschnitt, wobei
der Durchschnittsbetrieb ledielich 60 Mitar-
beiter aufweist.

Weiterhin kennzeichnend für die Industrie-
struktur unserer Region ist ein ausgesprochen
breit gefächerter Branchenmix. Zwar beste-
hen auf lokaler Ebene gelegentlich gewisse
Branchenschwerpunkte, etwa mit der Leuch-
tenindustrie im Raum Arnsberg/Sundem, der
Steine- und Erdenindustrie in den Räumen Er-
witte, Geseke, Warstein und Brilon, der Tex-
tilindustrie im Raum Schmallenberg sowie
der holzbearbeitenden und holzverarbeiten-
den Industrie in Brilon, Olsberg und Schmal-
lenberg - allerdings gleicht sich dies auf der
Ebene der Gesamtregion zu einem weitge-
hend ausgewogenen Branchenmix aus. Auf-
füllig ist aber, daß der Montan- und Schwerin-
dustriebereich in Südostwestfalen kaum vor-
handen ist. Gerade Betriebe aus diesem Be-
reich sind jedoch in ihrem Erscheinungsbild
immer besonders auff?illig; ihr weitgehendes
Fehlen trägt also wesentlich mit dazu bei, daß
der durchaus dichte Industriebesatz in unserer
Region zumindest dem oberflächlichen Be-
trachter nicht so sehr ins Auge f?illt.

Letztendlich kommt hinzu, daß sich viele Be-
triebe des produzierenden Gewerbes gerade
im sauerländischen Teil des Kammerbezirks
schwerpunktmäßig in den Tallagen und oft-
mals über einen längeren Zeitraum hinweg or-
ganisch entwickelt haben. Dabei wurde viel-
fach schon von den Inhaberfamilien auf eine
gewisse Einbindung der Betriebsgebäude in
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Abb. 3: Beschäftigte in der Industrie im
Hochsauerlandkreis (Index 1975 = 100)

(Quelle: LDS u. IHK Arnsberg)

die Topographie und die örtliche Siedlungs-
struktur sowohl durch Wahl architektonischer
Elemente als auch durch Eingrünungs- und
Bewuchsmaßnahmen Wert gelegt. Insofern ist
es vielleicht gar nicht vermessen, wenn ich
hier die Auffassung vertrete, dal3 die etwas
andersartige Betriebsgrößen- und Branchen-
struktur der heimischen Industriebetriebe, ge-
paart mit der zumeist noch familiengebunde-
nen Eigentümerstruktur, ihrer Art nach durch-
aus angepal3ter an Aspekte eines ,,ökologisch
sanften" und,,sozialverträglichen" Arbeitens
und Wirtschaftens und damit eher dem Leit-
bild der ,,Nachhaltigkeit" entsprechend ist als
in manchen anderen Regionen.

Dabei will ich jedoch auch nicht verschwei-
gen, dal3 es sehr wohl auch andere Beispiele
für das Erscheinungsbild heimischer Indus-
triebetriebe gibt, bei denen das Einpassen in
die Umgebungssituation längst nicht so gut
gelungen ist, wie in den voranstehend geschil-
derten Fällen. Allerdings dürfen die Ursachen
hierfür durchaus nicht immer nur bei den Un-
ternehmen gesucht werden. Die durch die Re-
gional- und die Bauleitplanung geforderte
Abkehr von Einzelbetriebsstandorten hin zu
komplexen Gewerbegebieten macht die Prä-
senz des produzierenden Gewerbes in der Re-
gion naturgemäI3 insgesamt auffälliger und sie
führt auch dazu, dafi die Betriebe vom Be-
trachter - etwa von unseren Touristen - ofi als
störend für den Gesamteindruck der Land-
schaft empfunden werden.

Daß die mittelständisch geprägte und vom
Branchenmix her sehr differenzierte Struktur
des produzierenden Gewerbes in unserer Regi-
on zudem in den letzten Jahren im Versleich

Abb. 4: Jahresumsätze der Industrie im
Hochsauerlandkreis (Index 1975 = 100)

(Quelle: LDS u. IHK Amsberg)

zur Landesentwicklung auch überdurch-
schnittlich erfolgreich war. zeigen zwei weite-
re Abbildungen (3 u. 4), die einen Vergleich
zwischen der Industrie im Hochsauerlandkreis
und der Industrie in Nordrhein-Westfälen ge-
statten. Versieht man - wie in Abbildung 3 -
den Beschäftigtenstand der Industrie im Jahre
1915 in Nordrhein-Westfalen und im Hoch-
sauerlandkreis jeweils mit der Meßziffer 100,
so ergibt sich für die Entwicklung bis 1996 ein
Bild, das zwar einerseits belegt, dalS bestimm-
te Konjunktur- und Strukturentwicklungen
auch an unserem Raum nicht vorbeigehen; die
Entwicklung im Hinblick auf die Gesamtsitua-
tion der Industriebeschäfiigung läuft aber bei
uns eindeutig günstiger ab. Die Kurve der In-
dustriebeschäftigung im HSK liegt nämlich im
gesamten Zeitreihenvergleich oberhalb der
NRW-Beschäftigungskurve, wobei sich der
relative Abstand zwischen beiden Kurven seit
1982 erheblich vergröl3ert hat. Ein ähnlich
deutliches Bild ergibt sich, wenn wir - wie in
Abbildung 4 - eine Zeitreihenbetrachtung für
die Industrieumsätze vornehmen. Indexiert
man auch die Jahresumsätze der Industrie in
Nordrhein-Westfälen und im Hochsauerland-
kreis im Jahre 1975 auf 100o/c. so verlaufen
die beiden Kurven bis Mitte der 80er Jahre
noch parallel. Von diesem Zeitpunkt an kop-
pelt sich jedoch die Umsatzentwicklung der
mittelständisch strukturierten sauerländischen
Industrie zunehmend von den Durchschnitts-
umsatzwerten der NRW-Industrie ab. Hieran
zeigt sich deutlich, daß die mittelständisch ge-
prägte Region unserer Wirtschaft sowohl in
den Boomphasen bis etwa 199 1, aber auch in
der nachfblgenden konjunktur- und struktur-
bedingten Rezessionsperiode Marktchancen
f-lexibler und besser nutzen konnte.
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Die von mir geschilderte überdurchschnittlich
starke Ausrichtung des Wirtschaft sstandortes
Südostwestfalen auf das produzierende Ge-
werbe enthält jedoch gerade aus heutiger
Sicht auch gewisse Risiken; denn sie offen-
bart zugleich eine starke Abhängigkeit der
Region vom industriellen Gewerbe. Wenn
man in diesem Zusammenhang bedenkt, daß
die derzeitige Diskussion um die internationa-
le Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstan-
dortes Deutschland sich im wesentlichen auf
die Zukunftschancen als Standort für das pro-
duzierende Gewerbe bezieht, wird klar, daß
sich diese Probleme gerade auch auf einen so
stark industriell geprägten Standort wie Sü-
dostwestfalen besonders deutlich auswirken
können. Dabei handelt es sich bei den Proble-
men des Industriestandortes Deutschland im
wesentlichen um Faktoren, die nicht oder nur
in einem sehr begrenzten Umfang durch re-
gionale Maßnahmen beeinflußt werden kön-
nen.

Dabei wäre ein möglicher Verlust von Indu-
striearbeitsplätzen im Rahmen dieser Struk-
turkrise für unseren Raum auch deshalb be-
sonders schwerwiegend, weil wir im Dienst-
leistungsbereich erkennbare Schwächen auf-
weisen. Dies läßt sich ebenfalls mittels der
Abbildung 2 mit der Aufteilung der sozialver-
sicherungspflichtigen Beschäftigten nach
Wirtschaftszweigen zeigen. Sowohl der
Hochsauerlandkreis als auch der Kreis Soest
weisen einen im Vergleich zum Landesdurch-
schnitt zu geringen Besatz an Beschäftigungs-
verhältnissen in den Bereichen Handel, Ver-
kehrA{achrichtenübermittlung sowie Kredit-
institute/Versicherungsgewerbe auf.

Diese unterdurchschnittliche Präsenz des
Dienstleistungsgewerbes in Südostwestfalen
ist vor allem darin begründet, daß die Region
über keinen oberzentralen Standort verfügt.
Gerade die überregional tätigen Einrichtungen
des Dienstleistungsgewerbes - etwa aus dem
Banken- und Versicherungssektor, aber auch
aus dem Verkehrsgewerbe und dem Handel -
haben eine starke Affinität zu oberuentralen
Standorten. Deshalb würde es auch bei einem
stärkeren Rückgang der Beschäftigung im pro-
duzierenden Gewerbe für Südostwestfalen
kaum möglich sein, den dort entstehenden Be-
schäftigungsrückgang im gleichen Umfang
mit der Schaffung hochwertiger Dienstlei-

stungsarbeitsplätze auszugleichen. Dabei
wdren von der regionalwirtschaftlichen Rele-
vanz her auch nur solche Dienstleistungsar-
beitsplätze mit dem produzierenden Gewerbe
vergleichbar, bei denen die dort erstellten Lei-
stungen überwiegend überregional abgesetzt
werden. Denn nur in diesem Fall würde - ge-
nau wie im produzierenden Bereich - zusätzli-
ches Einkommen in die Region hineingeholt.
Hinsichtlich des Einkommenseffektes nicht
vergleichbar sind ausschließlich der Nahver-
sorgung dienende Bereiche des Dienstlei-
stungsgewerbes, da sie in der Regel kein zu-
sätzliches Einkommen in die Region ziehen.

Regionalwirtschaftlich positiv zu werten sind
gerade in diesem Zusammenhang die im
Fremdenverkehrsgewerbe Südostwestfalens
angebotenen Dienstleistungsarbeitsplätze. (in
Abbildung 2 unter ,,Sonstige Dienstlei-
stungen"). In aller Regel werden die touristi-
schen Leistungen nämlich von Besuchern
nachgefragt, die nicht aus Südostwestfalen
selbst kommen; der Absatz der touristischen
Dienstleistungen erfolgt also überregional.

Nach der Handels- und Gaststättenzählung
(HGZ) von 1993 - neuere amtliche Daten lie-
gen bekanntlich nicht vor - verftigte Südost-
westfalen über 2 215 Arbeitsstätten im Tou-
rismusgewerbe, in denen 9 344 Voll- und
Teilzeitbeschäftigte tätig waren. Der Gesam-
tumsatz der Region im Tourismus lag nach
derHGZ 1993 bei über 620 Mio. DM.

Dabei beziehen sich die vorgenannten Zahlen
im wesentlichen auf die Einkommenseffekte
aus dem Fremdenverkehr von Übernach-
tungsgästen in Südostwestfalen. Hinzu
kommt jedoch ein erheblicher Tagesausflugs-
verkehr in unsere Region. Das Deutsche Wirt-
schaftswissenschaftliche Institut für Fremden-
verkehr (DWIF) geht davon aus, daß in der
Gesamtregion Sauerland - diese ist bekannt-
lich größer als der W.irtschaftsraum Südost-
westfalen - 6,2 Mio. Ubernachtungen in Be-
herbergungsbetrieben mit 9 und mehr Betten
im Jahre 1993 nicht weniger als 91 Mio. Aus-
flugsfahrten in das Sauerland im gleichen
Zeitraum gegenüberstanden. Das DWIF er-
rechnete hieraus, daß im Rahmen dieser Ta-
gesausflugsfahrten ein Umsatzvolumen von
insgesamt 2,8 IVIrd. DM auf das Fremdenver-
kehrsgebiet Sauerland entfiel. Dabei schlagen

64



sich diese Umsätze des Tagestourismus
selbstverständlich nicht nur in der Gastrono-
mie, sondern auch in anderen Wirtschaftsbe-
reichen wie etwa dem Einzelhandel und dem
Handwerk nieder.

Aus diesen Zahlen läßt sich beeindruckend
ablesen, daß der Fremdenverkehrssektor eine
für die Region durchaus große wirtschaftliche
Bedeutung hat und eine wichtige zusätzliche
Einkommensquelle darstellt. Allerdings kann
der Tourismussektor die Bedeutung der Indu-
striewirtschaft in der Region nicht annähernd
erreichen. So lagen etwa die Industrieumsätze
in Südostwestfalen 1993 bei 15,8 Mrd. DM
und 1996 bereits bei 17,5 Mrd. DM.

Zusammenfassend läßt sich zur Wirtschafts-
struktur Südostwestfalens festhalten, daß es

sich hierbei um einen Raum mit überdurch-
schnittlich starker Industriedominanz handelt,
der zugleich strukturelle Schwächen im
Dienstleistungsbereich aufweist, die aufgrund
der Standortbedingungen nur bedingt abbau-
bar sind. Hinzu kommt eine in der Region
überdurchschnittliche Bedeutung der Touris-
muswirtschaft, die sowohl im Ubemachtungs-
tourismus wie im Bereich der Tagesausflüge
zusätzliche Einkommensquellen für die Regi-
on bietet.

5. Anforderungen aus der Wirtschaftsent-
wicklung für die regionale Infrastruktur
und die Verkehrserschließung

Aus der vorangegangenen Darstellung der
wirtschaft sstrukturellen Situation Südostwest-
falens ergeben sich verschiedene Anforderun-
gen an die Infrastrukturausstattung und die
Verkehrserschließung der Region. Nachfol-
gend will ich mich dabei insbesondere mit
folgenden Aspekten näher auseinandersetzen:

1) der erforderlichen Ausweisung von Gewer-
beflächen für die Sicherung einer weiteren
wirtschaftlichen Entwicklung der Region,

2) den besonderen Problemen der Steine- und
Erdenindustrie bei der Ausweisung von
Abbauflächen,

3) den Anforderungen des Wirtschaftsstan-
dortes an eine Weiterentwicklung der Ver-
kehrserschließung im Raum sowie

4) den besonderen Problemen, die sich aus
Ansprüchen der Freizeit- und Tourismus-

wirtschaft an die Raumentwicklung und
die Verkehrserschließung ergeben.

Ich werde dabei in allen Fällen zunächst die
sich aus Sicht der wirtschaftlichen Entwick-
lung erforderlichen Ansprüche an die jeweili-
gen Planungsbereiche formulieren sowie Pla-
nungsperspektiven und Probleme aufzeigen,
zumindest auch kurz anreißen, wo die Haupt-
konfliktfelder zu Strategien nachhaltiger Ent-
wicklungen liegen.

5.1 Gewerbeflächenplanungen

Wesentlich für die Sicherung zukünftiger Ent-
wicklungschancen der Region Südostwestfa-
len ist die Ausweisung der für die Wirt-
schaftsentwicklung erforderlichen Gewerbe-
und Industrieansiedlungsflächen. Der sich aus
der Wirtschaftsentwicklung ergebende künfti-
ge Flächenbedarf wird dabei im Rahmen der
Regionalplanung - also durch den Gebietsent-
wicklungsplan (GEP) - grundsätzlich aner-
kannt und in der Abwägung mit konkurrieren-
den Belangen - etwa denen des Freiraum-,
Landschafts- und auch des Naturschutzes -
konkret standortbezogen ausgewiesen. Aufga-
be der kommunalen Bauleitplanung in den 26
Städten und Gemeinden der Region ist es

dann, diese Planungen durch die Aufstellung
von Bebauungsplänen zu konkretisieren und
auf diese Weise die Voraussetzungen für eine
flächenmäßige Entwicklung der Wirtschaft zu
schaffen.

Der Flächenbedarf der Wirtschaft ergibt sich
in unserer Region vor allem durch die interne
Entwicklungsdynamik bereits ansässiger Be-
triebe im Rahmen von Betriebserweiterungen
und teilweise auch von Betriebsverlage-
rungen aus nicht mehr weiter entwickelbaren
Standorten. Ein ebenfalls nicht zu unterschät-
zender Gewerbeflächenbedarf wird auch
durch Existenzgründungen im gewerblichen
Sektor ausgelöst. Zwar nicht der Regelfall,
aber in den vergangenen Jahren immer wie-
der zu beobachten waren auch echte Neuan-
siedlungen von Betrieben in der Region. Da-
bei wurde in Einzelfällen - etwa bei der An-
siedlung des hochmodernen Spanplatten-
werks der Fa. Egger in Brilon oder der Alno-
Tochter Impuls-Küchen am gleichen Stand-
ort - ein oftmals erheblicher Flächenbedarf
ausselöst.

6s



Generell ist bei den Ansprüchen der Wirt-
schaft an die Gewerbeflächenentwicklung zu
berücksichtigen, daß der Flächenbedarfje ge-
schaffenem Arbeitsplatz im langfristigen
Trend deutlich zugenommen hat. Auslöser
hierfür ist der in den vergangenen Jahren stark
gestiegene Technisierungsgrad in der Indu-
strieproduktion, der wiederum Ergebnis der
im internationalen Wettbewerb vergleichs-
weise hohen Arbeitskosten in Deutschland ist.
Hieraus ergibt sich ein verstärkter Ersatz von
Arbeit durch Kapital, um die internationale
Wettbewerbsf?ihigkeit der Industrieprodukti-
on in Deutschland auch weiterhin sicherzu-
stellen.

Ebenfalls wichtig ist es, daß die ausgewiese-
nen gewerblichen Bauflächen zumindest teil-
weise auch eine bauleitplanerische Festset-
zung als Industriegebiet ermöglichen. Denn in
vielen Industrieuntemehmen werden genehmi-
gungspflichtige Anlagen betrieben, die im Re-
gelfall nur in Industrie-(Gl-)Gebieten zulässig
sind. Zudem darf sich die Bereitstellung von
Gewerbeflächen nicht nur an der oftmals kom-
munalpolitisch artikulierten Wunschvorstel-
lung der Ansiedlung moderner Hightech-Be-
triebe mit möglichst geringen Immissionen
ausrichten. Auch für sogenannte ,,Problembe-
triebe" - etwa die dem Recycling dienenden
Schrottplätze - müssen geeignete Bauflächen
bereitgestellt werden. Neben den notwendigen
Flächen für die industrielle Produktion selbst
muß die Gewerbeflächenpolitik auch sicher-
stellen, daß industrienahe Dienstleistungsbe-
triebe - insbesondere aus dem Bereich Trans-
port und Logistik - entsprechende Flächen
vorfinden. Dies ist um so wichtiger geworden,
weil aus Wirtschaftlichkeitsgründen auch mit-
telständische Industriebetriebe zunehmend
dazu übergehen, die entsprechenden Logi-
stikfunktionen aus ihren Unternehmen aus-
zugliedern und spezialisierten Dienstleistern
zu übertragen. Damit entsprechende Konzepte
funktionieren, ist jedoch eine sinnvolle räumli-
che Zuordnung dieser Logistikuntemehmen zu
den Produktionsstandorten erforderlich.

Letztendlich müssen sich alle Beteiligten dar-
über im klaren sein, daß die Inanspruchnahme
der gewerblichen Flächenreserven im Rah-
men der Wirtschaftsentwicklung der Region
nicht kontinuierlich erfolgt, sondern in star-
kem Maße abhängig ist von den aktuellen

wirtschaftlichen Entwicklungsperspektiven,
die sich aus allgemeinen Konjunkturtrends,
Branchenentwicklungen, aber auch Firmen-
konjunkturen ergeben. Da die Unternehmen
ihre Erweiterungsabsichten in Abhängigkeit
von der aktuellen Wirtschaftsentwicklung re-
lativ kurzfristig umsetzen müssen, die öffent-
lichen Planungsvorläufe heute jedoch in aller
Regel mehrjährig sind, ist eine gewisse Ange-
botsplanung sowohl auf regionaler wie auf
kommunaler Ebene erforderlich, um die für
die Wirtschaftsentwicklung notwendige Fle-
xibilität bei den Gewerbefl ächen sicherzustel-
len.

In den vergangenen Jahren haben wir in unse-
rer Region Südostwestfalen in einem manch-
mal langwierigen und durch intensive Diskus-
sionen zwischen den verschiedenen Interes-
sengruppen gekennzeichneten Abstimmungs-
verfahren unter Leitung des Regierungspräsi-
denten als Bezirksplanungsbehörde den für
unseren Raum maßgeblichen Gebietsentwick-
lungsplan grundlegend überarbeitet. Der GEP
übernimmt dabei u.a. die Aufgabe, die für die
Neuansiedlung, Verlagerung und Erweiterung
von Betrieben ausreichenden Flächenreserven
regionalplanerisch darzustellen und für die
spätere Umsetzung in den kommunalen Bau-
leitplanungen vor anderen Nutzungen zu si-
chern.

Bei der Konkretisierung dieser Zielsetzung ist
naturgemäß eine besonders schwierige Frage,
welcher Bedarf für die künftige Gewerbe-
flächenentwicklung sich aus den Ansprüchen
der Wirtschaftsregion ergibt. Nach einem in-
tensiven Diskussionsprozeß zwischen Be-
zirksregierung, Kommunen und Kammern
wurde dabei für den Planungshorizont des
GEP bis zum Jahre 2005 ein Bedarf an ge-
werblichen Bauflächen in der Gesamtgrößen-
ordnung von 1 039 ha in der Region aner-
kannt, von denen 488 ha auf den Hochsauer-
landkreis und 551 ha auf den Kreis Soest ent-
fallen. Dieser anerkannte Bedarf wird bei Lei-
be nicht in vollem Umfang durch Neuauswei-
sungen von Gewerbe- und Industrieansied-
lungsbereichen befriedigt. Der größte Teil
hiervon - nämlich 632 ha - war bei der Auf-
stellung des Gebietsentwicklungsplanes be-
reits als Flächenreserven in den Flächennut-
zungsplänen der 26 Städte und Gemeinden
enthalten. 488 ha - davon 158 ha im Hoch-
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133 ha ausweist. Aufgrund von Verfügbar-
keits- und Planungsproblemen bei den ausge-
wiesenen Flächen hat die Stadt Arnsberg je-
doch zur Zeit ganz erhebliche Schwierigkei-
ten, Investoren überhaupt noch attraktive Ge-
werbestandorte anzubieten. Dies hat konkret
dazu geführt, daß in den vergangenen Jahren
eine größere Anzahl von Amsberger Industrie-
betrieben den Standort Amsberg verlassen hat
und in benachbarte Gemeinden - insbesondere
Ense und Werl - abgewandert ist, weil sie dort
tatsächlich schnell verfügbare und auch attrak-
tive Gewerbefl ächen vorfanden.

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß die
Kommunen die im GEP enthaltenen Gewer-
beflächenreserven jeweils nur in dem Umfang
in Anspruch nehmen dürfen, in dem tatsäch-
lich ein entsprechender Nutzungsbedarf er-
kennbar ist. Insofem sind einer unangemesse-
nen kommunalen Flächenangebotspolitik
schon durch die Einwirkungsmöglichkeiten
der Regionalplanung enge Grenzen gesetzt. In
der heutigen Zeit ist jedoch genauso durch-
schlagend, daß es in vielen Fällen auch die
kommunale Finanzlage gar nicht ermöglicht,
im großen Umfang finanzielle Vorleistungen
für die Erschließung von Gewerbestandorten
zu erbringen, bei denen eine Nutzung nicht
konkret absehbar ist.

Unter den Aspekten der Nachhaltigkeit mag
eine im GEP enthaltene Gewerbeflächenre-
serve von über 1 000 ha problematisch er-
scheinen. Allerdings muß noch einmal betont
werden, daß es sich hierbei in vielen Fällen
nicht um völlige Neuausweisungen zu Lasten
des Freiraumes handelt, sondern um Ergän-
zungen bereits vorhandener Gewerbestandor-
te unter Nutzung dort noch vorhandener Frei-
fl ächen und gewisser Flächenarrondierungen.
Die Bereiche, in denen wesentliche Neuaus-
weisungen in den Freiraum hinein vorgenom-
men worden sind, waren zudem Gegenstand
intensiver Diskussionen auch mit den Interes-
senverbänden des Natur- und Landschafts-
schutzes. Dabei gab es bei den detaillierten
Erörterungen im Rahmen der GEP-Aufstel-
lung sowohl Fälle, in denen sich letztendlich
die Flächenansprüche der gewerblichen Wirt-
schaft gegenüber Schutzwünschen der Natur-
und Landschaftsseite durchgesetzt haben,
auch solchö, in denen wir auf Wirtschaftsseite
feststellen mußten, daß grundsätzlich wün-

schenswerte gewerbliche Entwicklungen an
bestimmten Standorten wegen wichtiger
Landschafts- und Naturschutzinteressen nicht
realisierbar waren. Insofern sind die konkre-
ten Ausweisungen von Gewerbe- und Indu-
strieansiedlungsbereichen im GEP bereits das
Ergebnis eines Kompromisses zwischen den
konkurrierenden Raumansprüchen.

Zudem erhebt auch der GEP das Postulat, zu-
nächst gewerbliche Brachflächen zu recyclen,
bevor man Neuflächen in Anspruch nimmt.
Allerdings sind Standorte mit industriellen
Brachflächen hier in Südostwestfalen auf-
grund der insgesamt günstiger verlaufenden
Wirtschaftsentwicklung und der andersartigen
Betriebsgrößenstruktur wesentlich seltener als
etwa in den altindustriellen Ballungsgebieten.
Insofern sind die Chancen für ein Flächen-
recycling zumindest bei den ehemaligen Ge-
werbeflächen relativ begrenzt. Durchaus er-
hebliche Nutzungsmöglichkeiten ergeben sich
jedoch durch die Konversion ehemaliger Mi-
litärflächen in unserem Raum. Eine ganze
Reihe der größeren im GEP ausgewiesenen
Gewerbe- und Industrieansiedlungsbereiche
waren bisher durch militärische Nutzungen
von NATO-Partnern, aber auch der Bundes-
wehr belegt und sind als sogenannte Konver-
sionsflächen nunmehr für eine sewerbliche
Nutzung vorgesehen.

Günstige Effekte im Hinblick auf einen mög-
lichst geringen Verbrauch von Freiraum-
flächen sowie die Finanzierung der Er-
schließungskosten sollen zudem durch eine
verstärkte Schaffung interkommunaler Ge-
werbegebiete erzielt werden, in denen der ge-
werbliche Flächenbedarf mehrerer Kommu-
nen in einer gemeinsamen größeren gewerbli-
chen Baufläche befriedigt wird. Die Auswei-
sung entsprechender interkommunaler Ge-
werbe- und Industrieansiedlungsbereiche ist
sowohl im Rahmen der GEP-Aufstellung als
auch bei der Erarbeitung des REK für unseren
Raum von der Kammer nachdrücklich unter-
stützt worden. Die tatsächliche Praxis zeigt je-
doch bisher, daß die bei interkommunalen
Gewerbegebieten zwangsläufig erforderliche
Kooperation zwischen den beteiligten Ge-
meinden zusätzliche, oftmals kommunalpoli-
tisch begründete Probleme aufwirft, die die
konkrete Realisierung solcher Projekte bisher
spürbar erschwert haben.
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Im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung im
Bereich der Gewerbeflächen ist es auch wün-
schenswert, wenn die tatsächliche Inan-
spruchnahme der planerisch ausgewiesenen
gewerblichen Bauflächen möglichst flächen-
sparend erfolgt. Hierzu gehört natürlich die
Forderung an die gewerblichen Nutzer, Stra-
tegien flächensparender Bauweisen in ihre
Planungen einzubeziehen. Allerdings haben
Informationsveranstaltungen, die wir dazu in
der Kammer durchgeführt haben, auch ge-
zeigt, daß solche gerade unter Nachhaltig-
keitsaspekten wünschenswerten Lösungen -
etwa durch mehrgeschossige Bauausführun-
gen - teilweise an den Anforderungen schei-
tern, wie sie sich aus den heute zumeist hoch-
gradig technisierten und logistisch optimier-
ten Fertigungsabläufen ergeben. Zudem ist
die mehrgeschossige Bauausführung zumin-
dest im Bereich von Fertigungsanlagen mit
großer und schwerer Maschinentechnik viel-
fach erheblich teurer als die eingeschossige
Ausführung. Gute Chancen, mehrgeschossige
Lösungen zu verwirklichen, ergeben sich je-
doch gerade im Bereich der Lagerhaltung
durch den Einsatz moderner Hochregallager.

Gewisse Probleme im Sinne der Zielsetzung
der Nachhaltigkeit können im übrigen auch
durch die kommunale Bauleitplanung sowie
die Verkaufspolitik der Gemeinden bei ihren
Gewerbeflächen ausgelöst werden. Dies ist
zum Beispiel dann der Fall, wenn durch Maß-
nahmen der kommunalen Bauleitplanung
oder durch die Veräußerung entsprechender
Flächen die Ansiedlung von typischen Einzel-
handelsbetrieben in bisher ausschließlich ge-
werblich-industriell genutzten Gebieten er-
möglicht oder gar gefördert wird. Handelt es
sich hierbei nämlich um einen Einzelhandels-
betrieb mit größeren Verkaufsflächen und
entsprechender Kundenfrequenz, läßt das den
bisherigen Gewerbestandort schnell für weite-
re Einzelhandelsansiedlunsen attraktiv wer-
den. Über Preissteigerungsäechanismen, aber
auch die verkehrlichen Auswirkungen stark
frequentierter Einzelhandelsbetriebe entsteht
ein Verdrängungseffekt zu Lasten der bisher
dort angesiedelten gewerblich-industriellen
Nutzungen, die sich dann mittel- und länger-
fristig zu anderen, neu auszuweisenden Ge-
werbestandorten hin orientieren werden. Eine
ebensolche Fehlentwicklung liegt meines Er-
achtens vor, wenn die ausgesprochen knappen

Gl-Flächen in Bebauungsplänen mit Gewer-
bebetriebbn belegt werden, die keine geneh-
migungspflichtigen Anlagen betreiben, und
deshalb auch an anderen Gewerbestandorten
untergebracht werden könnten.

5.2 Abbaubereiche für die Steine- und
Erdenindustrie

Ganz besondere Probleme ergeben sich bei
der Ausweisung von Abbaubereichen für die
in der Wirtschaftsregion Südostwestfalen in
größerem Umfang vorhandene Steine- und
Erdenindustrie. Dabei steht im hiesigen Raum
die Kalksteingewinnung im Vordergrund,
aber es wird auch der Abbau von Grau-
wacken, Grünsandsteinen, Diabasen und
Schiefervorkommen betrieben. Schweqpunkt-
standorte der Steine- und Erdenindustrie stel-
len vor allem die Räume Brilon, Warstein/
Rüthen sowie Erwitte/Geseke dar. Aber auch
in vielen anderen Städten und Gemeinden des
Sauerlandes finden sich für den Abbau geeig-
nete Lagerstätten (Abb. 6).

Dementsprechend hat sich in der Region eine
recht differenzierte Struktur von Unterneh-
men der Steine- und Erdenindustrie angesie-
delt, die von den reinen Gewinnungsbetrieben
bis hin zu den Weiterverarbeitern etwa in der
Zementindustrie reicht. Die von der Steine-
und Erdenindustrie gefertigten Produkte fin-
den dabei Anwendung nicht nur im Bauwesen
und im Verkehrswegebau, sondern dienen
auch als Zusatzstoffe für die chemische Indu-
strie, die Rauchgasentschwefelung und die
Farbenindustrie.

Die Sicherung der auch volkswirtschaftlich
wertvollen und sehr wohl begrenzten Roh-
stoffvorkommen ist eine wichtige Aufgabe
des GEP, um die entsprechenden Lagerstätten
vor anderen konkurrierenden Nutzungen zu
schützen. Dabei kann es sich sowohl um die
Überplanung mit Baugebieten jeder Art han-
deln als auch um die Realisierung anderer
Planungen wie etwa Verkehrstrassen oder
Ansiedlung von Windrädem.

Natürlich gehört zu den konkurrierenden Nut-
zungen auch ein dauerhafter Natur- und Land-
schaftsschutz auf diesen Flächen. Gerade hier
liegt jedoch ein wesentliches Spannungsfeld;
wie sich auch bei der entsprechenden Aufstel-
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lung des jctzigcn GEP für die Rcgion be-
stiitigt hat. Die entsprechenden Standorte der
RohstofTvorkomrnen sincl nlirllich in den mei-
sten Frillen auch ökolo-eisch interessant. Dies
gilt interessanterweise gerade auch in den Fiil-
len. in dcncn bereits in diesen Bereichen ein
Abbau von Steinen und Erden ertblgt. Denn
dic Stcinc- und Erdenindustrie selbst schafft
in vielen Frillen neue, ökologisch interessante
Bicltope, insbesondere dann, wenn sie be-
stirnrnte Abbauwände für eine längerc Zeit
ungenutzt stehen läf3t.

Die Forderung der Wirtschaft an die Natur-
schutzverbände geht dahin, zu akzeptieren.

dal3 der Naturschutz in noch abbauwürdigen
Bereichen allenfalls temporärer Natur sein
kann. Nach Beendigung clcs Abbaubctricbcs
ist die Wirtschaftsseite gerne dazu bereit. in
Abstirnrnung rnit den Naturschutzinteressen
durch geeignete Rekultivicrungsrnal3nahmen
Situationen zu schaften. clie dort nach einer
gcwisscn Übcrgangs- und Ruhephase wert-
volle Biotope entstehen lassen. Allerdings hat
die Praxis cler Auseinandersetzun-p um die
Ausweisung von künfiigen Abbaubereichen
irn GEP gezeigt, daf3 die Naturschutzorganisa-
tioncn Sclrwierigkeiten mit dem Gedanken ei-
ner ternporliren Unterschutzstellung haben
unci statt clessen versuchen. von vornherein
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eine dauerhafte Unterschutzstellung zu errei-
chen, was die Nutzung der entsprechenden
Lagerstätten durch die Steine- und Erdenindu-
strie in aller Regel unmöglich macht, zumin-
dest jedoch erschwert. In diesen Fällen wird
die Industrie fast dazu gezwungen, im Rah-
men des Abbaubetriebes entstehende Biotope
systematisch zu zerstören, um nicht durch
ihre spätere Unterschutzstellung in ihren ge-
werblichen Entwicklungsinteressen existenz-
gef?ihrdend beeinträchtigt zu werden.

Nach meiner Auffassung ergeben sich aus
dieser Frage recht interessante Aspekte für
eine Nachhaltigkeitsdiskussion. Nachhaltig-
keit bedeutet nach meiner Auffassung nicht
zuletzt auch einen schonenden Umgang mit
nicht vermehrbaren, begrenzt vorhandenen
Rohstoffen. Deshalb sollten entsprechende
Rohstoffvorkommen nach meiner Auffassung
allerdings auch nicht dadurch künstlich ver-
knappt werden, daß man sie beispielsweise
durch überzogene Naturschutzforderungen
von vornherein einer späteren Rohstoffnut-
zung entzieht. Es ist für mich eine durchaus
offene Frage, ob wir nicht im Rahmen der
Nachhaltigkeitsdiskussion zu einer st?irkeren
Gewichtung der Belange der langfristigen
Rohstoffsicherung kommen müßten.

5.3 Anforderungen an die Verkehrser-
schließung

Der Themenkomplex, bei dem die Zielvor-
stellungen in der Nachhaltigkeitsdiskussion
und die Anforderungen der heimischen Wirt-
schaft wohl am weitesten auseinanderklaffen,
stellt fraglos der Bereich der Verkehrser-
schließung dar.

Die Anforderungen der südostwestfälischen
Wirtschaft an die weitere Entwicklung der
Verkehrserschließung werden im wesentli-
chen durch die Transportbedürfnisse des in
der Region dominierenden produzierenden
Gewerbes bestimmt. Die von den leistungs-
starken mittelständischen Untemehmen erar-
beitete Industrieproduktion wird nur zu einem
geringen Teil in der Region selbst abgesetzt.
Der weitaus überwiegende Teil der Konsum-
güter- und der Investitionsgüterproduktion
Südostwestfalens findet seine Hauptabsatzge-
biete nicht nur in den traditionell sehr wichti-
gen benachbarten Ballungsgebieten Rhein-

Ruhr und Rhein-Main, sondern innerhalb des
gesamten Bundesgebietes sowie im Ausland.

Obwohl es sich - wie bereits dargestellt - bei
der südostwestfälischen Wirtschaft überwie-
gend um mittelständische Unternehmen han-
delt, ist das in der Summe anfallende Trans-
portvolumen beachtlich. Ein eindrucksvolles
Beispiel stellen dabei beispielsweise die hei-
mischen Brauereien dar. Bereits eine der bei-
den im Kammerbezirk ansässigen großen
Brauereien induziert nach eigenen Angaben
im Rahmen einer Tagesproduktion weit über
500 LKw-Fahrten vornehmlich mit Sattel-
und Gliederzügen. Aber auch im Bereich der
Steine- und Erdenindustrie, der holzbe- und
-verarbeitenden Betriebe, der Metallverarbei-
tung und der anderen Wirtschaftszweige fal-
len zum Teil beachtliche Transportbewegun-
gen schon bei einzelnen Unternehmen an.

Dabei spielt bei den heutigen optimierten Lo-
gistikketten die zeitgenaue Just-in-Time-An-
lieferung eine ganz wesentliche Rolle für die
Wettbewerbsfähigkeit der einheimischen In-
dustriebetriebe. Dies gilt im besonderen Maße
für die im Kammerbezirk überproportional
vertretenen Zulieferbetriebe, wobei hier wie-
derum Automobilzulieferer eine besonders
hohe Konzentration aufweisen. Aber auch im
Bereich der Konsumgüterindustrie spielen
zeitgenaue Lieferungen heute eine immer
größere Rolle. So geben etwa Handelsketten
den Konsumgüterproduzenten für ihre Anlie-
ferungen in die zentralen Warenläger, aber
auch in die einzelnen Filialbetriebe, exakt ein-
zuhaltende Liefertermine vor.

Diesen sehr hohen Ansprüchen an die Qua-
lität der logistischen Leistungen steht ein Ver-
kehrsinfrastrukturnetz in der Region gegen-
über, das nach wie vor erhebliche Defizite
aufweist. Dies gilt sowohl für den Bereich der
Straßen- als auch der Schienenverbindungen.
Nachteilige Auswirkungen haben die Lei-
stungsdefizite im Verkehrsinfrastrukturnetz
jedoch nicht nur auf den Gütertransport, son-
dern auch auf den Personenverkehr, der wie-
derum für die Geschäftsreisen der südostwest-
fälischen Wirtschaft von besonderer Bedeu-
tung ist.

Angesichts einer im Durchschnitt durchaus
nicht schlechten Verkehrsinfrastrukturgrund-
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ausstattung in der Bundesrepublik Deutsch-
land wird das Fehlen leistungsfähiger Ver-
kehrsachsen gerade dort als besonders nachtei-
lig empfunden, wo es noch deutliche Lücken
in dieser Grundausstattung gibt. Unterneh-
mensbefragungen der Kammer zeigen dabei,
daß von der Wirtschaft die schnelle, möglichst
unmittelbare Anbindung an das Autobahnnetz
genauso als wichtige verkehrsinfrastrukturelle
Standortvoraussetzung angesehen wird, wie
der Ztgang zum leistungsfähigen Schienen-
femverkehrsn etz. Letztendlich spielt auch die
Erreichbarkeit von Groß- und Regionalflughä-
fen eine wesentliche Rolle.

Gerade bei den Wirtschaftsstandorten außer-
halb der Ballungsräume sind diese verkehrs-
infrastrukturellen Voraussetzungen häufig
nicht in hinreichendem Umfang gegeben.
Deshalb erwartet die Wirtschaft von ihren In-
teressenvertretungen - insbesondere natürlich
von den Industrie- und Handelskammern -,
daß diese sich mit Nachdruck für einen ent-
sprechenden Ausbau der für die Region wich-
tigen Verkehrsinfrastrukturelemente einset-
zen. Während dabei die Bemühungen um die
Behebung lokaler, eher kleinräumiger Miß-
stände - etwa durch Schaffung einzelner
Ortsumgehungsmaßnahmen im Ztge von
Bundes- und Landesstraßen - in aller Regel
durch die jeweils regional zuständige Indu-
strie- und Handelskammer isoliert betrieben
werden, bieten sich vor allem bei größeren In-
frastrukturmaßnahmen, deren Wirkungen
über den einzelnen IHK-Bezirk hinausrei-
chen, großräumigere Kooperationen an, um
gemeinsam mehr Druck auf die Realisierung
der entsprechenden Maßnahmen gegenüber
den zuständigen Verkehrspolitikem auf Lan-
des-, Bundes- und teilweise inzwischen auch
auf EU-Ebene zu erreichen.

Beispielhaft möchte ich in diesem Zusammen-
hang auf die entsprechenden Aktivitäten der
,,Region Mitte-West" im Verkehrsbereich ein-
gehen. Hierbei handelt es sich um einen Zu-
sammenschluß von insgesamt 10 Industrie-
und Handelskammern aus den Bundesländem
Nordrhein-Westfalen, Hessen und Rheinland-
Pfalz, deren Zustäindigkeit den gesamten Wirt-
schaftsraum zwischen den großen Ballungsge-
bieten Rhein/Ruhr und RheinMain umfaßt,
der wegen seiner zentralen Lage im Westen
der Bundesrepublik Deutschland eben als ..Re-

gion Mitte-West" bezeichnet wurde. Die Lage
dieser Region verdeutlicht Abbildung 7.

Typisch für diesen Wirtschaftsraum zwischen
den großen Ballungsgebieten ist eine - ähnlich
wie von mir bereits für Südostwestfalen dar-
gestellt - starke Präsenz des produzierenden
Gewerbes mit überwiegend mittelständischer
Ausprägung. Die Industriedichte in dieser Re-
gion ist dabei signitikant höher als die der be-
nachbarten Ballungsgebiete, und ihre Ent-
wicklungsdynamik lag in den vergangenen
Jahren ebenfalls deutlich über den Ver-
gleichswerten der drei beteiligten Bundeslän-
der, aber auch über dem Bundesdurchschnitt.
Die industrielle Bedeutung dieser Region läßt
sich dabei jedoch nicht nur an den entspre-
chenden statistischen Daten festmachen, son-
dern kann überzeugend auch anhand der Viel-
fältigkeit namhafter und interessanter Produk-
te dargestellt werden, die aus dieser Region
stammen. Die beteiligten Industrie- und Han-
delskammern haben dies in einer Broschüre
über die Industrieregion Mitte-West (,,Die In-
dustrieregion Mitte-West", Arnsberg 1994)
getan, die federrührend für die Gesamtregion
bei uns in der Kammer Arnsbers entstanden
ist.

Ausgehend von der Industriedominanz in der
Gesamtregion sind anschließend für einzelne
Handlungsfelder - etwa Technologie, Abfall-
beseitigung und den Verkehrssektor - Forde-
rungen entwickelt worden, wie den Bedürf-
nissen dieser dynamischen, mittelständisch
geprägten Industrieregion Rechnung getragen
werden kann. Auch hierzu gibt es eine ge-
meinsam erarbeitete Publikation über die Ver-
kehrsregion Mitte-West (,,Verkehrsregion
Mitte-West", Siegen 1994).

Die an der Verkehrsregion Mitte-West betei-
ligten Kammern haben zwischenzeitlich die
wesentlichen Forderungen noch einmal in ak-
tualisierter Form zusammengetragen und sich
zudem für dieses Konzept der Unterstützung
der in der Region Mitte-West zuständigen Ge-
bietskörperschaften versichert. Diese gemein-
same Verkehrsinitiative aus Kammern und
Kommunen der Region hat am 17. September
7997 in einer gemeinsamen Verkehrskonfe-
renz mit Vertretern des Bundesverkehrsmini-
steriums und der Verkehrsministerien der drei
Bundesl?inder über die dringende Notwendig-
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keit der Verbesserung der Verkehrsinfrastruk-
tur im Einzugsgebiet der Region Mitte-West
diskutiert. Hierzu wurde ein Argumentations-
papier (,,Initiative Verkehr - Gemeinschaftli-
ches Positionspapier von Industrie- und Han-
delskammern, Handwerkskammern sowie
Kreisen. kreisfreien Städten und Oberzentren
in der Region Mitte-West", Siegen 1997) er-
stellt, das auch kartographische Darstellungen
der wichtigsten Forderungen im Bereich des
Schienenstrecken- und des Autobahnnetzes
enthält. Auf die für unseren Raum wichtieen

Maßnahmen dieser Verkehrsinitiative möchte
ich nachfolgend kurz eingehen.

5.3. I Schienenverkehrsinfiastruktur

Im Bereich der Schienenverkehrsinfrastruk-
tur (vgl. Abb. 8) fordert die Region Mitte-
West dringend eine Leistungssteigerung für
die Obere Ruhrtalbahn Hagen - Arnsberg -

Bestwig - Warburg - Kassel. Nach dem heuti-
gen Standard der Verkehrsbedienung handelt
es sich hier um eine Regionalverkehrsstrecke,
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die auch erhebliche Bedeutung für den Perso-
nenfernverkehr im Sauerland hat. Denn sie
besitzt sowohl in Hägen, als auch in Kassel-
Wilhelmshöhe vertaktete Anschlüsse auf das
hochwertige EC-iICE-Fernverkehrsangebot
der Deutschen Bahn AG. Obwohl die Reise-
geschwindigkeiten auf der Oberen Ruhrtal-
bahn selbst eindeutig zu langsam sind, haben
diese vertakteten Ubergangsmöglichkeiten
aufden Fernverkehr, um die wir uns übrigens
im Rahmen unserer Fahrplanarbeit als Kam-

mer in den vergangenen Jahren erfolgreich
bemüht hatten, zu einer ständig steigenden
Inanspruchnahme diese Bahnstrecke auch für
den Bereich des Geschäfts- und Dienstreise-
verkehrs unserer Region geführt. Leistungs-
probleme weist die Strecke allerdings durch
die fehlende Elektrifizierung sowie durch den
Anfang der 80er Jahre erfolgten Rückbau im
Ostabschnitt zwischen Brilon-Wald und
Warburg auf eingleisigen Betrieb auf. Dieser
führt nicht nur zu Einschränkuneen in der
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Fahrplangestaltung, sondern bedingt zudem
den fatalen Nebeneffekt, daß nicht seltene
Verspätungen aus den Fernverkehrsanschlüs-
sen in Kassel-Wilhelmshöhe oder Hagen im
eingleisigen Abschnitt regelmäßig auch auf
die Zige in Gegenrichtung übertragen wer-
den.

Der von uns geforderte Ausbau der Oberen
Ruhrtalbahn konnte jedoch nicht im Bundes-
schienenwegeausbauplan verankert werden,
da es sich nach Auffassung der Deutschen
Bundesbahn hier nicht um eine Femverkehrs-
strecke handelt. Finanzierungsmöglichkeiten
ergeben sich statt dessen eventuell aus dem
im Schienenwegeausbaugesetz vorgesehenen
OPNV-Anteil von 20Vo. Kurzfristig kann je-
doch wegen der Vielzahl der für diesen relativ
begrenzten Finanzierungstopf angemeldeten
Maßnahmen aus Nordrhein-Westfalen nicht
mit der Realisierung dieses Projektes gerech-
net werden. Deshalb setzen sich die Kammem
entlang dieser Strecke gemeinsam mit den re-
gionalen Gebietskörperschaften dafür ein,
Leistungsverbesserungen auf der Strecke zu-
nächst einmal dadurch zu erreichen, daß hier
der Einsatz von Neigetechnik-Dieseltriebzü-
gen erfolgt, die auf der relativ langen Strecke
ebenfalls gewisse Fahrzeitgewinne ermögli'-
chen und Zeitpuffer zur Sicherstellung der
Anschlüsse auf den Fernverkehr herausfahren
könnten. Ein Einsatz solcher Neigetechnik-
Dieseltriebzüge ist möglicherweise schon für
den Fahrplanwechsel 1999 12000 denkbar.

Die zweite wichtige Strecke in der Region
Südostwestfalen stellt die Bahnverbindung
Dortmund - Hamm - Soest - Lippstadt - Pa-
derborn - Kassel dar. Diese ist als Aus-
baustrecke im Bundesverkehrswegeplan ent-
halten und wird heute als DB-Fernverkehrs-
strecke von Interregiozügen im Laufweg
Ruhrgebiet - Kassel - Chemnitz im Zweistun-
dentakt bedient, der durch Regionalverkehrs-
züge auf einen Stundentakt verdichtet wird.
Ein Ausbau für den Schnellverkehr mit 200
km/h ist auf dieser Strecke im Abschnitt zwi-
schen Dortmund und Paderborn bereits er-
folgt. Allerdings kann diese schienenseitig
mögliche Geschwindigkeitssteigerung für
den Zugverkehr auf diesem Streckenab-
schnitt zur Zeit nicht tatsächlich genutzt wer-
den, da noch immer ein erheblicher Teil der
rund 80 in diesem Streckenbereich liesenden

schienengleichen Bahnübergänge nicht be-
seitigt werden konnte. Aus Sicherheitsgrün-
den muß deshalb die Anhebung der Strecken-
höchstgeschwindigkeit bis zum Abbau dieser
Bahnübergänge zurückgestellt werden. Aller-
dings konnte bei den noch offenen Maßnah-
men gerade in jüngster Vergangenheit in den
meisten Fällen planerisch wie finanzierungs-
technisch der Knoten durchschlagen werden,
so daß sich inzwischen abzeichnet, daß in
den nächsten Jahren auch dieses Handicap
auf der Strecke beseitigt sein wird. Viel
schlimmer ist, daß bei den Ausbauplanungen
für den topographisch schwierigeren Ostab-
schnitt der Strecke zwischen Paderborn und
Kassel. für die ebenfalls ein Ausbau im Bun-
desschienenwegeausbaugesetz vorgesehen
ist, in den letzten Jahren erhebliche Verzöge-
rungen aufgetreten sind. Die Deutsche Bahn
AG bevorzugt bei ihren Ausbauplanungen
ntr Zeit offensichtlich die großen Fernver-
kehrsmagistralen - wie etwa die fraglos wich-
tige Rhein-Main-Schienenverbindung Köln -
Frankfurt - und stellt andere Strecken wie
Dortmund - Kassel wegen begrenzter Pla-
nungs- und Finanzierungsmöglichkeiten zu-
rück. Noch problematischer ist in diesem Zu-
sammenhang, daß der von dem ehemaligen
Bundesbahnvorstandsvorsitzenden Dürr zu-
gesagte Einsatz von elektrifizierten Neige-
technik-Fernverkehrstriebwagen auf dieser
Strecke ab dem Jahr 1998, mit denen auch
auf dem noch nicht ausgebauten Streckenab-
schnitt deutliche Fahrzeitgewinne möglich
gewesen wären, ebenfalls bis nach der Jahr-
tausendwende zurückgestellt worden ist und
die neuen Neigetechnik-ICB-Triebwagen der
Deutschen Bahn AG nun statt dessen erst ein-
mal im grenzüberschreitenden Verkehr zwi-
schen Süddeutschland und der Schweiz zum
Einsatz kommen werden.

Die dritte für den von uns betrachteten Raum
wichtige Schienenverbindung stellt die Ruhr-
Sieg-Strecke Hagen - Siegen - Gießen - Frank-
furt dar. Auch hier sind nach dem Schienen-
wegeausbaugesetz Maßnahmen vorgesehen,
die zu einer Beschleunigung der kurvenrei-
chen und damit für einen attraktiven Fern-
und Regionalverkehr zu langsamen Strecke
führen sollen. Leider gilt auch hier das bereits
für die Strecke Dortmund-Kassel gesagte: Die
Deutsche Bundesbahn läßt sich mit der Um-
setzung dieser Ausbauplanungen zugunsten
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der Hauptfernverkehrsmagistralen Zeit. Ein
grundsätzlich ebenfalls angedachter Ersatz
der heutigen lokbespannten Interregio-Züge
im Laufweg Münster-Hagen-Gießen-Frank-
furt durch Triebwagen mit Neigetechnik ist
hinsichtlich der zeitlichen Realisierungsper-
spektive zur Zeit überhaupt nicht einschätz-
bar.

Zusammenfassend muß man feststellen, daß
sich die Deutsche Bahn AG bei der Attrakti-
vitätsverbesserung ihres Fernverkehrs zuneh-
mend auf die Hauptabfuhrstrecken in Bal-
lungsgebieten konzentriert und die Ausstat-
tung der Nicht-Ballungsräume mit modernen
leistungsfähigen Angeboten und hinsichtlich
der ergänzend erforderlichen Infrastrukturver-
besserungen vernachlässigt bzw. diese zeit-
lich auf die lange Bank schiebt. Diese Abkehr
der DB AG von einer zukunftsweisenden Be-
dienung der Nicht-Ballungsräume wird im
Güterverkehr noch deutlicher. Sowohl im
Stückgut- wie im kombinierten Ladungsver-
kehr hat sich die Deutsche Bahn AG aus der
Bedienung der Fläche Südwestfalens weitest-
gehend zurückgezogen. So wurden in der Re-
gion früher vorhandene Containerumschlag-
anlagen - etwa in Amsberg oder in Kreuztal -
aufgegeben und auf diese Weise der Straßen-
vor- und -nachlauf des Kombinierten La-
dungsverkehrs so erheblich ausgedehnt, daß
aus unserem Raum in vielen Relationen
- etwa zu den Seehäfen - heute komplett auf
der Straße getruckt wird. Ebenfalls betrüblich
ist, daß es bei der Deutschen Bahn AG offen-
sichtlich Konzepte gibt, auch die Bedienung
von Gleisanschlüssen mittelständischer Un-
ternehmen dadurch einzuschränken, daß für
deren Aufrechterhaltung Mindestzahlen für
Güterwagenzustellungen gefordert werden,
die von vielen mittelständischen Gleisan-
schlußnehmern realistischerweise gar nicht
erbracht werden können.

Durch ihre derzeitige Politik im Güterver-
kehrsbereich forciert dabei die Bahn AG ten-
denziell Verlagerungen von Gütertransporten
von der Schiene auf die Straße - eine im Sinne
nachhaltiger Verkehrskonzepte ausgespro-
chen problematische Tendenz.

Inwieweit neue potentielle Konkurrenten der
Deutschen Bahn AG - etwa aus dem Bereich
der nicht-bundeseigenen (NE) Eisenbahnen -

künftig für den ländlichen Raum günstigere
Bedienungskonzepte anbieten werden, bleibt
abzuwarten. Positive Erfahrungen haben wir
in unserer Region auf solchen Strecken ge-
winnen können, die bereits seit Jahren von
NE-Bahnen betrieben werden. Vorzeigebei-
spiel hierfür ist die Schienenstrecke der West-
fälischen Landeseisenbahn (WLE) zwischen
Warstein, Lippstadt und Neubeckum, auf der
ein erheblicher Anteil des Kalksteinverkehrs
zwischen den Warsteiner Steinbrüchen und
der Erwitter und Beckumer Zementindustrie
abgewickelt wird. Erfreulich ist auch, daß im
September 1997 ein Vertrag zwischen der
WLE, der Stadt Warstein und der Warsteiner
Brauerei unterschrieben wurde, der eine
Gleisverlängerung der WlE-Strecke bis zur
Brauerei zum Gegenstand hat. Nach Realisie-
rung dieser Maßnahme soll zumindest ein ge-
wisser Anteil des umfangreichen Güterhans-
porfvolumens der Warsteiner Brauerei eben-
falls auf dem Schienenweg abgewickelt wer-
den.

5.3.2 Straßenverkehrsinfrastruktur

Im Bereich des Autobahnnetzes (Abb. 9)
stellt die wichtigste Infrastrukturmaßnahme
für das Sauerland fraglos die Fertigstellung
der Autobahn A 46 in den noch fehlenden
Teilabschnitten zwischen Hagen und Brilon
dar. Während die Baumaßnahmen im Ab-
schnitt zwischen Arnsberg-Oeventrop und
Meschede-Wennemen - wenn auch wegen
fehlender Finanzmittel nur verzögert - voran-
schreiten, muß für andere Teilabschnitte die-
ser wichtigen Ruhrtal-Autobahn noch Bau-
recht geschaffen werden. Für den östlich an
die vorhandene Autobahn anschließenden
Abschnitt zwischen Bestwig-Velmede und
Nuttlar laufen die Planunssmaßnahmen zur
Zeitrelativ zügig.

Erhebliche Probleme bereitet allerdings der
Lückenschluß der Autobahn A 46 zwischen
Iserlohn und Neheim. Seit mehr als 20 Jahren
ist hier eine Vielzahl von Trassenvarianten un-
tersucht worden. Dabei liegen die Schwierig-
keiten nicht zuletzt darin, daß neben den ver-
kehrlichen und ökologischen Problemen in
dem relevanten Planungskorridor zusätzlich
die nicht immer deckungsgleichen städtebauli-
chen Interessen der betroffenen Städte Hemer,
Menden, Wickede und Amsberg unter einen
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Hut zu bringen sind. Auch der aktuell vorlie-
gende Trassierungsvorschlag, der den ökolo-
gisch wertvollen Luerwald zwischen Menden
und Arnsberg grof3räumig nördlich umgeht,
stößt bei den Ratsmehrheiten in Menden und
Arnsberg auf Widerstand. Demgegenüber ha-
ben die Städte Wickede und Hemer Zustim-
mung zu den Trassenplanungen signalisiert
und setzen sich - genau wie der Märkische
Kreis und der Hochsauerlandkreis - mit Nach-
druck für eine schnelle Realisieruns des

Lückenschlusses ein. Trotzdem ist zu befürch-
ten, daß die kommunalpolitischen Querelen in
diesem Raum eine schnelle Realisierung die-
ses für die westgerichteten Verkehre der Wirt-
schaftsregion wichtigen Streckenteilabschnit-
tes weiter erheblich verzögern werden.

Planerisch besser sieht es um die neu in den
Bundesverkehrswegeplan aufgenommene Wei-
terführung der A 46 als kreuzungsfrei ausge-
führte. zweispurige Bundesstral3e B 7nlB 4tt0n

1-l



bis zum Autobahnkreuz Haaren/Wünnenberg
(Anschluß an die A 44 und die A 33) aus.
Hier fäuft zur Zeit die vorbereitende Umwelt-
verträglichkeitsstudie, aus der sich ein auch
die ökologischen Belange berücksichtigender
Trassierungsvorschlag ergeben soll.

Das zweite wichtige Autobahnprojekt in der
Region ist der sechsspurige Ausbau der A 44
zwischen den Autobahnkreuzen Dortmund/
Unna und HaarenÄVünnenberg. Dieser Aus-
bau der bereits vorhandenen Autobahnverbin-
dung ist - trotz der Einordnung in die vorrangi-
ge Bedarfsstufe des Bundesfernstraßenbe-
darfsplanes - planerisch überhaupt noch nicht
in Angriff genommen worden. Die knappen
Planungs- und Finanzierungskapazitäten für
den Bundesfernstraßenbau führen nämlich
dazu, daß der parallel vorgesehene sechsspu-
rige Ausbau der Autobahn A 2 Oberhausen -
Hannover - Berlin nicht zuletzt im Hinblick
auf den Regierungswechsel nach Berlin, aber
auch auf die EXPO 2000 in Hannover, abso-
Iut vorrangig betrieben wird und sämtliche
Planungs- und Finanzierungskapazitäten zur
Zett auf diese Mal]nahme konzentriert wer-
den. Es bleibt nur zu hoffen, daß anschließend
dann der A 44-Ausbau mit gleicher Intensität
erfolgt, da durch den stark angestiegenen Ost-
West-Transitverkehr auf dieser Strecke die
Überlastungserscheinungen immer mehr zu-
nehmen. Dies wiederum hat zur Folge, daß
die Leistungsfähigkeit dieser auch für die hei-
mischen Wirtschaft wichtisen Autobahn im-
mer mehr zurückgeht.

Eine kleine, aber dennoch wichtige Maßnah-
me stellt der Lückenschluß im Zuge der Auto-
bahn A 445 zwischen Werl und Hamm dar,
weil auf diese Weise künfiig eine zusätzliche
Querverbindung zwischen den drei Ost-West-
Autobahnen A 2. A 44 und A 46 entsteht.

Das sicherlich umstrittenste Autobahnprojekt
in unserem Grofiraum stellt der Weiterbau der
Autobahn A 4 von Olpe zum Hattenbacher
Dreieck dar. Auch diese Mafinahme ist
grundsätzlich im Forderungskatalog der Ver-
kehrsinitiative Region Mitte-West enthalten.
Eine Realisierung dieser Autobahn würde die
Verkehrserschließung für das südliche Sauer-
land verbessern; allerdings erscheint mir per-
sönlich dieser Autobahnbau wenn überhauot.
dann nur sehr langfristig realisierbar. Hier

sind nicht nur eine Vielzahl offener Fragen in
der Abwägung ökonomischer und ökologi-
scher Interessen im Zusammenhang mit den
eventuell anstehenden Planungen zu lösen,
sondern auch hohe politische Hürden aus dem
Wege zu räumen. Immerhin sprechen sich zur
Zeit dte beiden beteiligten Bundesländer
Nordrhein-Westfalen und Hessen unisono ge-
gen dieses Autobahnprojekt aus. Einen Auf-
schluß darüber, welche Realisierungschancen
eine solche aus Sicht der Wirtschaft durchaus
wichtige Autobahnverbindung überhaupt ha-
ben wird, versprechen wir uns von der durch
das Bundesverkehrsministerium in Auftrag
gegebenen Machbarkeitsstudie, mit der zur
Zeit geprüft werden soll, in welcher Form
eine solche Autobahnverbindung überhaupt
darstellbar wäre, welche konkreten ökologi-
schen Fragen in diesem Zusammenhang zu
lösen sind und ob eine entsprechende Trassie-
rung dann überhaupt noch finanzierbar wäre.

Nicht nur im Bereich der Bundesautobahnen,
sondern auch der Bundesstraßen gibt es für die
Wirtschaft bedeutende Projekte. Neben einzel -
nen Ortsumgehungsmaßnahmen im Zuge
wichtiger Bundesstraßen im Sauerland, etwa
der B 229, B 236 und der B 480, findet eine
bestimmte Nord-Süd-B undesstraßenverbin-
dung besondere Beachtung, da es gerade im
sauerländischen Teilbereich der Region Mitte-
West an durchgehenden, leistungsfähigen
Nord-Süd-Straßenzügen mangelt. Eine vor-
handene Bundesstraßenverbindung in diesem
Raum stellt die B 55 dar, die von Rheda-Wie-
denbrück über Warstein und Meschede nach
Olpe führt (Abb. l0). Diese verbindet die
wichtigen Wirtschaftsräume Ostwestfalen,
Hellweg, Sauerland und Siegerland miteinan-
der und stellt zudem eine Querverbindung
zwischen den Autobahnzügen A 2, A 44,
446, A 45 und A4 dar (vgl. Abb. l0). Aller-
dings ist das Leistungsvermögen dieser vor-
handenen Bundesstraße in vielfacher Weise
eingeschränkt: Sie führt auch heute noch im
Laufe des Streckenzuges durch viele Orts-
durchfahrten etwa in Erwitte, Belecke, War-
stein. Meschede. Eslohe und Lennestadt-Gre-
venbrück. Auch eine Vielzahl kleinerer, oft-
mals touristisch wichtiger Orte wird durch die-
se Bundesstraße durchschnitten. wobei die
B 55 auf verschiedenen Streckenabschnitten
zum Teil hohe Verkehrsbelastungen aufweist.
Dementsprechend sind Stauungen in den vor-
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Abb. 10: Verbindungsfunktion der B 55 zu
den Bundesautobahnen

genannten Ortsdurchfahrten an der Tagesord-
nung. Im südlichen Abschnitt der B 55 wird
deren Leistungsfähigkeit zudem auch dadurch
beeinträchtigt, daß wegen der Trassierung fak-
tisch Uberholungen langsam fahrender LKW
fast im gesamten Streckenverlauf ausgeschlos-
sen sind. Dies führt zu Fahrtzeiten auf dieser
wichtigen Nord-Süd-Strecke, die gerade für
den Wirtschaftsverkehr kaum akzeptabel und
zudem - je nach Verkehrsbelastung - auch
nicht mehr kalkulierbar sind. Dabei hat die
B 55 für die Anbindung der heimischen Wirt-
schaftsstandorte an die nächstgelegenen Auto-
bahnen eine sehr große Bedeutung. Deshalb
hatte es bereits in den 60er Jahren Uberlegun-
gen gegeben, die B 55 zu einer leistungsfähi-
gen Nord-Süd-Verbindung auszubauen.

Eine damals gegründete Arbeitsgemeinschaft
B 55 verfolgte die Absicht, diesen Strecken-
zug autobahnähnlich auszubauen. Von diesem
Vorhaben wurden jedoch in den 70er Jahren
nur Teilabschnitte im Raum Lippstadt reali-

siert. Das wachsende Ökologiebewußtsein
seit den 80er Jahre, aber auch andere Schwer-
punktsetzungen in der Verkehrspolitik führten
dazu, daß von diesem ehrgeizigen Projekt nur
eine Reihe von Planungen für einzelne Ort-
sumgehungen übrig blieb und sich die Ar-
beitsgemeinschaft anschließend auflöste. Al-
lerdings zeigte sich in den fblgenden Jahren,
dafJ dieser Auflösungsbeschluß eine Fehlent-
scheidung war. Denn ohne das gemeinsam ar-
tikulierte Interesse an einer leistungsfähigen
Nord-Süd-Verbindung erfolgten die planeri-
sche Durchsetzung sowie die Bereitstellung
der erforderlichen Finanzmittel des Bundes
für die verbliebenen Ortsumgehungsmaßnah-
men nur sehr langwierig; mit vielen Maßnah-
men kam man allein auf örtlicher Basis über-
haupt nicht mehr voran. Deshalb beschlossen
die drei bereits an der alten Arbeitsgemein-
schaft beteiligten Industrie- und Handelskam-
mern Siegen, Arnsberg und Bielefeld 1995,
die Arbeitsgemeinschaft B 55 zusammen mit
den anliegenden Kreisen und Kommunen so-
wie den im Raum tätigen Verkehrsverbänden
emeut zu beleben.

Allerdings - und hier sehe ich durchaus ein
Zurücknehmen unserer Forderungen im Sinne
einer stärker nachhaltig orientierten Verkehrs-
infrastrukturpolitik - verfblgen wir nicht mehr
den Bau einer durchgehenden, autobahn-
mäßig trassierten neuen Nord-Süd-Bundes-
strafje. Vielmehr soll durch einzelne lokale
Verbesserungsmaßnahmen - etwa die ohnehin
geplanten und einige zusätzliche Ortsurnge-
hungen sowie die Schaffung punktueller
Uberholungsmaßnahmen auf der freien
Strecke - die Leistungsfähigkeit der Bundes-
straße spürbar verbessert werden, wodurch
zugleich Entlastungseffekte für die Bewohner
in heute hochbelasteten Ortsdurchfahrten ent-
stehen. Auljerdem werden zusätzliche Ent-
wicklungsspielräume städtebaulicher und tou-
ristischer Art in den vom Durchgangsverkehr
befreiten Bereichen geschafl'en. Hinzu kom-
men kleinere Maßnahmen aus dem Bereich
Verkehrssicherung und Unterhaltung sowie
einige Verbesserungen im Zuge von Zu- und
Ablaufstrecken zu dieser BundesstralJe. Ins-
gesamt ergab sich in der Diskussion mit den
Kommunen entlang des Streckenzuges ein
Maßnahmenpaket von insgesamt 25 Einzel-
projekten, die allerdings auch nach Auffäs-
sung der Arbeitsgemeinschaft in ihrer Ge-
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samtheit nur langfristig umgesetzt werden
können. Das sich hieraus ergebende verkehrs-
infrastrukturpolitische Leitbild für die Ent-
wicklung dieser wichtigen Nord-Süd-Verbin-
dung haben wir als ,,Zukunftskonzept B 55"
bezeichnet.

Letztendlich sei noch kurz darauf hingewie-
sen, dal3 die Wirtschaftsregion ebenfalls an ei-
ner Verbesserung des Lufiverkehrs interes-
siert ist. Für den Geschäftsreiseverkehr beson-
dere Bedeutung haben dabei aus regionaler
Sicht die in den letzten Jahren erheblich aus-
geweiteten Leistungsangebote der Regional-
flughäfen Dortmund-Wickede und Lipp-
stadt/Paderborn. die auch von der sauerländi-
schen Wirtschafi genutzt werden. Insofem be-
steht durchaus ein Interesse an einem weite-
ren Ausbau der Linienflugverbindungen und
der Infrastruktur dieser beiden Regionalflug-
häfen. Ergänzend könnte längerfristig auch an
einen Ausbau der Möglichkeiten des Regio-
nalflughafens Siegerland gedacht werden.

Insgesamt gesehen gibt es also vielfältige
Wünsche und Anforderungen, die die Wirt-
schaftsregion Südostwestfalen im Hinblick
auf den Ausbau ihrer Verkehrsinfrastruktur
fbrmuliert. Im Hinblick auf die aktuelle Nach-
haltigkeitsdiskussion mag der Umfäng der er-
hobenen Forderungen an eine Verbesserung
der Infrastruktur manchen geradezu er-
schrecken, aber der umfangreiche Katalog ist
zugleich auch ein klares Signal für die heute
noch vorhandenen Defizite in der Region. Da-
bei kann nicht verkannt werden, daß gerade in
den ländlich strukturierten Regionen oftmals
die Straße zwangsläufig zum alleinigen Trä-
ger des Verkehrsgeschehens wird, weil ent-
weder eine Schienenverkehrsinfrastrukur in
den erforderlichen Verkehrsrelationen sar
nicht (mehr) existiert oder - nichl zuletzt rie-
gen der Politik des heute noch primär rnal3-
geblichen Unternehmens Deutsche Bahn AG
- nicht mit wettbewerbsfähigen, leistungsstar-
ken Angeboten im Personen- und Güterver-
kehr ausgestattet wird.

Überlegungen, Emissionsbelastungen aus
dem Verkehrsbereich durch ein radikales
Zurückdrängen der Mobilitätsansprüche zu
reduzieren. wie sie einigen Forderungen zur
Nachhaltigkeitsdiskussion erhoben werden,
wären für die Zukunftschancen der Wirt-

schaftsstandorte in ländlichen Räumen des-
halb existenzgefährdend. Die günstige Ent-
wicklung der Wirtschaftsstruktur in den
Nicht-Ballungsräumen in den vergangenen
Jahren war nur möglich durch den wirtschaft-
lichen Leistungsaustausch mit den einwoh-
nerstarken Absatzmärkten in den großen Bal-
lungsregionen, und dieser Leistungsaustausch
ist faktisch überwiegend über die Stra[3en ab-
gewickelt worden. Ohne einen leistungsfähi-
gen Verkehrsträger Straße sind deshalb über-
durchschnittlich günstige Wirtschafts-, aber
auch Sozialstrukturen, wie sie in den vergan-
genen Jahrzehnten hier im Sauerland entstan-
den sind, nicht aufrechtzuerhalten.

Welche Möglichkeiten bieten sich in dieser
Situation an, um dennoch in stärkerem Um-
fang Nachhaltigkeitsüberlegungen in die Ver-
kehrsentwicklung der Region mit einfließen
zu lassen?

Es muß alles getan werden, um die vorhande-
ne Schienenverkehrsinfrastruktur zu erhalten
und - notfalls auch unter Heranziehung ande-
rer Schienenverkehrsunternehmen als der
Deutschen Bahn AG - mit leistungsfähigen,
den Bedürfnissen der Wirtschaft entsprechen-
den Verkehrsangeboten auszustatten.

Im Bereich des Straßenverkehrs sind alle
Maßnahmen im Hinblick auf eine Weiterent-
wicklung der Fahrzeugtechnik zu treffen, die
zu einer Reduzierung der Emissionsbelastun-
gen aus dem Verkehr beitragen.

Beim nach wie vor notwendigen Ausbau des
Verkehrsinfrastrukturnetzes sind in jedem
Einzelfall Lösungen zu präferieren, die auch
den Umweltbelangen hinreichend Rechnung
tragen. Dabei sind unter Umständen aufwen-
digere Trassierungsalternativen in Kauf zu
nehmen, wenn auf diese Weise nachteilige
Umweltwirkungen vermieden werden kön-
nen. Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen für
nicht zu vermeidende Eingriffe in Natur und
Landschaft sind heute ohnehin schon Stan-
dard in der Verkehrsinfrastrukturplanung.

Mittelfristig ist die europaweite Einführung
eines elektronisch gestützten Road-Pricing-
Systems anzustreben. Eine solche, möglichst
nicht nur auf das Bundesautobahnnetz be-
schränkte, fahrleistungsabhängige Straßenbe-
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nutzungsabgabe könnte zudem mit zusätzli-
chen Steuerungsmechanismen versehen wer-
den. Beispielsweise wäre die Einführung ei-
ner Verkehrsbelastungskomponente in ein
solches Road-Pricing-System ausgesprochen
sinnvoll. Dabei würde die Nutzung von
Sffeckenabschnitten mit hoher Verkehrsbela-
stung deutlich teurer als solcher mit nigdriger
Verkehrsbelastung. Damit wird das Ziel ver-
folgt, Verkehrsnutzer dazu anzuregen, sowohl
zeitlich als auch von der Route her Alternati-
ven zu weniger stark belasteten Zeiten oder
auf'weniger stark belasteten Strecken zu ak-
zeptieren. Dies würde nicht nur zu einer
gleichmäßigeren Auslastung der vorhandenen
Verkehrsinfrastruktur führen, sondern hätte
zudem den volkswirtschaftlich durchaus wün-
schenswerten Effekt, daß sich auf hochbela-
steten Strecken im Wettbewerb um den knap-
pen Verkehrsraum der wirtschaftlich wichti-
gere und leistungsfähigere Verkehr durch-
setzt. Ebenfalls sinnvoll w?ire die Einbezie-
hung einer Um,weltkomponente in ein solches
Road-Pricing-System, die bei gleicher Ver-
kehrssituation und gleicher Fahrtstrecke Fahr-
zeuge mit niedrigem Schadstoffausstoß ge-
bührenseitig deutlich günstiger stellt als star-
ke Schadstoffqmittenten. Für die Einführung
eines solchen f;.oad-Pricing-Systems hat sich
im übrisen derl von Wirtschaitsuntemehmen.
Kommrinen uhd Kurnrn"rn der Region ge-
meinsam g"t.u!"n" Verkehrsverband Wesifa-
len-Mitte e.V. im September 1997 auf der Ba-
sis eines von dem bekannten Verkehrswissen-
schaftler Prof. Aberle vorgelegten Gutachtens
ausgesprochen. Dabei verbindet die Wirt-
schaft mit diesem Gedanken allerdings auch
die Zielvorstellung, aus den Einnahmen die-
ses Road-Pricings zweckgebunden zusätzli-
che Finanzmittel für die Unterhaltung und den
weiteren Ausbau der Verkehrsinfrastruktur zu
gewinnen. 

I

5.4 Besonder{ Anforderungen der Touris-
muswirtschaft an die Raumentwicklung
und Verkehrserschließung

I

I

Wesen der besonderen Bedeutuns des Tou-
risriusbereich'es für unsere Regiän möchte
ich abschließend zumindest skizzenartig
noch anreißen, welche besonderen Anforde-
rungen sich aus diesem Bereich für die
Raumentwicklung und Verkehrserschließung

5.4. 1 Anforderungen der Tourismuswirt-
schaft an die Raumentwicklung

Aus meiner Sicht sind hierzu folsende Aussa-
gen zu machen:

Die planerische Berücksichtigung des
Flächenbedarfs für die Tourismusentwicklung
der Region im Rahmen der in die Dorf- und
Stadtentwicklung integrierten Standorte be-
reitet im ,,Regelfall" keine größeren Proble-
me. Konflikte ergeben sich naturgemäß insbe-
sondere dann, wenn Standorte touristischer
Aktivitäten in den Freiraum fallen. Hier ist
eine Abwägung insbesondere mit ökologi-
schen Belangen erforderlich.

Allerdings zeigt sich, daß die gleichzeitige
Entwicklung der sauerländischen Wirtschafts-
region als Industrie- und Tourismusstandort
in zunehmendem Maße Konflikte zwischen
diesen beiden Wirtschaftsbereichen auslöst.
Deshalb muß im Rahmen von Regional- und
Bauleiplanung verstärkt darauf geachtet wer-
den, daß die Standorte für diese beiden wirt-
schaftlichen Nutzungen im Rahmen einer
räumlichen Funktionsteilung stärker als bis-
her voneinander entflochten werden.

Ein Sonderproblem stellt die planerische
Berücksichtigung von flächenintensiven Groß-
projekten der Tourismuswirtschaft dar, wie
etwa dem Freizeitpark Fort Fun in Bestwig
oder dem Gran Dorado-Ferienpark in Mede-
bach. Wenn man sieht. welche Probleme die
Einpassung solcher Großeinrichtungen in die
Landschafts- und Siedlungsstruktur auslöst,
und wenn man sich zudem mit den verkehrli-
chen Wirkungen solcher Einrichtungen befaßt,
kann man unter nachhaltigkeitsorientierten
Ansätzen sehr schnell zu dem Ergebnis kom-
men, daß solche Einrichtungen möglichst
überhaupt nicht mehr entstehen sollten. Dabei
wird allerdings verkannt, was für einen großen
Beitrag gerade solche Einrichtungen für die
touristische Entwicklung der Region leisten
können. So hat die Inbetriebnahme des Gran
Dorado-Ferienparks 800 000 zusätzlich Über-
nachtungen in Medebach gebracht und diese
Stadt, die vorher als Tourismusziel eher unbe-
deutend war, zur drittstärksten Fremdenver-
kehrsgemeinde in unserer Region werden las-
sen. Dabei beschränken sich die positiven
wirtschaftlichen Auswirkunsen dieses Touri-ergeben.
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stenstroms beileibe nicht auf das Gran Dora-
do-Objekt selbst, sondern es profitiert die
ganze Stadt, ja sogar die Region von diesem
zusätzlichen Tourismusboom (vgl. den Bei
trag von P. Ledune in diesem Band).

Im übrigen dürfen wir nicht verkennen, daß
trotz der vergleichsweise positiven Entwick-
lung der heimischen Industriewirtschaft infol-
ge von Rückwirkungen aus der allgemeinen
Industriestandortkrise in Deutschland zu be-
fürchten ist, daß wir auch in Südostwestfalen
in einem gewissen Umfang Industriearbeits-
plätze verlieren. Vor diesem Hintergrund sind
entsprechende beschäftigungspolitische Ge-
geneffekte, wie sie etwa durch die Ansiedlung
des Gran Dorado-Ferienparks oder der Hapi-
mag-Freizeitanlage in Winterberg entstehen,
sehr wichtig, um die Wirtschaftskaft in der
Gesamtregion nicht absinken zu lassen. Hinzu
kommt, daß über die Gran Dorado-Anlage
Medebach insbesondere junge Familien mit
Kindern angesprochen werden - eine Gäste-
schicht, die wir leider mit unseren herkömm-
lichen Angeboten im Sauerland nur in gerin-
gerem Umfang erreichen. Deshalb bietet sich
gerade über solche Ferienparks die Gelegen-
heit, neue Kundenpotentiale auf die Ge-
samtattraktivität des sauerländischen Raumes
aufmerksam zu machen und neue Gäste-
schichten für die Region zu erschließen.

Unter dem Aspekt der Nachhaltigkeit sollte
man auch bedenken, daß ein eher theoreti-
scher Versuch, durch den Ausbau herkömmli-
cher touristischer Einrichtungen zusätzlich
800 000 Übernachtungen füräas Sauerland
zu realisieren, wegen des damit verbundenen
Aufbaus zusätzlicher Kapazitäten im Über-
nachtungs- und Freizeitaktivitätsbereich
ebenfalls ein erheblicher Raumanspruch aus-
gelöst würde. Insofern ist die Frage durchaus
zu stellen, ob die Konzentration der entspre-
chenden Auswirkungen auf einen einzelnen
Standort auch unter Nachhaltigkeitsaspekten
nicht günstiger zu bewerten ist als die Vertei-
lung der Belastungseffekte über einen größe-
ren Gesamtraum.

5.4.2 Anforderungen der Tourismuswirt-
schaft an die Verkehrsererschließung

Auch hier die wesentlichen Aussagen in The-
senform:

Tourismus und Verkehr stehen - nicht nur hier
im Sauerland - regelmäßig in einem gegensei-
tigen Abhängigkeits- und Spannungsverhält-
nis zueinander.

Der Besuch des Sauerlandes durch Feriengä-
ste, aber auch durch Tagesausflügler, erfolgt
leider nahezu ausschließlich per Auto. Inso-
fem ist die gute verkehrliche Erreichbarkeit -
wie auch Umfragen unter Gästen und Hote-
liers zeigen - eine wesentliche Voraussetzung,
um die Tourismusregion überhaupt vermark-
ten zu können. Dabei wird die Frage einer
möglichst schnellen Anreise angesichts der
ständigen Verkürzung der A'ufenthaltsdauer
immer bedeutsamer. Allerdings wird von den
mit dem Auto anreisenden Touristen der
Straßenverkehr als störend empfunden. Dies
bezieht sich nicht nur auf den industriellen
Wirtschaftsverkehr in der Region, sondern
auch auf den vom Tourismus selbst aussehen-
den Verkehr.

Aus Sicht des Tourismus ergibt sich deshalb
die Notwendigkeit einer Quadratur des Krei-
ses: Zum einen müssen wir auf den wichtig-
sten Straßenverkehrsachsen, die den Touri-
sten an die Feriengebiete des Sauerlandes
heranführen, die Leistungsfähigkeit weiter
erhöhen; zum anderen sind in den Ferienre-
gionen selbst Maßnahmen zur Verkehrsberu-
higung erforderlich. Dies bedingt eine stär-
kere Kanalisation der Verkehrsströme in der
Fläche auf leistungsfähig ausgebaute Ach-
sen.

Um die Selbststörungseffekte des Tourismus
durch den tourismusinduzierten Verkehr zu-
mindest teilweise abzubauen, ist es Aufgabe
der Fremdenverkehrsbetriebe und der örtli-
chen Fremdenverkehrsstellen, im Rahmen der
Gästeberatung immer wieder auch auf Mög-
lichkeiten hinzuweisen, zumindest nach Errei-
chen des Zielortes Ausflugsfahrten in der Re-
gion auch ohne den eigenen PKW durch-
führen zu können. Ansatzpunkte hierfür bietet
e.twa die Nutzung des durchaus interessanten
OPNV-Netzes der Region im Rahmen der
S auerland-Gästekarte.

Nicht vernachlässigt werden sollte weiterhin
die Strategie, bereits in der Erstkontaktauf-
nahme mit potentiellen Sauerlandurlaubern
darauf hinzuweisen, daß man eine ganze Rei-
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he unserer Ferienorte auch heute noch gut per
Bahn erreichen kann.

6. Fazit

Welches Fazit läßt sich aus meinen Aus-
führungen ziehen? Ich habe aufgezeigt, daß
sich aus der Struktur unserer insgesamt gese-
hen erfolgreichen Wirtschaftsregion Anforde-
rungen an die Raumentwicklung und die In-
frastrukturausstattung ableiten, die in einer
ganzen Reihe von Feldern Spannungen und
Konfl ikte zu Nachhaltigkeitsstrategien auslö-
sen. Eine einseitige Ausrichtung auf ökologi-
sche Zielvorstellungen wäre dabei im Interes-
se der Menschen in dieser Region, die hier
auch in Zukunft leben und arbeiten möchten,
genauso wenig zu vertreten, wie eine alleinige
Ausrichtung künftiger Planungen an ökono-
mischen Erfordernissen, wenn wir auf diese
Weise auf Dauer die Umweltqualität unserer
Region emsthaft beschädigen. Deshalb gilt es
- wie so oft im Leben - auch hier, um Kom-
promisse zu ringen und nach Lösungen zu su-
chen. mit denen man auch unter Berücksichti-

gung nachhaltiger Entwicklungskonzepte so-
wohl den ökonomischen, den ökologischen
als auch den sozialen Aspekten Rechnung tra-
gen kann. Dabei habe ich bereits in der Ver-
gangenheit stets die Erfahrung gemacht, daß
wir hier in unserem Raum an die Lösung sol-
cher Konflikte eher pragmatisch und weniger
ideologieorientiert herangehen. Insofern bin
ich guter Hoffnung, daß wir weiterhin gang-
bare Wege finden werden, die auch in Zu-
kunft ein Leben und Arbeiten der Menschen
in dieser grundsätzlich auch vom Land-
schafts- und Naturpotential reizvollen Region
möglich machen.

Quellen

IHK Arnsberg (1994): ,,Die Industrieregion Mitte-
West". Amsberg

IHK Arnsberg (1994):,,Verkehrsregion Mitte-West".
Siegen

,,Initiative Verkehr - Gemeinschaftliches Positionspa-
pier von Industrie- und Handelskammern, Handwerks-
kammem sowie Kreisen, kreisfreien Städten und Ober-
zentren in der Region Mitte-West". Siegen 1997
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Auswirkungen von Infrastrukturmaßnahmen auf die Entwicklung

eines sozial- und umweltverträglichen Tourismus

Dargestellt an ausgewählten Beispielen aus dem südlichen Sauerland

Eckhard H e n s e I i n g, Olpe

L. Einführung

Zum sogenannten "sanften Tourismus" wurde
bisher sehr viel Bedeutendes, aber auch zwei-
fellos viel Unbedeutendes gesagt und geschrie-
ben, insbesondere wenn man die politischen
Interpretationen dieser ökologisch orientierten
Denkweise betrachtet. Deshalb sollen im fol-
genden keine theoretischen Auseinanderset-
zungen oder neuen Definitionsversuche ausge-
führt werden. Vielmehr soll der Versuch unter-
nommen werden, zwei bedeutsame Infrastruk-
turprojekte im ländlichen Raum vorzustellen
und deren Auswirkungen und Probleme hin-
sichtlich des Tourismus zu erläutem.

Ausgewählt wurde das Großprojekt "Bigge-
talsperre" als Beispiel für eine wasserwirt-
schaftliche Maßnahme mit enormen Auswir-
kungen nicht nur auf den Tourismus des be-
treffenden Raumes. Gleichzeitig ist dieser
Raum Teil des zweiten Beispiels, des Projek-
tes "Naturpark Ebbegebirge". Hierbei handelt
es sich um ein großräumiges, abgegrenztes
Landschaftsgebiet, das sich durch Vielfalt, Ei-
genart und Schönheit von Natur und Land-
schaft auszeichnet und sich für die Erholung
der Menschen besonders eignet. Beide Bei-
spiele werden schwerpunktmäßig durch den
Tages- und Wochenendausflugstourismus fre-
quentiert. Der übernachtende Tourismus
spielt hierbei eine untergeordnete Rolle.

2. Das Projekt "Biggetalsperre"
2.1 Entstehungsgeschichte

Schon 1938 führten wasserwirtschaftliche
Überlegungen zum Planungsentwurf für den
Bau der Biggetalsperre zwischen den Städten

Olpe und Attendorn. Nachdem der teils um-
strittene Raumordungsplan "Biggetalsperre"
rechtskräftig wurde, begann man 1957 mit
den Bauarbeiten und im Laufe der achtjähri-
gen Bauzeit entstand die damals größte Bau-
stelle Deutschlands. 23 Industriebetriebe und
zahlreiche Wohnhäuser sowie öffentliche Ge-
bäude und landwirtschaftliche Betriebe muß-
ten umgesiedelt werden. Dabei verschwanden
rund27 kleinere und größere Ortschaften, und
die Orte Olpe-Sondern und Attendorn-Neu-
Listernohl entstanden als neue Siedlungen.
Insgesamt waren 2 555 Menschen von der
Umsiedlung betroffen. Außerdem hatte man
68,45 km Straßen verlegt bzw. neu geschaf-
fen. Acht große Brücken und drei Eisenbahn-
tunnel entstanden neu, und die Bahnlinie wur-
de gleichfalls verlegt. Dieses sind nur einige
Kennziffern, die das Ausmaß des Projektes
deutlich werden lassen.

Neben der wasserwirtschaftlichen Notwen-
digkeit der Talspene sowie ihrer bautechni-
schen Durchführung trug der Raumordnungs-
plan "Biggetalsperre" den Interessen des Er-
holungs- und Ausflugsverkehrs sowie dem
Schutz der Landschaft und der Gewässer in
besonderer Weise Rechnung. Das Nordrhein-
Westfalen Programm von 1975 und der Ge-
bietsentwicklungsplan "Teilabschnitt Olpe"
weisen die Biggetalsperre als Erholungsge-
biete ersten Ranges mit volkswirtschaftlich
großer Bedeutung aus.

Hierbei wurde frühzeitig erkannt, daß durch
den Bau der Biggetalsperre und aufgrund ih-
rer geringen Entfernung zu den Ballungszen-
tren an Rhein und Ruhr eine enorrne Expansi-
on des Fremdenverkehrs bevorstand, die ohne
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eine sorgfältig geplante, geordnete und zentral
gelenkte Fremdenverkehrsinfrastruktur nicht
zu bewältigen sein würde. Außerdem kam die
abzusehende, erheblich verbesserte Verkehrs-
verbindung durch die Autobahnen A 45,
Dortmund - Frankfurt (Eröffnung 1971), und
die A 4, Köln - Olpe (Eröffnung 1978), noch
dazu.

Ein Vorgeschmack hinsichtlich der Auswir-
kungen eines unkontollierten und unüberseh-
baren Besucheransturmes zeigte sich in der
ersten Zeit nach dem Einstau des Sees.
Während der Sommertage glichen die Ufer
des Biggesees einem Zeltlager riesigen Aus-
maßes; die Straßen waren hoffnungslos ver-
stopft, und nach den "heißen" Wochenenden
blieben riesige Müllberge zurück. Das wilde
Zelten und Lagem nahm Ausmaße und For-
men an, die heute nicht mehr vorstellbar sind.
Zeitweise strömten mehr als 250 000 Tages-
besucher an einem Wochenende an den Big-
gesee. Die Ordnungskräfte hatten große Pro-
bleme, dieser Situation zu begegnen. Mit der
fortschreitenden Umsetzung der geplanten
Maßnahmen reduziert sich dieser unkontrol-
lierte Massenandrang und seine negativen
Folgen zusehens. Schon während des gewalti-
gen Eingriffs in die Landschaft und im weite-
ren Ausbau nach dem Beginn des Einstaus
wurde die Basis ftr einen geplanten und ge-
ordneten Tourismus rund um den See ge-
schaffen. Die beteiligten Behörden gründeten
eine privatrechtliche Gesellschaft, die Bigge-
see GmbH, mit der Aufgabe, die notwendigen
Anlagen zu errichten und zu betreiben.

Wichtige Zielvorgaben für die (nicht nur) tou-
ristische Infrastruktur waren:
- Schaffung eines Verkehrsnetzes mit ausrei-
chenden Parkmöglichkeiten und sanitären
Einrichtungen,
- Schutz der Uferrandzonen, der angrenzen-
den Wälder und Wasserflächen durch Aus-
weisung als Landschaftsschutzgebiet,
- Verhinderung der privaten Bebauung der
Talsperrenränder,
- Verhinderung von Wochenendhausgebie-
len,
- Rekultivierung der in Anspruch genomme-
nen Flächen durch landschaftsgerechte und
natumahe Maßnahmen,
- Schaffung von Naturschutzgebieten im
Talsperrenbereich,

- Schaffung von Wanderwegen, Kleinsport-
feldern, Fahrrad- und Bootsverleihstellen,
Angelmöglichkeiten sowie einer Surf- und
Segelschule,
- Erstellung von in sich geschlossenen Frei-
zeit- und Erholungsanlagen mit Spiel- und
Sportmöglichkeiten sowie Strandbädern und
Campingplätzen,
- Maßnahmen zur Verhinderung der Ablage-
rung von Müll sowie der Feuergefahr für die
angrenzenden Wälder,
- Förderung der Ansiedlung von Restaurati-
ons- und Beherbergungsbetrieben.

2.2 Heutige Situation

Die damals geplanten Maßnahmen wurden
zum größten Teil vollständig realisiert. Ent-
scheidende Fehlentwicklungen wurden ver-
hindert. Der Bereich des Biggesees ist eine
geplante, funktionsftihige und attraktive Frei-
zeit- und Erholungslandschaft geworden.

Der übernachtende Tourismus hat sich seit
1965 verdreifacht und dementsprechend auch
die Zunahme des Beherbergungsangebotes.
Den Schwerpunkt des Tourismus im Bigge-
raum bildete schon unmittelbar nach der Fer-
tigstellung der Ausflugsverkehr. Man rechne-
te damals schon mit 100 000 Besuchern an
schönen Sommerwochenenden.

2.2.1 Landschafts- und Naturschutz

Auf der Grundlage der Naturschutzgesetzge-
bung und in Abstimmung mit den Behörden
konnte der gesamte für die Talspene vorgese-
hene Landschaftsraum einschließlich der
Randbereiche bis zu den angrenzenden Berg-
höhen unter Landschaftsschutz gestellt wer-
den. Durch geschicktes Flächenmanagement
des Ruhrverbandes (Talsperrenbetreiber) sind
die Talsperrenränder frei von jeder privaten
Bebauung und dementsprechend naturnah
und landschaftsgerecht gestaltet. Außerdem
liegt der Biggesee im Gebiet des Naturparkes
Ebbegebirge.

Einzigartig ist die mit einem Betretungsverbot
ausgestattete Vogelschutzinsel "Gilberg" in-
mitten des Sees. Der Wasserbereich rund um
diese Insel ist ein Laichschutzgebiet. Außer-
dem gibt es weitere kleinere Schutzgebiete für
Flora und Fauna an den Vorstaubecken der
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Seitentäler und in abgelegenen Buchten des
Sees. Diese Refugien werden sorgsam ge-
pflegt und sind nur Insidern bekannt. Rad-
oder Gehwege führen gezielt daran vorbei.
Bewußt wurde der Zugurg erschwert.

2.2.2 Das Verkehrssystem

Im für den Biggesee bedeutsamen Tages- und
Wochenend-Ausflugsverkehr ist der PKW,
teilweise kombiniert mit dem Fahrrad, das
Hauptverkehrsmittel. Hinzu kommen der Rei-
sebus und die Bundesbahn. Der übrige öffent-
liche Personenverkehr spielt dagegen jedoch
kaum eine Rolle.

Das dafür zur Verfügung stehende Verkehrs-
system rund um den Biggesee verfügt über
ein gut ausgebautes Straßennetz sowie eine
Bahnverbindung zwischen Attendorn und
Olpe mit einer Haltestelle in Sondern und
mehreren Bedarfshaltestellen. Die Ostseite
des Sees ist weitgehend vom Straßenverkehr
freigehalten. Der fließende Verkehr wird
schnell herangeführt und hat genügend Ab-
flußmöglichkeiten in mehrere Richtungen.
Belastende Ortsdurchfahrten sind auf ein Mi-
nimum beschränkt.

Für den ruhenden Verkehr steht ein Parkraum
von rd. 2 200 Steilplätzen ohne die Flächen
im Bereich der Erholungsanlagen, der Orte
und der Betriebe zur Verfügung.

Etwa 20-50 m vom Ufer abgesetzt verläuft
der sog. Bigge-Randweg rund um den See. Er
ist ausschließlich für Fußgänger und teilweise
für Radfahrer ausgewiesen. Zusätzlich um-
spannt den Biggesee eine Vielzahl von Wan-
derwegen, vorbildlich ausgeschildert und ge-
pflegt durch den Sauerländischen Gebirgsver-
ein (SGV).

2.2.3 Die Freizeit- und Erholungsanlagen

Die Biggesee GmbH betreibt insgesamt drei
große Freizeit- und Erholungsanlagen: Son-
derner Kopf, Waldenburg und Kessenham-
mer. Sie verfügen jeweils über einen Cam-
pingplatz, ein Strandbad und eine großzügige
Ausstattung mit zusätzlicher touristischer In-
frastruktur, d.h. Surf- und Segelschule, Boots-
und Fahrradverleih, Kioske, Sauna, Tennis
etc. Hinzu kommt noch die kleinere Anlaee

Hahnemicke, die ausschließlich mit Dauer-
campern belegt ist. Insgesamt stehen auf den
Campingplätzen rd. I 000 Stellplätze und in
den Strandbädem rd. 6 000 Liegeplätze ntr
Verfügung. Das jährliche Ubernachtungsvo-
lumen beträgt ca. 280 000.

2.2.4 Sonstige Infrastruktur

Im Laufe der Entwicklung hat sich außerhalb
der geplanten Erholungsanlagen zusätzlich
eine rege Infrastruktur entwickelt und zwar
vielfach durch private Investitionen und durch
Maßnahmen der Stadte Olpe und Attendom,
die unmittelb^r vom Bigge-Tourismus profi-
tieren.

Die Personenschiffahrt Biggesee betreibt ei-
nen regelmäßigen Linienverkehr mit drei
Schiffen, wovon zwei mittldrweile zu "Luxus-
ausflugsdampfern" umgebaut wurden. Die
Transportkapazität berrägt rd. 1 600 Fahrgä-
ste.

2.3 Probleme und Auswirkungen

Mit den Problemen des klassischen Massen-
tourismus muß man sich am Biggesee noch
nicht auseinandersetzen. Doch immer da, wo
der Tourismus - wenn auch zeitlich begrenzt -
in seinem Erscheinungsbild Belastungsgren-
zen sichtbar überschreitet, wird er zur Gefahr
und Belastung für Mensch und Umwelt (und
natürlich auch für sich selbst).

Am Biggesee treten insbesondere zu Spitzen-
lastzeiten, d.h. an sonnigen Sommerwochen-
enden Probleme im Bereich des Verkehrs auf.
Die Belastungsgrenzen sind an bestimmten
Tagen erreicht bzw. teilweise schon über-
schritten. Die dann völlige Überlastung der
Straßen (oft durch das chaotische Parkverhal-
ten einzelner) führt zu Verstopfungen und
Staus des An- und Abreiseverkehrs. Auch
versuchte Verkehrslenkungsmaßnahmen grei-
fen dann nicht. Diese Zustände sind allerdings
noch selten.

Aber auch in Zeiten geringen Verkehrsauf-
kommens gibt es immer wieder Probleme mit
dem ruhenden Verkehr. Trotz ausreichend
vorhandener Parkplätze werden nur diejeni-
gen genutzt, die möglichst nah an der beab-
sichtigten Freizeitmöglichkeit liegen. Daß ei-
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nige Besucher jeden erdenklichen Weg su-
chen, um mit ihrem PKW unmittelbar an das
Seeufer zu gelangen, führt mitunter zu grotes-
ken Situationen.

Aus dem Verkehrsaufkommen resultieren
auch Belastungen für die ansässige Bevölke-
rung. Stark betroffen davon ist der Ort Son-
dern durch die Hauptanlegestelle der Schiff-
fahrt und eine Konzentration von Kiosken,
Strandbad und Bootsverleih. Die Belastung
versch?irft sich zusätzlich durch eine quantita-
tive Abnahme von touristischen Anbietern im
Ort. Hier könnte ein geeignetes Parkleitsy-
stem freien Parkraum ausnutzen und so für
Entlastung sorgen.

Am Biggesee werden Überlegungen ange-
stellt, die von Spemrng und anderen restrikti-
ven Ordnungsmaßnahmen bis zum Bau von
mehr Parkplätzen reichen. Konkret bemüht
sich der Kreis um die Aktivierung der mäßig
ausgelasteten Bahnlinie Finnentrop - Olpe
und um Wiederherstellung der Bahnverbin-
dung Olpe - Köln. Dies könnte eine echte Ent-
lastung auch für die A 4 sein.

Auf den Randwegen um den See kommt es
teilweise zu Konflikten zwischen Radfahrem
und Fußgängern. Hier sind Nutzungstrennun-
len durch entsprechende Beschilderung ange-
dacht und auch Verbote für Radfahrer zu be-
stimmten Zeiten.

Ein anderes, wenn auch nicht so bedeutendes
Problem ist der Abfall in der Natur, oft verur-
sacht durch wildes Lagern, Baden oder Zel-
ten. Auch der Verzicht auf den Eintritt in die
Strandbäder der Biggesee GmbH hilft in Zei-
ten der Spitzenbelastungen nicht, da die
Strandbäder dann ebenfalls überfüllt sind. Oft
werden von Schulklassen nach der Saison
Säuberungsaktionen durchgeführt, um so zu-
mindest bei den Betroffenen ein Problembe-
wußtsein zu schaffen.

3. Das Projekt "Naturpark Ebbegebirge"

Die Naturparke in Nordrhein-Westfalen wur-
den in der Vergangenheit nur selten aus dem
Blickwinkel eines umweltverträglichen Tou-
rismus betrachtet. Sie existieren teilweise
schon seit über 25 Jahren und tragen seitdem
sehr viel zum Schutz und Erhalt der Nafur bei.

So leistet auch der Naturpark Ebbegebirge ei-
nen viel zu wenig bekannten und besonders in
den letzten Jahren viel zu wenig geförderten
Beitrag zum umwelt- und sozialverträglichen
Tourismus. Seit Jahren wird hier die Lenkung
von Touristenströmen und die Entzemrng von
Massenkonzentrationen erfolgreich prakti-
ziert, zumal auch der Biggesee mit seinen Er-
holungs- und Freizeiteinrichtungen im Zen-
trum des Naturparkes liegt.

3.1 Entstehungsgeschichte

1964 wurde der Zweckverband Naturpark
"Ebbegebirge" gegründet. Er umfaßt den
größten Teil des südwestlichen Sauerlandes
und führt die Bezeichnung nach dem Ebbege-
birge, einem bis zu 663 m anteigenden Ge-
birgszug. Die Fläche des Parks von 777 qkm
teilen sich der Kreis Olpe und der Märkische
Kreis.

Das vor fast 30 Jahren für die Bundesrepublik
geforderte Naturparke-Programm ist mit 62
Naturparken, die nahezu 2l Vo der Fläche des
Bundesgebietes einnehmen, wohl mehr als er-
füllt. Während damals die wichtigste Aufgabe
darin bestand, landschaftlich reizvolle und zur
Erholung geeignete Gebiete zu erschließen,
standen bei der Gründung des Naturparks Eb-
begebirge die Sorgen um den Erhalt der schö-
nen Landschaft im Vordergrund. Angesichts
der Nähe (60 km) zum Ballungsraum Ruhrge-
biet und der bevorstehenden Fertigstellung
der Biggetalsperre sowie der Autobahnen
A 45 und A 4 sah man die unbedingte Not-
wendigkeit, den vermeintlich unkontrollierten
Erholungszustrom in dieses Gebiet zu steuern.

Im Laufe der Entwicklung wurden von ver-
schiedensten Seiten immer widersprüchliche-
re Anforderungen an die Naturparkträger ge-
stellt. Nach der engagierten Erschließungs-
phase geriet ihre Arbeit mehr und mehr in die
Interessenbereiche der Landschaftsbehörden,
des Fremdenverkehrs, der Landwirtschaft und
der Forstwirtschaft, ohne als Träger öffentli-
cher Belange eingestuft zu sein.

Infolgedessen wurde auf der Mitgliederver-
sammlung des Verbandes Deutscher Natur-
parke 1984 ein konkreter Aufgabenkatalog
festgelegt. Da heißt es: ,,Voraussetzung für
die Erholung des Menschen in den Naturpark-
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gebieten ist nicht nur eine entsprechende Er-
schließung für den Erholungsverkehr, sondern
vorrangig auch der Schutz der Natur und der
Pflege der Landschaft in Ihrer Vielfalt, Eigen-
art und Schönheit". Die Aufgabenschwer-
punkte lauten im einzelnen:
1. Erarbeitung eines planerischen Gesamtkon-
zepts,
2. Mitwirkung bei Planungen als Träger öf-
fentlicher Belange,
3. Durchführung von Landschaftspflegemaß-
nahmen,
4. Mitwirkung bei der Erhaltung und Pflege
von Bau- und Bodendenkmalen,
5. Neuanlage von Naturparkeinrichtungen,
6. Wegemarkierung und Beschilderung,
7. Unterhaltung vorhandener Einrichtungen,
8. Offentlichkeits- und Bildungsarbeit,
9. Zusammenarbeit mit Behörden und Organi-
sationen und
10. Beteiligung als Träger öffentlicher Belan-
ge.

3.2 Heutige Situation

Im Naturpark Ebbegebirge hat man mit der
Umsetzung dieser Aufgaben begonnen. Lei-
der ist der Zweckverband nur mit einer dün-
nen Finanz- und Personaldecke ausgestattet,
wodurch die Arbeit nur langsam vorangeht
und sich im wesentlichen auf den Unterhalt
der Einrichtungen konzentriert. Ein weiteres
Handicap ist, daß die Naturparke mit ihrer Ar-
beit immer noch zwischen zwei ,,Stühlen" sit-
zen, dem Naturschutz und der Erholungsvor-
sorge, ohne klare planungsrechtliche Kompe-
tenzen.

o Aktiver Biotop- und Artenschutz
Trotz dieser Situation beteiligt sich der Natur-
park Ebbegebirge im Kreis Olpe maßgeblich
an Landschaftspflegemaßnahmen. In enger
Abstimmung insbesondere mit den Land-
schafts- und Forstbehörden sowie den örtli-
chen Verwaltungsstellen wird in den letzten
Jahren ein aktiver Biotop- und Artenschutz
betrieben. Dies geschieht durch Erhaltung,
Gestaltung und Neuanlage von Biotopen, die
Pflege ehemaliger Nutzungs- und Kulturfor-
men sowie die Beseitigung von Landschafts-
schäden.

Bei der Durchführung dieser Maßnahmen
werden zunehmend und erfreulicherweise Pri-

vatleute, Initiativgruppen und Schulen einge-
bunden. Diese Entwicklung wird durch
Flächenankäufe, Verträge über Pflegepaten-
schaften und Materialspenden gefördert. Es
gibt sogar ein Programm, das den Ankauf al-
ler im Kreis Olpe vorhandenen Bau- und Bo-
dendenkmale vorsieht.

Mehrere hundert Naturdenkmale - insbeson-
dere alte Einzelbäume und Baumgruppen -
liegen innerhalb des Naturparks. Mehrere
flächige Naturdenkmale dienen dem Schutz
seltener Pflanzenbestände und stellen bereits
kleinräumige Naturschutzgebiete dar. Die si-
cherlich wertvollsten und bedeutendsten Be-
reiche sind die rd. 18 größeren und kleineren
bestehenden Naturschutzgebiete. Es sind un-
ersetzliche und gegen jede Störung empfindli-
che Räume, die besonders gehegt und ge-
pflegt werden.

o Natur- und Landschaftsschutz durch Besu-
cherlenkung
Zum Schutz insbesondere dieser Bereiche ist
die durch den Naturpark geschaffene Infra-
struktur von zentraler Bedeutung. Die Rast-
und Wanderparkplätze mit Bänken, Tischen
und Abfallkörben und das daran gekoppelte
beschilderte Wanderwegenetz halten bei gut
durchdachter Planung die schädigenden Ein-
flüsse gezielt von den Schutzbereichen fern.
Daß dies im Naturpark Ebbegebirge gut funk-
tioniert, ist unstrittig.

o Gute Angebote für eine naturnahe Erho-
lung
Das Angebot besteht aus Wanderparkplätzen,
die bequem angefahren werden können. Sie
befinden sich vorwiegend an dafür geeigneten
Stellen in der freien Landschaft oder an Orts-
rändern. Auf den Zufahrtsstraßen wird mit
dem amtlichen Verkehrszeichen auf diese
Plätze hingewiesen. Sie sind Ausgangsplätze
für die Rundwanderwege verschiedener Län-
gen, die zum Ausgangspunkt wieder zurück-
führen. Sie sind mit dem Buchstaben A mar-
kiert und auf entsprechenden Übersichtstafeln
am jeweiligen Wanderparkplatz teilweise mit
Angabe der Dauer und Länge eingezeichnet.
Mehrere Wanderparkplätze sind zusätzlich
mit sog. Freizeitanlagen wie Grillplatz oder
Wassertretbecken ausgestattet. Waldlehrpfa-
de, die in Text und Bild über Besonderheiten
der Landschaft informieren, ergänzen die
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Ausstattung. Darüber hinaus hat man Rund-
wanderwegenetze mit gemeinsamen Aus-
gangspunkten sowie Park- und Rastplätze mit
ausschließlicher Parkfunktion angelegt.

Hinzu kommen eigens herausgegebene Infor-
mationsschriften, Wanderführer und Karten-
material. Darin sind alle Einrichtungen und
Wege beschrieben und eingezeichnet. Auf die
zu schützenden Bereiche wird darin natürlich
nicht hingewiesen. Die enge Zusammenarbeit
mit den Fremdenverkehrsstellen unterstützt
u.a. auch die Öffentlichkeitsarbeit des Natur-
parks.

Neben den natürlichen und kulturhistorischen
Sehenswürdigkeiten besteht die Infrastruktur
des Naturparkes heute aus fast 100 Park-/
Rastplätzen, wovon 10 mit einer Grillanlage,
6 mit Wassertretbecken und 15 mit einem
Kinderspielplatz ausgestattet sind. 50 Wan-
derschutzhütten bieten dem Spaziergänger
und Wanderer Schutz bei schlechter Witte-
rung, und sieben Sport- bzw. Trimm-Dich-
Pfade können zur körperlichen Betätigung ge-
nutzt werden.

Der Naturpark Ebbegebirge oder - man sollte
sagen - fast alle Naturparke in NRW bilden
eine leider zu wenig bekannte und zu wenig
geförderte Basis für einen echten Beitrag zum
umwelt- und sozialverträglichen Tourismus.
Seit Jahren wird hier die Lenkung von Touri-
stenströmen und die Entzemrng von Massen-
konzentrationen erfolgreich praktiziert.

3.3 Probleme und Auswirkungen

Neben den oben schon angesprochenen Kom-
petenzproblemen der Naturparke und ihrer fi-
nanziellen und personellen Ausstattung gibt
es bei der praktischen Arbeit Probleme. Vor-
rangig ist hier das Abfallproblem zu nennen.
Oft werden die Einrichtungen als Mülldepo-
nie benutzt. Noch problematischer ist es,
wenn der Abfall an verschiedenen Stellen ent-
lang der Wege abgeladen wird. Flora, Fauna
und Grundwasser werden gefährdet. Regel-
mäßige Kontrollen und Abfuhren sind not-
wendig. Säuberungsaktionen von Vereinen

oder Schulklassen schaffen hier zumindest ein
Bewußtsein bei den Betroffenen.

Jüngst machte die Holzwirtschaft dem Natur-
park und dem Sauerländischen Gebirgsverein
schwer zu schaffen. Durch rücksichtslose
Holzabfuhr wurden Wege und Wegzeichen
völlig zerstört. Argumentation: Der Forst ist
ein Wirtschaftswald.

Vandalismus ist ein weiteres Problem, das
insbesondere die Einrichtungen der Naturpar-
ke trifft. Oft werden durch Fremde und auch
durch Einheimische ganze Anlagen mutwillig
zerstört.

4. Fazit

Die zu bestimmten Zeiten an bestimmten Or-
ten auftretenden Massenphänomene wie Ver-
kehrs- und Besucherkonzentrationen mit all
ihren Nebeneffekten sind Belastungen unserer
Region, die durch den Tourismus verursacht
werden.

Restriktive, planerisch oder psychologisch
durchdachte Maßnahmen zur Realisierung ei-
nes umwelt- und sozialverträglichen Touris-
mus mögen noch so erfolgversprechend sein,
von zentraler Bedeutung ist immer das Ver-
halten des einzelnen Menschen. Klar ist, daß
ein durch gezielte Aufklärungsarbeit geför-
dertes, ökologisch orientiertes Bewußtsein der
Menschen auch langfristig zu einem umwelt-
schonenderen Verhalten führt. Noch zeigen
Untersuchungen, daß es mit der Bereitschaft,
sich umweltbewußt zu verhalten, bei den
Touristen nicht weit her ist. Hier könnten be-
sonders die im Tourismus tätigen und davon
profitierenden Organisationen mehr tun, als
nur Prospekte auf umweltschonend herge-
stelltem Papier zu produzieren. Die Sensibi-
lität der Reisenden gegenüber Umweltschä-
den ist jedenfalls schon gestiegen. Vorbild-
funktionen, Innovationen und, wie gesagt, die
kleinen Schritte (nach Hamele: sog. Okovi-
ren) tragen die Entwicklung weiter. ,,Im übri-
gen steht fest: auch sanfter Tourismus ist Tou-
rismus. Auch bei ihm wird die Umwelt bela-
stet."
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Tourismus im Südsauerland

Eckhard H e n s e l i n g, Olpe

L. Einleitung

Der Name Südsauerland ist eine geographi-
sche und touristische Bezeichnung für den
Kreis Olpe. Das Gebiet ist touristisch der Re-
gion Sauerland zuzuordnen, liegt mitten in der
Bundesrepublik Deutschland und ist problem-
los von Norden und Süden über die Autobahn
A 45 (Sauerlandlinie) und aus westlicher
Richtung über die A 4 (Köln-Olpe) zu enei-
chen. Von Dortmund sind es ca. 80 km. von
Köln ca. 75 km, von Münster ca. 120 km, von
Hamburg ca. 420 km, von Frankfurt ca. 120
km und von Berlin oder Leipzig ca. 500 km.

Ebenso wichtig für den Tourismus ist die An-
bindung des Südsauerlandes durch die Ruhr-
Sieg-Strecke der Bahn AG von Münster über
Hagen und Siegen nach Frankfurt. Ausgewie-
sen als Interregio-Strecke wird sie stündlich
bedient. Die Nebenstrecke von Finnentrop
über Attendorn nach Olpe führt Gäste direkt
über Sondern, dem einzigen Seebahnhof in
Westfalen, zu den Schiffen der Personenschif-
fahrt Biggesee.

2. Zw Entwicklung des'Tourismus

Der Tourismus ist schon seit Jahrzehnten im
Kreis Olpe zuhause. Die zauberhaftä Seen-
landschaft an der Biggetalsperre und gleich
drei Naturparke prägen das Südsauerland. Ro-
thaargebirge, Ebbegebirge und Homert be-
decken rund 90Vo der Fläche des Kreises
Olpe. Gesunde Luft, eine intakte Landschaft
und eine Vielzahl von Erlebnismöglichkeiten
machen das Südsauerland während aller vier
Jahreszeiten zu einem beliebten Erholunss-
und Ausflugsgebiet.

In seiner weiteren Entwicklung wurde der
Tourismus maßgeblich durch den Bau des
Biggesees 1965, die Eröffnung der Autobahn
(A45) Dortmund - Frankfurt (Sauerlandlinie)
1971 und der Autobahn Köln - Olpe (A 4)
1974 beeinflußt.

Zählte die Statistik im Fremdenverkehrsjahr
1965166 noch rd. 220000 Ubernachtungen in
rd. 2 800 Betten, so waren es 1975176 rd.
680 000 Übernachtungen in 6 200 Betten.
Inss'esamt wurden in der Zeit von 1966 bis
19716 4,6 Mio. Übernachtungen gezählt. Die
Übernachtungen auf den Campingplätzen und
in den Jugendherbergen sind in diesen Zahlen
noch nicht enthalten.

Die Entwicklung der Gäste- und Übernach-
tungszahlen unterliegt in den letzten Jahren
leichten Schwankungen. Angesichts der kon-
junkturellen Situation lassen sich derzeit im
bundesweiten Vergleich insgesamt jedoch
nur leichte Rückgänge feststellen. Auffällig
ist auch, daß die Gästezahlen stagnieren bzw.
nur leicht zunehmen, während die Ubernach-
tungszahlen rückläufig sind. Dadurch ergibt
sich insgesamt eine geringere Aufenthalts-
dauer der Gäste. Die Entwicklung der Beher-
bergungsbetriebe ist gekennzeichnet durch
einen quantitativen Kapazitätsrückgang zu-
gunsten einer Zunahme der Qualität. Genera-
tionswechsel, schlechte Ausstattung und feh-
lende Investitionsbereitschaft führen dazu,
daß die wegfallenden Betten überwiegend
nicht ersetzt werden. Charakteristisch für die
Betriebsstrukturen ist, daß mehr als 45Vo al-
ler Betriebe weniger als neun Betten haben
und somit auch statistisch nicht erfaßt wer-
den.
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Die Nachfrage im übernachtenden Tourismus
gliedert sich in folgende Bereiche: Erholungs-
urlaub (Kurzurlaub, kaum länger als eine Wo-
che), Tagungen und Seminare (als deutlicher
Schwerpunkt in den großen Betrieben) und
Geschäftsreisen.

3. Die Organisation des Tourismus

Um dem aus dieser Entwicklung absehbar
hervorgehenden Ansturm der Touristen zu be-
gegnen, wurde bereits vor dem Einstau des
Biggesees der Raumordnungsplan,,Biggetal-
sperre" rechtskräftig. Dieser Plan berücksich-
tigt die berechtigten Interessen des Erho-
lungs- und Ausflugsverkehrs und die Belange
des Landschafts- und Gewässerschutzes. Zum
Schutz der Uferrandzonen und der angrenzen-
den Wälder mußten ausreichend Verkehrswe-
ge, Parkplätze, sanitäre Einrichtungen sowie
Sporr und Spielmöglichkeiten geschaffen
werden. Zusätzlich entstanden Strandbäder
und Campingplätze in Form von in sich ge-
schlossenen Freizeit- und Erholungsanlagen.
So stehen heute insgesamt drei teilweise sogar
prämierte Erholungsanlagen an den Ufern des
Biggesees zur Verfügung. Sie zeichnen sich
durch einen hohen Qualitätsstandard aus und
sind für alle Bevölkerungsschichten zugäng-
lich. Zur Durchführung und Betreuung dieser
Maßnahmen gründete sich eine privatrechtli-
che Gesellschaft, die Biggesee GmbH.

Fast zeitgleich mit dem Einstau der größten
Talsperre Westfalens, dem Biggesee und im
Hinblick auf die zu erwartende Tourismusent-
wicklung wurde eine zentrale Organisation
geschaffen. Als gemeinnützige Einrichtung
des Kreises und der Städte und Gemeinden
wurde 1966 der Kreisverkehrsverband Süd-
sauerland e.V. gegründet. Seine Hauptaufga-
be besteht darin, den Tourismus im Gebiet
des Kreises Olpe'durch überörtliche Tätigkeit
zu pflegen; hinzu kommen die Koordination,
Beratung und Förderung der Zusammenarbeit
der örtlichen Vereinigungen und die Durch-
führung der Gebietswerbung.

Ein Rückblick auf die sich anschließende Ent-
wicklung des Fremdenverkehrs sowie die vie-
len dadurch bedingten positiven Auswirkun-
gen auf die allgemeine Infrastruktur des Frei-
zeitangebotes, verbunden mit der Steigerung
von Wohnort und Lebensqualität der ansässi-

gen Bevölkerung, bestätigt die Richtigkeit des
vor mehr als 25 Jahren eingeschlagenen Weg-
es.

Heute hat sich der Verband zu einer profes-
sionell arbeitenden Organisation entwickelt,
die für das Tourismusmarketing des Gebietes
zuständig ist. Außerdem werden durch den
Verband die tourismusrelevanten Interessen
des Kreises Olpe in den übergeordneten und
sonstigen Gremien, wie z.B. der Touristikzen-
trale Sauerland und dem Landesverkehrsver-
band Westfalen, vertreten.

Finanziell durch Bund und Land gefördert,
baute der Kreisverkehrsverband gegen Ende
des Jahres 1989 ein computergesteuertes In-
formations- und Reservierungssystem auf und
nahm es 1990 in Betrieb. Dieses System er-
möglicht die schnellere und verbesserte
Durchführung sowie einen enormen Ausbau
des südsauerländischen Tourismusmarke-
tings. Vorhandene Defizite eines zielgerichte-
ten Marketings auf der Anbieterseite kleinerer
und mittlerer Betriebe werden dadurch ausge-
glichen, und die Kunden erhalten auf kürze-
stem Wege die gewünschten Informationen
über ein optimal konzentriertes Angebot.
1996 wurde die zweite Software-Generation
eingeführt mit dem Ziel, das System weiter-
zuentwickeln und überregionalen Standards
anzupassen. Seit Ende 1996 nttzt der Kreis-
verkehrsverband Südsauerland erfolgreich die
neuen Medien. Nach einer Pilotphase konnte
Mitte 1997 eine neue Intemet-Präsentation ins
weltweite Netz gestellt werden.

4. Wirtschaftliche Bedeutung

Der Tourismus hat sich zu einem deutlichen
Faktor im Wirtschaftsgefüge.des Kreises Olpe
entwickelt. Gästeankünfte, Ubernachtungen,
Umsatzzahlen, Beschäftigte und Investitionen
sind Kennziffem dieser Entwicklung.

1996 beherbergte der Kreis Olpe nach den
Angaben der amtlichen Statistik (d.h. gezählt
werden nur die Betriebe mit mehr als neun
Betten) in 192 Betrieben mit rd 6 200 Betten
insgesamt rd. 206 000 Gäste mit 621 000
Ubernachtungen. Die insgesamt 450 Betriebe
zählen 7 200 Betten. Rechnet man die Über-
nachtungen in den Betrieben mit weniger als
9 Betten und auf den Campingplätzen (rd.
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300 00O jährlich) hinzu, so kann von rd. 1,1
Mio. Ubernachtungen pro Jahr im Südsauer-
land ausgegangen werden

Eine einzigartige Fülle von interessanten Aus-
flugszielen ergänzen das Angebot des Süd-
sauerlandes. Die großen Attraktionen Panora-
ma-Park Sauerland, die Attendorner Tropf-
steinhöhle, die Personenschiffahrt Biggesee
und das Elspe-Festival zählen zusammen rd.
1,3 Mio Besucher jedes Jahr. Der neusten Un-
tersuchung des Deutschen Instituts für Wirt-
schaftswissenschaften und Fremdenverkehr
(DWIF) in München ist zu entnehmen, daß
ca. 9 Mio. Tagesausflügler das südliche Sau-
erland jährlich besuchen. Die wirtschaftliche
Bedeutung des Tagesreiseverkehrs übersteigt
die des übemachtenden Tourismus deutlich.

Die Gäste lassen jedes Jahr rund 386 Mio.
DM im Kreis Olpe, wobei die nachgeordneten
Umsatzstufen darin noch nicht enthalten sind.
Das sich aus der Nettowertschöpfung erge-
bende Arbeitsplatzäquivalent von rd. 3 900
Vollarbeitsplätzen (2.2. ca. IIVo aller Er-
werbstätigen) ohne die mithelfenden Famili-
enangehörigen und Aushilfskräfte unter-
streicht die Bedeutung des Tourismus als Ar-
beitsmarktfaktor im Kreis Olpe.

5. Markt-Trends

Die für die Region relevante Marktsituation
ist wie folgt gekennzeichnet: Bezogen auf die
längeren Urlaubsreisen sinken Reiselust und
Reisehäufigkeit. Deutschland-Urlaubsreisen
sind rückläufig. Die Anziehungskraft der
,,Sonnenziele" besteht unverändert, nicht zu-
letzt durch immer günstigere Angebote der
großen Reiseveranstalter. Besonders durch
die derzeitige wirtschaftliche Situation sind
Mittel für Zweit- bzw. Dritturlaub kaum noch
verfügbar. Auch die Kurzurlaube (2 bis 5
Tage) stagnieren bzw. nehmen nur dort zu,
wo marktorientierte Angebote gut zugänglich
sind. Die Konkurrenz (u. a. die neuen Bundes-
länder) ist gerade in diesem Segment enorn
gewachsen. Raus aus dem Alltag, Abschalten,
Entspannen, Natur und Landschaft genießen
oder Erlebnisse haben sind immer noch
Hauptreisemotive. Bei den Urlaubsaktivitäten

ist Faulenzen Trumpf, und der gepflegte Gast-
stätten- bzw. Restaurantbesuch hat nach wie
vor einen sehr hohen Stellenwert.

Tagesausflügler werden immer preisempfind-
licher und fahren nicht mehr so weit. Freizeit-
und Erlebnisangebote im unmittelbaren Woh-
numfeld werden zur Konkurrenz und zum
Teil noch stark subventioniert. Der Erlebnis-
wunsch beim Reisen wird größer.

Insgesamt ist und wird die touristische Nach-
frage noch preisbewußter, noch qualitätsori-
entierter und noch erlebnishungriger sowie
serviceempfindlicher. Die Reiseentscheidung
wird noch kurzfristiger. Die neuen Medien
und modernen Informations- und Buchungs-
systeme gewinnen zunehmend an Bedeutung
und bleiben nicht ohne Einfluß auf die Struk-
turen im Tourismus. Die massive Werbung
der Bundesrepublik für die Wiederent-
deckung des Inlandurlaubs verstärkt diesen
Trend noch.

6. Ausblick

Vor diesem Hinteigrund wird auch in der Zu-
kunft der Tourismus im Südsauerland seinen
Stellenwert und seine Bedeutung innerhalb
des gesamten Wirtschaftsgeschehen haben, ja
vielleicht weiter ausbauen können. Die Ent-
wicklung zeichnet den Weg vor, und zwar zu
einer deutlichen Qualitätssteigerung des Pro-
duktes. In den nächsten Jahren wird der
Kreisverkehrsverband das Informations- und
Reservierungssystem weiterentwickeln und
den Markterfordernissen anpassen. Vorgese-
hen ist eine landes- oder bundesweite Vernet-
zung, um Angebote erfolgreich vermarkten zu
können. Zum Erfolg gehören jedoch auch
noch erhebliche Schritte bei der Produktent-
wicklung im Tourismus des Sauerlandes. Die
vom Markt geforderte Professionalisierung in
allen Bereichen muß weiter fortschreiten.
Außerdem wird eine nachhaltige Tourismus-
entwicklung zu einem wichtigen Qualitäts-
kennzeichen für eine Region. Der sorgsame
Umgang mit den Ressourcen ist für den Erhalt
des Tourismus lebenswichtig. Ein integratives
Gebietsmarketing in Kooperation mit allen
Wirtschaftsbereichen wird immer wichtiser.
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Exkursionsroute Schmallenberg - Medebach

Reinhard K ö h n e, Meschede

Fahrtroute: B 236 von Schmallenberg bis
Oberkirchen, L 640 und K 18 über Nordenau
nach Altastenberg, L 540 und B 236 bis Win-
terberg, B 480 und L 740 über Küstelberg
nach Medebach (Trasse des alten Handels-
weges Köln-Kassel-Leipzig, der sog. Heiden-
straße). ,,Heidenstraße" wird - wegen der Ur-
pfarreien Attendorn, Wormbach, Medebach -
von Missionsstraße oder von den früher weit-
verbreiteten Heidefl ächen abgeleitet. Teilwei
se findet sich auch der Name ,,Heerstraße".

1. Schmallenberg-Winkhausen

Kleiner Weiler im Lennetal. Sehenswerter,
denkmalgeschützter Schultenhof von 1692
(Fachwerkbau), nordwestlich des Ortes ein
gut in die Landschaft integrierter Golfplatz
(18-Loch-Platz), oberhalb des Ortes der sog.

,,Klosterhammer" seit 1698, südlich des Ortes
der Wilzenberg (f57 m ü. NN, Härtlingskup-
pe aus quarzitischem Sandstein), wegen der
strategischen Lage an der ,,Heidenstraße"
größere Wallburg aus der Latönezeit, Ring-
wall auf der Kuppe (9. Jh.), Wallfahrtskapelle
von L672, Aussichtsturm mit guter Rundsicht.

2. Schmallenberg-Oberkirchen

Ferienort mit denkmalwerten Fachwerkbau-
ten (1967 ,,Bundesgolddorf'). Im Mittelalter
Sitz des Patrimonialgerichtes, frühbarocke
Saalkirche von 1663, Hochaltar von 1668, re-
staurierte Wassermühle.

3. Schmallenberg-In der Lenne

Holzpreßkohlenfabrik auf altem, mit der Was-
serkraft der Lenne betriebenem Eisenhammer

des Klosters Grafschaft (um 1790). Nieder-
schlagsreichtum und ausgedehnte Buchen-
wälder waren um 1800 die Standortfaktoren
für 30 Hammerwerke zwischen In der Lenne
und Altenhundem auf einem Flußabschnitt
von 26 km.

4. Schmallenberg-Nordenau

Burgweiler mit Ruine der Burg Nordenau
(13. Jh.) an einer Parallelstrecke zur ,,Heiden-
straße", die zur Winterberger Hochfläche auf-
steigt. Schiefergruben Brandholz I und II in
der Eifelstufe des Mitteldevons. Brandholz I
von 1859-1980. Das Grubenwasser von
Brandholz gilt als heilkräftig und ist zugkräf-
tig für den örtlichen Tourismus.

5. Kahler Asten

Mit 841 m ü. NN der zweithöchste, aber be-
kannteste Berg des Sauerlandes; auf der Kup-
pe anthropogen entstandene Hochheide mit
Krüppelbuchenwald (36 ha NSG), zur Ver-
hinderung der Waldsukzession Beweidung
mit einer Schaf- und Ziegenherde (seit 1989).
Im 1895 fertiggestellten Aussichtsturm Wet-
terstation, Informationszentrum und Restau-
rant. Geschätzte Zahl von Besuchem jährlich
etwa eine Million. Beschreibung: Geolog.
Wanderkarte Nr. 10.

6. Stadt Winterberg

148 km2 Gesamtfläche, davon 103 km2 Wald.
15 191 Einwohner (1995), 92 E./km2. Kern-
stadt: 4 397 Haupt- und 1 602 Nebenwohnsit-
ze. 13 eingemeindete Ortsteile zwischen 450
und 800 m ü. NN. Mittelzentrum für einen
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Versorgungsbereich bis zu 50 000 E.; Schwer-
punkt für Wochenend- und Ferienerholung,
landschaftsorientierte Ferienerholung im gan-
zen Jahr.

Der Bereich um die Kunsteisbahn und die
Sprungschanze ist in der Bauleitplanung als
Sondergebiet für die Einrichtungen des Win-
tersports ausgewiesen.

Seit der Eröffnung der Nebenstrecke Bestwig-
Winterberg (1906) Beginn des Wintersports,
1910 Natureisbahn, I977 Kunsteisbahn.
Deutsche-, Europa- und Weltmeisterschaften
für Bob und Rodel, Landes- und Olympia-
stützpunkt für Bob und Rodel, Biathlon, ,,Ski-
alpin" und,,Ski nordisch".

1995: 997 117 Übemachtungen, 9 135 Gäste-
betten in 509 Betrieben, davon 308 Ferien-
wohnungen. Auslastung schwankt zwischen
45 und 50Vo, bei leichtem Uberwiegen der
Sommersaison. Die starke Ausrichtung auf
Tagestourismus beeinträchtigt die Auslastung
der Hotels.

1973 staatlich anerkannter heilklimatischer
Kurort (1980 auch Ortsteile Altastenberg und
Elkeringhausen), einziges Höhenkurgebiet in
Nordrhein-Westfalen (Mittelgebirgsheilkli-
ma, mittlere und höhere Stufe), 27 Erholungs-
heime und Sanatorien.

Durch die nördliche Umgehung der B 236 mit
Unterquerung der Herrlohsiabfahrt und die
Untertunnelung der Innenstadt wird die Ein-
richtung einer Fußgängerzone im Stadtkern
am Waltenberg ermöglicht.

7. Ruhrquelle

Südlich der L 740 nach Küstelberg am Ruhr-
kopf (666 m ü. NN). 1849 mit Bruchsteinen
eingefaßte Hangschuttquelle. Beschreibung:
Geolog. Wanderkarte Nr. 13.

8. Kiesgrube,,Wagenschmier"

Nördlich der L 7 4},westlich von Küstelberg.
,,Schieferkies" im pleistozänen Bänderschutt.
Beschreibung: Geolog. Wanderkarte Nr. 14.

9. Ehemalige Klostersiedlung Küstelberg
(Stadt Medebach).

Das Augustinerinnenkloster,,Neu-Quistel-
berg" wurde um 1177 gegründet, aber bereits
L297 wegen der Ungunst des Standortes nach
Medebach-Glindfeld verlegt. Nach Ausgra-
bungen 1991, südlich derPfankirche St. Lau-
rentius, handelte es sich um eine dreischiffige
Kirche, die im 12. und 13. Jh. erbaut wurde.
Auf dem ,,Schloßberg" (790 m ü. NN) mittel-
alterliche Wallburg, gute Aussicht auf die
Winterberger Hochfläche und die Medeba-
cher Bucht.

10.'Steinbruch am Bromberg

Nordwestlich von Medebach an der L 740,
nicht mehr in Betrieb. Schichtenprofil im
Kulm des Unterkarbons. Beschreibung: Geo-
loe. Wanderkarte Nr. 20.
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Schmallenberg ( B lickrichtun_c NW )

Regelmäßige, am Reif3brett entstanclcnc Grundrisse von Siedlungen weisen darauf hin, daf.'r sie
in der Neuzeit entstanden, also .jun-r1" sind. Dic Staclt Schmallenberg ist aber viel älter als ihr
Grundriß. Die einheitliche schnrucke Schicl'crbcklcidung der Häuser ist in dem f'euchten Gc-
birgsklima sehr zweckmäßig.
(aus N'ltrtrß/S('ttt;rrt.rn, Lufibildatlas Nordrhcin Wc'stlalen. 1969. I-inkcr Bildrand gerin-qfügig beschnitten)

l(x)



Schmallenberg

(Zu nebenstehendem Luftbild)*

Adolf S c h ü t t I e r. Detmold

Schmallenberg liegt im Sauerland an der obe-
ren Lenne, in einem leicht welligen Bergland,
dessen Höhen meist unter 500 m bleiben, weil
sie aus weichen Tonschiefem aufgebaut wer-
den. Das ist die "Fredeburger Bucht" oder
"Wormbacher Weitung". Sie ist nach NW
geöffnet, wird aber nach allen anderen Seiten
durch die steil ansteigenden höheren Berglän-
der mit dem Astengebirge und der Rothaar
deutlich begrenzt. In den weichen Schiefer-
schichten hat die Lenne eine weitflächige Ter-
rassenlandschaft geschaffen. Davon ist im
Mittelgrund der etwa 400 m hoch gelegene
N-S gestreckte Terrassensporn von Schmal-
lenberg zu sehen, der in einem weiten Bogen
von der Lenne umflossen wird (vgl. umseiti-
ges Luftbild).

Erster Siedlungsansatz war eine kleine kur-
kölnische Burg auf der Südspitze des Terras-
sensporns, der hier besonders steil zur Lenne
abfällt. Aber für die Entwicklung der Stadt
hat die Burg weit weniger Bedeutung gehabt
als für andere Stadte wie etwa Altena oder
Hohenlimburg. Schon 1243 war die Burg zer-
stört und unbewohnt. Seit 1223 ist auf dem
Sporn eine offene Siedlung belegt, die auch
ein Gogericht hatte. Sie erhielt 1243 von dem
Kölner Erzbischof das Stadtrecht und wurde
im Jahre darauf befestigt. Der im Bild noch
deutlich erkennbare mittelalterliche Mauer-
ring hält sich in länglich rundem Verlauf an
die Terrassenkante.

' Beitrag aus: U. Muus u. A. ScHürrLEn, Luftbildatlas
Nordrhein-Westfalen - eine Landeskunde in 80 farbigen
Luftaufnahmen, S. 76. Neumünster 1969

Der heutige regelmäßige Grundriß der Alt-
stadt innerhalb des alten Mauerringes mit
rechtwinkeliger Straßenführung und deutli-
cher Betonung von zwei parallelen Längs-
straßen steht allerdings nicht mit dem mittel-
alterlichen Straßenplan in Verbindung. Er ent-
stand vielmehr erst nach 1822 wie in Winter-
berg beim planmäßigen Neuaufbau der Stadt
nach einem großen Brand, dem fast alle Fach-
werkhäuser der alten Stadt zum Opfer gefal-
len waren.

Für die Entwicklung der Stadt dürfte die Lage
in Nähe der von Köln nach Mitteldeutschland
führenden Heidenstraße. an der auch Winter-
berg liegt (Nr. 33), von Bedeutung gewesen
sein. Schmallenberg beteiligte sich am mittel-
alterlichen Fernhandel und wurde ein Um-
schlagplatz für Gewänder und Tuche. Es wur-
de Mitglied der Hanse und zahlte seine Bei-
träge über den Vorort Brilon ("Hansestadt un-
ter Brilon") an Soest. Kaufleute, Tuchmacher,
Schneider, Hutmacher und Schmiede be-
stimmten in entscheidender Weise das Leben
der Ackerbürger- und Marktstadt. Die Kauf-
leute waren in der Nikolaibruderschaft, die
Handwerker in Zünften zusammengeschlos-
sen.

Aus dem Handel und aus der im Mittelalter
ausgedehnten Schafzucht der Umgebung ent-
wickelte sich zunächst auf handwerklicher,
später auf industrieller Grundlage das Textil-
gewerbe. So wurde Schmallenberg zu einem
bedeutsamen Mittelpunkt der Strumpf- und
Strickwarenherstellung in der Bundesrepu-
blik. Moderne Großbetriebe dieser Art liegen
an der Lenne oberhalb und unterhalb der Alt-
stadt.
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In der Textilindustrie sind die meisten Ar-
beitnehmer beschäftigt, wobei die weibli-
chen Arbeitskräfte vorherrschen. Als Gegen-
gewicht wird eine Ausweitung der bisher nur
in kleineren und mittleren Betrieben vertre-
tenen holz- und metallverarbeitenden Indu-
striezweige angestrebt. Zeitweise hat auch
der Abbbau von Dachschiefern in der nähe-
ren Umgebung eine wirtschaftliche Bedeu-
tung gehabt. Doch ist er seit etwa vierzig
Jahren eingestellt worden, denn die Schiefer
beim benachbarten Fredeburg sind von bes-
serer Qualität, weil sie leichter gespalten
werden können. Ein großer Teil der Schmal-
lenberger Häuser ist mit Fredeburger Schie-
fer gedeckt und wandverkleidet. Mit der in-
dustriellen Entwicklung sind die Einwohner-
zahlen, aber auch der Zustrom von Ta-
gespendlern stark angewachsen. 1939 hatte
Schmallenberg 2 500 Einwohner, 1963
4 300 und 1969 5 200. Von 2 600 Industrie-
beschäftigten waren 1968 1 600 Einpendler,

denen nur 120 Auspendler gegenüberstan-
den.

Trotz seiner Industrie hat Schmallenberg in
neuerer Zeit atch als Fremdenverkehrsort Be-
deutung erlangt. Schmallenberg liegt günstig
zu den aus den Ballungsgebieten an Rhein
und Ruhr ins Hochsauerland führenden Stra-
ßen, denen die Touristenströme folgen. Seit
dem Jahre 1960 ist Schmallenberg Luftkurort,
es hatte 1968 60 000 Übernachtungen in Ho-
tels und Pensionen aufzuweisen, außerdem
22 000 in der Jugendherberge.

Die starke Bevölkerungszunahme und die
Entwicklung zum Fremdenverkehrszentrum
haben zu einer jungen Siedlungsausweitung
außerhalb des alten gedrängten Ortskernes ge-
führt, besonders im N, wo schöne Wohnvier-
tel in aufgelockerter Bauweise in Gärten und
Grünflächen entstanden sind und noch weiter
anwachsen.
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Nachhaltige Raumentwicklung früher und heute im oberen Sauerland

und Führung durch die Stadt Schmallenberg

Bernhard H a I b e, Schmallenberg

L. Nachhaltige Raumentwicklung früher
und heute

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

Herr Prof. Dr. Schüttler hat Schmallenberg im
Luftbildatlas Nordrhein-Westfalen 1969 dar-
gestellt (vgl. den vorstehenden Beitrag). Bis
heute, den 06. September 1997, haben sich er-
hebliche Veränderungen ergeben.

Kommunalverfassungsrechtlich war Schmal-
lenberg um 1970 eine kleine Stadt und Ver-
waltungsstelle für das Amt Schmallenberg
mit den Gemeinden Fleckenberg, Wormbach,
Grafschaft und Oberkirchen. Im Jahre 1975
kam es zur kommunalen Neugliederung. Die
Amterverfassung wurde aufgehoben. Die
Großgemeinde Schmallenberg umfaßte fortan
auch Stadt und Amt Fredeburg mit den frühe-
ren Kleingemeinden Berghausen, Dorlar, Rar-
bach, Bödefeld-Land und Bödefeld-Freiheit.
Dazu kamen Teile der Gemeinde Lenne vom
Kreis Olpe. Schmallenberg wurde Verwal-
tungssitz für die ganze Gemeinde.

Der ab 1975 geschaffene Flächennutzungs-
plan ist die Grundlage für die Siedlungsent-
wicklung. Aufgrund der landesplanerischen
Vorgaben der 70er Jahre wurden den Sied-
lungsschwerpunkten Schmallenberg und Fre-
deburg weitere Baugebiete zugeordnet,
während die kleineren Dörfer zum nicht be-
baubaren Außenbereich erklärt wurden.

Anhand von Kartenmaterial möchte ich Ihnen
die Auswirkung auf die Stadt Schmallenberg
vorstellen. Die Stadt liegt auf einem in Nord-
Süd-Richtung verlaufenden schmalen Berg-

rücken. Dort wurde nach dem Stadtbrand von
1822, der den Ort fast komplett vernichtete,
Schmallenberg in seiner heutigen Erschei-
nungsform wieder aufgebaut. Im Osten des
Berges liegt der Kurpark, der mit der Aner-
kennung Schmallenbergs als Luftkurort ein-
gerichtet wurde. Im Westen ist zunächst ein
großzügiger Grüngürtel freigehalten, der heu-
te von der in diesem Jahr in Betrieb gehenden
Umgehungsstraße durchschnitten wird. Die
Lenne umfließt die Stadt durch den Kurpark
und bis in den Westen hinein. Das Lennetal in
diesem Bereich ist von einer Besiedlung be-
wußt freigehalten worden. Neue Wohnbauflä-
chen konnten sich also nicht unmittelbar an
den Stadtkern angliedern, sondern - im Süden
und Norden des schmalen Bergrückens
straßenmäßig angebunden - nur mehr oder
weniger nach Süden und zum Norden hin aus-
dehnen.

Anhand des GEP kann ich Ihnen die Entwick-
lung der Wohnbauflächen (Abb. 1) aufzeigen.
Im Süden des Stadtkemes vollzog sich diese
Entwicklung an der Südseite der zum Ortsteil
Grafschaft führenden Grafschafter Straße. Da
die Straße das Lennetal abgrenzt, blieb deren
zur Grafschaft hin gelegene Nordseite im we-
sentlichen von Bebauung frei. Im Jahre 1981
wurde der Bebauungsplan für das Baugebiet
Grafschafter Straße I rechtswirksam. Dieses
Gebiet ist ebenso wie der angrenzende Be-
reich Grafschafter Straße II (rechtswirksamer
Bebauungsplan ab 1983) bis auf wenige
Lücken bebaut. Der dann folgende Bereich
Grafschafter Straße III umfaßt etwa 100 Bau-
plätze. Mit Beginn des Jahres 1996 lagen die
Voraussetzungen für eine Bebauung vor. Die
Stadt Schmallenberg hat hier eine 8 ha große
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landwirtschaftliche Nutzfläche erworben und
entsprechend dem Bebauungsplan in Bau-
grundstücke parzelliert. Die Bebauungsdichte
wird von der Grafschafter Straße aus gesehen
in Richtung Feld und Wald immer lockerer,
sprich Mehrfamilien- und Reihenhäuser wer-
den im unteren Teil des Hanges entlang der
Straße angesiedelt; im mittleren Teil sind
Doppelhäuser und Einzelhäuser mit einer
Längenbegrenzung auf28 m zulässig; im obe-
ren Teil fo..lgen dann Einfamilienhäuser. Der
gewollte Ubergang in die Landschaft wird
durch die Grundflächenzahlen und Längenbe-
grenzungen belegt. Die GRZIGFZ geht von
0,410,8 auf 0,3/0,6 zurück. Die Länge der
großen Häuser wird auf 28 m, die der Einzel-
häuser auf 16 m begrenzt.

Die Nachfrage nach den Grundstücken war
überraschend groß. In kurzer Zeit waren drei
Viertel veräußert. Hierbei mas auch der
Preis von 60 DM m2ll0 DM mz für Einfa-
milien/Doppel- und Mehrfamilienhäuser je-
weils zuzüglich 40 DM/mz Erschließungsko-
sten eine Rolle gespielt haben. Im Gegensatz
zu früheren Bebauungsplänen wurden die
städtebaulichen Gestaltungsvorgaben verrin-
gert. Die dunkelgraue Dacheindeckung blieb
jedoch Vorschrift. Anstelle der vorher übli-
chen weißen Fassade wurde auch sichtbare
Holzbauweise in Naturfarben zugelassen.
Die hangparallele Stellung der Gebäude wur-
de nur noch empfohlen; eine Mindestdach-
neigung auf 22,5o festgelegt. Schon in kur-
zer Zeit werden wir vor Ort in Augenschein
nehmen können, ob das städtebauliche Er-
scheinungsbild unseren Vorstellungen ent-
spricht.

Nunmehr komme ich zur nördlichen Seite des
Stadtkerns. Seit 1970 sind hier begrenzt durch
den Neubau des Schulzentrums samt Sport-
platz an der nördlichen Bebauungsgrenze
ebenfalls mehrere Wohngebiete entstanden.
Von den etwa 6 500 Einwohnem des Ortes
wohnen gut 1 000 in der,,Altstadt", gut 3 000
in der nördlichen ,,Oberstadt" und gut 2 000
in der südlichen ,,Unterstadt".

Besonderes Augenmerk verdient die gewerb-
liche Entwicklung. Noch 1970 spielte die
Textilindustrie mit vielen Arbeitsplätzen
eine weit größere Rolle als heute. Betriebe
der Firmen Falke. Veltins & Wiethoff und

Lönze dominierten das Erscheinungsbild.
Dazu kam sicherlich auch schon ein ansehn-
liches Baugewerbe. Aufgrund des durch den
Weltmarkt bedingten Rückgangs der Tex-
tilindustrie, die ja als einer von wenigen In-
dustriezweigen fast nie öffentliche Subven-
tionen bekommen hat, bestand der Bedarf
nach anderen. Arbeitsplätzen. Mit dem
Flächennutzungsplan von 1981 schuf die
Stadt Schmallenberg dafür die Vorausset-
zungen im Gewerbegebiet Lake. Grund-
stücke konnten meist über städtischen Zwi-
schenerwerb verfügbar gemacht werden. In-
zwischen sind hier über 30 Betriebe mit über
1 000 Arbeitsplätzen angesiedelt. Ich habe
das schon häufiger als endogenes Wachstum
bezeichnet. Aufgrund unserer söhlechten
Verkehrsanbindung an die Magistralen kön-
nen wir kaum auf Betriebsansiedlungen von
außen hoffen. Fast alle Betriebe haben sich
denn auch aus vorhandenen Ansätzen vor
Ort entwickelt, anfangs signifikant durch
Aussiedlungen aus dem Stadtkern, später
eher durch Neugründungen.

Das Gewerbegebiet Lake ist derzeit 62 ha
groß. Die noch nicht besiedelten Flächen von
ca. 6 ha stehen im Großen und Ganzen im Ei-
gentum der dort ansässigen Betriebe und wer-
den als Erweiterungsflächen vorgehalten. Die
Entwicklung in den vergangenen Jahren ver-
lief unerwartet schnell, so daß die Stadt
Schmallenberg im Gewerbegebiet Lake nicht
mehr über freie Gewerbegrundstücke verfügt.
Im Flächennutzungsplan sind zwar noch 28
ha an Erweiterungsfläche enthalten. Diese ste-
hen allerdings in privatem Besitz. Der Grund-
stückseigentümer ist bisher zu einer Veräuße-
rung nicht bereit. Hier haben wir also wieder
den häufigen Konfliktfall zwischen der öf-
fentlichrechtlichen Bauleitplanung und dem
privatrechtlichen Eigentum. Dieser konkrete
Konflikt wurde vom Gesetzgeber nicht vor-
hergesehen und ist oft kaum lösbar. Der prag-
matische Weg vor Ort wird darin gesucht, an
einer anderen Stelle ein größeres neües Ge-
werbegebiet auszuweisen. Die Entwicklung
bleibt hier abzuwarten.

Die Bemühungen der Stadt Schmallenberg
um den Erhalt des kulturellen Erbes wurden
mit der Aufnahme in die Arbeitsgemeinschaft
Historische Stadtkerne des Landes NRW im
Jahre 1990 belohnt. Seitdem eibt es mit der
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Unterstützung des Landes eine klare Zielvor-
stellung.

Der Einzelhandel soll im Norden des Stadt-
kernes im Zwischenbereich zur Wohnbebau-
ung Entwicklungsflächen finden. Ein Einzel-
handesstandortgutachten der Firma Econ-
Consult hat uns in diesem Jahr (1997) einen
Verkaufsflächenbedarf von etwa 3 000-
3 500 m2 bestätigt.Im Gegenzug soll großflä-
chiger Versorgungseinzelhandel außerhalb
dieses Bereiches nicht genehmigt werden.

Der südliche Teil des Stadtkernes hat sich
aufgrund seiner Entfernung von mehreren
hundert Metern zu dem genannten zentralen
Einzelhandelsbereich mit einer Handelsent-
wicklung recht schwer getan. Allerdings sind
dort teilweise sehr starke Facheinzelhändler
im Antiquitäten- oder kunstnahen Bereich.
Wir möchten hier vorsichtig anknüpfen und
vielleicht einmal einen Anziehungspunkt für
Kunst/ Kultur begründen. Im übrigen soll hier
nach den städtischen Vorstellungen der
Dienstleistungssektor stärker Fuß fassen, um
den Stadtkern belebt zu halten. Nicht zuletzt
aus diesem Grunde wurden die Rathaus-
dienststellen hier in einem erheblich erweiter-
ten Gebäude im Jahre 1994 zusammenge-
führt. Die kath. Pfangemeinde St. Alexander
nutzte die ehemalige Grundschule für die Er-
richtung eines neuen Pfanzentrums am Kirch-
platz, das sich vorher im nördlichen Teil des
Stadtkernes befand. Die VEW errichtete ein
VEW-Lokal unter dem Aspekt der Kundenbe-
ratung, und schließlich gelang es auch, eine
Redaktion der hier am weitest verbreiteten
Tageszeitung, der Westfalenpost, anzuglie-
dem.

Aus alledem können Sie entnehmen, daß wir
weiter einen lebendigen Stadtkern mit allen
wichtigen Nutzungen haben möchten. Vor al-
lem soll dieser Stadtkem aber unverwechsel-
bar sein. Er ist ein Unikat in seiner klaren
Straßengliederung, die auf den preußischen
Entwürfen aus den Jahren 182311824 beruht.
Dazu werde ich gleich beim Rundgang mehr
vortragen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, nun
aber zum Hauptthema: Nachhaltige Raument-
wicklung aus der Sicht des Stadtdirektors ei-
ner Mittelstadt in oberen Sauerland.

Ein Vorurteil möchte ich an den Anfang
stellen. Im Europa unserer Tage kann nach-
haltig nur gewirtschaftet werden, wenn die
wirtschaftliche Potenz dazu da ist, wenn es
eine Verteilmasse privaten Einkommens
über das zur Befriedigung der täglichen Be-
dürfnisse Notwendige hinaus gibt, die abge-
schöpft werden kann. Bei der heutigen Steu-
er- und Gebührenbelastung ist das alles an-
dere als einfach. Nehmen Sie beispielhaft
die Abfall- und die Abwasserentsorgung.
Die differenzierten Sammel- und Verwer-
tungssysteme für den Hausmüll haben seit
1991 Gebührenzuwächse von 80 Vo verur-
sacht. Dazu kommen die Pfennige für die im
Dualen-System entsorgten Verpackungen.
Viel zu wenig Menschen wissen, daß allein
für eine Milchpackung 5 Pfennig zu berap-
pen sind. Im Abwasserbereich hat die Stadt
Schmallenberg den Anschlußgrad an Klär-
anlagen in den letzten 10 Jahren von 55 Vo

auf jetzt über 90 Vo erhöht. Die durchschnitt-
lichen Abwassergebühren in NRW liegen
denn auch mit 60 Eo weit über der Inflations-
rate.

Wir alle wissen aber auch, daß eine Industrie-
gesellschaft mit einer intensiv wirtschaften-
den Land- und Forstwirtschaft vielfiiltige Pro-
bleme für unsere natürlichen Lebensgrundla-
gen mit sich bringt. Um sie zu lösen, bedarf es
eines sorgfältigen Umganges mit der Ressour-
ce ,,Natur". Nur wenn Wirtschaft, Politik,
Verwaltung und vor allem die Grundeigentü-
mer sich selbst ihrer Landschaft annehmen,
ist es möglich, den Naturhaushalt biologisch
lebensf?ihig zu erhalten und entstandene Defi-
zite abzubauen. Wir alle haben die Verant-
wortung gegenüber der Natur und der Um-
welt, damit die auch für die nachfolgenden
Generationen in ihrer Vielfalt und Schönheit
erhalten werden können.

Dies, meine sehr geehrten Damen und Herren,
wissen wir aber im ländlichen Raum nicht
erst, seit es darüber großformatige Untersu-
chungen gibt. Es mutet demjenigen, der im
ländlichen natürlichen Umfeld lebt, schon
deutlich merkwürdig an, daß Menschen aus
einer völlig anderen Lebensgrundlage, einem
perfektionierten städtischen Umfeld nämlich,
ihre Liebhaberei zur Natur entdecken und
besser wissen wollen, wie damit umzugehen
wäre als der Hauptbetroffene.
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Woher kommt unsere Einstellung zur Natur?
Ich möchte als Hauptursache die christliche
Tradition bezeichnen.

Das kurkölnische Sauerland ist seit fast 1 000
Jahren katholisch und hat über 700 Jahre als
Herzogtum Westfalen zum Gebiet des Erz-
bistums Köln gehört. Gewachsen und gegen-
wärtig ist eine starke Verbundenheit mit ei-
nem Christentum, welches die Welt als in der
Schöpfung dem Menschen gegeben und zur
Bewahrung anvertraut sieht. Aus diesem Bild
heraus haben Flora und Fauna ihren Wert.

Aus den kurkölnischenZeiten heraus hat sich
aber auch eine bäuerliche Familientradition
gebildet. Viele Höfe sind über Jahrhunderte
im Familienbesitz. Viele Hofinhaber verste-
hen ihr Eigentum daran als eine natürliche
Verpflichtung zur wirtschaftlichen Nutzung,
aber auch zur Weitergabe an die nächste Ge-
neration. Und hier decken sich dann wieder
wirtschaftliches Eigeninteresse und das Ge-
samtinteresse. Wenn man das Ererbte weiter-
geben will, kann man es nicht ausbeuten,
sondern muß es als wirtschaftliche Grundlage
ertragsfähig halten. Das hat für einen sorgsa-
men Umgang mit den landwirtschaftlichen
Flächen geführt und auch zu einer Bewah-
rung des baukulturellen Erbes in großer Bei-
spielhaftigkeit beigetragen. Die Erfolge von
mittlerweile 10 Dörfern der Stadt Schmallen-
berg im Wettbewerb ,,Unser Dorf soll schö-
ner werden" unterstreichen das eindrucks-
voll.

Ergänzend anführen möchte ich drei weitere
mehr oder weniger bedeutentsame Ursachen
für die langfristige Einstellung zur Natur:

Erstens die Bedeutung der Forstwirtschaft.
Der klassische Bauernhof im Sauerland ver-
fügt über Wald. Die Umtriebszeit und damit
die Nutzungsdauer von Fichten oder Buchen
liegen zwischen 80 und 160 Jahren. Die
während dieser Zeit notwendige Bestands-
pflege kann man fast als Generationenvertrag
einer besonderen Art bezeichnen.

Zweitens das Einerbemecht. Die Höfe werden
in der Regel ungeschmälert auf die folgende
Generation übergeben. Die weichenden Erben
müssen ihre Erwerbsgrundlage anderswo su-
chen.

Drittens und für die Natur unmittelbar bedeut-
sam die Topographie. Es gibt aufgrund der
Hängigkeit viele nur sehr schwer oder gar
nicht nutzbare Bereiche. Bei der Anlegung je-
des Weges in der Schräge verbleiben Bö-
schungen, die als Wegerandstreifen vielen
Tierarten Zuflucht bieten. Auch wenn man
Fehlentwicklungen der Vergangenheit nicht
leugnen kann und dabei ist, sie wieder rück-
gängig zu machen, haben doch viele heute so
benannte Biotopverbünde lange Tradition.

Im Erhalt von Rahmenbedingungen, die eine
Forfführung der landwirtschaftlichen Nutzung
zu auskömmlichen Bedingungen zulassen,
sehe ich denn auch eine wesentliche Aufgabe
der öffentlichen Hand. Der Hochsauerlandkreis
hat mit Unterstützung des Landes NRW das
Kulturlandschaftspflegeprogramm Hochsauer-
landkreis aufgelegt, das fär viele der Landwirte
in unseren benachteiligten Gebieten einen klei-
nen Finanzierungsbeitrag leistet. Die Milch-
quotenregelung der europäischen Union hatte
für viele unserer Betriebe eine akzeptable Er-
werbsgrundlage geschaffen. Der Verfall der
Preise in den letzten Jahren hat diese aber deut-
lich geschmälert. Die Stadt selbst kann wenig
tun. Direktsubventionen sind ordnungspoli-
tisch ausgeschlossen. Kleine Hilfen wie das
Angebot von Nebenerwerben im Winterdienst,
im forstwirtschaftlichen Bereich o.ä. können
nur punktuell helfen.

Gott sei Dank, möchte ich sagen, prägt die ge-
nannte christliche Tradition aber auch die Ge-
dankenwelt weitgehend des politischen Rau-
mes und der Stadt Schmallenberg überhaupt
und kennzeichnet und erklärt viele unserer
Tätigkeitsfelder. Denn auch räumliche Pla-
nung sollte immer Werten und Zielen ver-
pflichtet bleiben.

Leitgedanke unserer Planungen ist denn auch
eine organische Entwicklung, die die örtli-
chen Stärken weiter zur Geltung kommen
läßt. Beispielhaft negativ ausgedrückt würden
wir den Raum Schmallenberg nicht als Zen-
trum industrieller Großprojekte sehen wollen.
Große Skepsis gibt es z.B. auch gegenüber
der Nutzung der Windenergie. Wenn man
weiß, daß diese wegen ihrer nicht dauerhaften
Verfügbarkeit kein Megawatt herkömmlicher
Kraftwerkskapazität überflüssig macht und
auch die Kostenwirkuns auf die Haushalte als
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Stromnutzer sieht, darf man die deutlich ne-
gativen Wirkungen auf das Landschaftsbild
meines Erachtens sehr deutlich entgegenhal-
ten und in der Abwägung auch den Belangen
des Landschaftsbildes den Vorzug geben.
Hinzu kommt, daß die windhöffigsten Stand-
orte natürlich die höchsten Erhebungen sind
und damit auch die Auswirkungen auf die
Landschaft sehr massiv sein würden.

Als Leitziel der Flächennutzungsplanung der
Stadt Schmallenberg habe ich den Begriff or-
ganische Entwicklung genannt. Ich möchte
dies mit einigen Zahlen aus der Vergangen-
heit unterlegen.

Von der demographischen Seite her gesehen
betrug die Einwohnerzahl 1980 27 108. Sie
ist bis 1996 auf 28 241gestiegen. Die Zahlen
beinhalten Zweitwohnsitze, weichen daher
von denen des statistischen Landesamtes nach
oben ab. Der Einwohnerzuwachs von 1 133
entfällt zu mehr als 80 Vo auf die Kernorte
Schmallenberg und Bad Fredeburg, die aber
nur knapp 40 Vo der Wohnbevölkerung auf
sich vereinen. Die Dörfer mit etwa 6l Vo =
17 I93 Einwohnern haben in der Einwohner-
zahl mehr oder weniger stagniert. Zusätzliche
kleine Baugebiete und Wohnhäuser haben
also keine meßbaren Zuwächse gebracht, son-
dern nur den Anforderungen der Bevölkerung
nach größerer Wohnfläche Rechnung getra-
gen. Interessant ist vielleicht auch, daß in
Schmallenberg erst knapp 20 7o der Haushalte
Ein-Personen-Haushalte sind gegenüber ei-
nem Bundesanteil von etwa 40 7o und einem
großstädtischen Anteil von teilweise schon
60 7o und mehr.

Es liegt denn auch nicht in unserem Sinne,
große neue Zentren zu schaffen, vielmehr
müssen die vorhandenen kleineren sich über-
schaubar entwickeln können. Die Öffnung des
Baugesetzbuches hat uns in den letzten Jahren
dazu einige Möglichkeiten gegeben. Aus kom-
munaler Sicht ist es allerdings immer noch zu
beklagen, daß selbst für drei oder vier Bau-
plätze entweder ein Bebauungsplanverfahren
oder ein Abrundungssatzungsverfahren mit
erheblichem Kostenaufwand durchzuführen
ist. Wir würden uns hier manchmal eine Ge-
setzesänderung nach dem römischen Grund-
satz ,,minima non curat praetor" wünschen,
die das aufwendige Bauleitplanverfahren erst

ab einer festzusetzenden Größenordnung vor-
sieht und darunter eine örtliche Nachbarbetei-
ligung ausreichen läßt.

Stadt- und Dorfentwicklung in unserem Sinne
hat etwas Bewahrendes. Zum Erhalt der be-
sonderen Dorfbilder ist es der Stadt Schmal-
lenberg gemeinsam mit dem Amt für Agrar-
ordnung und den Amtem für Denkmalpflege
gelungen, die Härten für die Eigentümer er-
träglich zu machen. Diese ergeben sich
schlicht und einfach daraus, daß Anforderun-
gen des Denkmalschutzes oder des örtlichen
Gestaltungsschutzes durch Gestaltungssat-
zungen zu Mehrkosten für die Eigentümer
führen. Wenn man darüber einen öffentlichen
Konsens haben und behalten will, kann das
dauerhaft nur funktionieren, wenn dem recht-
lichen Zwang auf der einen Seite finanzielle
öffentliche Unterstützung auf der anderen
Seite folgt. Das ist der faktische Zustand,
wahrscheinlich auch das langfristig normativ
mögliche. Die angenehme Kehrseite für die
gewerbliche Vielfalt besteht darin, daß bau-
handwerkliche Tradition weitergeführt wird
oder wieder auflebt. In den Orten im Stadtge-
biet gibt es denn auch vergleichsweise sehr
viele Handwerksbetriebe, die bis ins Ruhrge-
biet und ins Rheinland pendeln. Ein weiterer
Nebeneffekt ist die Fortführung der Nutzung
heimischen Sauerländer Schiefers. In Bad
Fredeburg und Heiminghausen sind die einzi-
gen im rechtsrheinischen Schiefergebirge ver-
bliebenen Gruben erhalten.

Nunmehr möchte ich in Ansätzen auf Leit-
worte ihrer heutigen Jahrestagung eingehen,
ohne natürlich umfassend Stelluns nehmen zu
können.

Die Betrachtung der Nachhaltigkeit ist viel-
leicht typisch für die Unterschiede von Wis-
senschaft und Praxis. In der Praxis glauben
wir aus der Erfahrung der vergangenen zwei
Jahrzehnte kaum noch an die dauerhafte
Überzeugungs- und Leistungskraft von Pla-
nung der örtlichen Politik oder Bevölkerung
gegenüber. Einerseits ändern sich die Lebens-
verhältnisse und Anforderungen immer
schneller. Andererseits scheinen die in die
Teilhabe der Bevölkerung an Planungsprozes-
sen gesetzten Hoffnungen nicht zuletzt wegen
der Komplexität der Materie deutlich überzo-
gen. Wenn ich einige der jeweils Dutzende
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von Seiten umfassenden Erhebungen und Pla-
nungen der Stadt Schmallenberg aus den letz-
ten fünf Jahren aufzähle, werden Sie dafür
Verständnis aufbringen können. Ganz jung ist
das Einzelhandelsstrukturgutachten über die
Situation und die Entwicklung des Einzelhan-
dels in Schmallenberg. Für 42 unserer Ort-
schaften gibt es seit 10 Jahren Dorfentwick-
lungskonzepte. Für den Schmallenberger und
den Bad Fredeburger Ortskern haben wir eine
städtebauliche Rahmenplanung. Ebenso gibt
es ein gesamtstädtisches Verkehrskonzept
einschließlich besonderer Aussagen zu den
Ortskernen. Im Fremdenverkehrsbereich ha-
ben wir wegen des Rückgangs der Übemach-
tungszahlen umfassende Erhebungen ange-
stellt und Empfehlungen eingeholt. Die anste-
hende Neuerstellung des Flächennutzungspla-
nes ist im Auftrag mit der Erstellung einer
Stadtentwicklungsprognose verbunden, um
die Bürger in einen weiteren Prozeß einzube-
ziehen. Wie schon gesagt, habe ich den Glau-
ben an Konsensbildung durch dicke Folianten
verloren. Sinnvoller erschiene es einmal, 10
Thesen für die Entwicklung der Kommune
aufzustellen und zu verfolgen - trotz der damit
wohl zwangsweise verbundenen Allgemein-
heit der Darstellung.

Unter dem Stichwort Landschaftswandel ist
in erster Linie das Wachsen des Waldes pro-
blematisch. Schmallenberg hat einen Waldan-
teil von über 60 Vo. Unser Landschaftsbild
lebt vom Wechsel der offenen Täler und der
bewaldeten Höhen. Ein weiteres Charakteri-
stikum ist die Abfolge Ort, Wiesenumgebung,
Wald. Die schlechte Situation im landwirt-
schaftlichen Bereich führt zunehmend zur
Aufgabe landwirtschaftlicher Flächen und ei-
ner Aufforstung. Damit tritt ein allgemein ne-
gativ gesehener Wandel im Landschaftsbild
ein. Am Ortsteil Latrop, den Sie heute noch
besichtigen, läßt sich das exemplifizieren.
Tierhaltung gibt es dort so gut wie nicht mehr,
so daß Sie auch die dort grasenden Kühe als
Feriengäste ansehen können. Lösungen sind
nur schwer zu finden. In Latrop ist es mit ei-
ner freiwillig vereinbarten Feld-Wald-Grenze
gelungen, einen Interessenausgleich vorzu-
nehmen und das Ortsrund von Aufforstung
freizuhalten. Das wird aber eine singuläre Er-
scheinung bleiben, da die Wünsche des Frem-
denverkehrs und die Beteiligung des Frem-
denverkehrs in diese Richtune dort anders als

in anderen Orten eine sehr große Bedeutung
hatten. Im Generellen kann die Lösung nur in
einer Stärkung der Landwirtschaft liegen.

Ein weiteres Thema möchte ich ansprechen:
Das Bundesnaturschutzgesetz und das Land-
schaftsgesetz verlangen für jeden Land-
schaftseingriff eine Ausgleichsmaßnahme.
Art und Umfang stellen aus kommunaler
Sicht ein kostentreibendes Erschwernis für
Planungen dar. Auch hierzu ein Beispiel: Von
etwa 8 ha Fläche in einem neuen Baugebiet
mußten fast 3 ha für Ausgleichsmaßnahmen
zur Verfügung gestellt werden. Das verteuert
natürlich den Baulandpreis. Aber auch die
Rechtfertigung unter Aspekten der Umwelt-
verbesserung fällt mir sehr schwer, da im
ländlichen Bereich schon eine entstehende ge-
gliederte Gartenlandschaft modemer naturna-
her Prägung eine deutliche Verbesserung ge-
genüber der entfallenden Ackernutzung dar-
stellt.

Viel gewichtiger wiegt aber ein anderer
Aspekt: Landschaftsschutz in seiner bisheri-
gen Form ist defensiv. Ein Eingriff ist erst
dann auszugleichen, wenn er vorgenommen
wird. In der Praxis führt das dazu, daß die
Kommunen ökologisch sinnvolle Maßnah-
men verschieben, um sie später eingriffaus-
gleichend nutzen zu können. Es wäre viel
sinnvoller, wenn die Maßnahmen beispiels-
weise zur Verbesserung des Landschaftsbi-
des umgesetzt werden und die Maßnahmen-
träger, seien es Kommunen oder Private, hier-
für Gutschdften auf einem Ökokonto ansam-
meln könnten. Später könnte dann eine Ver-
rechnung als Ausgleichsmaßnahme erfolgen.
Leider tritt das Ministerium für Umwelt,
Raumordnung und Landwirtschaft des Landes
NRW diesen mehrfach von den kommunalen
Verbänden erhobenen Vorschlägen nicht
näher.

Zum Stichwort Wirtschaftsentwicklung
möchte ich auf Gemengelagen, gewerbliche
Flächen in Dörfern und Verkehr eingehen.
Gemengelagen sind eines der größten Proble-
me unserer ländlichen Struktur. Die Proble-
matik verdichtet sich von zwei Seiten. Be-
trieblichem Wachstum steht ein gesteigertes
Bedürfnis an Wohnruhe gegenüber. Uber-
kommen ist die Nachbarschaft von Betrieb
und Wohnen. Mit der Veränderuns der Le-
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bensbedingungen sind frühere Nachbarschaf-
ten nicht mehr so intakt, Zuzüge Fremder sor-
gen für zusätzlichen Zündstoff. Ortstypische
Fälle sind die Ausdehnung der Arbeitszeit
von Sägewerksbetrieben in Form einer zwei-
ten Schicht, die Anschaffung des 2., 3. oder 7.
LKW eines Transportunternehmens, der Bau
neuer Kuh- oder Schweineställe in der Ortsla-
ge usw.. Die harten rechtlichen Vorschriften
sehen eine Lösung durch räumliche Verlage-
rung des einen Beteiligten, in der Regel also
des Betriebes, vor. Im landwirtschaftlichen
Bereich funktioniert das durch den Stallneu-
bau im Außenbereich. Im gewerblichen Be-
reich funktioniert es aus finanziellen Gründen
so gut wie nicht. Die Investitionen in neues
Gelände, neue Gebäude und neue Betriebs-
ausstattung sind marktmäßig nicht leistbar.
Die Fälle entziehen sich allerdings einer pau-
schalen Lösung. Derzeit kann nur im Einzel-
fall ein tragbares Ergebnis gesucht werden -
mit erheblichen Risiken für alle Beteiligten.

Jedenfalls muß es aber gelingen, durch kleine-
re gewerbliche Ansätze für wachsende dörfli-
che Handwerksbetriebe in ihren Orten mal
2 000, mal 3 000 Quadratmeter Fläche zur
Verfügung zu stellen, um zukünftigen Ge-
mengelagen vorzubeugen. Eine Konzentrati-
on im oft 15 oder 20 km entfemten Schmal-
lenberger Gewerbegebiet ist aus unserer Sicht
im Sinne der Dorfentwicklung und auch de'r
weiten Wege zum Arbeitsplatz nicht sinnvoll.

Ein Wort noch zum Verkehr. Im ländlichen
Raum sind wir auf den Individualverkehr und
leistungsfähige Anbindungen an die Autobah-
nen angewiesen, um überhaupt noch wettbe-
werbsf?ihig zu bleiben. Für unseren Raum ist
die Weiterführung der Autobahn im Ruhrtal
dringend notwendig. Ebenso dringlich sind
aber Beschleunigungen der Wege dorthin
durch die Anlegung einiger Ortsumgehungen
z.B. für Bad Fredeburg in Richtung Bestwig/
Meschede, im Wennetal in Richtung Arns-
berg oder die Verbesserung der B 236/B 55
zur Anschlußstelle Olpe. Verkehrsberuhigung
in den Orten und Förderung der Leichtigkeit
des fließenden Verkehrs außerhalb der Orte
müssen'wieder ein allgemein akzeptierter
Weg werden. Der öffentliche Nahverkehr
kann für uns nur bedingt Ersatz sein, da hier
zunehmend wirtschaftlich gerechnet wird und
die Transportmengen des ländlichen Raumes

für rechenbare Massentransporte nicht ausrer-
chen.

Eine kleine Randbemerkung noch zu den neu-
en Medien. Wir haben die große Sorge, daß
der ländliche Raum mit der Offnung der
Märkte auf Dauer deutlich schlechter ausge-
stattet und zu deutlich höheren Konditionen
versorgt werden wird als die Ballungsräume.
Das kann man schon heute mit der schlechten
Erreichbarkeit im Mobilfunk begründen. Öf-
fentliche Regulierung bleibt hier notwendig,
und Sie können sicher sein, daß die Städte
und Gemeinden unserer Region darauf drän-
gen werden, daß die Anbieter ihrer Pflicht zur
flächendeckenden Versorgung nachkommen.

Ein Schwerpunkt der Wirtschaftsentwicklung
ist das Thema Holz. In dessen Urproduktion
und in einigen Verarbeitungsschritten ist das
Hochsauerland sehr stark. Wir möchten in
Schmallenberg mit der Schaffung eines Holz-
gewerbeparkes weitere Akzente für diesen
äußerst naturverträglichen Rohstoff setzen
und stehen dazu in enger Zusammenarbeit
mit dem Forstamt. Zu beklagen ist die fehlen-
de Möglichkeit von Landesförderung. Wir
müssen erleben, daß in den neuen Bundeslän-
dern Sägewerkskapazitäten mit massiver öf-
fentlicher Förderung aufgebaut werden, die
unseren kleinen und mittelständischen Be-
trieben das Leben äußerst schwer machen
werden.

Nutzungskonflikte örtlicher Art habe ich be-
schrieben. Zum Abschluß möchte ich auf
mancherorts vorhandene Vorstellungen über-
örtlichen Interessenausgleiches eingehen. Es
wird ja immer wieder argumentiert, daß das
Ruhrgebiet das wirtschaftliche Herz des Lan-
des und dort denn auch die wirtschaftliche
Entwicklung immens zu fördern sei, während
der ländliche Raum als Wasserturm des Ruhr-
gebietes oder ähnlich aprostrophiert wurde
und wird und uns vor allem zugemutet wird,
für frische Luft und Erholungsräume zu sor-
gen. Diese Arbeitsteilung stimmt seit Genera-
tionen nicht mehr, wenn sie überhaupt je ge-
stimmt hat. Gestimmt hat vielleicht, daß es im
Ruhrgebiet keine frische Luft gab und man
deswegen zur Erholung ins Sauerland fuhr.
Dies soll aber auch vorbei sein, wenn Sie die
Initiativen des Ruhrgebietes im Fremdenver-
kehr sehen.
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Vom eigenen Selbstverständnis und Selbstbe-
wußtsein her ist das Sauerland eine Region,
die mit großem Erfolg in einer gesunden Um-
welt wirtschaftet. Wir werden unsere Kräfte
daran setzen dies fortzuführen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

2. Führung durch die Stadt Schmallenberg
(Rundgang und -fahrt)

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

zum allgemeinen Teil des Stadtrundgangs
verweise ich auf die Darstellung in der Doku-
mentation der Arbeitsgemeinschaft Histori-
sche Stadtkerne in Nordrhein-Westfalen. die
im folgenden auszugsweise dargestellt wird.
Der historische Stadtkern hat eine Fläche von
ca. l7 Hektar und wird von rund 800 Einwoh-
nern bewohnt.

Die Anfänge Schmallenbergs reichen ver-
mutlich bis in das letzte Fünftel des 12. Jahr-
hunderts zurück. Den Beginn bildete nach
allgemeiner Auffassung die Erbauung einer
Burg (,,Smalenburg") auf dem felsigen Spom
über dem Lennebogen, wohl durch den Köl-
ner Erzbischof. Das Burggelände dürfte zur
nahen Benediktinerabtei Grafschaft gehört
haben. In den folgenden Jahrzehnten ent-
wicklete sich nördlich der Burg ein kleiner
Burgflecken. Dieser erfuhr - nach heutiger
Meinung - unter Erzbischof Engelbert I. von
Berg (1216 - 1225) eine deutliche Erweite-
rung mit Markt und Kirche zu einer kleinen
Burgstadt. Stadtgründer Schmallenbergs
wäre somit Engelbert. Diese Annahme ist je-
doch nicht schriftlich belegt. Die Burg
scheint zu dieser Zeit noch intakt und funkti-
onstüchtig gewesen zu sein. Etwa zwei Jahr-
zehnte später hatte sich das geändert. Kriegs-
einwirkungen vor allem scheinen die Burg
zur Ruine gemacht zu haben. Die Bürger - zu
dieser Zeit hatte Schmallenberg bereits Bür-
germeister und Rat und führte ein Stadtsiegel
- und der kölnische Burgmann Johannes Kol-
ve drans 1244beim Kölner Landesherren auf
eine grundsätzliche Anderung der Verhältnis-
se, da die Burg nun eine Gefahr darstelle.
Erzbischof Konrad von Hochstaden beschloß
daraufhin. zusammen mit dem Abt von Graf-
schaft, die Stadt mit einer Befestigung zu
umgeben; die Burg sollte nicht darin einbezo-

gen werden. Nun erst war Schmallenberg im
vollen mittelalterlichen Sinn Stadt. In Erman-
gelung einer früheren gesicherten Jahreszahl
gilt 1244 als das Jahr der Stadtgründung, ob-
wohl es eigentlich das Jahr der Vollendung
ist. Die Ersterwähnung Schmallenbergs in
Jahr 1228 durch Nennung eines Alexander de
Schmalenburg als Zeuge einer Urkunde ver-
bürgt allein noch nicht den städtischen Cha-
rakter Schmallenbergs.

DieZeit bis etwa 1350 war die große Blütezeit
der Stadt. Die Einwohnerzahl stieg. Um 1350
dürften rund 150 Häuser von dem um 1300 er-
weiterten Mauerring umgeben gewesen sein.
Diese Zahl ist danach erst wieder um l800 er-
reicht worden, denn auf die Blütezeit folgten
Jahrhunderte des Niedergangs mit Fehden,
Seuchen, einem allgemeinen Bevölkerungs-
rückgang und wirtschaftlicher Rezession.
Nach dem Ende der kölnischen Zeit (1802)
und während des hessischen Interregnums
(1802 - 1816) erloschen nach und nach fäst
alle der städtischen Privilegien. l8l2113 wur-
de die Stadtmauer mit ihren drei Toren abge-
brochen oder meistbietend verkauft. Ein
Chronist berichtet, daß die Stadt verarmte.
Erst in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhun-
derts begann mit der Einführung der Textilin-
dustrie der wirtschaftliche Aufschwung. Die
Textilindustrie blieb bis heute das wichtigste
Standbein der Schmallenberger Wirtschaft.

Wie viele andere Städte wurde auch Schmal-
lenberg wiederholt das Opfer von Brandkata-
strophen. Nach einem ersten frühen Groß-
brand zerstörten 1732 und 1146 weitere Feuer
die Stadt, die jedesmal auf dem alten Grund-
riß wieder aufgebaut wurde. Am 31. Oktober
1822 brannte die Stadt zum vierten Mal und
zugleich am verheerendsten: Von I 5 I Gebäu-
den blieben nur etwa ein Zehntel der Häuser
und die Kirche erhalten.

Der Wiederaufbau der Stadt fand zwischen
1823 und 1825 auf völlig neuem Grundriß statt
(Abb. 2). Der klassizistische Plan prägt noch
heute das Stadtbild. Basis ist das ,,Leitersy-
stem" mit zwei parallel geführten, über 500
Meter langen Hauptstraßen und insgesamt fünf
Querstral3en. Die Zahl der Häuser in der Plan-
straße A (Weststraße) verhält sich zur Zahl der
Häuser in der Planstraße B (Oststraße) wie 7:8.
Das bedeutet: Die Häuser und Grundstücke an
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Abb. 2: Wiederaufuauplan von
Schmallenberg 1822

(Quelle: Stadtarchiv Schmallenberg;
Entwurf: P. Steinebach. 1984)

der Weststraße sind im Durchschnitt größer als
an der Oststraße. und die Straßenfronten sind
länger. Das Zahlenverhältnis beruht auf unter-
schiedlichen Besitzverhältnissen in der abge-
brannten Stadt. Eine klare Trennung ist aller-
dings nicht möglich, denn es gibt in der Plan-
straße B durchaus eine Reihe von Straßenfron-
ten, die es mit denen in der Planstraße A auf-
nehmen können. Charakteristisch für das da-
mals entstandene Straßenbild sind die Trauf-
stellung der Häuser und die einseitige Grenz-
bebauung. Dadurch entstanden breitere Seiten-
räume zwischen den Häusem, die eine vielsei-
tige Nutzung ermöglichten. Die heute durchge-
hende Zweigeschossigkeit der Häuser dürfte
sich erst nach und nach durchsesetzt haben.

Die Ansicht Schmallenbergs zeigt noch heute
die klare Reihung freistehender zweigeschos-
siger Gebäude, deren einheitlicher Maßstab
durch Material, Farbgebung und Details un-
terstützt wird. Die Parzellierung der Grund-
stücke in zwei Größenklassen ist der Struktur
nach ebenso erhalten geblieben wie die Ver-
teilung der Haustypen auf die beiden Haupt-
straßen. Der historische Stadtkern ist ein aus-
drucksvolles Beispiel des Städtebaus im
fiühen 19. Jahrhundert.

Wegen ihrer topographischen Lage konnte
sich die Stadt nur in nördlicher Richtung aus-
dehnen. Nach 1894 bildete sich hier eine Art
Oberstadt heraus. die sich in ihrer Struktur
und Bauweise deutlich vom historischen
Stadtkern untersche idet.

Von Kriegszerstörungen weitgehend ver-
schont geblieben, drohte Schmallenberg erst
durch die unmaßstäblichen Modernisierunsen
und die auf den Autoverkehr abeestimmien
Planungen der Nachkriegszeit sein-Cesicht zu
verlieren. Um das einheitliche klassizistische
Bild zu erhalten und weitere Störunsen des
Stadtbildes zu verhindern, beschloß die Stadt
am 2. Januar 1978 eine Gestaltungssatzung,
die seit Mai 1919 geltendes Baurecht ist.

1989 beauftragte die Stadt dann das Büro
Schröder/Bavaj, Aachen, einen städtebauli-
chen Rahmenplan für den Stadtkem Schmal-
lenbergs zu erarbeiten (Abb. 3). Sein Ziel
sollte sein, die Qualität der Innenstadt als
Wohnstandort zu verbessern. Der im Oktober
1991 vorgelegte Plan steht ganz im Zeichen
der erhaltenden Stadterneuerung und Denk-
malpflege. Er zeigt die städtebaulichen Miß-
stände auf und entwickelt konkrete Maßnah-
men zur Verbesserung des Wohnumfeldes
und der Funktionsfähigkeit des Stadtkems. Im
Mittelpunkt stehen die verkehrsberuhigte
Straßenumgestaltung, Begrünung und Gestal-
tung von Hof- und Gartenflächen sowie die
bauliche Umgestaltung stark veränderter Fas-
saden von ortsbildprägender Bedeutung.

Am 19. September 1990 wurde Schmallen-
berg als 24. Mitglied in die Arbeitsgemein-
schaft,,Historische Stadtkerne" aufgenom-
men. Ende l99l wurden Richtlinien zur Ver-
gabe von Zuschüssen aus Mitteln dieses Pro-
gramms erlassen.
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Abb. 3: Städtebaulicher
Rahmenplan aus dem
Jahr l99l
(Quclle: Büro Schröder/Bavaj,
Aachen)
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Zur Zeit arbeitet die Stadt an einer Denkmal-
bereichssatzung, einer Gestaltanalyse und ei-
ner Neufassung der Gestaltungssatzung von
1979. Der Entwurf zu letzterer liegt mittler-
weile vor. Weiterhin ist der Planungsauftrag
für die Überarbeitung des in Aufsteilung bel
findlichen Bebauungsplans Nr. l6 ,,Altstadt"
vergeben worden. Der Entwurf der Neufas-
sung sieht u.a. vor, entlang der rückwärtigen
Grundstücksgrenzen zwischen West- und
OststralSe einen geschlossenen Grünzug zu
schaff'en, der die Qualität des Wohnumfeldes
im Stadtkern deutlich erhöhen soll. Im Ver-
lauf des Rundgangs werde ich auf die aktuelle
Entwicklung eingehen.

a) Rundgang

Wir verlassen jetzt die Stadthalle und gehen
in den nördlichen Verbindungsbereich zwi-
schen dem Stadtkern und den anschlielJenden
Wohngebieten (Abb. 4). Dieser Bereich wird
durch die Umgehungsstraße eine ungeheure
Aufwertung erfahren, da es eine neue Stadtzu-
fahrt geben wrrd, die auf kurzem Weg von der

UmgehungsstralSe hier ankommt. Vorsorglich
wurden mehrere hundert kostenlose Parkolät-
ze - teils p_rivat. teils öffentlich - angeiegt.
Nach der Offnung der Umgehungsstraße im
November 1997 sollen die Besucher großräu-
mig zu diesen Parkplätzen gelenkt werden,
damit der historische Stadtkern von unnöti-
gem Ziel- und Quellverkehr möglichst freige-
halten wird.

Wir kommen nun zum Eingang des 235 m
langen Tunnels. Von hier können Sie den
Verlauf der Straße in Richtung Fleckenberg
deutlich ablesen und auch erkennen, daß die
neue Wegeführung kürzer und unproblemati-
scher ist als die alte.

Wenn Sie den Blick nun nach rechts wenden.
sehen Sie ein knapp l0 Jahre altes Einkaufs-
zentrum. An diesem gehen wir jetzt entlang.
Dabei kann ich Ihnen den Höhenversprung
der Überdeckelung der Ortsumgehung der
B 236 gut darstellen. Dieser Höhensprung
nach etwa 213 der Tunnellänge wird zukünftig
eine Nutzungsgrenze darstellen.

Abb.4: Verbindungsbereich zwischen dem Stadtkern von Schmallenberg und den nörd-
lich angrenzenden Wohngebieten (1997)
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Im unteren Teil - dem bisherigen Einkaufs-
zentrum zugeordnet - werden eingegrünte
Parkplätze angelegt. Im oberen Teil soll ein
Fußgängerbereich entstehen, von dem aus die
bisherige Ladenzeile (vgl. Abb. 4) ebenso er-
schlossen wird wie ein in Planung befindli-
cher neuer Einzelhandelsbereich. Die Voraus-
setzungen für die landesplanerische Anpas-
sung und damit für eine Genehmigungsfähig-
keit sind der Stadt Schmallenberg in einem
Einzelhandelsstrukturgutachten des Bera-
tungsbüros Econ-Consult aus Köln dargelegt
worden. Wenn die potentiellen Interessenten
eine den dort ermittelten Bedürfnissen ent-
sprechende Sortimentsstruktur schaffen wol-
len, kann dies in einem Bebauungsplan über
die Ausweisung eines Sondergebietes gesi-
chert und damit durch Planungsrecht für neue
grol3flächige Einzelhandelsbetriebe mit einer
Öesamtverkaufsfläche von 3-4 000 m2 in ei-
ner städtebaulich hervqrragend angepaßten
Lage verwirklicht werden.

Wir gehen nun weiter und kommen von Nor-
den aus auf den historischen Stadtkern zu. In
der Gabelung der in länglicher Richtung über
den schmalen Berg verlaufenden Oststraße
(B 236) und der Weststraße liegt der Schützen-
platz. Hier stand früher das Schützenzelt. Beim
Bau der Stadthalle in der Mitte der 50er Jahre
wurde das Schützenfest dotthin verlagert. Das
Schützenzelt wurde abgerissen. Dadurch ent-
stand Raum für einen öffentlichen Platz. Mit
Städtebauförderungsmitteln des Landes hat die
Stadt hier 199111992 einen attraktiven Stadt-
platz geschaffen, der von der Bevölkerung
- besonders natürlich in der warmen Jahres-
zeit - sehr gut angenommen wird. Hier finden
auch verschiedene Veranstaltungen statt. Die
vor den Häusem verlaufende Straße wurde für
den Durchgangsverkehr gespefi. Dadurch ha-
ben die dort liegenden Caf6s Möglichkeiten
zur Ausdehnung in den Straßenraum erhalten,
die sie mit großem Geschick nutzen. Das ist die
gelungene Abrundung des Kommunikations-
bereiches auf dem Platz. Die Bodenflächenge-
staltung variiert abhängig von der Nutzungsin-
tensität. Die nutzungsintensiven Bereiche sind
gepflastert, dann folgt ein Rasenfugenpflaster
bis hin zu den in den wenig genutzten Berei-
chen angelegten Rasenfl ächen.

Wir begeben uns jetzt in die Oststrafie. Wenn
Sie den Blick die Straße entlans schweifen

lassen, können Sie den einmaligen stadtplane-
rischen Zusammenhang sehr gut ablesen. Die
Häuser stehen noch im wesentlichen wie auf
dem Reißbrett geplant traufständig an der ty-
pisch preul3ischen Fluchtlinie. Zweigeschos-
sigkeit ist durchgängig. Der Abstand zwi-
schen den Giebelwänden zweier benachbarter
Häuser betrug in der Ackerbügerzeit minde-
stens sechs Meter. Wenn auch eine kleine
Verwischung imZuge der baulichen Entwick-
lung stattgefunden hat, ist der Abstand aber
immer noch gut abzulesen. Der müf3ige Beob-
achter wird an fast allen Häusern kleine lie-
benswerte Details finden. Diese empfehle ich
Ihrer Aufmerksamkeit. An dieser Stelle
möchte ich lediglich an einem beliebigen Bei-
spiel die strenge spiegelbildliche Axialität der
klassizistischen Bauweise verdeutlichen (s.

Bild l).

Wir kehren nun über die Synagogenstraße
und die Weststraße zur Stadthalle zurück. In
der Synagogenstraße ist besonders auf den
Gedenkstein an die bis in die Zeit des Natio-
nalsozialismus dort stehende jüdische Syna-
goge zu verweisen. Bis zur Umbenennung
trug diese Straße den Namen Nordstraße.

Die Weststraße wird in diesem und dem fol-
genden Jahr ( l998) komplett umgebaut. Ursa-
che dafür sind sowohl die Notwendigkeit der
Kanalerneuerung und der Straßenerneuerung,
aber auch die Verbesserung des Stral3enbil-
des. Zu Lasten der Fahrbahn werden die Geh-
wege verbreitert, um die Nutzung für die Fuß-
gänger zu verbessern.

b) Rundfahrt

Die jetzt begonnene Rundfahrt möchte ich
nutzen, um Ihnen die Fortfrihrung der Struk-
turen im nicht begangenen Teil des Stadtker-
nes zu zeigen. Sie sehen, dafi sich die Trauf-
stellung der Gebäude, der Farbkanon und die
städtebauliche Gesamtwirkung bis in den Sü-
den des Stadtkernes fortsetzen. Hier biegen
wir nun nach links in Richtung Grafschaft ab.

Am südlichen Rand des Stadtkerns ist vor
knapp drei Jahren das erweiterte Rathaus ein-
geweiht worden. Ein Beweggrund für die
Standortwahl waren die Verstärkung des
Dienstleistungsbereiches im Stadtkern. Nach
der Querung der Lenne fähren wir nun den
Bach Grafschaft aufwärts. Rechterhand kön-
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Bild 1: Zweigeschossiges Bürgerhaus in Schmallenberg aus der klassizistischen Wieder-
aufbauphase nach dem letzten Stadtbrand von1822

Es handelt sich um ein traufständiges, fünfachsiges Gebäude auf einem massiven Kellersockel mit verschief-erter Fach-
werkfassade. Der Eingang des Hauses - mit einem jugendstilhafl beeinflußten, zweiflügeligen Türblatt - liegt in der
Mittelachse und wird über eine doppelläufige Freitreppe erschlossen. Sämtliche Fenster des EG und OG besitzen die ur-
sprüngliche Sprossenaufteilung. (Foto H. Voß, 1997)

nen Sie die Wohnbausebiete Grafschafter
Straßel-lllerkennen.

Nun kommen wir zum Ort Grafschaft. Das
Bild des Ortes wird nach wie vor sehr stark
vom ehemaligen Benediktinerkloster be-
stimmt. Die Gründung durch den Kölner Erz-
bischof Anno erfolgte im Jahr 1072, so daß
wir in diesem Jahr das 925jährige Jubiläum
der Klostergründung begehen konnten. Neben
Grafschaft ist auch eine ganze Reihe anderer
Orte aus dem Schmallenberger Sauerland in
der Gründungsurkunde erstmals schriftlich er-
wähnt worden. Das Benediktinerkloster Graf-
schaft war bis zu seiner Auflösung im Jahre
1804 das wichtigste geistige Zentrum in wei-
ter Umgebung.

Unbedingt erwähnt werden muß, daß die
Schwestern der Kongregation des hl. Karl
Borromäus nach ihrer Vertreibung aus Görlitz
in der Nachkriegszeit ihr Mutterhaus im Klo-

sterbereich eingerichtet haben und seitdem se-
gensreich wirken. Einen hohen Bekanntheits-
grad hat das in ihrer Trägerschaft befindliche
Fachkrankenhaus Kloster Grafschaft mit den
Abteilungen für Lungenheilkunde und Aller-
gologie in ganz Deutschland erlangt.

Die Fahrt führt uns durch den Luftkurort
Grafschaft (s. Abb. 5) und weiter auf den Rot-
haarkamm in Richtung des mit 720 m höchst-
gelegenen Schmallenberger Ortsteils Schan-
ze, der einige touristische Attraktionen zu bie-
ten hat. Nach der eingehenden Erläuterung
von Methoden der naturnahen Waldbewirt-
schaftung durch Herrn Forstdirektor von der
Goltz gelangen wir in den Ortsteil Latrop, in
dem der Fremdenverkehr ebenfalls einen sehr
hohen Stellenwert hat. Die weitere Fahrt führt
durch das Latroptal nach Fleckenberg. Vor
dem Ortseingang liegt eine der großen Trink-
wassergewinnungsanlagen des Wasserwerkes
der Stadt Schmallenbers. An dieser Stelle ist

ll6



Abb. 5: Exkursionsroute

vielleicht auch der Hinweis interessant. dalj
ein Drittel der Einwohner der Stadt. die über
zwei Drittel der Fläche siedeln. von einer
Vielzahl autonomer Wasserbeschaffungsver-
bände bzw. Interessengemeinschaften ver-
sorgt werden. Aus meiner Sicht ist das sehr
begrüßenswert, da noch ein Part ötfbntlicher
Verantwortung von der dörflichen Gemein-
schaft ausseübt wird.

In Fleckenberg kommen wir an einigen Säge-
werken vorbei. Es war immer Ziel der Stadt
Schmallenberg und ihrer Bürger, auch in den
Dörf'ern gewerbliche Tätigkeit zu fördern.

Zurückgekehrt in den Stadtkern darf ich mich
für Ihr Interesse bedanken und Ihnen weiter
einen schönen Aufenthalt im Hochsauerland
wünschen.
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Integrationsprozeß und Zukunftssicherung der Stadt Medebach

Heinrich N o I t e, Medebach

1. Das Zusammenwachsen und die Organe
der neugegliederten Stadt

1.1 Zusammenschluß zur nsuen Großse-
meinde

Mit Erfolg hatten sich die Stadt Medebach
und die früher zum Amt Medebach gehören-
den neun selbständigen Dörfer im Vorfeld der
kommunalen Neugliederung gegen ale Über-
legungen gewehrt, sie mit anderen Städten
bzw. Gemeinden oder Amtern zusammenzu-
schließen. Der Rat der Stadt Medebach lehnte
in seiner Sitzung vom 30. Juni 1967 eine..ge-
plante Zusammenlegung der bisherigen Am-
ter Medebach, Hallenberg, Niedersfeld und
der Stadt Winterberg zu einem einheitlichen
Amtsbezirk mit Sitz in Winterberg katego-
risch ab. Der Rat war der festen Uberzeugung,
eine ausreichende Leistungskraft für die Zu-
kunft zu besitzen. Er verwies auf die gute Ent-
wicklung und die bereits geschaffenen oder
geplanten Infrastruktureinrichtungen. Der
nordrhein-westfälische Gesetzgeber trug
schließlich den Zielvorstellunsen vor Ort
Rechnung.

Mit Wirkung vom 1. Juli 1969 an wurde die
neue Großgemeinde Medebach nur mit der
Kernstadt und den bisherigen neun amtsan-
gehörigen Dörfern gebildet. Entscheidende
Voraussetzung für diese zeitlich vorgezogene
freiwillige Lösung war, daß entsprechende
Verträge über den Zusammenschluß zwischen
den 10 ,,Partnern" zustande kamen. Nach fast
drei Jahrzehnten des Bestehens dieser neuen
Großgemeinde Medebach soll mit diesem
Beitrag der Frage nachgegangen werden, ob
sich die Hoffnungen und Erwartungen erfüllt

haben, die mit dem freiwilligen Zusammen-
schluß im Jahre 1969 verbunden wtuen.

1.2 Die Beauftragten für die Wahrnehmung
der Aufgaben des Rates und des Stadtdi-
rektors

Der Übergang in die neue Großgemeinde
vollzog sich zunächst in einer ungewöhnli-
chen Art und Weise, wenn man bedenkt, daß
vorher alle wichtigen Entscheidungen durch
von den Bürgern gewählte Vertreter getroffen
worden waren. Hatte es bis dahin in der heuti-
gen Kernstadt und den neun Dörfern eigene
Gemeindevertretungen und übergreifend eine
Amtsvertretung gegeben, war deren Funktion
mit Ablauf des 30. Juni 1969 erloschen. Alle
Entscheidungsbefugnisse gingen ab dem 1.

Juli 1969 für eine Interimszeit auf einen ,,Be-
auftragten für die Wahrnehmung der Aufga-
ben des Rates" über. Der nordrhein-westfäli-
sche Innenminister beauftragte den bisherigen
ehrenamtlichen Bürgermeister von Medebach
mit dieser Funktion.

Auch der bisherige Stadt- und Amtsdirektor
verlor mit Ablauf des 30. Juni 1969 seine
Amter. Er wurde für die Interimszeit vom In-
nenminister zum ,,Beauftragten für die Wahr-
nehmung der Aufgaben des Stadtdirektors"
ernannt. Der Sinn dieser Regelung bestand
darin, daß für die neue Großgemeinde ein
durch freie Wahlen bestimmter Anfang er-
möglicht werden sollte. Die Befugnisse der
beiden Beauftragten waren bis zu diesen
Wahlen im November 1969 befristet.

Daß zwei Personen zu Beauftragten emannt
wurden, die schon zuvor in ihren jeweiligen
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Aufgabenbereichen gewirkt hatten, erleichter-
te den Ubergang und half, Reibungsverluste
zu vermeiden. So ist es nicht verwunderlich,
daß ein Bruch in der Aufgabenerfüllung mit
dem Inkrafttreten der Neugliederung nicht er-
kennbar ist.

1.3 Wahl des ersten Rates, des Bürgermei-
sters und des Stadtdirektors der neuge-
gliederten Stadt Medebach

Die Interimszeit der beiden Beauftragten en-
dete mit den Kommunalwahlen in Nordrhein-
Westfalen am 9. November 1969. Bei diesen
Wahlen hatten die Bürger der neugeglieder-
ten Stadt Medebach die Möglichkeit, ihre
Vertreter für den ersten Stadtrat zu bestim-
men.

Insgesamt waren 19 Ratssitze zu vergeben,
davon entfielen 13 auf die CDU und jeweils
drei auf SPD und Zentrum. Ein für den Inte-
grationsprozeß sehr wichtiger Aspekt ist si-
cher darin zu sehen, daß dem neuen Rat aus
jedem Ortsteil zumindest ein Vertreter an-
gehörte. Die erste Sitzung fand am 18. No-
vember 1969 statt; in ihr wurden der erste eh-
renamtliche Bürgermeister, seine zwei Stell-
vertreter und der erste Stadtdirektor der neu-
gebildeten Stadt Medebach gewählt.

Außerdem wurden vom Rat für alle Ortsteile
Ortsvorsteher gewählt. Die Wahl der Ortsvor-
steher ist als wichtiger integrativer Baustein
beim Zusammenwachsen zu werten, weil die
Bürger jedes Ortsteils somit eine Ansprech-
person unmittelbar vor Ort haben.

1.4 Die allgemeine Neugliederung im Land
Nordrhein-Westfalen

Fast vier Jahre nach der freiwilligen Neuglie-
derung der Stadt Medebach kam noch einmal
Unruhe auf. Die generelle Neugliederung al-
ler Kommunen im Land Nordrhein-Westfalen
gelangte in ihre entscheidende Phase.

Überall im Land wurden im Sommer 1973
durch eile Neugliederungs-Kommission An-
hörungstermine abgehalten. Der Medebacher
Rat beauftragte den Bürgermeister, bei einer
solchen Anhörung in Schmallenberg zu er-
klären, daß die Stadt Medebach bereits am 1.
Juli 1969 neugegliedert worden sei und keine

Notwendigkeit für weitere Schritte gesehen
werde.

Zu dieser Einsicht kam auch der Innenmini-
ster des Landes Nordrhein-Westfalen. Er
empfahl, die mit Wirkung vom 1. Juli 1969
neugegliederte Stadt Medebach in ihren Gren-
zen unverändert zu lassen. Der Landtag
schloß sich dieser Empfehlung bei der Verab-
schiedung des Neugliederungsgesetzes vom
5. November 1974 an. Damit war das Kapitel
Neugliederung für Medebach endgültig abge-
schlossen. Die Stadt hatte ihre 1969 erklärten
Ziele eneicht.

1.5 Zusammensetzung der Räte und die Bür-
germeister und Stadtdirektoren seit 1969

Nach den für Nordrhein-Westfalen geltenden
gesetzlichen Bestimmungen werden die Räte
der Gemeinden jeweils für die Dauer von fünf
Jahren gewählt. Bei der zur Zeit laufenden
Wahlperiode 1994-1999 handelt es sich somit
um die 6. Wahlperiode seit der Neugliederung
der Stadt Medebach. Die Zentrumsfraktion
war nur in den ersten zehn Jahren im Rat ver-
treten. Mehrere ihrer früheren Mitglieder kan-
didierten 1979 fnr die CDU und gehörten dem
Rat nach der Wahl als Mitglieder der CDU-
Fraktion an. Die FDP ist erst seit der Wahl
1984 im Rat vertreten (vgl. Tab. 1). '

Aufgrund einer Anderung des Kommunal-
wahlgesetzes wurde die Anzahl der Sitze bei
der Kommunalwahl 1975 von 19 auf 27 er-
höht. Diese Erhöhung brachte den Rat in
räumliche Schwierigkeiten. Der alte Sitzungs-
saal im Rathaus war nun, unter Berücksichti-
gung der notwendigen Zlhörerplätze, zu
klein. Eine ins Auge gefaßte Erweiterung des
Sitzungssaals wurde nicht verwirklicht. Statt
dessen tagte der Rat zunächst in der Haupt-
schule, danach im Sitzungsraum des Feuer-
wehrgerätehauses und seit 1990 im neuen
Hansesaal neben dem Rathaus, der aber dane-
ben für viele andere Veranstaltungen (Vorträ-
ge, Konzerte, Einwohnerversammlungen,
Ausstellungen etc.) rege genutzt wird.

Eine besonders wichtige Rolle beim Zusam-
menwachsen der neugegliederten Stadt Mede-
bach haben die Bürgermeister gespielt. Als
Vorsitzende des Rates und als Repräsentanten
der Stadt hatten sie so zu handeln. daß der
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Tab. 1: Sitzverteilung des Rates von Medebach 1969 - 1994

Kommunalwahl 1969 r975 r979 1984 1989 7994

CDU
Zentrum
SPD

FDP

13

J

J

18

5
A

t9

8

18

2

l8

7

2

19

6

2

Sitze inse. T9 27 27 27 27

überwiegende Teil der Bevölkerung sich da-
mit zumindest in den wesentlichen Grundzü-
gen identifizieren konnte.

Der 1969 gewählte erste Bürgermeister der
neugegliederten Stadt Medebach legte sein
Amt mit Ende der Wahlperiode 1969fl5 aus
Altersgründen nieder. Sein am 22. M.ai 1975
gewählter Nachfolger übt dieses Amt ohne
Unterbrechung bis zum heutigen Tage aus.
Seine Wiederwahlen in den Jahren 1979,
1984 und 1989 belegen die große Integrati-
onskraft dieses Bürgermeisters.

Der erste Stadtdirektor der neugegliederten
Stadt Medebach wurde 1970 für eine zweite
zwölfjährige Amtsperiode wiedergewählt. Er
hatte maßgebend die Verhandlungen in den
früheren, amtsangehörigen Gemeinden ge-
führt, die 1969 zum freiwilligen Zusammen-
schluß führten. Seit 1982 bekleidet der Ver-
fasser dieses Beitrages das Amt des Stadtdi-
rektors.

Im Jahre 1998 wird es zu gravierenden Verän-
derungen bei den Organen der Stadt Mede-
bach kommen.

Der nordrhein-westfälische Gesetzgeber hat
1994 durch die Novellierung der Gemeinde-
ordnung entschieden, daß die bisher beste-
hende sog. ,,Doppelspitze" aus ehrenamtli-
chem Bürgermeister und hauptamtlichem
Stadtdirektor abgeschafft wird. Beide Funk-
tionen werden in dem neuen hauptamtlichen
Bürgermeister vereinigt. Bei der im Herbst
1999 anstehenden Kommunalwahl werden
die Bürger in allen 396 Stadten und Gemein-
den Nordrhein-Westfalens erstmals die Mög-
lichkeit haben, mit getrdnntem Stimmzettel in
Urwahl den bzw. die hauptamtliche(n) Bür-
germeister(in) für ihre Stadt/Gemeinde zu
wählen.

Für die Zeit bis 1999 gelten Übergangsbe-
stimmungen, nach denen die Räte bei Vorlie-
gen bestimmter Voraussetzungen bereits
hauptamtliche Bürgermeister installieren kön-
nen, deren Amtszeit dann aber in jedem Falle
im Herbst 1999 endet.

Da die zweite Wahlperiode des derzeit amtie-
renden Stadtdirektors am 30.04.1998 endet,
hat der Rat der Stadt Medebach am
19.12.1997 beschlossen, ihn für die Zeit vom
01. Mai 1998 bis September 1999 zum ersten
hauptamtlichen Bürgermeister zu wählen. Das
vom Gesetzgeber gewollte neue System wird
somit auch in Medebach. wie zur Zeit in rd.
einem Drittel der Kommunen Nordrhein-
Westfalens, vorzeitig installiert.

1.6 ZehnTeile oder ein Ganzes?

Zuvor ist der administrative Prozeß des Zu-
sammenschlusses der früher selbständigen
Gemeinden des Amtes Medebach zur neuen
Stadt Medebach dargestellt worden. Identifi-
zieren sich aber auch die Bürger der neuen
Stadt nach nunmehr fast 30 Jahren mit ihr.
oder sehen sie sich noch immer als Berget,
Deifelder, Dreislarer, Düdinghäuser, Küstel-
berger, Medeloner, Oberschledorner, Refe-
ringhäuser und Titmaringhäuser?

Eine vollständige Durchsicht aller Ratsproto-
kolle der Jahre von 1969 bis heute ergibt kei-
nen Hinweis darauf, daß Vertreter von Orts-
teilen die neugegliederte Stadt jemals in Frage
gestellt hätten. Das bedeutet nicht, daß nicht
in manchen Sachfragen hart um Entscheidun-
gen gerungen und mit großer Vehemenz Orts-
teilinteressen vertreten worden sind. Hoch an-
zurechnen ist den Ratsgremien in den mehr
als fünf zurückliegenden Wahlperioden, daß
sie bei allen Einzelinteressen von Ortsteilen
immer geprüft haben, ob vergleichbare Inter-
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essen anderer Ortsteile verletzt werden könn-
ten. Wenn die Gefahr der Ungleichbehand-
lung gegeben war, bestand auch der Mut,
,,nein" zu sagen. So unpopulär das im Einzel-
fall gewesen sein mag, so förderlich hat es
sich auf die Einheit ausgewirkt.

Die Frage des Zusammengehörigkeitsgefühls
der Bürger läßt sich aber nicht nur durch die
Betrachtungen der kommunalpolitischen Hand-
lungsfelder beantworten. Dazu gehört auch die
Betrachtung der gesellschaftlichen Beziehun-
gen. Auch hier sprechen viele Indizien für eine
weitreichende Identifikation der Bürger mit der
neuen Stadt. Es sollen daflir nur einige Beispie-
le angeftihrt werden: Seit 1976 feiern alle drei
Jahre die zehn Schützenvereine ein gemeinsa-
mes Stadtschützenfest. Das gleiche gilt seit
1968 für die zehn Feuerwehren, die alle zwei
Jahre einen Stadtfeuerwehrtag begehen. Die
Musikvereine treten bei Veranstaltungen in an-
deren Ortsteilen auf. In verschiedenen Sport-
disziplinen werden jährliche Stadtmeister-
schaften ausgetragen, an denen sich die Sport-
vereine aller Ortsteile, die seit 1971 im Stadr
sporfverband zusammengeschlossen sind, be-
teiligen. Am 11. Dezember 1980 beschloß der
Rat Richtlinien über eine gleichmäßige Bezu-
schussung der Vereine im Stadtgebiet.

Diese und viele weitere Indizien sprechen ihre
eigene Sprache. Jeder Ortsteil hat seinen eige-
nen großen Stellenwert und entwickelt ihn
kontinuierlich weiter, aber er ist auch Teil der
Gesamtstadt und akzeptiert dies.

2. Aufgabenschwerpunkte der neugeglie-
derten Stadt

Die Vertreter der alten Stadt Medebach und
der früher selbständigen amtsangehörigen
Dörfer hatten sich gegen alle Tendenzen eines
Zusammenschlusses auf größerer Ebene ge-
wehrt, weil sie der Überzeugung waren, mit
dem freiwilligen Zusammenschluß eine aus-
reichende Leistungsf?ihigkeit für die Bewälti-
gung der Zukunftsaufgaben zu besitzen. Wel-
che Aufgabenschweqpunkte die neugeglieder-
te Stadt zu bewältigen hatte, soll nachfolgend
untersucht werden.

2.1 Abwasserbeseitigung

Eine geordnete zentrale Abwasserbeseitigung

gab es in Medebach im Jahre 1969 nicht. Im
gesamten Stadtgebiet (Kernstadt und Ortstei-
le) existierten auf den Hausgrundstücken
Kleinklärgruben. Nach der rein mechanischen
Vorreinigung der Abwässer wurde das Was-
ser aus den Kleinkltirgruben in teilweise vor-
handene Kanäle geleitet, die dann ohne weite-
re Reinigung in Bächen oder Flußläufen mün-
deten. Die Folge war eine zunehmende Ver-
schmutzung der Wasserläufe und des Grund-
wassers.

Bereits in den fünfziger Jahren war ein Ge-
samtentwässerungsplan erstellt worden, der
aber nicht konsequent umgesetzt wurde. Kurz
nach der Neugliederung nahm der sachliche
und zeitliche Druck der Fachaufsichtsbehör-
den wegen der ungelösten Abwasserprobleme
erheblich zu. Diese Frage drohte schließlich
die gesamte weitere Entwicklung der Stadt zu
blockieren. So versagte z.B. das Wasserwirt-
schaftsamt in Hagen im Jahre 1970 seine Zu-
stimmung zu dem Bebauungsplan für ein neu-
es Baugebiet wegen der nicht ausreichenden
Abwasserbeseitigung. Die weitere Bereitstel-
lung von Bauplätzen in Medebach war emst-
haft gefZihrdet. Der Rat erteilte deshalb am24.
Februar 1972 den Auftrag, einen Gesamtent-
wässerungsplan zu erarbeiten.

Es wurde offenkundig, daß eine riesige Inve-
stitionslawine auf die Stadt zukam. Die Ko-
sten und die daraus resultierenden Gebühren-
belastungen der Bürger wurden durch die
große Fläche der Stadt (126,05 Quadratkilo-
meter) und die geringe Bevölkerungsdichte
(57 Einwohner je Quadratkilometer) erhöht.
Uber sehr große Entfemungen und bei topo-
graphisch schwierigen Verhältnissen mußten
Verbindungssammler zwischen den zehn
Ortsteilen und den vorgesehenen Kläranlagen
geschaffen werden. Die endgültige Planung,
die im September 1974 vorgestellt wurde, sah
u.a. zwei neue Kläranlagen in Berge und
Oberschledorn vor, an die alle Ortsteile -
außer Dreislar - angeschlossen werden soll-
ten. Die Investitionskosten wurden mit
16 558 000 DM veranschlagt.

Im August 1975 erwarb die Stadt ein Grund-
stück für den Bau der Kläranlage Berge.
Gleichzeitig wurde mit dem Bau erster Kanal-
sammler in der Kernstadt begonnen. Der
Hauptauftrag für die Kläranlage Berge wurde
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wegen der Detailplanungen aber erst im No-
vember 1978 vom Rat vergeben. Die KlZiran-
lage Oberschledorn wurde 1981 in Betrieb ge-
nommen, und im Laufe der folgenden Jahre
konnten die Ortsteile Düdinghausen (1981),
Referinghausen (1984/85), Deifeld (1985),
Küstelberg (1991) und Titmaringhausen
(1993) angeschlossen werden. Für Dreislar
wurde im Jahre 1988 eine eigene Kläranlage,
die dritte im Stadtgebiet, geschaffen, da ein
Anschluß an die bestehenden Anlagen wegen
der topographischen Gegebenheiten nicht
möglich war.

Insgesamt hat die Stadt Medebach von 1970
bis 1996 rd. 32,5 Millionen DM in den Aus-
bau der Abwasseranlagen investiert. Bezieht
man diese Investitionssumme auf die heute
rd. 8 200 Einwohner, so wurden in diesen 26
Jahren knapp 4 000 DM je Einwohner allein
in die Abwasserbeseitigung investiert.

Diese riesigen Investitionen waren unver-
zichtbar, da andere Entwicklungen flMohnge-
biete, Gewerbegebiete, Ferienpark) sonst
nicht hätten verwfuklicht werden können.

Die Stadt Medebach hat damit aber auch ei-
nen gewaltigen Beitrag zum Umweltschutz
und zur Nachhaltigkeit im Sinne der lokalen
Agenda 21 geleistet.

Das Ende der Investitionen im Bereich der
Abwasserreinigung ist, noch lange nicht er-
reicht. Ende 1998 läuft die Betriebsgenehmi-
gung für die Kläranlage Berge aus. Nach
sorgfältigen planerischen Vorbereitungen,
begleitet durch Gutachten und Alternativen-
Untersuchungen, wurde im Dezember 1997
die komplette Planung für eine grundlegende
Erweiterung der Kläranlage Berge bei den
Fachbehörden eingereicht. Die geschätzten
Kosten belaufen sich auf 7,2 Mio. DM. Hinzu
kommen voraussichtlich weitere 2,0 Mio.
DM für die Vergrößerung der Regenrückhal-
tebecken.

Diese mit Abstand größte Einzelinvestition in
der Geschichte der Stadt Medebach soll 1998
komplett baulich durchgeführt werden. Die
Erweiterung beinhaltet eine notwendige Ka-
pazitätserweiterung von bisher 7 500 Ein-
wohnergleichwerten auf 14 000 Einwohner-
gleichwerte und die Schaffung der sog. ,,3.

Reinigungsstufe", in der Phospate und Stick-
stoffe aus dem Abwasser herausgeholt wer-
den.

2.2 Wasserversorgung

Ähnlich große Probleme wie bei der Abwas-
serbeseitigung stellten sich auch bei der Si-
cherstellung der Wasserversorgung. Ein zen-
trales Verbundnetz für alle zehn Ortsteile gab
es zum Zeitpunkt der Neugliederung nicht.
Bei der Trinkwasserversorgung waren die
Ortsteile völlig auf sich allein gestellt. Das
Trinkwasser wurde zum Teil aus Brunnen ge-
wonnen, die die einzelnen Haushalte sich ge-
schaffen hatten. Daneben gab es zentrale
Quellfassungen, aus denen das Wasser mit
Leitungsnetzen in den jeweiligen Ortsteil ge-
leitet wurde.

In den Jahren von 1976 bis 1980 wurde ein
leistungsfähiges Verbundnetz zwischen allen
Ortsteilen der Stadt Medebach gebaut. Er-
gänzt wurde es durch den Bau von Hoch-
behältern in allen Ortsteilen, die ein gewisses
Speichervolumen und damit höhere Versor-
gungssicherheit gewährleisten.

Die Investitionen für die Sicherstellung der
Wasserversorgung waren damit aber noch
nicht zum Abschluß gekommen. Denn es

stellte sich heraus, daß die seit Jahrzehnten in
den Orten vorhandenen Wasserleitungen ab-
gängig waren und den Anforderungen an die
Hygienebestimmungen nicht mehr entspra-
chen. Von 1980 bis 1988 wurden alle abgän-
gigen Leitungsstrecken saniert. Damit gelang
es gleichzeitig auch, die Wasserverluste er-
heblich zu senken.

Die Sorge um das kostbare Gut Trinkwasser
hat die Stadt aber trotz der Zulieferuns von
den benachbarten hessischen WasserväUan-
den Upland und Eisenberg nicht ruhen lassen,
zumal diese Lieferverträge befristet waren.
Der Rat beschloß daher am 13. Juni 1979,
dem neugegründeten Wasserverband Hoch-
sauerland beizutreten, um sich neben den ei-
genen Quellen noch ein drittes Standbein von
außen zu sichern. Dies geschah auch vor dem
Hintergrund, daß der Vertrag mit dem Was-
serverband Eisenberg im Jahre 2004 ausläuft
und über seine Verlängerung verhandelt wer-
den muß.
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Wie wichtig der Aufbau einer leistungsfähi-
gen Wasserversorgung für die gesamte städti-
sche Entwicklung ist, bekam die Stadt Mede-
bach hautnah zu spüren, als sie sich in der
Zeitvon 1984 bis 7992mit der Ansiedlung ei-
nes großen witterungsunabhängigen Ferien-
parks befaßte, auf den unter 2.8 dieses Bei-
trags noch näher eingegangen wird.

Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes für
dieses Projekt wurde der Stadt von mehreren
Trägern öffentlicher Belange entgegengehal-
ten, sie könne den mit dem Ferienpark ver-
bundenen erhöhten Wasserbedarf nicht
decken. Intensive Bemühungen, die benötig-
ten Zusatzmengen an Wasser durch Erhöhung
der Liefermengen vom Eisenbergverband
oder durch zeitliches Vorziehen der geplanten
Anlageninvestitionen des Wasserverbandes
Hochsauerland zu sichern, scheiterten, weil
beide Verbände z\ diesen Schritten
grundsätzlich nicht bereit waren.

Die Ansiedlung des Ferienparks mit seinem
Investitionsvolumen von rd. 300 Mio. DM
wäre an der Wasserfrage gescheitert, wenn
nicht quasi ,,in letzter Sekunde" eine Lösung
im Stadtgebiet gefunden worden wäre. Ein
bei der Verwaltung beschäftigter Bauinge-
nieur erinnerte sich in dieser Situation an vor
Jahrzehnten einmal gemachte Aussagen von
Geologen. Wenn überhaupt, dann sollte nach
deren Einschätzung im gesamten Stadtgebiet
nur im Bereich der Ortschaft Glindfeld die
Chance bestehen, unterirdische Wasservor-
kommen zu finden. Die Stadt griff diesen
früheren Hinweis auf, bat alle in Frage kom-
menden Fachbehörden und einen Brunnen-
bauer zu mehreren Ortsterminen und gab
schließlich Versuchsbohrungen in Auftrag.
Sie verliefen zum Glück positiv. Es konnten
sieben Tiefenbrunnen erschlossen werden,
aus denen kontinuierlich die für den Ferien-
park benötigten Wassermengen gewonnen
werden konnten.

Insgesamt hat die Stadt Medebach von 1970
bis 1996 eine Summe von etwas mehr als 20
Millionen DM in die Sicherstellung der Was-
serversorgung investiert. Auch auf diesem
Gebiet hat die 1969 neugegründete Stadt da-
mit ihre Leistungsftihigkeit unter Beweis ge-
stellt und die Voraussetzungen für die weitere
Entwicklung geschaffen.

2.3 Straßen- und Wegebau

Schon vor 1969 hatte ein Schwerpunkt in der
alten Stadt Medebach und den amtsangehöri-
gen Gemeinden darin bestanden, ein lei-
stungsf?ihiges Wirtschaftsw egenetz aufzubau-
en. Auch in den ersten Jahren nach der
Neugliederung wurde der Ausbau fortgesetzt,
bis etwa 1975 ein ausreichender Stand er-
reicht war. Der Wirtschaftswegebau wurde in
diesen Jahren mit erheblichen Zuschüssen ge-
fördert. Das Wirtschaftswegebauprogramm
ist ein Beleg für die damals noch wesentlich
größere Bedeutung der Landwirtschaft im
Stadtgebiet. Seit etwa 1975 spielt die Neuan-
legung von Wirtschaftswegen keine nennens-
werte Rolle mehr.

Dennoch müssen bedeutende Mittel für die
Unterhaltung und Instandsetzung aufgebracht
werden. Die immer schwerer und größer ge-
wordenen landwirtschaftlichen Fahrzeuge
bringen eine Belasfung der Wege mit sich, die
bei ihrem Ausbau nicht eingerechnet worden
war. Seit Jahren gibt es in Medebach eine un-
bürokratische und pragmatische Regelung,
die darin besteht, daß Wirtschaftswege nur
noch dort erneuert werden, wo die Jagdgenos-
senschaften sich mit 50 Prozent an den Ko-
sten beteiligen. Diese Regelung wird von al-
len Jagdgenossenschaften durch Einsatz ihrer
Jagdpachtmittel akzeptieft .

Daneben lag ein großer Investitionsschwer-
punkt beim Ausbau der Ortsdurchfahrten und
der sonstigen innerörtlichen Straßen. Hier gab
es fast immer zwingende Bezüge zum Kanal-
und Wasserleitungsnetz. Insoweit kam auf die
Stadt bei fast jeder Maßnahme eine finanziel-
le Dreifachbelastung zu. Die geringste Bela-
stung bereitete der Ausbau von Ortsdurch-
fahrten der Land- und Kreisstraßen, da hier
die Landesstraßenbauverwaltung bzw. der
Kreis die Kosten zu tragen haben. Die Stadt
Medebach hat sich mit Erfolg um den Ausbau
der Ortsdurchfahrten bemüht. Der Ausbau hat
das Bild der betroffenen Bereiche häufig ent-
scheidend verändert. Sämtliche Ortsdurch-
fahrten, mit Ausnahme kleiner Reststücke in
Küstelberg und Dreislar, sind seit 1970 ausge-
baut worden.

In dieser Ausbauphasse vollzog sich ein gra-
vierender Wandel der Planungsgrundsätze für
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den Straßenbau, insbesondere innerhalb der
Ortslagen, der durch die Beteiligung der Bür-
ger an den Planungen entscheidend mitbeein-
flußt war. Für den Ausbau der Ortsdurchfahr-
ten in der Kernstadt und im Ortsteil Deifeld
lagen zunächst beispielsweise Planungen vor,
die von der Geradlinigkeit der Verkehrs-
führung und der Schnelligkeit des PKW-Ver-
kehrs beherrscht waren und dafür die Beseiti-
gung ortsbildprägender Bausubstanz in Kauf
nahmen. Nach eingehenden Diskussionen
wurden diese Pläne noch einmal geändert.
Nach den Planungsänderungen vollzog sich
der Ausbau dann weitgehend in Anlehnung an
den alten Verlauf der Ortsdurchfahrten.

Die beiden Beispiele spiegeln den generellen
Trend im Straßenbau der siebziger und achtzi-
ger Jahre wider. Zunehmend wurde innerört-
lich nicht mehr der absolute Vorrang des Au-
toverkehrs in den Vordergrund gestellt. Die
Bewahrung der gewachsenen Stadt- und
Dorfbilder nahm zunehmend Einfluß auf die
Planung.

Dem Ausbau der Ortsdurchfahrten folgend,
baute die Stadt besonders ab 1980 eine Viel-
zahl von Haupterschließungs- und Wohn-
straßen in der Kernstadt und in den Ortsteilen
aus. Die Anlieger der Straßen mußten nach
den zwingenden gesetzlichen Vorschriften zu
den Kosten beitragen. Auch deshalb wurde
großer Wert darauf gelegt, die Bürger an der
Planung zu beteiligen und Wohnstraßen nur
dann auszubauen, wenn sich eine Mehrheit
der Anlieger dafür aussprach. In den reinen
Wohnstraßen wurden Aspekte eines verkehrs-
beruhigten Ausbaus in den Vordergrund ge-
stellt.

Trotz der großen Investitionssummen, die seit
der Neugliederung für den Straßen- und Wirt-
schaftswegebau aufgebracht wurden, besteht
auf diesem Gebiet auch in den kommenden
Jahren noch erheblicher Bedarf.

2.4 Steuerung der Stadtentwicklung durch
Planung

Die neugegliederte Stadt hatte sich der Aufga-
be zu stellen, die wesentlichen Entwicklungen
in den zehn Ortsteilen durch vorausschauende
Planung zu steuern. Dies war zur Vermeidung
städtebaulicher Fehlentwicklungen nicht nur

sinnvoll, vielmehr bestand dazu nach dem
Bundesbaugesetz von 1960 auch eine gesetz-
liche Verpflichtung. Die Gemeinden waren
gehalten, die wichtigen Nutzungsarten ihres
Gemeindegebiets (Wohnbaugebiete, Gewer-
beflächen, Grünflächen usw.) durch einen
Flächennutzungsplan zu regeln. Aus diesem
Flächennutzungsplan waren dann einzelne
Bebauungspläne zu entwickeln.

In den neun Jahren zwischen dem Inkrafttre-
ten des Bundesbaugesetzes und der Neuglie-
derung hatten die amtsangehörigen Gemein-
den von diesen Planungsmöglichkeiten in ei-
nigen wenigen Fällen Gebrauch gemacht. In
Kraft getreten waren bis 1969 insgesamt
sechs Bebauungspläne.

Als planerische Vorgabe für die Bebauungs-
pläne bestand lediglich ein nach dem Gesetz
über Maßnahmen zum Aufbau der Gemein-
den vom 29. April1957 aufgestellter Bauleit-
plan von 1961. Dieser alte Plan konnte nicht
annähemd die an einen Flächennutzungsplan
zu stellenden Anforderungen erfüllen.

Am 14. Januar 1971 beschloß der Rat der
neugegliederten Stadt, einer zu bildenden Pla-
nungsgemeinschaft beizutreten, die die Auf-
gabe haben sbllte, einen gemeinsamen
Flächennutzungsplan für die Städte Winter-
berg, Medebach und Hallenberg aufzustellen.
Am 22, April 1971 billigte der Rat den Ent-
wurf einer entsprechenden Vereinbarung und
benannte elf Vertreter, die in dem neuen Gre-
mium mitwirken sollten. Die Planungsge-
meinschaft beauftragte das Kreisplanungsamt,
den gemeinsamen Flächennutzungsplan auf-
zustellen.

Das Aufstellungsverfahren gestaltete sich
dann jedoch äußerst langwierig. Erst in der
Ratssitzung am 10. September 1976 wurden
der Planentwurf und der Erläuterungsbericht
vorgestellt. Während der öffentlichen Ausle-
gung ging eine Vielzahl von Anregungen und
Bedenken ein. Ihr Inhalt war offensichtlich
gravierend, denn am 10. Februar 1978 wurde
ein neuer Entwurf vorgestellt.

Obwohl noch in der Ratssitzung am 8. Juni
1978 eine Anderung der bestehenden Verein-
barung für die Planungsgemeinschaft be-
schlossen worden war. kam es einen Monat
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später zu Bedenken der Mitglieder des Win-
terberger Hauptausschusses gegenüber der
Planungsgemeinschaft. Der Medebacher Rat
reagierte hierauf in scharfer Form und erwog
einen Austritt aus der Planungsgemeinschaft.
Diese Absicht wurde in der Sitzung am 20.
ApÄl 1979 in die Tat umgesetzt. Gleichzeitig
wurde die Aufstellung eines eigenen Flächen-
nutzungsplans für das Gebiet der Stadt Mede-
bach beschlossen. Den Planungsauftrag er-
hielt das Kreisplanungsamt.

Bereits im August 1979 wurden an vier Tagen
zehn Einwohnerversammlungen zu dem neu-
en Entwurf des Flächennutzungsplans durch-
geführt. Nach den weiteren umfangreichen
Verfahrensschritten trat der Flächennutzungs-
plan endgültigam22. Juni 1981 in Kraft. Da-
mit besaß die Stadt erstmals eine gesicherte
Handhabe, um grobe Fehlentwicklungen zu
verhindem und städtebaulich sinnvolle Schrit-
te einleiten zu können.

Bisher wurden 13 Anderungsverfahren zum
Flächennutzungsplan durchgeführt. Neben
dem Flächennutzungsplan hat die Stadt sich
der Aufstellung von Bebauungsplänen gewid-
met. Bis Ende 1997 sind im Stadtgebiet insge-
samt 30 Bebauungspläne in Kraft getreten.
Außerdem wurden für fünf Ortsteile Abrun-
dungssatzungen in Kraft gesetzt. Rat und Ver-
waltung sind sich darüber einig, daß für die
kommenden Jahre die Notwendigkeit zur
Aufstellung weiterer Bebauungspläne be-
steht. Wegen der vielfältigen Mitwirkungs-
rechte der Bürger und der rund 40 zu beteili
genden Träger öffentlicher Belange sowie der
immer komplizierter und umfangreicher wer-
denden Vorschriften, die bei Bauleiplanver-
fahren zu beachten sind, läßt sich ein Bebau-
ungsplan jedoch kaum noch in weniger als
zwei bis drei Jahren aufstellen.

Ein für das weitere Arbeitsprogramm ent-
scheidender Fortschritt wurde in der Ratssit-
zung am 18. Mai 1992 erzielt. Die Verwal-
tung listete die vielen vom Rat und aus der
Bürgerschaft geforderten sowie von ihr selbst
ftir notwendig gehaltenen Bebauungsplanver-
fahren auf und erarbeitete dazu jeweils Krite-
rien hinsichtlich der Dringlichkeit, Bedeutung
und Auswirkung. Nach sorgfältiger Abwä-
gung beschloß der Rat daraufhin eine Prioritä-
tenliste, nach der die einzelnen Bebauungs-

pläne in Angriff genommen wurden. Diese
Prioritätenliste für die Bauleitplanung ist in-
zwischen zweimal fortgeschrieben worden.
Dieses Instrument hat sich außerordentlich
gut bewäht. Es trägt entscheidend dazu bei,
daß nicht zu Ende gedachte ad-hoc-Entschei-
dungen im Bereich der Stadtplanung so gut
wie nicht mehr vorkommen.

Große Unruhe kam Anfang 1997 in Mede-
bach aui als das Düsseldorfer Umweltmini-
sterium der Stadt Pläne zuleitete, wonach das
gesamte Stadtgebiet - mit Ausnahme der
tatsächlich bereits bebauten Ortslagen - als
Vogelschutzgebiet nach der EU-Vogelschutz-
richtlinie nach Brüssel gemeldet werden soll-
te. Die Abgrenzungen waren so gewählt, daß
danach keinerlei Entwicklungsspielräume für
Wohn- und Gewerbegebietserweiterungen
mehr bestanden hätten. Außerdem waren die
mit der Festlegung eines solchen Vogel-
schutzgebietes verbundenen Einschränkungen
für die Landwirtschaft, den Fremdenverkehr
etc. nicht definiert. An einer darauftrin zu die-
sem Thema einberufenen Einwohnerver-
sammlung am 19. September 1997 nahmen
900 Personen teil, die sich mit großem Nach-
druck gegen ein so weitreichendes Vogel-
schutzgebiet aussprachen. Die Auseinander-
setzungen über dieses Thema sind noch nicht
beendet und werden sich in das Jahr 1998 hin-
einziehen. Bei Abfassung dieses Beitrags war
der letzte Stand, daß das Umweltministerium
signalisiert hatte, auf die Entwicklungsvor-
stellungen der Stadt mit der Abgrenzung des
Vogelschutzgebietes Rücksicht zu nehmen.

2.5 Schaffung von Wohnbauflächen

Eine wichtige Aufgabe der Gemeinden be-
steht darin, die Schaffung des notwendigen
Wohnraums für die Bürger zu ermöglichen.
Wohnraumbedarf besteht durch eine wach-
sende Bevölkerungszahl, in den letzten Jahren
zunehmend aber auch dadurch, daß die Zahl
der Haushaltsangehörigen pro Wohnung sinkt
und die Ansprüche an die Größe der Wohn-
fläche steigen. Die beiden letzten Faktoren
haben sich auch in Medebach deutlich ausge-
wirkt. Die Volkszählung von 1987 ergab im
Stadtgebiet 2 496 bewohnte Wohnungen. Die
durchschnittliche Wohnfläche pro Person be-
trug 37,5 Quadratmeter und war damit am
höchsten im gesamten Hochsauerlandkreis.
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64,8Vo der Wohnungen waren Eigentümer-
wohnungen, 35,2Vo entfielen auf Mietwoh-
nungen. DieZahl der Haushalte betrug 2 539;
in ihnen lebten insgesamt7 403 Personen. Bei
507 Haushalten (= 19,9 Vo) handelte es sich
um Einpersonenhaushalte. Im Durchschnitt
gehörten einem Haushalt 2,9 Personen an.
Zwischen 1969 und 1987 wurden in der Stadt
Medebach 548 reine Wohngebäude mit 787
Wohnungen geschaffen.

Der größer werdende Bedarf auf dem Woh-
nungsmarkt konnte nicht ohne Auswirkungen
auf die Bereitstellung von Bauland bleiben. In
der Kernstadt Medebach wurde der erste Be-
darf mit dem neuen Baugebiet ,,Klapperhaus"
gedeckt, für das 1966 und 1969 zwei Bebau-
ungspläne in Kraft traten. Diesen folgte 1971
der Bebauungsplan für das Gebiet ,,Gelänge-
weg". Beide Baugebiete waren innerhalb kur-
zer Zeit bis auf wenige freie Plätze bebaut.

In dieser stürmischen Entwicklungsphase
wurden auch Ansätze unternommen, Wohn-
raum durch höhere Geschoßzahlen zu schaf-
fen. An der Hallenberger Straße entstanden
Hochhäuser, die sich jedoch aus heutiger
Sicht auf das Stadtbild negativ auswirkten.

1973 trat der Bebauungsplan für das Gebiet
,,Brügger Weg" in Kraft. Auch dieses Gebiet
ist bis auf wenige freie Plätze in seinem südli-
chen Teil heute nahezu vollständig bebaut.
Auch in den Ortsteilen wurden die Vorausset-
zungen geschaffen, Bauwilligen die Verwirk-
lichung ihrer Vorhaben zu ermöglichen. Nied-
rige Ankaufspreise ermöglichten es der Stadt,
Bauland zu günstigen Konditionen an die
Bauwilligen abzugeben. Um so größer wurde
damit der Kreis derjenigen, die es sich leisten
konnten, ein Eigenheim zu errichten. Hier
liegt eine wesentliche Erklärung für den ho-
hen Anteil der Eigentümerwohnungen im
Stadtgebiet.

Bei allen positiven Folgen, die das schnelle
Entstehen der drei neuen Baugebiete in der
Kernstadt mit sich brachte, liegt ein Nachteil
darin, daß die sogenannte ,,Baulückenproble-
matik" ungelöst blieb. Deshalb wurde die
Verwaltung beauftragt, eine Untersuchung
der Baulücken in der Kernstadt vorzunehmen.
Die umfangreiche Prüfung ergab, daß in der
Kernstadt noch freie Flächen für etwa 200

Bauplätze bestehen. Allerdings waren nur in
etwa 15 Fällen die Eigentümer bereit, die Flä-
chen zur Bebauun$ zur Verfügung zu stellen.
Rat und Verwaltung werden in den kommen-
den Jahren schwierige Entscheidungen über
die Frage treffen müssen, ob und in welchem
Umfang eine Verdichtung der Kernstadt
durch Schließung von Baulücken oder die In-
angriffnahme neuer Baugebiete an den Außen-
rändem erfolgen kann und soll.

Ein bis dahin in Medebach noch nie gekannter
Nachfragedruck trat auf dem Baulandmarkt
auf, als im Jahre 1993 mit den Bauarbeiten für
den Ferienpark (s. Ziffer 2.8) begonnen wur-
de. Innerhalb weniger Monate waren sämtli-
che Bauplätze veräußert, die die Stadt selbst
für Bauwillige vorhielt. Als Folge stiegen die
Baulandpreise auf dem privaten Bauland-
markt sofort drastisch an.

Der Stadt gelang es jedoch in dieser Phase,
sich verbindliche Kaufangebote von sieben
Eigentümern für ein in Aussicht genomme-
nes neues Baugebiet in der Kernstadt mit rd.
50 Bauplätzen geben zu lassen. Nach Beur-
kundung dieser Kaufangebote wurde ein Be-
bauungsplan für das neue Gebiet aufgestellt,
der im Februar 1996 in Kraft trat. Für diese
Bauplätze wurde ein Verkaufspreis von 30,-
DM je qm festgelegt, der bereits alle Neben-
kosten, Vermessungskosten, Kosten für Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen etc. beinhal-
tet. Nicht darin enthalten sind allerdings die
Erschließungs-, Kanalanschluß- und Wasser-
anschlußbeiträge. Mit dem Verkauf der Bau-
plätze in dem neuen Baugebiet südlich des
Schulzentrums wurde im April 1996 begon-
nen. Ende 1997 stehen von den 50 Bauplät-
zen nur noch vier zur Verfügung, so daß jetzt
bereits erneut intensiv an der Vorbereitung
eines neuen Baugebietes gearbeitet werden
muß.

2.6 Verlust und Schaffung von Arbeitsplät-
zen

Die Sorge um den Bestand von Arbeitsplätzen
hat die Einwohner von Medebach immer be-

' wegt. In kaum einem anderen Bereich des Zu-
sammenlebens hat es so entscheidende Rück-
schläge gegeben. Auch die neugegliederte
Stadt Medebach hat sich mit höchster Priorität
darum bemüht, bestehende Arbeitsplätze zu
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erhalten und nach Möglictrkeit neue Arbeits-
plätze zt schaffen.

Eine Handlungsmöglichkeit besteht darin,
Flächen auszuweisen, auf denen sich Gewer,
be- und Industriebetriebe ansiedeln können.
Eine auch unter städtebaulichen Aspekten ge-
ordnete Gewerbe- und Industrieansiedlungs-
politik war nach dem Inkrafttreten der
Neugliederung zunächst nur unter erschwer-
ten Bedingungen möglich. Da der Flächennut-
zungsplan erst 1981 in Kraft trat, fehlten bis
dahin verbindliche Vorgaben darüber, an wel-
chen Stellen des Stadtgebiets Gewerbe- und
Industrieansiedlungen entstehen sollten und
wie Konflikte mit der Wohnbebauung und
den Wohnbauerweiterungsflächen vermieden
werden konnten.

Probleme gab es auch in den Ortsteilen, wo
Betriebe notwendige Erweiterungen innerhalb
der Ortslagen nicht mehr vomehmen konnten.
In Düdinghausen siedelte der Betrieb As-
muth-Leuchten 1969 in das heutige Gewerbe-
gebiet aus und errichtete dort große, moderne
Betriebsgebäude. Auch in Oberschledorn
wurde 1970 ein Gewerbegebiet am Ortsrand
geschaffen. Besonders in der Kernstadt gab
und gibt es noch viele Betriebe, die inmitten
der Wohnbebauung liegen. Bei vielen bestand
Erweiterungsbedarf, der aber am bisherigen
Standort nicht gedeckt werden konnte. Dies
erkennend, beschloß der Rat am 5. April 1973
die Aufstellung eines Bebauungsplans für das
Industrie- und Gewerbegebiet,,Holtischer
W"g", der nach einem langwierigen Aufstel-
lungsverfahren am 7. Juni 1979 in Kraft trat.

Die Stadt verfügte somit seit 1981 über ein
Gewerbegebiet, in dem sie zu günstigen Be-
dingungen Betriebsansiedlungsflächen anbie-
ten konnte. Schon in den Jahren 1981/82 sie-
delten sich fünf Betriebe an. In den Jahren
1987 bis 1997 konnten mit 14 weiteren Be-
trieben Ansiedlungsverträge geschlossen wer-
den, so daß 1996 in dem gesamten, bis dahin
erschlossenen Teil des Gewerbegebiets keine
freie Fläche mehr verfügbar war.

1997 gelang es der Stadt eine 23 000 m2
große zusammenhängende Fläche zu erwer-
ben, die die letzte freie Fläche innerhalb des
rechtskräftigen Bebauungsplanes für das Ge-
werbegebiet darstellt. Nur rund ein halbes

Jahr später (im Dezember 1997) konnte für
diese Fläche ein Ansiedlungsvertrag mit ei-
nem Unternehmen geschlossen werden, wel-
ches dort für rd. 20 Mio. DM Investitionen
vornehmen und rd. 50 Arbeitsplätze schaffen
will.

Von wenigen Ausnahmen abgesehen, waren
die Betriebe im neuen Gewerbegebiet schon
vorher im Stadtgebiet ansässig. Sie haben ihre
Kapazitäten erweitert und viele neue Arbeits-
plätze geschaffen.

Diese Bemühungen und Erfolge waren aller-
dings auch dringend notwendig, um die Tief-
schläge wettzumachen, die die Stadt in den
80er Jahren durch Betriebsaufgaben oder
Konkurse hinnehmen mußte. Nach einer Sta-
tistik der Industrie- und Handelskammer
Amsberg gingen zwischen 1980 und 1987 im
Stadtgebiet Medebach 480 Arbeitsplätze ver-
loren.

Dies hatte natürlich katastrophale Folgen für
die Stadt. Die Arbeitslosenquote stieg dra-
stisch an, die Steuerkraft der Stadt sank auf
den tiefsten Stand im Hochsauerlandkreis,
viele Arbeitnehmer suchten Arbeitsplätze
außerhalb von Medebach mit großen tägli-
chen Fahrzeiten. Für viele private Haushalte,
die ein Eigenheim errichtet hatten, war dieses
Eigentum plötzlich gefährdet.

Intensive Bemühungen von Rat und Verwal-
tung zur Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen
waren zunächst vergeblich. Verhandlungen
mit 15 interessierten ausw?irtigen Betrieben in
den Jahren 1982 bis 1984 scheiterten an den
schlechten Verkehrsanbindungen der Stadt
Medebach. Erst mit Beginn der Bemühungen
um die Ansiedlung des Ferienparks im Jahre
1984 eröffnete sich eine Perspektive für die
Schaffung neuer Arbeitsplätze. Aber auch
durch die etwa 1986 einsetzende Expansion
mehrerer Medebacher Betriebe konnten bis
1993 viele verlorene Arbeitsplätze zurückge-
wonnen werden.

Bei der Volkszählung 1987 wurden für Mede-
bach2 823 Erwerbstätige und 209 Erwerbslo-
se registriert. Sehr bedenklich erschien da-
mals die hohe Zahl von 92I Berufspendlem,
weil sich die Frage stellte, ob nicht diese aus-
wärtigen Arbeitsplätze auf längere Sicht ihre
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Inhaber dazu bewegen würden, ihren Wohn-
ort an den ausw?irtigen Arbeitsplatz zu verle-
gen. Es bestand die Gefahr eines Rückgangs
der Medebacher Bevölkerung, was wiederum
die geschaffenen Infrastruktureinrichtungen
gef?ihrdet hätte.

Diese Gefahren erscheinen heute weitgehend
als gebannt, nachdem allein in dem 1995
eröffneten Ferienpark rund 280 neue Arbeits-
plätze geschaffen wurden. Hinzu kommen die
neuen Arbeitsplätze in den im Gewerbegebiet
seit 1987 angesiedelten 14 Betrieben.

2.7 Förderung des Fremdenverkehrs

Die Förderung des Fremdenverkehrs spielt im
Hochsauerland seit langem eine wichtige Rol-
le. Für viele private Betriebe ist der Fremden-
verkehr Haupteinkommensquelle, für andere
bietet er ein willkommenes Nebeneinkom-
men. Daneben ist er ein wichtiger Faktor für
die Wirtschafts- und Steuerkraft der Gemein-
den sowie für die Arbeitsplatzsituation.

Schon die Gemeinden des Amtes Medebach
hatten versucht, gute Rahmenbedingungen für
einen florierenden Fremdenverkehr zu schaf-
fen. Es gab Bemühungen, die Ortsbilder zu
verschönern und Erholungsanlagen zu errich-
ten, um sich den Gästen als aitraktiver Ur-
laubsort zu präsentieren. In fast allen Ortstei-
len wurden, vorwiegend durch Eigenleistung
der Bürger, Grün-, Erholungs- oder Spiel-
platzanlagen erstellt. Daneben wurden Gäste
durch intensive Werbemaßnahmen, wie Her-
stellung und Verteilung von Prospekten und
Wanderkarten, auf die Region aufmerksam
gemacht. Bemühungen der Kernstadt, als
Kurort anerkannt zu werden, scheiterten an
den sffengen Auflagen und Voraussetzungen.

Es gab aber auch Bestrebungen, statt der vie-
len kleinen Schritte einmal einen wirklich
großen zu tun. Ein solcher Schritt sollte der
Bungalowpark ,,Orketal" werden, in den am
Anfang große Hoffnungen gesetzt wurden.
1964165 wurde mit dem Bau der ersten Bun-
galowreihe begonnen. Doch nach vielen
Schwierigkeiten wurde 1982 ein Konkursver-
fahren eröffnet, welches erst 1993 abge-
schlossen werden konnte. Der Konkursver-
walter ließ allerdings die rund 50 Bungalows
im Konkursverfahren fertiestellen und ver-

äußerte sie in den nachfolgenden Jahren an
Einzeleigentümer. Damit wurde verhindert,
daß Bauruinen in der Landschaft zurückblie-
ben. Die meisten der Bungalows werden heu-
te an Feriengäste vermietet. Jährlich werden
allein in diesem Bungalowpark rd. 15 000
Übemachtungen registriert.

Unabhängig von diesem Projekt hatten sich
bereits vor 1969 die zehn Verkehrsvereine im
Stadtgebiet zu einer Arbeitsgemeinschaft zu-
sammengeschlossen. Von ihr gingen viele
wertvolle Impulse für eine bessere Vermark-
tung des Fremdenverkehrsgebiets Medebach
aus. Viele Probleme mußten aber ungelöst
bleiben, weil die Arbeitsgemeinschaft keine
festen Organisationsstrukturen besaß.

Die Stadtverwaltung erarbeitete deshalb im
Jahre 1986 ein neues Organisationskonzept
für den Fremdenverkehr, welches die Grün-
dung einer privaten Gesellschaft vorsah. Ge-
sellschafter sollten die zehn Verkehrsvereine,
der Gewerbeverein und die Stadt sein. Am 27.
April 1987 wurde die Gründung beurkundet,
und am 14. Juli 1987 erfolgte die Eintragung
ins Handelsregister.

Die Gesellschaft verfügt über ein Stammkapi-
tal von 53 000 DM, das zu je 3 000 DM von
den zehn Verkehrsvereinen und dem Gewer-
beverein sowie zu 20 000 DM von der Stadr
Medebach aufgebracht wurde. Die Gesell-
schafterversammlung besteht aus den Vorsit-
zenden der elf Vereine und zwei Vertretern
der Stadt. Trotz des hohen Stammkapitalan-
teils blieb die Stadt mit ihren Stimmanteilen
bewußt in der Minderheit, um zu dokumentie-
ren, daß Fremdenverkehr in erster Linie eine
privatwirtschaftliche Frwerbsquelle ist.

Die Gesellschaft ist ein stark integratives Ele-
ment der neugegliederten Stadt auf nichtpoli-
tischer Ebene. Außerdem hat die neue Organi-
sation dazu geführt, daß eine qualifizierte, den
heutigen Ansprüchen genügende Fremden-
verkehrspolitik betrieben wird.

Die Gesellschaft kann auch heute nicht ganz
ohne städtische Zuschüsse auskommen; sie
haben sich in den zurückliegenden Jahren im-
mer auf etwa 50 000 bis 60 000 DM jährlich
belaufen. Das ist allerdings weniger, als nur
eine einzige Sachbearbeiterin für den Bereich
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Fremdenverkehr in der Stadtverwaltung an
Personalkosten verursachen würde. Die Tou-
ristik-Gesellschaft verfügt dagegen heute über
eine Geschäftsführerin mit Studienabschluß
und drei Halbtagskräfte.

Dieses günstige wirtschaftliche Ergebnis kann
eneicht werden, weil die Touristik GmbH für
jede vermittelte Ubemachtung eine Provision
berechnet, was der Stadt schon rechtlich ver-
wehrt wäre. Seit ihrer Gründung im Jahre
1987 bis Ende 1996 hat die GmbH bereits
644 082,26 DM an Provisionen für die Zim-
mervermittlung vereinnahmt.

Eine geradezu atemberaubende Entwicklung
des Fremdenverkehrs in Medebach setzte al-
lerdings ein, als im Jahre 1995 nach rund 10-
jährigen vorbereitenden Bemühungen der
Gran Dorado Ferienpark in Medebach eröff-
net wurde.

2.8 Enichtung des witterungsunabhängigen
Gran Dorado Ferienparks

Nach dem Verlust von über 400 ArbeitspläZen
allein in den Jahren 1981 und 1982 bemühte
sich die Stadt zwei Jahre vergeblich darum,
neue Arbeitsplätze im gewerblich-industriellen
Bereich zu schaffen. Deshalb prüfte die Stadt
unter Berücksichtigung der landesplanerischen
Zielvorgaben im Gebietsentwicklungsplan, ob
und welche Chancen sich für größere Aktivitä-
ten im Fremdenverkehr anboten. Die ersten
Überlegungen gingen dahin, einen größeren
Hotelkomplex zu errichten. Es wurde jedoch
deutlich, daß die Zahl der Hotels und sonstigen
traditionellen Beherbergungsbetriebe im Sau-
erland bereits so groß war und daß die Gesamt-
jahresauslastung nur bei etwa 35Vo lag. Diese
Situation mit weiteren Hotelkapazitäten zu ver-
schärfen, konnte nicht sinnvoll sein. Die Erfah-
rung mit schneearmen Wintem und verregne-
ten Sommem machten die Witterungsverhält-
nisse als Hauptproblem für Urlauber im Sauer-
land deutlich. Außerdem bestand die traditio-
nelle Gästeschicht vorwiegend aus ältern Ur-
laubem und Wanderem, während Familien mit
Kindern sowie sportlich- und erlebnis-orien-
tierte jüngere Urlauber so gut wie gar nicht ver-
treten waren.

In diese Defizitbereiche mußte vorgestoßen
werden, wenn ein ergänzendes und nicht ein

konkurrierendes Angebot geschaffen werden
sollte. Im Jahre 1984 wurde die Stadt bei die-
sen Überlegungen auf große witterungsunab-
hängige Ferienparks in den Niederlanden und
Belgien aufmerksam. Rat und Verwaltung be-
suchten einige dieser Anlagen und waren da-
von überzeugt, daß ein ähnliches Konzept
auch für Medebach genau das Richtige sei.
Recherchen ergaben, daß die bestehenden
Parks seit Jahren mit über 90Vo im Ganz-
jahresschnitt ausgeiastet waren. Da es ver-
gleichbare Anlagen bisher weder im Sauer-
land noch überhaupt in der Bundesrepublik
gab, konnte von einer echten neuen Markt-
chance ausgegangen werden. Ab 1984 ging
die Stadt deshalb mit großem Einsatz daran,
ein solches Projekt in Medebach zu verwirkli-
chen.

Dabei mußte zunächst durch ein Gutachten
nachgewiesen werden, daß für einen solchen
Park ein nachvollziehbarer Bedarf besteht,
daß dieser Park auslastbar ist und wirtschaft-
lich überleben kann. Parallel dazu wurden
viele weitergehende Verhandlungen geführt.
Besonders die Suche nach einem privaten In-
vestor gestaltete sich schwierig. Nachdem
nacheinander vier verschiedene Investoren-
gruppen sich als nicht ausreichend kompetent
erwiesen hatten, konnte erst 1989 eine Inve-
storengruppe gefunden werden, die in der
Lage war, das Projekt tatsächlich zu verwirk-
lichen.

Als das Gutachten Anfang 1988 vorgelegt
wurde und zu grundsätzlich positiven Ergeb-
nissen kam, waren inzwischen auch andere
Städte (Brilon, Halver und Winterberg) durch
die öffentliche Berichterstattung auf die Me-
debacher Pläne aufmerksam geworden und an
die Bezirksregierung Arnsberg mit dem Ziel
herangetreten, ähnliche Vorhaben in ihrem
Bereich durchzuführen. In einer mit großer
Spannung erwarteten Sitzung des Bezirkspla-
nungsrates in Dortmund am 13. September
1988 fiel dann jedoch die Entscheidung, den
Gebietsentwicklungsplan zugunsten Mede-
bachs zu ändern. Parallel dazu konnte die
Stadt mit der Anderung ihres Flächennut-
zungsplans und der Aufstellung eines Bebau-
ungsplans für das Ferienparkgebiet nordwest-
lich der Kemstadt beginnen (Abb. 1). Es ging
eine Vielzahl von Anregungen und Bedenken
ein, mit denen die Stadt sich sorgfältig ausein-
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Abb. 1: Der Gran Dorado Ferienpark innerhalb des Medebacher Stadtgebietes

anderzusetzen hatte. Eine bereits erwähnte
Konsequenz bestand darin, daß durch Tiefen-
bohrungen im Raum Glindfeld sieben neue
Wassergewinnungsanlagen geschaffen wur-
den. Der Ferienpark wäre ansonsten geschei-
tert, weil die Wasservorkommen zu seiner
Mitversorgung nicht ausgereicht hätten.

Schließlich. traten jedoch die Flächennut-
zungsplan-Anderung am 19. April 199 I und
der Bebauungsplan am 23. August 1991 in
Kraft.

Im August 1989 wurde zwischen der Stadt
Medebach und der Investorengruppe ein An-
siedlungsvertrag geschlossen, der festlegte,
welche Aufgaben die Stadt und die Investoren
bis zur Fertigstellung des Ferienparks zu er-
füllen und welche Leistungen sie zu erbringen
hatten. Neben den planerischen Vorausset-
zungen hatte die Stadt insbesondere den
Grunderwerb von 75 verschiedenen Eigentü-
mern des 42 ha großen Gesamtgeländes voll-
ständig abzuschließen und entscheidende Fi-

nanzierungsgrundlagen zu schaffen. Es ge-
lang in der Folgezeit, nach Verhandlungen
mit dem nordrhein-westfälischen Wirtschafts-
ministerium. den Investoren einen Investiti-
onszuschuß von 22 Millionen DM und der
Stadt einen Zuschuß von fünf Millionen DM
für die Erschließung zu sichern.

Nach rd. zweieinhalbjähriger Bauzeit wurde
der Ferienpark am 1.07.1995 mit einem Teil
seiner Anlagen eröffnet. Die restlichen Anla-
gen waren Mitte 1996 fertiggestellt, so daß
seitdem der Vollbetrieb läuft.

Die Baukosten betrugen rund 300 Millionen
DM. Der Park beinhaltet 560 unterschiedlich
gestaltete Ferienhäuser und ein grof3es Hotel.
Insgesamt stehen damit 3 500 Gästebetten zur
Verfügung. Kernstück des Parks ist ein riesi-
ges vollständig überdachtes Zentrum mit ei-
ner Vielzahl attraktiver Freizeiteinrichtungen,
die bei jeder Witterungssituation nutzbar sind.
Dazu gehören u.a. eine große subtropische
Badelandschaft mit Rutschen, eine große Sau-
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nalandschaft mit fünf verschiedenen Saunen
und eigenem Schwimmbecken, vier Tennis-
plätze unter Dach und vier Freiplätze, vier
Squash-Plätze, Volleyball- und Badminton-
Spielfelder, Bowling- und Kegelbahnen, sie-
ben verschiedene Restaurants, ein Kindergar-
ten. eine Diskothek und inmitten all' dieser
Anlagen der große Dorfplatz mit Live-Musik
und vielen Sitzflächen.

Für die Stadt Medebach hat die Ansiedlung
dieses Ferienparks einen ungeheuren Auf-
schwung mit sich gebracht. 268 Arbeitsplätze
(ohne Reinigungskräfte) wurden dort geschaf-
fen. Der Gesamtumsatz im Park selbst liegt
bei etwa 40 Millionen DM jährlich.

Im ersten vollen Betriebsjahr 1997 wurden al-
lein für den Ferienpark rd. 830 000 Ubemach-
tungen registriert. Vor Ansiedlung des Parks
betrug die jährliche Zahl der Ubernachtungen
in allen Betrieben der gesamten Stadt Mede-
bach nur etwa 60 000.

Mit einem Schlage ist die Stadt Medebach da-
mit gleichrangig mit Winterberg zu einem der
bedeutendsten Fremdenverkehrsstandorte
Nordrhein-Westfalens geworden.

Aber auch finanziell *i.tt ,i.t die Existenz
des Ferienparks sehr positiv auf die örtliche
Gemeinschaft aus. Der Medebacher Einzel-
handel verzeichnet insgesamt gesehen Re-
kordzuwächse. Die Stadt erzielt erhebliche
Mehreinnahmen bei den Abwasser- und Was-
sergebühren, bei der Grundsteuer B und bei
den Einkommensteueranteilen, womit nur ei-
nige wenige der vielen positiven Effekte ge-
nannt sind.

Kritisch anzumerken ist, dal3 - im Gegensatz
zur Innengestaltung - das architektonische
und städtebauliche Bild des Ferienparks von
außen, also von der Zufahrtstraße aus, nicht
besonders vorteilhaft wirkt. Die Stadt arbeitet
zur Zeit mit Nachdruck daran, die Einbindung
des Parks in die Landschaft durch umfangrei-
che Begrünungsmaßnahmen zu verbessern.

Als besonders vorteilhaft ist herauszuheben,
daß der Park nur zum Be- und Entladen bei
der An- und Abreise mit dem PKW befahren
werden darf. Ansonsten müssen die PKW auf
den beiden Großparkplätzen am Eingang des

Parks abgestellt werden. Die Beobachtungen
seit der Eröffnung belegen, daß der mit Ab-
stand größte Teil der Gäste die Fahrzeuge
während des Urlaubs gar nicht oder äußerst
selten nutzen. Dafür haben u.a. auch die Ein-
bindung des Parks in das Liniennetz des öf-
f'entlichen Personennahverkehrs und ein di-
rekt in die Kernstadt führender Fuß-/Radweg
gesorgt.

2.9 Entwicklung der städtischen Finanzen

In den vorangegangenen Abschnitten ist ge-
schildert worden, welchen großen Nachholbe-
darf die neugegliederte Stadt Medebach in
den letzten fast 30 Jahren seit der Neugliede-
rung zu bewältigen hatte und welche immen-
sen Zukunftsaufgaben sie in Angriff genom-
men hat. Dabei ist der Katalog bei weitem
nicht vollständig; wichtige Bereiche, wie
S chulbau, Kindergarten plätze, S portstätten-
bau, Stadt- und Dorferneuerung u.a., konnten
nicht angesprochen werden.

Bei einer Stadt mit rund 8 200 Einwohnern
muß sich die Frage stellen, ob die städtischen
Finanzen mit einer solchen Entwicklung noch
schritthalten und gesund bleiben konnten.

Der erste Haushalt der neugegliederten Stadt
im Jahre 1970 wies 3 544 500 DM an laufen-
den Einnahmen und Ausgaben aus. Im Ver-
waltungshaushalt 1997 sind es immerhin
20 435 000 DM an Einnahmen und Ausga-
ben. Aus dieser enormen Steigerung können
Schlüsse gezogen werden, wie Umfang und
Inhalt der Aufgaben der Stadt sich ausgewei-
tet haben. Die fiüheren amtsangehörigen Ge-
meinden brachten aus dem Jahr 1969 einen
Gesamtfehlbetrag von 239 526 DM mit, der
aus der Haushaltswirtschaft der neuen Stadt
abgedeckt werden konnte.

Ab 1975 begann dann eine Phase mit außeror-
dentlich hohen Investitionen. Sie waren not-
wendig, um nicht jede weitere Entwicklung
zu blockieren. Auf den Haushalt konnte dies
nicht ohne Auswirkungen bleiben. Trotz der
Inanspruchnahme hoher Landeszuschüsse
war der Weg in eine stark zunehmende Ver-
schuldung vorgezeichnet.

Bei den Haushaltsberatungen im Stadtrat am
10. April l98l wurde bereits festgestellt, die
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Verschuldung der Stadt sei von 1974 bis 1980
von 280 DM auf 1 589 DM je Einwohner ge-
stiegen und werde sich 1981 voraussichtlich
auf 2271 DM je Einwohner erhöhen. Als
dann 1981 und 1982 noch über 400 Arbeits-
plätze verlorengingen, woraus erhebliche
Rückgänge beim Steueraufkommen resultier-
ten, kam es zu einer sehr bedrohlichen Lage
für die Haushaltswirtschaft. Die Stadt gehörte
nunmehr zu dem Kreis der sogenannten ,,Aus-
gleichsstockgemeinden", also Gemeinden, die
ihren Verwaltungshaushalt nicht mehr aus ei-
gener Kraft ausgleichen konnten und deshalb
zum Ausgleich Landeszuweisungen erhielten.
Dafür aber konnten diese Gemeinden ihre
Haushalte nicht mehr eigenverantwortlich ge-
stalten.

Damit überhaupt noch eigenverantwortlich
Selbstverwaltung praktiziert werden konnte,
ergriffen Rat und Verwaltung daher unver-
züglich ein ganzes Paket eiserner Sparmaß-
nahmen, um die Haushaltswirtschaft zu sanie-
ren. Es gelang, im Haushalt 1984 den Fehlbe-
trag erheblich zu drücken und 1985 konnte
schon wieder ein Uberschuß erzielt werden.
Auch in den nachfolgenden Jahren - mit Aus-
nahme des Jahres 1990 - konnten Überschüs-
se erzielt werden.

Von 1994 an verschlechterte sich jedoch die
Finanzsituation, wie bei nahezu allen Kom-
munen im Lande, auch in Medebach drama-
tisch. Ursächlich sind dafür Außeneinflüsse.
die die Stadt nicht steuern kann, wie z.B. die
Beteiligung an den Kosten der Deutschen
Einheit, die nicht durch Landeserstattungen
gedeckten Kosten für Asylbewerber und Bür-
gerkriegsflüchtlinge sowie die infolge des
ständigen Anstiegs der Sozialhilfeaufwendun-
gen steigende Kreisumlage. Die Stadt Mede-
bach konnte wegen dieser Mehrbelastungen
ab 1994 ihre Verwaltungshaushalte nur noch
dadurch ausgleichen, daß sie dafür die in den

Vorjahren angesammelten Rücklagemittel in
Anspruch nahm.

Bisher gehört die Stadt aber noch nicht zu
dem Drittel aller Kommunen in NRW, die
wegen nicht mehr ausgleichbarer Verwal-
tungshaushalte Haushaltssicherungskonzepte
aufstellen mußten bzw. müssen. Auch der
dem Rat vorgelegte Haushaltsentwurf 1998
schließt noch einmal ohne Fehlbedarf ab.

3. Zusammenfassung und Ausblick

Die vorhergehenden Darlegungen lassen den
Schluß zu, daß die 1969 neugegliederte Stadt
Medebach sich in den fast 30 Jahren ihres
Bestehens als leistungsf?ihig und ihren Aufga-
ben gewachsen gezeigt hat. Wären die frühe-
ren amtsangehörigen Gemeinden selbständig
geblieben, muß stark bezweifelt werden, ob
sie die Leistungsfähigkeit gehabt hätten, die
vielen übergreifenden Aufgaben zu lösen. An-
dererseits liegt die Vermutung nahe, daß bei
einem größeren Zusammenschluß mit Winter-
berg und Hallenberg nicht die Infrastruktur
erreicht worden wäre, die die Stadt Medebach
sich heute geschaffen hat. Der Ferienpark
wäre dann mit Sicherheit nicht in Medebach
errichtet worden. Gerade dieses realisierte
Projekt gibt der Stadt aber Anlaß zu der Hoff-
nung, in den kommenden Jahren etwas mehr
Spielraum zu gewinnen, die Arbeitsplatzver-
luste aufgefangen zu haben und den hier le-
benden und arbeitenden Menschen eine Zu-
kunftsperspektive geben zu können.
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Strukturen und räumliche Effekte von Ferienparks und das

Beispiel des Gran Dorado-Bungalowparks in Medebach*

PascalLedune,Nürburg

L. Einführung in die Thematik

Die Anbieter von Ferienparks haben vor al-
lem in den letzten 10-15 Jahren eine ganze
Reihe von wetterunabhängigen Feriengroßan-
lagen in Europa errichtet. Auf dem europäi-
schen Markt existieren derzeit drei große Un-
ternehmen mit intemationaler Erfahrung, die
solche Ferienparks betreiben. Hierbei handelt
es sich um die Firmen ,,Center Parcs GmbH &
Co. KG", ,,Sun Parks International" und
,,Gran Dorado Leisure N.V. mit Creatief Va-
kantieparken". Für alle drei Untemehmen gel-
ten folgende Konzeptbausteine, die in den
verschiedenen Ferienzentren der zweiten Ge-
neration gleich sind:
1. Bungalows und Ferienhäuser bestimmen

das Beherbergungsangebot.
2. Die Gesamtkonzeption ist auf Kurzurlau-

ber ausgerichtet und spricht insbesondere
Familien mit Kindern an.

3. ,,Der zentrale Komplex der Anlagen bein-
haltet als Hauptelement ein Spaß- und Er-
lebnisbad mit subtropischem Ambiente"
(Hnrzralo/Knusp 1 994, 5.67).

4. Dem Hauptelement angegliedert ist ein
Versorgungs-, Dienstleistungs- und Gastro-
nomiebereich.

5. Die Einrichtungen bieten im wesentlichen
sport- und wasserorientierte Freizeitange-
bote an und haben meist wetterunabhänei-
gen Charakter.

Die Hauptunterschiede ergeben sich aus den
Faktoren Standortwahl sowie Größe und Ge-

'Zusammenfassung einer Magisterarbeit (1997) im Fach
Geographie an der RWTH Aachen; Betreuerin: Prof. Dr.
Claudia Erdmann

staltung der Anlage. Überdies kann zwischen
zwei Grundkonzepten unterschieden werden,
und zwar einem geschlossenen, nach innen
orientierten, und einem halboffenen, nach
außen orientierten Konzept.

Die ,,Ferienzentren der zweiten Generation"
haben vielfältige ökologische, ökonomische
und soziokulturelle Auswirkungen auf ihren
Standort, wobei zwischen dem geschlossenen
Konzept von Center Parcs und dem halboffe-
nen, außengerichteten Betriebskonzept von
Gran Dorado und Sun Parks zu unterscheiden
ist. Allein die Primäreffekte sind gleich. Hier-
unter versteht man die direkten Beschäfti-
gungseffekte im Ferienpark, die Ausgaben der
Parkbetreiber in der Region (Reparaturarbei-
ten, Einkäufe für die Restaurants etc.) oder
die steuerlichen Mehreinnahmen der Kommu-
nen. Die Unterschiede ergeben sich in ande-
ren Bereichen. Bei geschlossenen Konzepten
soll der Gast den Park möglichst nicht verlas-
sen. Jede ausgegebene Mark soll im Park ver-
bleiben, Tagesgäste von außen sind nicht vor-
gesehen. Um dies zu garantieren, wurden in
der Vergangenheit Standorte in relativ unat-
traktiven Gebieten angesiedelt. Bei halboffe-
nen Konzepten wird gezielt ein bereits touri-
stisch erschlossenes, attraktives Gebiet ge-
sucht. Der Park soll die eine Hälfte, die Regi-
on, in der sich der Park befindet, die andere
Hälfte der Attraktionen bereitstellen. Das Arr
gebot des Parks ist für Tagesgäste offen, d.h.
Gäste anderer Unterkunftsarten des Reisege-
bietes oder die Anwohner können das touristi-
sche Angebot des Parks nutzen. Aufgrund der
Attraktivität des Zielgebietes verlassen die
Parkgäste für Ausflüge, Besichtigungen oder
Einkäufe den Ferienpark.
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Im Mittelpunkt der Untersuchung steht das
Ferienzentrum,,Gran Dorado Hochsauerland"
in Medebach. Um das Verhalten der Gäste in
einem außenorientierten Ferienpark zu unter-
suchen, wurden Anfang Oktober 1996 und
Mitte Februar 1997 an zwei Wochenenden
und einmal in der Wochenmitte ,,face to
face"-Befragungen bei 477 Gästen des Gran
Dorado in Medebach durchgeführt. Da die
Arigaben der Befragten größtenteils auch für
die mit ihnen angereisten Personen gelten,
wurden hierüber indirekt 3 576 Gran Dorado-
Gäste angesprochen. Es handelt sich hierbei
allerdings nicht um eine repräsentative Befra-
gung im Sinne der Definition. Neben den vor-
genannten Befragungen fand am 27.5.1997
auch eine Blitzumfrage bei insgesamt 57 Ein-
zelhandels-, Dienstleistungs- und Gastrono-
miebetrieben in Medebach statt.

In der vorliegenden Zusammenfassung der
Magisterarbeit sind sowohl einige Haupta-
spekte der Untersuchung als auch Erkenntnis-
se hinsichtlich der Effekte enthalten, die von
Ferienzentren mit außenorientiertem Be-
triebskonzept ausgehen können.

2. Center Parcs und das geschlossene Be-
triebskonzept

Das Unternehmen Center Parcs entwickelte
den Prototyp der Ferienzentren der zweiten
Generation. Die Ferienparks und deren Kon-
zeption wurden in der Branche als Vorbilder
angesehen und zum Teil nur wenig abgeän-
dert von anderen Betreibern übernommen.
Heute existieren insgesamt 13 Bungalow-
parks, von denen fünf in den Niederlanden,
drei in Großbritannien, je zwei in Belgien und
Frankreich und ein Park in Deutschland be-
trieben werden (Center Parcs 1996). Wenn es

um die Standortwahl der Ferienzentren der
Firma Center Parcs geht, so ist festzustellen,
daß die Parks im Flachland und in Regionen
liegen, die meist wenig touristisches Potential
und touristische Infrastruktur besitzen. Mit
der Verstandortung in solchen Regionen
schaltet das Unternehmen eine Konkurrenz
aus der Standortumgebung aus mit dem Ziel,
möglichst autark zu sein und die Gäste
während des Aufenthaltes an sich zu binden.
Dies hat zur Folge, daß Center Parcs gezwun-
gen ist, die Anlagen kostenaufwendiger und
größer zu gestalten (Srnnnns i993). Das

große Parkgelände dient insofern als Ersatz
für die fehlende attraktive Umgebung. Center
Parcs sind generell autofrei. Die Zentralpark-
plätze liegen außerhalb des Geländes. Der
Zentralkomplex mit Badeparadies und Ein-
kaufsmöglichkeiten spiegelt ebenfalls die Ge-
schlossenheit des Konzepts wider. Innerhalb
des Parks bekommt der Gast ein derart umfas-
sendes Warenangebot, daß er nicht auf Ver-
sorgungsmöglichkeiten außerhalb der Anlage
zurückgreifen muß. Somit bleibt der größte
Teil der Nebenausgaben der Besucher im
Park selbst.

3. Gran Dorado und das außenorientierte
Betriebskonzept

Gran Dorado bietet mit seinen sechs Bunga-
lowparks (vier in den Niederlanden, zwei in
Deutschland) touristische Großprojekte mit
einem kompakten Angebot an. Hierzu kom-
men noch 12 Standorte des Unternehmens
Creatief Vakantieparken, das von Gran Dora-
do 1996 übemommen wurde. In den Parks be-
finden sich zwischen 460 und 722 Wohnein-
heiten in verschiedenen Größen für 2-8 Perso-
nen. Der Flächenbedarf der Parks ist mit 20-
60 ha eher gering, was auch mit dem außen-
orientierten Konzept zusammenhängt. Die
Lage der Parks soll nach Möglichkeit nicht
weiter als 300 Kilometer (3-4 Autostunden)
zu den großen Ballungszentren entfernt sein.
Zentrale Einrichtung der jeweiligen Anlagen
ist ein,,Südsee-Badeparadies". Hierzu gehört
ebenso ein überdachter und beheizter Zentral-
komplex mit Einkaufsmöglichkeiten, Gastro-
nomie und verschiedenen Sportstätten. Jeder
Park hat seinen eigenen Baustil der Bunga-
lows. Animationsprogramme für Kinder
(Clown Billy, Club Rebel) sind in den Parks
gleich, ebenso Angebot und Titel der meisten
Restaurants im Gran Place. dem überdachten
Parkzentrum.

Bei Standortsuchverfahren verzichtet Gran
Dorado bewußt auf Standorte ,,in the middle
of nowhere"; vielmehr legt das Unternehmen
Wert darauf, daß die Ferienparks in einer be-
reits touristisch erschlossenen Region ver-
standortet werden. Die Ausstattung mit einer
hochwertigen touristischen Infrastruktur ist
Bestandteil des außenorientierten Konzeptes.
,,Nur die Kombination zwischen hochwerti-
gen Anlagen einerseits und hochqualifizierten
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Standorten andererseits gewährleistet den
langfristigen Erfolg" (Gran Dorado 1992).
Eine landschaftlich attraktive Umgebung wird
als Ausflugsziel in das Konzept eingebunden:
Insofern bietet der Park eine Hälfte der At-
traktionen und die Region, in der sich der
Park befindet, die andere Hälfte. Im Gelän-
debereich, mit einem geringen Flächenbedarf
zwischen 26-60 ha, gibt es keine Abgrenzung
durch Zäune oder Schranken. Die Lage der
Parks in touristisch erschlossenen Gebieten
macht einen größeren Flächenanspruch nicht
zwingend notwendig. Schließlich sind die
Bungalowgäste nicht nur auf die Anlage be-
schränkt. Es muß also nicht, wie bei geschlos-
senen Konzepten (Center Parcs), genügend
Freifläche zur Erholung innerhalb der Anlage
bereitgestellt werden. Hier macht sich auch
das Fehlen von Zäunen und Schranken positiv
bemerkbar.

Im ,,Gran Dorado Hochsauerland" beispiels-
weise, dessen Parkflächengrenzen sich teil-
weise direkt an Waldflächen anschließen, sind
ausgedehnte Wander- und Fahrradwege des
Hochsauerlandes unmittelbar zu erreichen.
Hierdurch werden die an den Park grenzenden
Erholungsflächen mit in die Erholungsflächen
des Ferienparks eingebunden. ,,Pro Anlage
soll außerdem ein Gleichgewicht zwischen ei-
genem und externem Angebot gefunden wer-
den. Dabei spielt eine Verschiedenheit, so-
wohl in der Beherbergung als auch im Frei-
zeit: und Gastronomieangebot, eine wichtige
Rolle. Die Attraktivität der Region, die ganz
bewußt von Gran Dorado gesucht wird, hat
zur Folge, daß ein Teil der Gäste in Tagesaus-
flügen Einzelziele in der Region anfährt.
Hieraus ergibt sich ein nicht unerhebliches
Potential für das Reisegebiet. Die dadurch
freiwerdende Kapazität innerhalb der Zentral-
einrichtungen steht somit Einheimischen so-
wie anders verbleibenden Gästen zur Verfü-
gung" (Gran Dorado 1992). Ganz offensicht-
lich will man hierdurch auch Urlaubsgäste im
Sauerland ansprechen, die keine Parkgäste
sind. Somit stellt auch der Park an sich ein
Tagesausflugsziel für das Sauerland dar. Dies
kann man unter anderem an der Nutzung des
Südsee-Badeparadieses ablesen (Abb. 1).

Insgesamt wurden 1996 lI2 503 Eintrittskar-
ten für das Badeparadies an Tagesgäste ver-
kauft. Im stärksten Monat waren das über

15 000 (Juli 1996), im schwächsten Monat
immerhin noch über 6 000 (Februar 1996). Im
Jahresmittel ergibt sich ein Tagesgastanteil
von 18,87o. Offensichtlich ist vor allem in Fe-
rienmonaten das Badeparadies im ,,Gran Dor-
ado Hochsauerland" ein beliebtes ZieI von
Tagesausflüglern. Unklar ist allerdings, wie
sich die Gruppe der Tagesgäste aufschlüsselt.
Aus eigenen Erfahrungen ist bekannt, daß das
Badeparadies auch für Bewohner des Sauer-
landes ein beliebtes Ausflugsziel ist. Die Ein-
heimischen in der direkten Nähe zur Ferien-
anlage erfahren durch den Park eine bessere
Ausstattung der örtlichen Freizeitinfrastruk-
tur. ,,Welche Stadt mit 8 000 Einwohnern
kann seinen Einwohnem schon ein Badepara-
dies, eine Sauna, überdachte Tennisanlagen
und Squash-Plätze bieten?"(Stadtdirektor H.
Nolte).

Die Außenorientierung wird auch an der Re-
zeption der Ferienparks deutlich. So bekom-
men die Gäste dort umfangreiche Informatio-
nen zu Ausflugsmöglichkeiten und Freizei-
taktivitäten. Daneben können die Gäste auch
direkt Eintrittskarten für Attraktionen des
Reisegebietes erhalten, und das in der Regel
zu günstigeren Konditionen als an den jewei-
ligen Zielen. Beispielsweise sind Eintrittskar-
ten für die Freizeitparks ,,Fort Fun", ,,Panora-
ma Park" und ,,Safari Park StukenbrocK' an
der Gran Dorado-Rezeption ca. 107o günsti-
ger zu bekommen. Dieses Angebot wird von
den Gästen angenommen; schließlich wurden
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Abb. L: Anteil der Tagesgäste unter den
Besuchern des Badeparadieses 1996

(Quelle: Gran Dorado Hochsauerland)
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1996 insgesamt 8 977 Eintrittskarten an der
Gran Dorado Rezeption verkauft: für Fort Fun
7 8I2, Panorama Park 888 und Safari Park
Stukenbrock 277. Atßerdem hat Gran Dorado
Leisure N.V. Informationsbroschüren über
das Freizeitangebot außerhalb der Ferienparks
angefertigt, die mit den sonstigen Buchungs-
unterlagen den Gran Dorado-Gästen im vor-
aus an die Heimatadresse zugehen. Auch in
bezug auf die Zielgruppen (Familien mit Kin-
dern, Naturliebhaber, Senioren, Tagungsteil-
nehmer, Aktivurlauber, Einheimische, Tages-
touristen) wird das außenorientierte Konzept
von Gran Dorado deutlich. Gerade bei den
Zielgruppen,,Einheimische" und,,Tagestou-
risten" ist auch die Nutzuns der Infrastruktur
des Parks erwünscht.

4. Aktuelle Entwicklungen der Reisekenn-
ziffern

In den letzten Jahren haben sich auf dem Frei-
zeitmarkt neue Tendenzen abgezeichnet. Die
Wachstumsphasen haben sich verlangsamt
bzw. stagnieren. Tagesfreizeiten, Urlaubstage
und Mobilitätsrate haben sich auf einem ho-
hen Niveau eingependelt oder einen gewissen
Sättigungsgrad erreicht. Inwieweit sich die
Veränderungen im Bereich der Lohnfoftzah-
lungen im Krankheitsfall auf die zur Verfü-
gung stehenden Urlaubstage auswirken ist un-
klar. Eine Verbindung zum Fremdenverkehr
wird hier erst auf den zweiten Blick deutlich.
Einige Tarifpartner bzw. einzelne Betriebe
bieten ihren Arbeitnehmern an, geringere
Lohnfortzahlungen im Krankheitsfall durch
die Inanspruchnahme von Urlaubstagen auf-
zufangen. Die wiederum könnten bei Kurzur-
lauben fehlen und zu einem Verzicht von
Freizeit- und Urlaubsaktivitäten führen. In
den letzten drei Jahren schien es aber noch so,
als könne die schlechte wirtschaftliche Lage
in der Bundesrepublik Deutschland der Tou-
rismusbranche kaum etwas anhaben. Dies
scheint sich jetzt zu ändern. Die Entwicklun-
gen des deutschen Reisemarktes, insbesonde-
re das Urlaubsverhalten der Bundesbürger in
den letzten Jahren, wirken sich auch auf die
Anbieter von Ferienparks aus. 45,3 Mio. Bun-
desbürger haben 1996 wenigstens eine Ur-
laubsreise mit einer Dauer von mindestens
fünf Tagen unternommen. Das sind 6Vo weni-
ger als im Vorjahr. Im Vergleich zu 1995
wurden 1996 dagegen 6,9 Mio. Kurzreisen

mehr durchgeführt. Im gleichen Zeitraum ist
die Reiseintensität allerdings von 77,8Vo auf
71,87o Sesunken. Es läßt sich hier also folgen-
de Entwicklung erkennen: Die Hauptreisen
mit mehr als fünf Tagen nehmen ab, zusätzli-
che Reisen, also Kurzurlaubsreisen, nehmen
zu. Dies verdeutlicht auch der Wert der mitt-
leren Urlaubshäufigkeit, der von I,32 (1995)
auf 1,35 (1996) Reisen pro Reisendem gestie-
gen ist.

Aus der F.U.R.-Reiseanalyse '97 geht hervor,
daß in den drei Jahren ztvor 4,6 Mio. Ein-
wohner der Bundesrepublik Urlaub in einem
Ferienzentrum verbrachten. Das entspricht ei-
nem Bevölkerungsanteil (Berechnungsgruno-
lage 1996:. 63,12 Mio. Einwohner) v on 7,37o.
Auf die Frage, welche Urlaubsform in den
nächsten drei Jahren ,,ziemlich sicher" oder
,,wahrscheinlich" genutzt werde, bekundeten
in der repräsentativen Umfrage l4,9Vo derBe-
vökerung Interesse an einem Urlaub in einem
Ferienzentrum. Die Realisierung der Interes-
sensbekundung erreicht in den einzelnen Ur-
laubsarten unterschiedliche Werte. Eine
Kreuzfahrt wird beispielsweise nur zu l27o
realisiert und bleibt oftmals ein ,,Traumur-
laub". Ferienzentren erreichen in der Realisie-
rung einer Interessensbekundung den
vierthöchsten Wert (KrcncuHorn/TVARNKE
1997,5.26-29). ,,Der Winterurlaub im Schnee
und der Urlaub im Ferienzentrum (eweils
43 7o) werden vergleichsweise oft verwirk-
licht" (a.a.O.).

5. Ökologische, ökonomische und soziokul-
turelle Auswirkungen von Ferienparks

5.1 Ökologische Auswirkungen

Bei den ökologischen Auswirkungen wird
differenziert nach:
,,l.systemimmanent:
- FlächenverbrauchundVersiegelung
- Ressourcenverbrauch (Wasser und Ener-

gie)
- Abfallaufkommen und

2. standortabhängig:
- Beeinträchtigungperstörung von Vegetati-

on und Fauna
- Störung des Landschaftsbildes
- Verkehrsbelastungen" (Srneslns 1992, S.

s1).
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Bau und Betrieb von Ferienparks rufen
zwangsläufig eine Beanspruchung von Grtmd
und Boden und weitere Eingriffe in den Na-
turhaushalt hervor. Hier sollte allerdings eine
Verschiedenartigkeit zwischen den Parkkon-
zeptionen beachtet werden. Die Ferienparks
der Firma Center Parcs nehmen aufgrund ih-
rer starken Einbindung der natürlichen Umge-
bung (bevorzugt Nadelwaldgebiete) die größ-
ten Flächen ein (bis zu 130 ha). Dabei blei-
ben, durch die Einbettung der Bungalows in
die vörhandenen Waldgebiete, große Teilbe-
reiche unbebaut. Dies hat auch positive Effek-
te auf die städtebauliche Gestaltung, steht al-
lerdings im Zielkonflikt mit dem Flächenver-
brauch. Im Vergleich dazu verbrauchen Gran
Dorado oder Sun Parks weit weniger Fläche
(bis ca. 40 ha). Sie haben jedoch eine höhere
Bebauungsdichte, die städtebaulich negative
Effekte aufweisen kann. ,,Im Vergleich zu den
fremdenverkehrsintensiven Feriengemeinden
kann man nicht von einem höheren Flächen-
verbrauch der Ferienparks sprechen. In Bü-
sum beispielsweise wurde für den Ausbau
von Ferienwohnungen und Hotels sowie son-
stiger Freizeitinfrastruktur im Laufe von 40
Jahren eine Fläche von ca. 200 ha überbaut.
Die Übemachtungszahlen entsprechen denen
eines Center Parcs mit nur ca. 100 ha"
(Lürsrs/LrNosrÄor I 994, S.79).

Große Teile der beanspruchten Fläche werden
durch die Errichtung eines Ferienparks versie-
gelt, also mit einer wasserundurchlässigen
Verdichtung durch Baukörper, Asphalt etc.
versehen. Der Grad der Versiegelung variiert
zwischen den Konzepten aus den o.g. Grün-
den. Bei Center Parcs geht man von einer
durchschnittlich versiegelten Fläche von 20-
3O7o der Gesamtfläche aus. Bei den anderen
Anbietem dürfte dieser Wert höher sein. Im
Zuge der Baugenehmigung für den 42 ha
großen Gran Dorado-Park Hochsauerland hat
die Stadt Medebach von der Bezirksregierung
die Auflage bekommen, Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen einzuleiten. Auf insgesamt
35 ha Fläche sollen ökologische Ausgleichs-
maßnahmen durchgeführt werden. Hierzu ist
der Stadt ein zeitlicher Rahmen von sieben
Jahren gewährt worden. Die Stadt hat für den
Grunderwerb und die ökologischen Maßnah-
men auf den 35 ha insgesamt 1,8 Mio. DM
veranschlagt. Die für den Park verbrauchten
42 ha Fläche werden so fast in einer I zt I-

Relation wieder an anderer Stelle für ökologi-
sche Maßnahmen gewonnen.

Der Verbrauch von Energie und Wasser
nimmt aufgrund des ganzjährigen Betriebs
beheizter Badeparadiese und Zentralkom-
plexe erhebliche Ausmaße an. In den Ferien-
parks wird Energie zur Beheizung, Warmwas-
serversorgung und zum sonstigen Bedarf der
Bungalows verbraucht. Hinzu kommen auch
in besonderem Umfang der Zentralkomplex
und die Nebengebäude (2.8. Sporteinrichtun-
gen). Hier wird Energie vor allem für Raum-
heizung, Erwärmung sowie Aufbereitung des
Schwimmbadwassers und Beleuchtung ver-
wendet. Absolut sind die Verbrauchswerte für
die beiden Parkkonzepte ähnlich. Ohne Zwei-
fel ist der Wasserverbrauch von Ferienzen-
tren, den Angaben der Betreiber zufolge, be-
trächtlich. Bei einer Untersuchung ergaben
sich zwischen Gran Dorado und Center Parcs
nur geringe Unterschiede im Pro-Kopf-Ver-
brauch. Pro Tag wurden demnach l62bzw.
164 Liter pro Person verbraucht. ,,Gegenüber
Einwohnern einer ländlichen Wohngemeinde,
in denen kaum Fremdenverkehrsbetten vor-
handen sind, und gegenüber dem Bundes-
durchschnitt (143 llE[Taü liegt der tägliche
Verbrauch im Ferienpark deutlich höher"
(LüIHISÄNDSTADT 1994, S.80). Die Ver-
brauchswerte der Anlagen insgesamt schwan-
ken pro Tag zwischen 400 (Sun Park De
Haan) und 767 Kubikmetern (Center Parc Bi-
spingen) (Snivoen/KocH 1993, 5.46).

Das Abfallaufkommertin den Ferienzentren ist
von verschiedenen Faktoren abhängig. So gibt
es hinsichtlich der Menge wie auch in bezug
auf die Zusammensetzung des Abfalls eine
Abhängigkeit von der Konzeption der Betrei-
ber einerseits und vom Konsumverhalten der
Gäste andererseits.,,Im Konsum-/Gastrono-
miebereich steht dabei die Produktpalette in
direktem Zusammenhang zum möglichen
Umfang der Müllvermeidung. Auf der ande-
ren Seite ergibt sich ein Zusammenhang zwi-
schen den praktizierten Anstrengungen zum
Recycling von Wertstoffen und der letztend-
lich als Abfall verbleibenden Menge, die einer
Deponierung zugeführt werden muß" (SRN-

DERIKoCH 1993, S.46).

Im Vergleich zum normalen Müllaufkommen
der Kommunen fällt auf. daß die Ferienzen-
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tren mit ca.32l pro Person und Woche (Sniv-
npnfiocH 1993) ein etwas höheres Pro-Kopf-
Müllaufkommen produzieren. Die Stadt Dort-
mund ermittelte 1988 vergleichsweise ein
Müllaufkommen von 29,5 L Seitdem hat sich
das Müllaufkommen allerdings reduziert.
Dies könnte auch für Ferienparks gelten.
Auch hier sei noch einmal darauf hingewie-
sen, daß in den letzten Jahren gezielte Müll-
vermeidungsaktionen bei Gran Dorado in
Verbindung mit einem neuen Umweltkonzept
initiiert wurden, die sicherlich positive Effek-
te auf das Müllaufkommen an den Gran Dora-
do-Standorten haben werden.

Die Beeinträchtigung und Zerstörung der Ve-
getation und Fauna beginnt bereits bei der Er-
richtung eines Ferienparks. Hier wird der Na-
turraum während der Bauphase und durch die
Inanspruchnahme von Flächen sowie topogra-
phische Veränderungen (Erdbewegungen, Be-
gradigungen und Eingriffe in den Naturhaus-
halt der Böden) beeinflußt. Andererseits sind
Auswirkungen während des Betriebes der An-
lage durch Aktivitäten der Parkgäste möglich.
Eine Verstandortung von Ferienparks an
schon vorher intensiv genutzten und ökolo-
gisch degradierten Standorten, beispielsweise
ehemaligen Tagebaugebieten oder landwirt-
schaftlich intensiv genutzten Flächen, läßt nur
wenig Beeinträchtigungen erwarten. Dies sind
die klassischen Center Parcs-Standorte.,,Auf-
grund der hohen Anforderungen an das Image
einer Urlaubsregion werden in Deutschland
Ferienzentren vorwiegend in landschaftlich
attraktiven Gebieten geplant. Solche Regio-
nen haben einen relativ hohen ökologischen
Gesamtwert" (LürHreÄnqosrÄor 1994, S.80).
Mit Hilfe einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVP) ist in Deutschland zu prüfen, in-
wieweit die Ansiedlung eines Ferienparks
starke ökologische Beeinträchtigungen her-
vomrfen kann.

Bei den Aktivitäten der Gäste ist die Parkkon-
zeption von großer Bedeutung. Die Ausflugs-
intensität bei geschlossenen Anlagen in land-
schaftlich weniger attraktiven Regionen ist
geringer als bei halboffenen wie bei Gran Do-
rado. Die Art und Weise, in der die Gäste ihre
Aktivitäten gestalten, gleicht den Aktivitäts-
mustern in dezentralen Fremdenverkehrsge-
bieten. Hier kann man unterscheiden zwi-
schen Belastungen für die Tierwelt (2.B. Po-

pulationsverluste), Auswirkungen durch Tritt-
schäden (2.8. Pflanzenbeschädigung) sowie
Belastungen für vormals ungestörte Gebiete
(Lärm, Unruhe). Hinzu muß noch die Bela-
stung gezählt werden, die durch PKW-Benut-
zung am Ferienort entsteht und die aufgrund
der Ausflugsintensität nicht unerheblich ist.
Allerdings besteht durch gezielte Informatio-
nen und Ausflugsempfehlungen die Chance,
die in den Ferienzentren. konzentriert auftre-
tenden Touristenmassen bei ihren Aktivitäten
außerhalb des Paikgeländes zu lenken und
von ökologisch sensiblen Bereichen fernzu-
halten.

Auswirkungen von Ferienzentren im Sinne ei-
ner Störung des Landschaftsbildes sind von
verschiedenen Faktoren abhängig. Dies hängt
vom Standort ebenso ab wie von der Art und
der Größe der Gebäude. Grundsätzlich gilt,
daß ein- bis zweigeschossige Gebäude sich
eher problemlos in die umgebende Landschaft
einfügen lassen. Dagegen stellen mehrge-
schossige Gebäude wie Hotels und die bei Fe-
rienzentren üblichen Zentralkomplexe, die
teilweise mit hohen G.laskuppeln überdacht
sind, Blickfänge dar. Uberdies kann die Ar-
chitektur der Ferienzentren ein Problem dar-
stellen. Häufig steht sie nicht im Einklang mit
der in der Region üblichen Architektur. Dies
ist auch in Medebach der Fall. Er$chwerend
kommt hinzu, daß sich das Ferienzentrum
dort exponiert auf einer Kuppe befindet (vgl.
Bild 1). Vor allem von Westen, aus Richtung
Winterberg kommend, ergibt sich hier ein ne-
gativer erster Eindruck. Dies fällt selbstver-
ständlich auch den Gästen auf. Auf die offene
Frage ,,Was hat Ihnen außerhalb bzw. inner-
halb des Parks besonders gut/ überhaupt nicht
gefallen?" antworteten 22,6Vo der Befragten:
,,Die Anlage ist nicht in die Landschaft einge-
paßt/ es fehlt Begrünung/ der erste Eindruck
ist sehr negativ". Dies ist ein sehr hoher Wert,
da bei offenen Fragen keine Antworfvorgaben

. gegeben werden. Auch der Bürgermeister der
Stadt Medebach, Günter Langen (MdL), be-
stätigt die Problematik: ,,Die Gesamtansicht
von außen ist das Problem. Momentan planen
wir einen Radweg, der direkt unterhalb des
Parks herlaufen soll. Den wollen wir zum
Park hin mit einem Wall versehen, vielleicht
dämpft das diesen ersten Eindruck etwas ab".
Der angesprochene Wall, der den Fahrradweg
säumen wird, soll auf dem Kamm noch mit
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hohen Bäumen versehen werden (nach Aussa-
ge von R.J. Dogterom, Deutschland-Ge-
schäftsführer von Gran Dorado). In jedem
Falle ist die Begrünung innerhalb neuer Feri-
enzentren ein Problem, insbesondere dann,
wenn der Park auf einer Freifläche angelegt
wird. Dies gilt vor allem fär Medebach. Of-
fenbar wurden hier falsche Pflanzen sesetzt.
Überdies tritt das blanke Schiefergesöin des
anstehenden Gebirges an einigen Stellen her-
vor, was eine Begrünung erschwert. Bei
Standorten der Firma Center Parcs wird dage-
gen versucht, das Gelände in bereits bestehen-
de Waldflächen zu integrieren; der Waldbe-
stand wird nur zum Teil gerodet.

Die Verkehrsbelastungen zählen zu den be-
sonders problematischen Folgewirkungen von
Ferienzentren. Die Gäste von Ferienzentren
kommen in der Regel zu über 90Vo mit dem
PKW zu ihrem Aufenthalt (Befragungsergeb-
nis Medebach: 95Vo).Im Vergleich dazu lag
der Anteil der PKWs für sämtliche Reisen in-
nerhalb der Bundesrepublik Deutschland 1993
beica.75%o.,,Der hohe Anteil des Autos resul-
tiert u.a. daraus, daß der Anschluß an das öf-
fentliche Verkehrsnetz nach Gesprächen mit
Investoren kein Standortwahlkriterium dar-
stellt" (LürHre[nnsrArr 1994, S.81). Diese
Feststellung läßt sich auch durch die aus-
schließliche Anfahrtsbeschreibung mit dem
PKW bestätigen, die Gran Dorado für die ge-
samten Ferienparks des Untemehmens heraus-
gibt. Durch die überwiegend periphere Lage
der Parks ist die Anreise mit dem PKW fast
zwingend gegeben. Die Entfernungen zu den
Ballungszentren machen im Schnitt Fahrzeiten
von zwei bis vier Stunden zur Eneichung der
Ferienparks erforderlich. Aufgrund der gerin-
gen Aufenthaltsdauer weisen Ferienzentren ei-
nen großen Personen- und Fahrzeugumsatz
auf. Hinzu kommt noch, daß vor allem beim
halboffenen Konzept eine hohe Ausflugsnei-
gung zu erwarten ist. Hierzu wird wiederum
der mitgebrachte PKW genutzt. Aufgrund der
überwiegenden Zahl von Kurzurlaubern, die
eine Aufenthaltsdauer von drei bis vier Tagen
wählen, ergeben sich für Center Parcs genauso
wie für Gran Dorado und Sun Parks zwei Wo-
chentage, an denen der überwiegende Teil der
Bungalows vormittags von den abreisenden
Gästen verlassen und nachmittags von den
neuen Gästen belegt wird. Dies sind in der Re-
gel der Freitag und der Montag, wobei der

Freitag der Beginn des Wochenendes und der
Montag der Beginn der Wochenmitte darstel-
len. Ebenso buchbare Wochenaufenthalte kön-
nen an beiden Tagen beginnen. Zwar ist nicht
genau klar, wie hoch der Personenbesatz pro
PKW ist; es steht aber in jedem Falle fest, daß
es an diesen Tagen zu einem stark erhöhten
Verkehrsaufkornmen kommt. Am Beispiel des

Gran Dorado Hochsauerland mit einer Betten-
kapazität von 3 452 Betten ergeben sich an
den An- und Abreisetagen Belastungen von
rund 1 900 PKW. Der Großteil der Gäste reist
aus westlicher Richtung an. Der nächste Auto-
bahnanschluß (BAB 46) ist rund 50 Kilometer
entfernt. Es sind also bis zum Autobahnan-
schluß mehrere Ortsdurchfahrten mit Bela-
stungen des örtlichen Verkehrs erforderlich.
Während bei den Anlagen der Firma Center
Parcs mit dem geschlossenen Betriebskonzept
durch Größe und Anraktivität der Anlage in
Verbindung mit ihren isolierten Standorten
kaum Ausflugsneigungen der Gäste zu ver-
zeichnen sind, ist dies bei außenorientierten
Betriebskonzepten anders. lnsofem ist hier mit
einem erhöhten Ausflugsverhalten zu rechnen.

5.2 Ökonomische Effekte

Die wirtschaftliihen Auswirkungen, die bei
einer Ansiedlung eines Ferienzentrums ent-
stehen, können unter den Aspekten:
- Auswirkungen auf die Umsätze von Handel,

Gewerbe und Gastronomie vor Ort,
- Auswirkungen auf den bestehenden Frem-
denverkehr,
- Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt und

- Auswirkungen auf die kommunalen Haus-

halte betrachtet werden.

5.2.1 Auswirkungen auf die Betriebe vor Ort

Die Betriebe vor Ort können grundsätzlich
auf den vier folgenden Wegen vom Ferien-
zentrum profitieren:
1. Aufträge beim Bau des Ferienzentrums,
2. Aufträge für Unterhaltungs- und Repara-

turarbeiten,
3. Ausgaben für den Wareneinkauf der Ge-

schäfte und Restaurants des Parks und
4. Ausgaben derFeriengäste.

Zu 1: Aufträge beim Bau des Ferienzentrums

Dies sind mögliche Aufträge, die beim Bau
des Ferienparks vergeben werden können.
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Hier ist allerdings die vor Ort bestehende
Wirtschaftsstruktur von Bedeutung. Schließ-
lich ist der Bau eines Ferienzentrums ein
überaus großes Bauvorhaben, das in den
überwiegend ländlichen Gegenden, in denen
solche Parks verstandortet werden, sonst sel-
ten vorkommt. Insofern dürften ansässige
Unternehmen wenig Erfahrungen mit Bau-
vorhaben dieser Größenordnung aufweisen.
Beim Bau der beiden britischen Center Parcs
,,Sherwood Fotest" und ,,Elveden Forest"
verblieben 23 bzw. 2IVo der Baukosten für
Betriebe in der Region des Parkstandortes
(Srnnsoes 1993). Während der Bauphase
kann auch das örtliche Gastgewerbe profitie-
ren, da die zahlreichen auswärtigen Arbeits-
kräfte vor Ort untergebracht und versorgt
werden müssen. Laut einer Statistik der IHK
Arnsberg vom September 1996 sind die Um-
sätze des Medebacher Einzelhandels im
Zehnjahreszeitraum von 1984 bis 1993 um
86,7 Vo gestiegen.,,Dieser überdurchschnittli-
che Anstieg kann noch nicht auf den Betrieb
des Ferienparks zurückzuführen sein, weil
dieser erst 1994 öffnete; allerdings könnte
sich die Bauphase in den Zahlen durchaus
niederschlagen" (Auskunft der Stadt Mede-
bach 1997).

Zu2: Aüträge für Unterhaltungs- und Repa-
raturarbeiten

Bei anfallenden Instandhaltungs- und Repara-
turarbeiten werden in stärkerem Maße örtli-
che Handwerksbetriebe bei der Vergabe von
Aufträgen berücksichtigt. Vorgabe ist hierfür
allerdings, daß die Arbeiten nicht durch fest-
angestellte Mitarbeiter des Parks durchgeführt
werden können. Im Vorfeld der Parkerrich-
tung in Medebach wurden zwischen 0,4Vo bei
den Erschließungen und 8Vo bei der Einrich-
tung als Höhe des jährlichen Erhaltungsauf-
wandes in Prozent der Herstellungskosten
veranschlagt. Demnach ergeben sich für In-
standhaltungs- und Reparaturarbeiten im
,,Gran Dorado Hochsauerland" 2,5 Mio. DM
pro Jahr (ScHrnnns 1988). Diese Zahl wurde
von Gran Dorado nicht bestätigt. Um die
tatsächlichen regionalwirtschaftlichen Effekte
analysieren zu können, müssen hier allerdings
die Arbeiten abgezogen werden, die überre-
gionale Firmen durchführen, und die Arbei-
ten, die durch Gran Dorado-Mitarbeiter er-
bracht werden.

Zu 3: Ausgaben für den Wareneinkauf der
Geschäfte und Restaurants des Parks

Auch beim Wareneinkauf h4ben die lokalen
Anbieter Chancen, wenn auch das Gros der
Ausgaben in andere Regionen abfließt. Insbe-
sondere aber bei Frischwaren können kleine
Anbieter profitieren. ,,Nach der einzigen vor-
liegenden Untersuchung über zwei britische
Center Parcs gehen 18 bzw. 27Vo der Ausga-
ben an Anbieter in einem Umkreis von 40
Meilen" (Mrcne 1993,5.29). Für Medebach
wurde in der Standortprüfung von folgenden
Zahlen ausgegangen: ,,ScHERREB (1988) ver-
anschlagt den Wareneinsatz in der Gastrono-
mie und im Dorfladen des Ferienparks Mede-
bach auf zusammen etwa 5 Mio. DM. Nimmt
man an, daß 20Vo dieser Summe der Region
zugute kommen, wären das 1 Mio. DM pro
Jahr" (Mrei,rE 1993, S.29).

Zu 4: Ausgaben der Feriengäste

Die Gäste tätigen w?ihrend ihres Aufenthaltes
auch Nebenausgaben. Hierunter versteht man
Ausgaben, die außerhalb des Ferienparks ent-
stehen, so beispielsweise für Lebensmittel,
Restaurantbesuche, Benzin und sonstige Aus-
gaben für Ausflüge. Gäste von Center Parcs
werden aufgrund des geschlossenen Konzep-
tes den Park während des Aufenthaltes über-
wiegend nicht verlassen und so ihie Ausgaben
fast vollständig innerhalb des Ferienzentrums
tätigen. Bei außenorientierten Konzepten ist
das nur eingeschränkt der Fall. Die Attrakti-
vität einer Region spielt hier eine wichtige
Rolle und veranlaßt den Gast eher dazu, Aus-
flüge in die Umgebung durchzuführen. Hier
werden dann auch Ausgaben getätigt. Wichtig
ist allerdings auch, daß in den benachbarten
Orten Einkaufs- und Restaurationsangebote
bestehen. Für die Ausgaben, die während ei-
nes Tagesausflugs entstehen, hat das DWIF
Richtwerte mit Hilfe einer Umfrage aus dem
Iafu 1993 ermittelt. So ergeben die Tagesaus-
gaben der Ausflügler pro Person im Fremden-
verkehrsgebiet Sauerland insgesamt 31 Mark.
Den größten Anteil dieser Ausgaben machen
die Kosten für Restaurant- und Cafdbesuche
aus. Der Umfang der Umsätze, die durch Ta-
gesausflügler entstehen, wird häufig unter-
schätzt. Immerhin wurden 1993 im Reisege-
biet Sauerland 2,8 Milliarden DM durch Ta-
gesausflügler umgesetzt. Hier fehlen natürlich
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noch die Ausgaben der Gran Dorado-Gäste.
Interessant ist natürlich bei einem Anbieter
wie Gran Dorado, das Ausflugsverhalten der
Gäste zu beleuchten. Insgesamt 74,27o derbe-
fragten Gäste gaben an, entweder schon einen
Ausflug untsrnommen bzw. so etwas geplant
zu haben. 25,8Vo der Befragten verlassen den
Park während ihres Aufenthaltes überhaupt
nicht. Interessant ist, daß dieser Wert zwi-
schen der Sommer- und der Winterbefragung
kaum differiert. Es ergibt sich hierbei nur ein
Unterschied von 4,2Vo. Allerdings ist zu beob-
achten, daß bei der Winterbefragung der An-
teil der geplanten Ausflüge weit höher ist als
die bereits durchgeführten Ausflüge (67,9Vo
gegenüber 32,lVo). Es ist natürlich offen, in-
wieweit geplante Ausflüge am Ende auch
tatsächlich durchgeführt wurden. In der Som-
merbefragung sind die Anteile invers. Hier
stehen 39,9Vo geplante Ausflüge 60,IVo be-
reits durchgeführter Ausflüge gegenüber.
Geht man also allein von den durchgeführten
Aktivitäten außerhalb des Parks aus, so ist die
Ausflugsneigung im Sommer fast doppelt so
hoch wie im Winter. Die Ausflugsintensität
errechnet sich, wenn man die Anzahl der ge-
planten und durchgeführten Aktivitäten
außerhalb des Parks durch die Anzahl der be-
fragten Gäste dividiert. Bei den Befragten ist
so eine durchschnittliche Ausflugsintensität
von 2,1 zu verzeichnen. Im Sommer liegt die
Ausflugsintensität bei 2,3 und im Winter bei
1,8. Das heißt also, jeder Gast unternimmt
während seines Parkaufenthaltes im Durch-
schnitt etwas mehr als zwei Ausflüge.

Interessant ist in diesem Zusammenhang die
Betrachtung der Ausflugsziele (Abb. 2). In er-
ster Linie werden Ziele im Reisegebiet Sauer-
land angesteuert. Ein offensichtliches,,Muß"
ist hierbei Winterberg. Zählt man Winterberg,
die Bobbahn Winterberg und den Kahlen
Asten zusammen, so ist ,,Winterberg" insge-
samt zu fastTj%o das Ziel erster Wahl, wenn
es um die Ausflugsplanung der Gäste geht.
Der hohe Prozentwert für Medebach über-
rascht aufgrund der räumlichen Nähe nicht.
Hier ist auch ein Besuch zu Fuß problemlos
möglich. Offensichtlich ist auch die Beliebt-
heit des Freizeitparks ,,Fort Fun", der nur 30
km von Medebach entfernt ist. In der Rangli-
ste der ,,Top Ten" rangiert dieser Freizeitpark
auf Rang vier, obwohl er nur im Sommer
geöffnet hat und somit bei der Winterbefra-

gung nicht genannt werden konnte. Nach der
Befragung besuchen rlund I5Vo der Gäste
während ihres Aufenthaltes ,,Fort Fun". Ein-
trittskarten für ,,Fort Fun" sind auch an der
Rezeption erhältlich. Von April bis Oktober
1996 sind hier 7 812 Karten verkauft worden.
Bezogen auf die Gästeankünfte in diesem
Zeitraum haben 7,6Vo der Gäste Eintrittskar-
ten an der Gran Dorado-Rezeption gekauft
und diesen Freizeitpark besucht. Nicht quanti
fizierbar ist der Anteil der Gran Dorado-Gä-
ste, die ihre Eintrittskarten erst vor Ort gelöst
haben. Somit ist der Wert von7.6Vo am unte-
ren Ende anzusetzen. In jedem Falle ist eine
tendenzielle Übereinstimmung mit den Befra-
gungsergebnissen erkennbar. Neben den in
Abbildung 2 aufgezeigtenZielen mit den Ki-
lometer-Entfernungen zum Gran Dorado-
Park, die sich insgesamt alle in der näheren
Umgebung desselben befinden, werden von
den Gran Dorado-Gästen aber auch weiter
entfemte Ausflugsziele angefahren. Viermal
wurde in diesem Zusammenhang die Stadt
Kassel genannt, die ca. 72kJn vom Park ent-
fernt ist. Noch etwas weiter entfernt ist der
Wildwald Voßwinkel bei Arnsberg. Dorthin
müssen die Gäste fast 90 km fahren. Noch
weiter entfernt ist das Hermannsdenkmal im
Teutoburger Wald mit über 150 km.

Die ,,Spitze" bilden allerdings Köln, Düssel-
dorf und Bottrop. Hierbei ist Köln mit ca. 180
km Entfernung noch am nächsten vom Park
entfernt. Zweimal gaben Gäste an, zum Musi-

km

Abb. 2: Die zehn meist besuchten Aus-
flugsziele der Gäste

(Quelle: Befragungen d. Verf .1996197. Mehrfachant-
worten waren möglich)
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cal ,,Grease" bis nach Düsseldorf gefahren zu
sein. Insgesamt fünf Befragte fuhren von Me-
debach aus zum,,Movie-World"-Freizeitpark
in Bottrop-Kirchhellen. Beide letztgenannten
Ziele sind rund 200 km vom Gran Dorado
Hochsauerland entfernt. Bei genauerer Be-
trachtung der Befragten, die solche Entfer-
nungen für Tagesausflüge in Kauf nehmen,
fällt folgendes auf: Es besteht offenbar eine
Relation zwischen der Entfemung vom Hei-
matort und der Bereitschaft zu großen Entfer-
nungen bei Ausflügen. Wer eine weite Anrei-
se zum ;,Gran Dorado Hochsauerland" hat, ist
auch bereit, vor Ort weitere Tagesreisen zu
unternehmen. Alle Befragten, die Ausflugs-
ziele angesteuert haben, die 180 km und wei-
ter von Medebach entfernt sind, kommen aus
Sachsen, Berlin, Hamburg, Schleswig-Hol-
stein oder Nord-Brabant. Uberdies haben ge-
nannte Befragte fast alle einen mindestens
einwöchigen Aufenthalt im Gran Dorado ge-
bucht. Die Neigung zu weit entfernten Tages-
ausflügen ist bei Wochenendaufenthalten of-
fenbar nicht so ausgeprägt. Interessant ist hier
folgende Beispielrechnung: Geht man einmal
von derZahl der Gästeankünfte 1996 (190 000)
aus und legt dieser Zahl zugrunde, daß laut
der Gästebefragung im Jahresmittel eine Aus-
flugsintensität von 2,1 besteht, so sind dies
absolut 399 000 Ausflüge. Multipliziert man
dies mit dem Tagesumsatzwert des DWIF für
das Reiseziel Sauerland , also 31 DM, so er-
gibt das eine Summe von 12 369 000 DM.
Diese Zahl ist natürlich nicht belegt. Sie hat
allerdings auf dem gezeigten Berechnungs-
weg und vor allem unter Berücksichtigung
der recht hohen Stichprobe eine gute Aussa-
gekraft. Verteilt man den o.g. Wert prozentual
auf die von den Tagesausflüglern angesteuer-
ten Ziele, so ergeben sich auch hier interes-
sante Modellrechnungen.

5.2.2 Auswirkungen auf den bestehenden
Fremdenverkehr

Hier muß wieder zwischen den beiden Be-
triebskonzepten unterschieden werden. Bei
geschlossenen Betriebskonzepten werden
Standorte gesucht, die landschaftlich nicht
sehr reizvoll sind. Der Gast soll möglichst den
Park nicht verlassen. In diesen fremdenver-
kehrswirtschaftlich schwach entwickelten
Räumen ist ein Fremdenverkehrsgewerbe nur
in kleinem Ausmaß vorhanden. Insofern be-

steht hier keine Konkurrenzsituation. Viel-
mehr wird dort eine Parkansiedlung eher als
eine,,Initialzündung" gesehen (LürHraÄNo-
srÄor 1994, S.77). Parkanbieter mit außenori-
entiertem Konzeft suchen bereits touristisch
erschlossene Reisegebiete. Auch hier ist eine
unmittelbare Konkurrenz zwischen dem Feri-
enzentrum und den traditionellen Fremden-
verkehrsbetrieben nur begrenzt zu erwarten.
Dies hängt allerdings auch vom Standort ab.
Für Standorte in Mittelgebirgen, wie das Sau-
erland, gilt folgendes:
- ,,Der bisherige Mittelgebirgstourismus ist
vor allem auf Ruhe sowie Landschafts- und
Naturbezug ausgerichtet, während die neuen
Ferienparks eher aktivitäts- und erlebnisorien-
tiert sind.
- Die Hauptzielgruppe der Ferienparks, Fa-
milien mit Kindern, zählt nicht zu den Haupt-
zielgruppen der traditionellen Betriebe.
- Die die Ferienparks betreffende Nachfra-
ge ist teilweise durch das Angebot generiert.
Nach einer Befragung in den britischen Cen-
ter Parcs hätten 35Vo der Besucher keinen
Urlaub gemacht, wenn es das Parkangebot
nicht gegeben hätte, und weitere 207o wären
ins Ausland gefahren. Nur 4Vo wären auch so
in die Region gekommen" (Mrclre 1993,
s.29).

,,Bei den deutschen Sauerlandurlaubem han-
delt es sich zum großen Teil um Gäste aus den
mittleren und gehobenen Altersgruppen. Im
Vergleich zu den deutschen Inlandsurlaubern
sind die jungen Altersgruppen (bis 35 Jahre)
unter den Sauerlandurlaubern unterrepräsen-
tiert, die Alteren (über 54 Jahre) dägegen
übenepräsentiert" (IPK 1993, 5.16). Offen-
sichtlich spricht das klassische Urlaubsange-
bot des Sauerlandes vor allem ältere Urlauber
an. Für die Region selbst stellt das Freizeitan-
gebot des Parks, das bei außenorientiertem
Konzept ja auch Tagesgästen zur Verfügung
stehen soll, eine Erweiterung des touristischen
Angebotes dar. Überdies bestehtja auch noch
die Möglichkeit, daß ehemalige Parkgäste zu
einem Aufenthalt außerhalb des Parks aber in
derselben Zielregion wiederkehren können.
Im beherbergenden Fremdenverkehrsgewerbe
des Hochsauerlandes wurde in der Planungs-
zeit die Befürchtung geäußert, daß der Ferien-
park die Gäste von den bisherigen Unter-
kunftsangeboten in den Bungalowpark ab-
zieht. Es ist allerdings im Gegenteil zu beob-
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achten, daß der ,,Gran Dorado Park Hoch-
sauerland" eine ganz andere Tourismusklientel
anspricht. Der bisherige Mittelgebirgstouris-
mus ist vor allem auf Ruhe sowie Landschafts-
und Naturbezug ausgerichtet, während die
neuen Ferienparks eher aktivitäts- und erleb-
nisorientiert sind. Die Hauptzielgruppe der
Ferienparks, Familien mit Kindern, zählt
nicht zu den Hauptzielgruppen der traditionel-
len Betriebe im Sauerland.

Neben diesen allgemeinen Merkmalen kann
man die Verschiedenheit der Tourismusklien-
tel auch daran erkennen, daß im Durchschnitt
insgesamt 61,67o der befragten Gäste zum al-
lerersten Mal im Hochsauerland zu einem
(Kurz-)Urlaub sind (Abb. 3). Betrachtet man
den Erstbesucheranteil unter den einzelnen
Altersgruppen, so wird deutlich, daß die ho-
hen Prozentanteile der Sauerland-Erstbesu-
cher zwischen den Altersgruppen nur wenig
differieren. Die Altersgruppe der über
60j2ihrigen istzu 50Vo zum ersten Mal im Sau-
erland. Dieser im Vergleich zu den anderen
Altersgruppen geringe Wert der Erstbesucher
erklärt sich mit der Lebensdauer. Die Wahr-
scheinlichkeit, daß ein über 60jähriger irgend-
wann einmal zu einem (Kurz-) Urlaub im
Sauerland gewesen ist, ist höher als in den un-
teren Altersgruppen. Dennoch ist dies auch
für diese Altersgruppe ein sehr hoher Wert.
Im Schnitt ist jede sonstige Altersgruppe zu
60Vo wd mehr zum ersten Mal überhaupt im
Sauerland. Allein diese Tatsache belegt, daß
der ,,Gran Dorado Hochsauerland" nicht die
bisherigen Gäste des Sauerlandes abschöpft,
sondern im Gegenteil neue Gäste in das Sau-
erland bringt. Rechnet man diesen Wert ein-
mal auf die knapp 190 000 Gran Dorado-Gä-
ste im Jahr 1996 hoch, so kommt man allein
in diesem Zeitraum auf insgesamt 114 000
neue Sauerlandurlauber. Für das traditionelle
Tourismusziel Sauerland muß von anderen
Werten ausgegangen werden, obwohl aktuelle
Zahlen nicht verfügbar sind. ,,Aus der Gäste-
befragung, die 1984/85 im Hochsauerland-
kreis durchgeführt wurde, ergab sich für die
befragten Gäste ein Erstbesucher-Anteil von
287o.72Vo der befragten Gäste waren zum
wiederholten Mal im Sauerland" (IPK 1993,
S.20). Der klassische Sauerlandurlauber ist
also eher ein ,,Wiederholungstäter". Außer-
dem ist der Altersdurchschnitt der Sauerland-
urlauber (vor Öffnung des Parks), wie er-

zum '1. Mal

zum 2. Mal

zum 3. Mal

zum 4. Mal

zum 5. Mal

zum 6. Mal

Altersgruppen
r------'l <16

r------'l 17-30

f------ 31-45
r-----r 46-60
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Abb. 3: Häufigkeit der (Kurz-)Urlaube im
Sauerland nach Altersgruppen

(Quelle: Befragungen d. Verf. 1996197 im Gran Dorado
Park Hochsauerland)

wähnt, viel höher als bei Gran Dorado. 69Vo
der Befragten kennen noch andere Bungalow-
parks, sind also auch nicht zum klassischen
Sauerlandurlauber zu zählen. Insofern werden
hier eher Gäste von anderen Ferienzentren ab-
gezogen als aus dem Sauerland.

Diese Erkenntnisse lassen daher die Annahme
zu, daß durch den Ferienpark eine ganz ande-
re Tourismusklientel auf das Sauerland auf-
merksam wird. Geht man aber im schlechte-
sten Falle einmal davon aus, daß rund 2I7o
der Gran Dorado-Gäste normalerweise in ei-
nen traditionellen Betrieb des Sauerlandes ge-
fahren wären, so machte das im Jahr 1996
knapp 40.000 Gästeankünfte aus. Bei einer
Anzahl von 1 600 630 Gästeankünften für das
Reisegebiet Sauerland 1996 würde das eine
Verlagerung von 2,5Vo ausmachen. Ange-
sichts der großen Zahl der neuen Sauerlandur-
lauber wäre diese Verlagerung insgesamt ver-
kraftbar. Überdies darf nicht vergessen wer-
den, daß die Infrastruktur des Parks eine Ver-
besserung des touristischen Angebotes des
Sauerlandes darstellt. Hiervon profitieren auf-
grund des außenorientierten Konzeptes auch
die traditionellen Anbieter im Reisegebiet
Sauerland.

Konkurrenzsituationen zwischen Ferienzen-
trum und dem traditionellen Fremdenver-

r45



kehrsangebot sind allerdings dann zu erw€u-
ten, wenn sich die Hauptzielgruppen allge-
mein decken. So hat es bei den Anfang der
siebziger Jahre an der Ostsee gebauten Feri
enzentren erhebliche Einbrüche bei den tradi-
tionellen Fremdenverkehrsbetrieben gegeben
(MteI-re 1993, S.29). Solche Konkurrenzsi-
tuationen sind auch zu erwarten, wenn mehre-
re Parks im selben Reisegebiet angesiedelt
werden. Dies gilt vor allem dann, wenn diese
Parks ein außenorientiertes Konzept verfol-
gen. Bei geschlossenen Betriebskonzepten
sind diese Konkurrenzsituationen nicht so
ausgeprägt. Hier zählt das Angebot innerhalb
des Parks. Mehrere Anlagen der Firma Center
Parcs (2.B. die belgischen Parks) befinden
sich erfolgreich in unmittelbarer Nähe zuein-
ander.

In der offiziellen Fremdenverkehrsstatistik
1993-1996 ist eine auff?illige Veränderung zu
beobachten (Tab. 1). Der negative Trend bei
den Ankünften wurde im Jahr 1995 in eine
positive Entwicklung umgewandelt. Die
Eröffnung des ,,Gran Dorado Hochsauerland"
schlägt hier voll zu Buche. Bereinigt man al-
lerdings einmal die Ankünfte in 1996 für das
Reisegebiet Sauerland um die 190 000 Gran
Dorado-Ankünfte, so kann man feststellen,
daß ohne Gran Dorado die Ankünfte im Sau-
erland 1993-1996 um weitere 4,4Vo gesunken
sind. Auch der hohe Zuwachs an auswärtigen
Gästen (1995 2.8.28,6Vo), vor allem aus den
Niederlanden, ist auf Gran Dorado zurückzu-
führen. Die Gästeankünfte im ,,Gran Dorado
Hochsauerland" hatten 1996 einen Anteil an
den Gesamtankünften im Reisegebiet Sauer-
land von Il,9Vo. Insofern wird die touristi-
sche Entwicklung des Sauerlandes zunächst
verwässert. Zuwächse sind fast ausschließlich
auf Gran Dorado zurückzuführen. Parallel ist
hierbei zu beobachten, daß das Bettenangebot
von 1993 bis 1996 von44242auf48756 ge-

stiegen ist, während im gleichen Zeitraum die
Zahl der Unterkunft anbietenden Betriebe
von 1 143 kontinuierlich auf 1 090 gesunken
ist. Weniger Betriebe bieten also mehr Betten
an.

Insgesamt hat sich die Bettenauslastung im
Sauerland kaum verändert. In den Jahren
1993, 1995 und 1996 lag sie konstant bei
40,7Vo. Aufgrund der aufgezeigten Rückgän-
ge bei den Ankünften ist jedoch mit einem
Rückgang der Auslastungsquote in den tradi-
tionellen Unterkunftsarten zu rechnen. Offen-
sichtlich wird die konstante Auslastung für
das gesamte Reisegebiet durch die hohe Aus-
lastungsquote der Ferienzentren (nber 70Vo)
ermöglicht. Die durchschnittliche Aufent-
haltsdauer im Sauerland schwankte in den
letzten Jahren marginal zwischen 4,2 und 4,1
Tagen. Interessant ist hierbei auch die Her-
kunft der ausländischen Gäste, für die laut
amtlicher Statistik oftmals Zuwächse von
über 1 000Vo in Medebach zu verzeichnen
sind. Auffällig ist, daß Gäste nun auch aus
Staaten kommen, die vorher nicht in dem
Maße im Sauerland vertreten waren. Den
größten Anteil der ausländischen Gäste stel-
len die Niederländer. Im Reisegebiet Sauer-
land eneichen diese unter den ausländischen
Gästen einen Anteil von78Vo. Danach folgen
mit großem Abstand Gäste aus Belgien mit
6Vo. Alle anderen Staaten sind nur marginal
vertreten. In Medebach haben die Niederlän-
der unter den ausländischen Gästen sogar ei-
nen Anteil von 95,5Vo. Letzterer Wert doku-
mentiert die Beliebtheit von Ferienzentren bei
Niederländern, die diese Urlaubsform initiiert
haben. Nach der Statistik verbrachten 1996
53,9Vo der gesamten niederländischen Sauer-
landurlauber ihren Aufenthalt in Medebach
und hier sicher im ,,Gran Dorado Hochsauer-
land". Somit ist Medebach das ,,niederländi-
sche Herz" des Sauerlandtourismus.

Tab. L: Die Fremdenverkehrsentwickl im Sauerland 1993 -1996

(Quelle: Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik Nordrhein-Westfalen, Auszug aus der Zusatztabelle ,,Fremden-
verkehr in Nordrhein-Westfalen im Reisesebiet Sauerland". Düssetdorf 1997
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5.2.3 Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt

Häufig ist in strukturschwachen ländlichen
Regionen die Arbeitsmarktsituation sehr
ungünstig. Für die Ansiedlung von Industrie-
und Gewerbebetrieben fehlen oftmals die
Standortfaktoren. Der Umfang der neu ge-
schaffenen Arbeitsplätze ist abhängig von der
Größe und dem Freizeit- und Dienstleistungs-
angebot der Parks. Einige Parks haben eige-
nes Reinigungspersonal und eigene Handwer-
ker, andere wiederum vergeben diese Arbei-
ten nach außen, womit der Anteil der derivier-
ten Arbeitsplätze, also der aufgrund des Parks
geschaffenen, ansteigt. Grundsätzlich kann
sich die Ansiedlung eines Ferienparks folgen-
dermaßen auf den Arbeitsmarkt auswirken:
- ,,Arbeitsmöglichkeiten beim Bau des Feri-
enparks,
- Beschäftigung im Ferienpark,
- indirekte Effekte durch die Ausgaben der
direkt Beschäftigten, die Aufträge und Käufe
des Ferienzentrums und die Ausgaben der Gä-
ste außerhalb des Ferienzentrums" (Mrclre
1993, S.30).

Aufgrund der hohen Investitionssumme ist
das Investitionsvolumen pro Arbeitsplatz mit
fast 1 Mio. DM (938 000 DM laut Mmlxr)
weit höher als im traditionellen Fremdenver-
kehrsgewerbe, das pro Arbeitsplatz zwischen
130 000 und 180 000 DM investiert. Der Um-
fang der derivierten Arbeitsplätze ist nur be-
dingt abzuschätzen. Laut Mm,lxr, (1993) geht
Center Parcs von 150 indirekten Arbeitsplät-
zen aus, die in der Region entstehen. Hierbei
muß allerdings beachtet werden, daß die Aus-
flugstätigkeit und damit natürlich auch die
Ausgaben der Gäste außerhalb des Parks bei
Center Parcs wesentlich geringer ausfallen als
bei außenorientierten Betriebskonzepten. In-
sofern muß bei Gran Dorado mit stärkeren in-
direkten Beschäftigungseffekten gerechnet
werden. Derivierte Arbeitsplätze befinden
sich bei allen Zulieferern, technischen Dien-
sten, den touristischen Infrastruktureinrich-
tungen der Region (2.B. Gastronomiebetriebe,
Freizeiteinrichtungen, Freizeitparks) oder
dem Einzelhandel in Medebach und umlie-
genden Orten. Die Frage, wieviele Arbeits-
plätze deriviert entstanden sind, läßt sich
nicht konkret beantworten. ,,Ohne jeden
Zweifel steht fest, daß die Gäste des Ferien-
parks auch die Einzelhandelsgeschäfte, Ga-

stronomiebetriebe etc. der Stadt aufsuchen. Es
gibt auch zur Zeit keine Statistik oder greifba-
re Unterlagen darüber, wieviel neue Arbeits-
plätze in den sonstigen Medebacher Betrieben
geschaffen wurden. Fest steht natürlich, daß
Medebacher Handwerksbetriebe in beachtli-
chem Umfang Aufträge zur Aufrechterhal-
tung des laufenden Betriebs des Ferienparks
erhalten. Auch hier gibt es allerdings keine
verläßlichen Unterlagen über neue Arbeits-
plätze infolge der Ansiedlung des Ferien-
parks" (Auskunft der Stadt Medebach 1997).
Ein konkretes Beispiel ist das Reinigungsun-
ternehmen Emde & Granderath, das für die
Reinigungsarbeiten im gesamten Park zustän-
dig ist. Das Unternehmen aus Medebach be-
stand schon vor der Offnung des Ferienparks.
Für die Reinigung des Parks, also aller Bun-
galows, der Hotelzimmer, des Gran Place
usw. sind zusätzlich 160 Mitarbeiter von
Emde & Granderath tätig.

Die Beschäftigungszahlen insgesamt sehen
für den ,,Gran Dorado Hochsauerland" wie
folgt aus (Mai 1997): Insgesamt sind 311 Mit-
arbeiter beim Park beschäftigt. Hiervon sind
180 Vollzeitbeschäftigte und 101 Aushilfen
(darunter 25 Schüler, 1 Student, 1 Rentner).
Hinzu kommen noch 24 Auszubildende und 6
Praktikanten. Ungefähr die Hälfte der Mitar-
beiter kommt aus der Region; sie sind über-
wiegend in den Bereichen Gastronomie, Hou-
sekeeping, Schwimmbad, Technik, Admini-
stration und Einzelhandel beschäftigt. Der
Nationalitätenmix der Mitarbeiter setzt sich
zusammen aus 83Vo Deutschen, 77o Nieder-
ländern wd llqo sonstigen Nationalitäten.
Viele der nicht aus der Region stammenden
Mitarbeiter haben sich in Medebach und Um-
gebung niedergelassen. Aufgrund der Wette-
runabhängigkeit der Ferienparks gewährlei-
stet diese Betriebsform eine hohe Rate
ganzjähriger Beschäftigung. Die negativen
Aspekte'der saisonalen Beschäftigung im
Fremdenverkehr treten hier überwiegend
nicht auf. Ferienparks schaffen in überwie-
gend strukturschwachen ländlichen Räumen
eine hohe Zahl von Arbeitsplätzen.

5.2.4 Auswirkungen auf die kommunalen
Haushalte

Hier muß im besonderen darauf geachtet
werden, daß die Steuergrundlagen in den
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einzelnen Staaten, in denen sich Ferienparks
befinden, unterschiedlich sind. Im. folgenden
wird auf das konkrete Beispiel der Stadt Me-
debach eingegangen, das recht anschaulich
mögliche Effekte auf die kommunalen Haus-
halte aufzeigt (Auskünfte von Stadtdirektor
H. Nolte 1997, nachstehend teilweise im Zi-
tat). ,,Erst einmal haben wir natürlich Ein-
nahmen aus der Grundsteuer B. Das macht
260 000 DM per anno an Mehreinnahmen.
Wie es im Moment aussieht, fällt die Gewer-
bekapitalsteuer ja bald durch die Steuerre-
form weg. Es gibt aber noch die Gewerbeer-
tragssteuer. Diese tritt allerdings erst nach 3-
4 Jahren in Kraft. Diese Größenordnung ist
bis heute noch nicht abzuschätzen. Wir ha-
ben aber insgesamt auch 260 direkte Arbeits-
plätze mehr. Die schlagen wie folgt zu Bu-
che: Die Städte und Gemeinden bekommen
vom Land Zahlungen, die sich anteilig auf
die Einkommenssteuerbeträge errechnen."
Im Jahre 1996 belief sich dieser insgesamt
auf die 396 Gemeinden in NRW zu vertei-
lende Betrag auf 10 536 000 000 DM. Die
Verteilung erfolgt in der Form, daß die Ein-
kommen der Einwohner in den einzelnen
396 Gemeinden prozentual zueinander ins
Verhältnis gesetzt werden. Diese Prozent-
zahlen werden alle drei Jahre neu festgesetzt.
Die Prozentzahlen für die Stadt Medebach
haben sich wie folgt entwickelt: 199l-1993:
0,0002836, 1994-1996: 0,0003025 und 1997-
1999: 0,0003460.

Aus den vorstehenden Zahlen wird deutlich,
daß der prozentuale Anteil der Stadt Mede-
bach deutlich gestiegen ist. Da die Prozent-
zahlen aller 396 Gemeinden insgesamt 1007o
ergeben müssen, müssen sie sich folgerichtig
bei anderen Gemeinden zurückentwickelt ha-
ben. ,,Hier haben wir Zuwächse von rund
200 000 DM per anno verzeichnen können.
Zwar haben wir aufgrund der höheren Ein-
nahmen bei der Grundsteuer B weniger Aus-
gleichszahlungen (Schlüsselzuweisungen)
vom Land bekommen, die erhöhten Einkom-
menssteueranteile fließen hier zum Glück
aber nicht ein, so können wir einen guten
Überschuß verzeichnen."

Aber auch im Bereich der Strom- und Gas-
versorgung hat sich etwas getan. Zwar hat
Gran Dorado eigene Verträge mit der VEW
(Vereinigte Elektrizitätswerke Westfalen)

und der WFG (Westfälische Ferngas AG)
abgeschlossen, die erhöhten Lieferungen auf
das Stadtgebiet haben aber auch für die Stadt
Effekte. So haben sich die Konzessionsabga-
ben (Zahlung der Versorger an die Stadt für
die Erlaubnis, als alleiniger Versorger aufzu-
treten, berechnet nach dem Gesamtabsatz
von Strom oder Gas auf dem Stadtgebiet) der
Versorger erhöht. So steht beispielsweise bei
der Stadt Medebach seitens der WFG eine
neue Tarifierung der Konzessionsabgabe von
20 000 DM auf 55 000 DM unmittelbar be-
vor. Beim Wasserpreis gibt es keine Ermäßi-
gung für Gran Dorado. Hier wird der gleiche
Preis bezahlt wie bei den Privathaushalten
der Stadt Medebach. ,,Zunächst kostete der
Kubikmeter Wasser 2,37 DM, Mittlerweile
ist der Preis für alle auf 2,11 DM herabge-
setzt worden. Der Abwasserpreis ist dank
des großen Abnehmers konstant bei 3,45
DM geblieben. Ohne Gran Dorado hätten
wir den schon längst heraufsetzen müssen.
Pro Jahr verbraucht Gran Dorado ca.
140 000 Kubikmeter Wasser. Das macht
rund 400 000 DM Frischwasser- und
500 000 DM Abwasserkosten aus. Im Mo-
ment müssen wir für 6 Millionen DM eine
neue Kläranlage bauen. Dies liegt aber nicht
allein an Gran Dorado. Natürlich müssen wir
deswegen unsere Kapazitäten erweitern, die
alte Anlage hätten wir aber ohne die Gran
Dorado-Ansiedlung auch erneuern müssen,
weil hier eine dritte Klärstufe fehlt. Aber zu-
sammenfassend läßt sich sagen, daß auf-
grund des Parks die Frischwasserkosten ge-
senkt und die Abwasserkosten gehalten wor-
den sind. Ich denke, das dies einmalig in
NRW sein dürfte. Uberdies ist die Ausgangs-
lage in Medebach ungünstig, da wir hier mit
66 Einwohner je kmz die viert dünnbesiedel-
te Stadt in NRW sind. Ein riesiges Netz be-
deutet normalerweise hohe und steigende
Kosten." Im Zeitraum Dezember 1995 bis
Ende November 1996 bezahlte Gran Dorado
37t 429,19 DM für Frischwasser. Die Ko-
sten für Abwasser beliefen sich im gleichen
Zeitraum auf 590 701,58 DM. So zahlte
Gran Dorado 1996 insgesamt 962130,77
DM an die Stadt Medebach für Frisch- und
Abwasserkosten.

Die Gran Dorado-Ansiedlung hatte aber auch
Auswirkungen auf die Bevölkerungsentwick-
lung. Uber einen jahrzehntelangen Zeitraum
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hat sich die Einwohnerzahl so gut wie nicht
verändert. Vor Eröffnung des Parks hatte die
Stadt rund 7 100 Einwohner. ..Jetzt. zwei Jah-
re später, sind wir schon bei 8 400. Die Mitar-
beiter des Parks schlagen hier voll in der Sta-
tistik durch. Ein Großteil der Beschäftigten
wohnt jetzt mit den Familienangehörigen in
unserer Stadt. Im Bevölkerungszuwachs sind
aber auch 400 Aussiedler enthalten. Trotzdem
ein extremer Zuwachs. Das sehen wir auch
am sehr hohen Bedarf an Bauland. Fast l0
Jahre lang haben wir in einem erschlossenen
Neubaugebiet in Superlage Plätze für 14 DM
pro mz angeboten, und nichts passierte. Mit
der Grundsteinlegung des Parks waren plötz-
lich alle Flächen verkauft. Wir haben dann in
schnellster Zeit aufgrund des Nachfrage-
drucks im Stadtgebiet neues Bauland geschaf-
fen, und in einem Jahr waren 40 von 50 Plät-
zen weg. In den zu Medebach gehörenden
Dörfern sieht die Entwickluns nicht anders
aus."

5.3 Die soziokulturellen Auswirkungen

Durch die Ansiedlung von Ferienparks sind
soziokulturelle Auswirkungen möglich.,,Mit
soziokulturellen Effekten sind Einflüsse von
aul3en gemeint, die regionale oder örtliche
Verhaltensmuster, Wertvorstellungen und So-
zialgefüge verändern" (MtEI-rn 1993, S.26).
Mögliche soziokulturelle Effekte von Ferien-
großprojekten können sein:
- Beeinträchtigung des Ortsbildes und der
Landschaft durch die dominierende ,,urbane"
Architektur der Ferienzentren,
- Gefühl der Überfremdung bei den Einhei-
mischen durch die starke Präsenz der Feri-
engäste im Ort,
- Zuwanderung von Arbeitskräften von
außerhalb,
- unkritische Übernahme von Verhaltensmu-
stern und Werten der Feriengäste und Zuge-
wanderten,
- damit zusammenhängend der Zertal tradt-
tioneller Wertvorstellungen und der lokalen
Identität,
- Konfrontation mit dem von auswärts kom-
menden Management der Parks,
- damit zusammenhängend die Gefahr des
Verlustes oder der Einschränkung der politi-
schen Autonomie in kommunalen Angelegen-
heiten und
- Zunahme sozialer und ökonomischer Dis-

paritäten aufgrund unterschiedlicher Teilnah-
me an den vom Park ausgelösten ökonomi-
schen Effekten (MrEI-xE 1993).

Diese möglichen soziokulturellen Effekte
müssen nicht zwingend eintreten. Das Aus-
maß der Effekte hängt zum großen Teil vom
Größenverhältnis zwischen der Gemeinde
und dem Ferienzentrum ab. Mit stärkeren Ef-
fekten ist zu rechnen, wenn hohe Gästezahlen
des Ferienparks auf eine geringe Einwohner-
zahl der Gemeinde treffen. Dies ist vor allem
in der Praxis häufig der Fall, da die Ferien-
zentren überwiegend in ländlichen Gebieten
verstandortet werden. Das empfohlene Ver-
hältnis von Bettenzahl zur Einwohnerzahl von
1:l wird häufig überschritten. Im Gesamtge-
biet Medebach geht man von einem Verhält-
nis Einwohnerzahl zu Bettenzahl von 3: I aus.
Betrachtet man den direkt am Park gelegenen
Kemort Medebach isoliert. so ersibt sich ein
Verhältnis von 1,5: l.

Auch die Betriebskonzepte spielen eine Rolle.
Beim geschlossenen Konzept wie bei Center
Parcs dürften die soziokulturellen Auswirkun-
gen geringer sein, da darauf abgezielt wird,
daß die Gäste möglichst alle Angebote im
Park vorfinden. Auf3enorientierte Konzepte
beziehen die Attraktivität der Umgebung da-
gegen bewul3t mit ein. Sind ein Park kleiner
oder schlechter ausgestattet und die Umge-
bung für Einkäufe oder zum Spazierengehen
attraktiv. so verlassen die Gäste vermehrt die
Anlage.,,Unter soziokulturellen Aspekten
dürften dabei die Aktivitäten Einkaufen und
Restaurantbesuch, so positiv diese auch öko-
nomisch sein mögen, problematischer sein, da
die Gäste dabei in die Ortschaften ,,eindrin-
gen". Die landschaftsbezogenen Aktivitäten
finden hingegen meist in unmittelbarer Nähe
des Parks statt" (MIELKS. 1993,5.27).

6. Das Profil von Gran Dorado Hoch-
sauerland (vgl. Bilder l-6)

Im Juli 1994 nahm der neueste Park der Gran
Dorado Leisure N.V. westlich der Stadt Me-
debach im Hochsauerland seinen Betrieb auf.
Zunächst konnte der Betrieb mit nur etwas
mehr als hundert der insgesamt 570 Bunga-
lows eröffnet werden. Es hatte erhebliche
Verzögerungen durch Baupannen und Finan-
zierungslücken gegeben; so konnte die voll-
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Bild l: Ferienpark ,rGran Dorado Hochsauerland" in Medebach zum Zeitpunkt
der Baufertigstellung 1995

(Foto: Gran Dorado Group, Park Hochsauerland)

Bild 2: Gebäudetypen im Ferienpark ,,Gran Dorado Hochsauerland"
(Foto: P. Ledune, Sept. 1997)
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Bild 3: Das Zentralgebäude ('Gran Place')
im Ferienpark ,,Gran Dorado Hochsauerland"

(Foto: P. Ledune, Aug. 1997)

Bild 4: 'Subtropisches Schwimmparadies' im Gran Place
(Foto: P. Ledune, Febr. 1997)
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ständige Baufertigstellung erst im August
1995 gefeiert werden, d.h. ein Jahr nach der
Parkeröffnung (Krrrmen 1995). Die Gesamt-
anlage umfaßt 3 452 Betten Die Größe der
Anlage beträgt insgesamt 42 ha. Über diese
Fläche verteilen sich 570 Bungalows für 4, 6
und 8 Personen. Insgesamt kann unter sieben
verschiedenen Bungalowtypen ausgewählt
werden. Neben den Bungalows gibt es auch.
ein Parkhotel. Hierzu gehören 121 moderne
Zimmer im 4-Sterne-Bereich, davon 12 Ho-
telsuiten einschließlich zweier Hochzeitssui-
ten. Die Gesellschaftsform des Ferienparks ist
eine GmbH. ,,Der Ferienpark ,,Gran Dorado
Hochsauerland" steht unter dem Management
der Gran Dorado Leisure N.V. mit Sitz in
Amsterdam. Die Eigentümergesellschaft, HS
Ferienpark GmbH, setzt sich aus mehreren fi-
nanzierenden Gesellschaftem und einer finan-
zierenden Bank zusammen " (Gran Dorado
Hochsauerland 1997). Der Park ist ,,autofrei",
ein Einfahren der PKWs ist nur am An- und
Abreisetag möglich. Der Ausschluß der Autos
wird allerdings nictrt konsequent durchge-
setzt. Auch an Tagen, die keine ausdrückli-
chen An- und Abreisetage sind, fahren häufig
PKWs durch das Parkgelände. Insofern sind
viele der Befragten mit der Durchsetzung des
autofreien Parks nicht zufrieden. 5,9Vo der
Befragten antworteten auf die offene Frage
,,Was hat Ihnen im Park überhaupt nicht ge-
fallen?" mit einer negativen Anmerkung zur
mangelnden Durchsetzung des autofreien
Parks.

Zu jedem Ferienpark des Untemehmens Gran
Dorado gehört ein überdachtes Zentrum, das
in jedem Park ,,Gran Place" heißt. Nach eige-
nem Bekunden ist der Gran Place im ,,Gran
Dorado Hochsauerland" der schönste. Das
Zentrum ist Ausgangspunkt zu den überdach-
ten Attraktionen des Parks. Der Gran Place
selbst ist mit tropischen Pflanzen reich be-
grünt, die Wege sind mit Natursteinen ausge-
legt. Die Fläche ist über zwei Ebenen verteilt.
Die Ebenen werden durch Treppen oder kin-
derwagen- und rollstuhlfreundliche Wege er-
reicht. Es gibt kleine Teiche, die mit Wasser-
läufen und Wasserfällen verbunden sind.
Über den Gran Place sind sämtliche Restaura-
tionsangebote des Ferienparks erreichbar.
Teilweise wird von den Restaurants die
Fläche des Gran Place als Terrasse mitbe-
nutzt. Neben den Restaurants sibt es hier auch

noch Cafds und Bars. Im Gran Place befinden
sich außerdem die Sport- und Modeboutique
,,Styles" und der Geschenkshop,,Inspiration".
Jeden Abend soll Livemusik die nötige Ur-
laubsatmosphäre im Gran Place entstehen las-
sen. Neben den Restaurants kann man nur
vom Gran Place aus auch die Sporteinrichtun-
gen, die Sauna und das Badeparadies betreten.
Außerdem befinden sich im Souterrain des
Gran Place der Supermarkt, eine Spielhalle
und die Diskothek,,Fox".

Wichtigste Einrichtung und größte Attraktion
des Ferienparks ist ohne Zweifel das große
Badeparadies. Die Gesamtfläche beträgt
4 000 mr. davon sind 1 300 mz Wasser-
fläche. Es handelt sich hierbei um ein Spaß-
bad; Sprungtürme und Schwimmbecken mit
Wettkampfbahnen fehlen völlig. Vom Besu-
cheraufkommen her gesehen zählt das Bade-
paradies im ,,Gran Dorado Hochsauerland"
zu den,,Top Ten" der deutschen Spaßbäder
(Gran Dorado Hochsauerland 1997). Im er-
sten vollen Betriebsjahr, also dem ersten Jahr
mit voller Bungalowkapazität des Ferien-
parks, hatte das Spaßbad ein Besucherauf-
kommen von knapp 600 000 Personen.

Im gleichen Jahr 1996 wurde ein Gesamtum-
satz von 42 NIio. DM erreicht. Im Jahr zuvor
waren es noch 21,0 Mio. DM, allerdings bei
geringerer Bettenkapazität. Damit liegt,,Gran
Dorado Hochsauerland" unter den ,,Top Ten"
der deutschen Hotellerie nach Umsatzzahlen.

,,Es ist wie in den fünfziger Jahren: Deutsche
Urlauber pilgern wieder in das Hochsauer-
land. Mitten in dem Städtedreieck Dortmund-
Kassel-Frankfurt liegt der Aufsteiger der
deutschen Hotellerie. Das Gran Dorado konn-
te gleich in seinem ersten vollen Geschäfts-
jahr den neunten Platz unter den größten deut-
schen Hotels erklimmen" (FAZ vom 22.05.
1997).

7. Die Gran Dorado-Gäste

Im Vorfeld der Befragung war der hohe An-
teil niederländischer Gäste bekannt. Aus die-
sem Grund wurde der Fragebogen auch in
niederländisch mit Hilfe des Institutes für
Niederlandistik an der FU Berlin übersetzt.
Mit diesem Fragebogen konnten auch die
zahlreichen niederländischen Gäste angespro-
chen und erfaßt werden. Die 477 Befragten
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Abb.4: Herkunft der befragten Gäste Oktober 1996 und Februar 1997 (Karte 1)

teilen sich in folgende Nationalitäten auf: 352
Befragte waren Deutsche, 118 waren Nieder-
länder, und fünf Besucher Belgier. Je ein Gast
gab die Nationalität Spanien und Jugoslawien
an. Das entspricht einer prozentualen Vertei-
lung von 73,8 Vo Deutschen, 24,7 Vo Nieder-
ländern tnd I Vo Belgiern. ,,Sonstige Nationa-
litäten" nehmen hierbei 0.4 7o ein. 1996 stell-

ten die niederländischen Gäste mit 47,75Vo
den größten Gästeanteil, dicht gefolgt von
deutschen Urlaubern, die mit 45,49Vo in der
Gästestatistik erscheinen.

Betrachtet man die Herkunft der deutschen
Gäste, so füllt zunächst auf, daß der Bereicn
Nordrhein-Westfalen am stärksten vertreten ist
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Abb.5: Herkunft der befragten niederländischen Gäste
Oktober 1996 und Feburar 1997 (Karte2)

(Abb. 4). Dies hängt natürlich in erster Linie
auch damit zusammen, daß dieses Herkunfts-
gebiet das bevölkerungsreichste Bundesland
ist. Sehr stark vertreten sind auch die neuen
Bundesländer, vor allem Thüringen, Sachsen
und Sachsen-Anhalt. Für die Bewohner der
neuen Bundesländer, vor allem der südlichen,
ist der ,,Gran Dorado Hochsauerland" der
nächstgelegene Ferienpark. Hinzu kommt, daß
es für diesen bundesdeutschen Bevölkerungs-
teil offenbar noch immer einen Nachholbedarf
im Bereich des Kurzurlaubswesen in über-
dachten Ferienwelten gibt. Des weiteren über-

rascht ein großer Anteil von Gästen aus dem
Großraum Hamburg und aus Schleswig-Hol-
stein, dies, obwohl für diesen Raum der Center
Parc ,,Bispinger Heide", 45 km südlich von
Hamburg, leichter erreichbar ist. Signifikant ist
ein ,,bayerisches Loch". Befragte Gäste aus
dem Freistaat Bayem fehlen fast vollständig.
Auch dieses ,,Phänomen" wird von Gran Dora-
do bestätigt. Offensichtlich sind die bayeri-
schen Bundesbürger, was Kurzurlaubsaktivitä-
ten betrifft, eher nach Süden ausgerichtet.
Möglich ist auch das Zielgebiet Bayern (mit
Bayerischem Wald, Allgäu, oder Alpen)
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selbst. Nicht stark, aber zumindest mit Gästen
aus diesem Raum vertreten, sind Bürger aus
den südwestlichen Bundesländern Baden-
Württemberg, Rheinland-Pfalz, Saarland und
Teilen Hessens, obwohl die Anfahrtswege
zum Teil sehr weit sind.

In diesem Zusammenhang lohnt ein Vergleich
mit dem Einz.ugsgebiet des Sauerlandes als
Reiseziel vor Offnung des Parks. ,,Einschrän-
kend ist aber auch zu berücksichtigen, daß es

sich bei den derzeitigen Sauerlandurlaubern
in erster Linie um Nordrhein-Westfalen han-
delt. Von der übrigen deutschen Bevölkerung
verfügen nur wenige über Sauerland-Reiseer-
fahrung, und von daher ist für den deutschen
Bevölkerungsdurchschnitt auch von einem
eher undifferenzierten Sauerland-Bild auszu-
gehen, verbunden mit einem geringen Be-
kanntheitsgrad"(IPK 1993, 5.24). Das große
Einzugsgebiet des ,,Gran Dorado Hochsauer-
land" in Medebach mit Gästen aus dem ge-
samten Bundesgebiet sorgt für einen höheren
Bekanntheitsgrad des Sauerlandes, dies insbe-
sondere auch unter dem Aspekt der bundes-
weiten Werbung des Unternehmens mit den
verschiedensten Medien (2.B. TV und Inter-
net).

Betrachtet man die Herkunft der niederländi-
schen Gäste, so f2illt keine besondere Gewich-
tung auf (Abb. 5). Die meisten Gäste kommen
aus der Provinz Nord-Brabant. Insgesamt sind
die dicht besiedelten Gebiete Zuid-Holland,
Nord-Holland und Nord-Brabant stark vertre-
ten. Aufftillig ist vielleicht noch die große An-
zahl von Gästen aus der im niederländischen
Vergleich eher dünn besiedelten Provinz Lim-
burg. Hier spielt aber wohl die relative Nähe
zum Park eine Rolle. Gäste aus der Provinz
Groningen fehlen in der Gästebefragung völ-
lig. Im Gegensatz zum Einzugsgebiet des
Sauerlandes vor Parköffnung bei den deut-
schen Gästen gibt es im niederländischen Fall
keine großen Zugewinne. Hauptquellmärkte
waren auch vorher die Agglomerationen Am-
sterdam, Rotterdam, Den Haag und die ost-
holländischen Provinzen (IPK 1993, S.19).

Im Jahr 1996 konnten insgesamt 188 334 Gä-
steankünfte im Gran Dorado Hochsauerland
verzeichnet werden. Die Anteile der deut-
schen und niederländischen Gäste differierten
in den Monaren zum Teil beträchtlich (Abb.

.Januar

Februar

März

April

Mai

Juni

Juli

August

September

Oktober

November

Dezember

Abb. 6: Anteil der deutschen und der nie-
derländischen Gäste im Gran Dorado
Hochsauerland nach Monaten 1996

(Quelle: Daten der Statistikabteilung des Gran Dorado
Hochsauerland)

6). Die deutschen Gran Dorado-Gäste errei-
chen ihre größten Anteile in der klassischen
Nebensaison. Vor allem im April und im Ok-
tober sind fast doppelt so viele Deutsche wie
Niederländer im Park. Auch in absoluten
Werten werden hier für die deutschen Gäste
die Jahreshöchstsummen erzielt, während
Niederländer ihre Minima erreichen. Bei den
Niederländem sind diese Zeiträume offenbar
nicht so beliebt. Niederländische Gäste sind
vor allem im Sommer die dominierende Gä-
stegruppe. Während Niederländer im August
einen Gästeanteil von 70Vo stellen, erreicht
der Anteil der deutschen Gäste den Jahrestief-
punkt. Auch absolut ist der August ein inter-
essanter Monat. Im Jahresvergleich kommen
sonst nie so viele Niederländer (11 732) und
nie so wenige Deutsche (4 824) in der Stati-
stik vor. In den sonstigen Monaten nähern
sich die Anteile einer 50 zu 50-Verteilung.

Nimmt man beide Gruppen zusammen, so ist
der Park in den Sommermonaten Juli und
August und im Januar am besten belegt. Eine
schwache Belegung ist demnach in den Mo-
naten Februar,März und Juni zu verzeichnen.
Es bleibt natürlich die Frage offen, weshalb
sich deutsche und niederländische Gäste in
ihrem Buchungsverhalten bei der Neben- und
Hauptsaison invers verhalten. Möglicherwei-
se ist es bei Niederländern beliebt, den
Haupturlaub im Sommer in einem Ferienzen-
trum zu verbringen. Für deutsche Urlauber
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Abb. 7: Urlaubsgruppenzugehörigkeit der
befragten Gäste 1996

(Quelle: Befragungen im,,Gran Dorado Hochsauerland")

sind Ferienzentren offenbar eher ein Ziel f;jr
Zweit- und Dritturlaube. Um das zu belegen,
besteht in jedem Falle noch Forschungsbe-
darf.

Im Rahmen der Befragung konnten die Gäste
angeben, mit welcher Gruppe sie sich im Feri-
enpark auflralten (Abb. 7). Diejenigen Gäste,
die mit Freunden und Verwandten im Gran
Dorado Park sind, stellen mit 37Eo die größte
Gruppe. Dieser folgt die Gruppe Familien mit
Kindern (36Vo). Mit mehreren Freunden/Ver-
wandten oder mehreren Familien mit Kindern
waren 187o zum Aufenthalt in den Gran Dora-
do gekommen. Eher gering ist die Zahl der
Befragten, die nur mit ihrem Partner im Park
sind. Dies liegt sicherlich auch daran, daß im
,,Gran Dorado Hochsauerland", anders als an
anderen Gran Dorado-Standorten, keine
Zweipersonen-Bungalows zur Verfügung ste-
hen. Es bleibt die Möglichkeit, zu zweit einen
Vierpersonen-Bungalow zu buchen oder ein
Hotelzimmer zu nehmen. Ein Hotelzimmer ist
allerdings verhältnismäßig teuer, insbesonde-
re vor dem Hintergrund, daß hier keine
Selbsfversorgung möglich ist.

Betrachtet man die durchschnittlichen Perso-
nenzahlen hinsichtlich der Urlaubsgruppenzu-
gehörigkeit, so ergeben sich folgende Werte:

Freunde/Verwandte
Partner
Familie mit Kindern

9,9 Personen
2,0 Personen
4,2 Personen

Freunde/VerwandtelFamilien mit Kindern
8,2 Personen

Betriebs-/Vereinsausflug 27,7Personen

Neben den zu erwartenden Durchschnittszah-
len für Befragte, die mit dem Partner (zwei

Personen) oder Familien mit Kindem (in der
Regel Eltern mit zwei oder drei Kindem) zu
einem Aufenthalt in den Gran Dorado Park
gekommen sind, fällt auf, daß die durch-
schnittliche Personenzahl für die anderen
Gruppen größer ist. Hieraus läßt sich
schließen, daß ein Kurzurlaub bei Gran Dora-
do besonders auch ein willkommener Anlaß
ist, mit mehreren Freunden oder Verwandten
bzw. mit mehreren Familien etwas zu unter-
nehmen. Offensichtlich ist es beliebt, einen
Kurzurlaub mit mehreren Personen, befreun-
det oder verwandt, durchzuführen. Interessant
ist auch, daß die Altersgruppe der über
60jährigen vorwiegend mit Freunden/Ver-
wandten und mit Familien mit Kindern an-
reist. Zu einem Kurzurlaub bei Gran Dorado
kommen die älteren Gäste also oftmals als
,,mitfahrende Großeltem".

Die durchschnittliche Aufenthaltsdauer der
befragten Gäste beträgt 5,4 Tage. Zwischen
Niederländern und Deutschen gibt es hierbei
nur geringe Unterschiede. Unterteilt nach
Gruppen haben die Betriebs- oder Vereins-
ausflügler mit 4,5 Tagen den kürzesten, Fami-
lien mit Kindern mit sechs Tagen den läng-
sten Aufenthalt. Ein signifikanter Unterschied
bezüglich der Aufenthaltsdauer zwischen
Spätsommer- und Winterbefragung ist aller-
dings nicht zu erkennen. Gran Dorado gibt für
1996 eine durchschnittliche Aufenthaltsdauer
von4,4 Tagen an.

8. Mögliche Rückkehr ins Sauerland

Besonders interessant für das Sauerland ist
natürlich die Frage, ob die Gäste des Gran
Dorado Parks und vor allem die neuen Gäste,
die sich zum ersten Mal im Sauerland zu ei-
nem (Kurz-) Urlaub aufhalten, an das Reise-
ziel ,,Sauerland" zu binden sind. Im persönli-
chen Gespräch mit den befragten Gästen
wurde sehr oft geäußert, daß man überrascht
sei, wie landschaftlich schön das Sauerland
ist. Bei der offenen Frage ,,Was hat Ihnen
außerhalb des Parks am besten gefallen?"
antworteten 22,97o der Befragten: ,,Das Sau-
erland/die Landschaft ist sehr schön / nette
Umgebung".

Zum Abschluß des Fragebogens wurde die
Rückkehrfrage gestellt. Diese bezog sich be-
wußt auf die Region Sauerland und nicht
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ausschließlich auf den Park. Hierbei gaben
9l,2Vo der befragten Gäste an, daß Sie sich
eine Rückkehr in das Sauerland vorstellen
können bzw. bereits so etwas planen. Ledig-
lich 8,8Vo können es sich nicht vorstellen,
noch einmal die ,,Region" Sauerland zu be-
suche, ein extrem eindeutiges Ergebnis, das
allerdings mit Vorsicht zu betrachten ist.
Schließlich wäre es diesbezüglich interessant
zu untersuchen, ob tatsächlich, und wenn ja,
in welchem Umfang und bei welcher Unter-
kunftsart ehemalige Gran Dorado-Gäste
noch einmal ins Sauerland kommen. Hier
wurde von einigen Befragten im Interview
erwähnt, daß sie zwar nicht noch einmal in
den Park, wohl aber in die Region zurück-
kehren möchten. Zumindest klang hier ein
überaus positiver Grundton gegenüber dem
Reisegebiet durch. Das Sauerland gefällt.
Tatsache ist in jedem Fall, daß etwas, was
man mit eigenen Augen gesehen hat und was
einem gefällt, besser ist als jede Werbung.
Auch darf man die Wirkung der ,,Mundpro-
paganda" nicht unterschätzen. Uberdies hätte
man die Gäste des ,,Gran Dorado Hochsauer-
land" wahrscheinlich nicht über die klasssi-
che Werbung der Touristik-Zentrale Sauer-
land, die über den Landesfremdenverkehrs-
verband Westfalen für die Vermarktung des
Sauerlandes zuständig ist, erreichen können.
Dies gilt vor allem auch vor dem Hinter-
grund, daß seitens der Touristik-Zentrale
Sauerland nicht bundesweit für diese Resion
geworben wird.

Es ergibt sich: Über 607o der Gran Dorado-
Gäste aus allen Altersgruppen sind zum er-
sten Mal im Sauerland, und mehr als 907o
wollen noch einmal in die Region zurückkeh-
ren. Ganz offensichtlich eröffnet sich hier für
das Sauerland ein neues Kundenpotential.
Hierauf müßte der Tourismus im Sauerland
mit Komplettangeboten, insbesondere für Fa-
milien mit Kindern, und gezielter Werbung
auch überregional bzw. bundesweit und mit
leichter Buchungsmöglichkeit reagieren. Es
müßte versucht werden, ehemalige Gäste des
,,Gran Dorado Hochsauerland" gezielt mit
Werbung für das Sauerland anzusprechen.
Vielleicht kann mit ehemaligen Gran Dora-
do-Gästen die ansonsten rückläufige Ent-
wicklung der Gästezahlen im traditionellen
Beherbergungsgewerbe des Sauerlandes ge-
bremst werden.

9. Lebensmittelversorgung der Gäste

Betrachtet man alle Gäste, die sich, zu wel-
chem Grad auch immer, selbst versorgen, so
ergibt sich ein Wert von847o. Das heißt, 847o
der Gäste kochen die Hauptmahlzeiten mehr
oder weniger häufig selbst. Nur 16%o nehmen
durchweg das Essensangebot des Parks bzw.
außerhalb des Parks wahr. Ein Drittel der Gä-
ste (30Vo) versorgt sich in der Hälfte der Fälle
selbst. Knapp ein Viertel kocht die Haupt-
mahlzeiten bis zu 25Vo im eigenen Bungalow.
Nur lediglich l2vo kochen in jedem Falle
selbst und nehmen so auch nicht das Restau-
rationsangebot, wo auch immer, wahr.

Daraus ergibt sich, daß 88Vo der Gäste doch
mindestens einmal, in der Regel allerdings
mehrmals, Essen gehen (genauer Wert 2,4).
Davon entfallen 7 0,3Vo der Restaurantbesuche
auf die Angebote innerhalb des Parks und
29,7Vo auf Angebote außerhalb des Parks. Un-
ter Berücksichtigung der Gästeankünfte (1996
ca. 190 000) ergeben sich somit bedeutende
Werte für die Gastronomie innerhalb wie
außerhalb des Parks.

Häufig wird vermutet, daß die Niederländer
überwiegend selbst kochen und den größten
Teil der Lebensmittel von zu Hause mitbrin-
gen. Dies kann allerdings in der Untersu-
chung nicht bestätigt werden. Vergleicht man
den Anteil der niederländischen Gäste, die
Hauptmahlzeiten zu einem bestimmten Teil
selbst kochen, mit dem Wert der deutschen
Gäste, so ist folgendes festzustellen: Die Nie-
derländer kochen mit79,6Vo insgesamt weni-
ger selbst als die deutschen Gäste, die zu
87,2Vo die Küche des Bungalows nutzen.

Die Gäste wurden im Rahmen des Interviews
um ihre Einschätzung gebeten, wo und zu
welchen Teilen sie ihre Lebensmittel (für
Frühstück, Hauptgerichte bzw. Tagesveqpfle-
gung) eingekauft haben. Hier konnte zwi-
schen ,,von zu Hause mitgebracht", ,,im Park
eingekauft" und ,,außerhalb des Parks im
nächsten Ort eingekauft" gewählt werden. Es
fällt auf, daß die Lebensmittel überwiegend
von zu Hause mitgebracht werden. Einen ho-
hen Anteil verzeichnet ebenfalls der Super-
markt im Gran Place des ,,Gran Dorado Hoch-
sauerland". Hier versorgen sich viele der Gä-
ste mit den nötigen Lebensmitteln. Die Super-
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märkte außerhalb des Parks im nächsten Ort,
also in Medebach, profitieren offenbar nicht
so sehr durch die Gran Dorado-Gäste. Die
Anteile hier sind mit Abstand am geringsten.
70Vo gaben sogar an, im Ort Medebach nichts
einzukaufen. Generell läßt sich feststellen,
daß offenbar die haltbaren Lebensmittel von
zu Hause mitgebracht und frische Lebensmit-
tel dann überwiegend im Gran Dorado-Super-
markt zugekauft werden, und das, obwohl die
Preise im Gran Dorado-Supermarkt etwal0Vo
höher sind als außerhalb des Parks. Offenbar
ist es den Gästen zu umständlich, zunächst
zum Zentralparkplatz zu gehen, um dann mit
dem PKW zum Lebensmitteleinkauf zu fah-
ren. Allerdings ist bei den Deutschen das Ein-
kaufen im nächsten Ort beliebter als bei den
Niederländern. Im Schnitt haben die 477 Be-
fragten, die insgesamt mit 3 576 Personen im
Park waren, 10,34 DM pro Person und pro
Tag für Lebensmittel aufgewendet. Interes-
sant ist hierbei, daß der Wert der niederländi-
schen Gäste mit 12,13 DM zu dem der deut-
schen Gäste (9,72DM) relativ stark differiert.

L0. Einkaufsverhalten der Gäste

Viele Gäste nutzen im Urlaub die Möglictrkeit
zu Einkäufen. Hierzu gehören Geschenke,
Souvenirs und Postkarten ebenso wie Klei-
dung.357o der befragten Gäste gaben an, Ein-
käufe innerhalb des Parks. also im Gran Pla-
ce, getätigt zu haben. Im Durchschnitt wurden
für Geschenke, Souvenirs und Kleidung in-
nerhalb des Parks 122,00 DM ausgegeben.
Außerhalb des Parks, also im Sauerland, tätig-
ten nur 16%o der befragten Gäste Ausgaben
ftr die o.g. Bereiche. Hier allerdings lag der
Durchschnittswert mit 176.00 DM höher als
bei den Ausgaben innerhalb des Parks. Be-
trachtet man einmal die Befragten isoliert, die
Ausgaben für diesen Bereich getätigt haben,
verteilen sich die Ausgaben wie folgt: 58,IVo
haben ausschließlich im Park gekauft, 10,87o
ausschließlich außerhalb des Parks, und
3l,0%o tätigten Einkäufe sowohl im Park wie
auch außerhalb des Parks. Differenziert nach
Deutschen und Niederländern läßt sich auch
hier wieder ein Unterschied zugunsten der
Niederländer erkennen. Im Park gaben die
Deutschen 119 DM und die Niederländer 135
DM aus, und außerhalb tätigten die Deut-
schen Einkäufe im Wert von 164 DM,
während die Niederländer im Schnitt 204DjV4

ausgaben. Auch hier ist eine Beispielrechnung
interessant. Rechnet man diese Angaben auf
das gesamte Jahr 1996 hoch, so ergeben sich
folgende Zahlen: Demnach hätten 1996 im
Park 66 500 Gäste 8 113 000 DM und außer-
halb des Parks 30 400 Gäste 5 350 400 DM
für Geschenke, Souvenirs und Kleidung aus-
gegeben.

11. Zusammenfassung und Fazit

Die Anbieter von Ferienparks haben eine
ganze Reihe von wetterunabhängigen Ferien-
großanlagen in Europa enichtet. Diese ,,Feri-
enzentren der zweiten Generation" üben eine
Reihe von Effekten auf ihren Standort aus.
Vor allem bei den ökonomischen und bei den
soziokulturellen Auswirkungen muß zwi-
schen den Betriebskonzepten der Betreiber
unterschieden werden. Dies sind zum einen
das geschlossene Konzept von Center Parcs
und zum anderen das halboffene, außenge-
richtete Betriebskonzept der Betreiber Gran
Dorado und Sun Parks. Bei geschlossenen
Konzepten soll der Gast den Park möglichst
nicht verlassen. Jede ausgegebene Mark soll
im Park verbleiben. Tagesgäste sind nicht
vorgesehen. Um dies zu garantieren, wurden
in der Vergangenheit Standorte in relativ un-
attraktiven Gebieten ausgewählt. Bei halbof-
fenen Konzepten wird gezielt ein landschaft-
lich attraktives Gebiet gesucht, das auch be-
reits über eine touristische Infrastruktur ver-
fügt. Der Park soll die eine Hälfte, die Regi-
on, in der sich der Park befindet, die andere
Hälfte der Attraktionen bereitstellen. Das An-
gebot des Parks ist für Tagesgäste offen. Gä-
ste anderer Unterkunftsarten des Reisegebie-
tes oder die Anwohner können das touristi-
sche Angebot des Parks nutzen. Aufgrund der
Attraktivität des Zielgebietes verlassen die
Parkgäste für Ausflüge, Besichtigungen oder
Einkäufe den Ferienpark.

Im Rahmen der vorliegenden empirischen
Untersuchung im Gran Dorado Hochsauer-
land stellte sich heraus, daß jeder Gast
während des Aufenthaltes mehr als zwei Aus-
flüge unternimmt (genauer Wert 2,2). Au'f die
rund 190 000 Gästeankünfte im Jahr (1996)
hochgerechnet gehen vom Park etwa 400 000
Ausflüge aus. Die meisten Ziele befinden sich
im Reisegebiet Sauerland. Ausgaben während
des Ausflugs verbleiben somit in der Region.
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Ein Abzug bisheriger Sauerlandgäste von den
traditionellen Betrieben hin zum Ferienpark
ist nicht zu beobachten. Das Angebot des
Parks spricht eine ganz andere Klientel an.

Im Schnitt ist jede Altersgruppe zl rund 60Vo
zum ersten Mal im Sauerland. Das hat allein
1996 zu 114 000 neuen Sauerlandurlaubern
geführt. Interessant ist, daß 9l,2%o der Gäste
eine Rückkehr ins Sauerland bereits planen
bzw. sich eine Rückkehr vorstellen können.
Die 57 befragten Betriebe (Einzelhandel/Ga-
stronomie/technische Betriebe) in der Stadt
Medebach konnten fast ausschließlich positi-
ve Auswirkungen durch die Parkansiedlung
für ihren Betrieb verzeichnen. Im Schnitt
wuchs nach ihren Angaben das Betriebser-
gebnis im Vergleich vor und nach der Par-
köffnung um 35,9Vo. Bei zukünftigen Stan-
dortentscheidungen für Ferienzentren in der
hier geschilderten Form ist offensichtlich ein
außenorientiertes Betriebskonzept die gün-
stigste Variante. Neben den geschilderten ne-
gativen ökologischen und soziokulturellen Ef-
fekten überwiegen wohl die vielfältigen öko-
nomischen Vorteile, die bei außenorientierten
Betriebskonzepten zu erwarten sind.
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Mountainbiking und Tourismus

Die Akzeptanz von Mountainbike-Wegenetzen

am Beispiel der Mountainbike-Arena Hochsauerland*

Frank P e t c z e I i e s. Münster

L. Einleitung

In den letzten drei Jahrzehnten hat sich das
Freizeitverhalten der Deutschen stark gewan-
delt. Insbesondere kürzere und flexiblere Ar-
beitszeiten sowie eine ständig steigende Mobi-
lität ermöglichten eine Zunahme der Erho-
lungs- und Freizeitaktivitäten. Zudem verstär-
ken die veränderten Rahmenbedingungen und
Wertvorstellungen der Gesellschaft die Nach-
frage nach individuellen Beschäftigungen in der
fteienZeit. So ist ein eindeutiger Trend zur Frei-
zeitbesch?iftigung mit mehr Bildungs- und Er-
lebnischarakter zu verzeichnen (Srnrn 1992).

Gerade sportlich orientierte Aktivitäten er-
freuen sich eines großen Zuspruchs. Dieser
spiegelt sich beispielsweise in der Vielf?iltig-
keit der zahlreichen Trendsportarten wider.
Eine dieser Trendsportarten ist das Mountain-
biking, welches in den letzten Jahren einen ra-
santen Popularitätszuwachs für sich verbu-
chen konnte. Mit der Zunahme solcher natur-
nahen Abenteuersportarten erhöhte sich einer-
seits die wirtschaftliche Bedeutung des Sport-
tourismus und andererseits das ökologische
und ökonomische Konfliktpotential (Scurrrz
1996).

Die Wintersportregionen Deutschlands sind
saisonal sehr einseitig ausgelastet. Um einem
monostrukturellen Tourismus entgegenzuwir-
ken, müssen Alternativen im Sinne einer An-
gebotserweiterung gefunden werden. Diesbe-

* 
Kurzfassung einer Diplomarbeit (WS 1997/98) am In-

stitut für Geographie der Westf?ilischen Wilhelms-Uni-
versität Münster

züglich bieten sich aufgrund der topographi
schen Voraussetzungen der Regionen vor-
nehmlich Formen des Aktiv- und Erlebnistou-
rismus an. Hierzu zählt auch der Mountain-
bike-Tourismus.

Solch eine Angebotserweiterung soll auch
das Projekt Mountainbike-Arena Hochsauer-
land darstellen. Die Idee zu dem Projekts ist
1995 von der Stadt Winterberg und dem
Hochsauerlandkreis ausgegangen. Das Pro-
jekt umfaßt ein Downhill-Zentrum im Gelän-
de der Bob- und Rodelbahn Winterberg und
ein umliegendes ca. 1100 km langes Moun-
tainbike-Wegenetz (Untere Landschafts-
behörde 1996).

Im folgenden geht es um die Anforderungen,
die von seiten der Mountainbiker an das Pro-
jekt gestellt werden, um eine langfristige Ak-
zeptalz zu sichern. Diese ist Voraussetzung
für den touristischen Erfolg der Arena und für
die ökologische und soziale Verträglichkeit
des Projektes im Sinne der nachhaltigen Re-
gionalentwicklung.

Zunächst werden in einem theoretischen Teil
das Mountainbiking mit seinen ökonomi-
schen, ökologischen und sozialen Auswirkun-
gen betrachtet und das Projekt Mountainbike-
Arena Hochsauerland vorgestellt. In einem
zweiten, empirischen Teil werden anhand ei-
ner im Hochsauerland durchgeführten Befra-
gung zum einen die Akzeptanz und die Anfor-
derungen an die Arena und zum anderen die
Verhaltensaspekte von Mountainbikern be-
züglich der Region und der Sportart ermittelt
und diskutiert.
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2. Touristische Ausgangssituation der Re-
gion Winterberg

Mit der Inbetriebnahme der Eisenbahnstrecke
Bestwig-Winterberg im Jahre 1906 ent-
wickelte sich das Hochsauerland mit der Stadt
Winterberg als Zentrum zur Fremdenver-
kehrshochburg des Sauerlandes (Pere 1988).
Ein großer Teil der heimischen Bevölkerung
ist auf die Einnahmen durch den Tourismus
angewiesen. Eine Studie des Bildungs- und
Wissenschaftszentrums Kahler Asten (BWKA
1995a) weist auf die enorme wirtschaftliche
Bedeutung des Tourismus für Winterberg und
seine Umgebung hin.

Außerst kritisch zu beurteilen ist daher die
Entwicklung des Tourismus in den letzten
Jahren. Seit Mitte der achtziser Jahre ist die
Zahl der Gäste-Übernachtuigen in Winter-
berg kontinuierlich rückläufig (vgl. Abb. 1).
Insgesamt betrug der Rückgang von 1986 bis
1 995 ca. I 57o. Die rückläufi gen Touristenzah-
len haben sich mit der Zeit auch auf das An-
gebot in Winterberg und seinen Dörfern aus-
gewirkt. Ein Teil der Fremdenverkehrsinfra-
struktur unterliegt einem negativen Trend. In
den letzten Jahren ist die Anzahl der Gäste-
betten in Winterberg um l5Vo geschrumpft.
Gab es 1985 noch 10 883 Betten, so waren es
1995 nur noch 9 185. Auffällig ist der ver-
schärfte Rückgang seit 1990, was aufeine zu-
nehmende Verschlechterung der Situation
schließen läßt (BWKA 1995b).

Im 7994 vorgelegten Gebietsentwicklungs-
plan (GEP) Regierungsbezirk Arnsberg,
Oberbereich Dortmund (östl. Teil), wird fest-

Quelle: BWKA 1995b, S. I

Abb. 1: Gäste-Übernachtungen in Winter-
berg und seinen Dörfern L986-1"995

gestellt, daß ein Anstieg der Gästeübernach-
tungen nicht durch die Enichtung zusätzlicher
Beherbergungskapazitäten erreicht werden
kann, sondern durch eine qualitative Verbes-
serung der Fremdenverkehrsinfrastruktur.
,,Davon ausgenommen sind Betriebe mit spe-
zifischem Angebot, die einen erweiterten, bis-
her nicht aktivierten Nutzerkreis ansprechen"
(GEP 1994, S.43).

Es ist also notwendig, die bereits vorhandene
Fremdenverkehrsinfrastruktur weiterhin zu
nutzen und gegebenenfalls zu spezialisieren.
Im Zlge einer Umstrukturierung sollten be-
sonders die Interessen neuer Zielgruppen im
Vordergrund stehen. Die ,,saisonalen Unter-
auslastungen im Beherbergungsgewerbe"
(ebd.) müssen durch,,vielfältige erholungsre-
levante [...] Infrastruktureinrichtungen im
näheren Umfeld der Urlaubsquartiere" besei-
tigt werden (GEP 1994, S.45). Die Anbieter
müssen den Trend zu Zweit- und Drittreisen
ausnutzen. Diese Art von Reisen sind über-
wiegend Kurzurlaube und führen häufig in
näher gelegene Regionen, was eine Verände-
rung der Gästestruktur und eine Auslastungs-
verbesserung mit sich bringt (ebd.).

Im folgenden wird die Gruppe der Mountain-
biker als mögliche Zielgruppe vorgestellt.

3. Mountainbiking

3.1 Der Mountainbike-Boom

Das in den Bergen Kalifomiens von den bei-
den Amerikanern Gary Fisher und Joe Breeze
erfundene Mountainbike hielt Anfang der
achtziger Jahre Einzug in Europa. In der Fol-
gezeit unterlag es einer rasanten Entwicklung
und löste gegen Ende der achtziger Jahre ei-
nen regelrechten Mountainbike-Boom aus.

Mittlerweile ist die Gruppe der Mountainbiker
als ein eigenständiger Zweig der Fahrradbran-
che zu behandeln. Das Angebot in Deutschland
umfaßt zahlreiche Fachzeitschriften, vielfZiltige
Literatur und in Karten eingezeichnete Routen.
Hinzu kommen mehrere Mountainbike-Clubs
und Initiativen, Fachhändler, zahlreiche Tur-
niere und internationale Meisterschaften. Pla-
nungsansätze, den Themenbereich Mountain-
biking in den Schulunterricht aufzunehmen,
sind von derDeutsche Initiative Mountain Bike

1989 1990 t99t t992 1993
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(DIMB) getätigt worden. Des weiteren existiert
in Todtnau im Schwarzwald eine permanente
Downhillstrecke. Zudem fördem verschiedene
Gemeinden die Ausweisung von Mountain-
bike-Wegenetzen. So hat beispielsweise die
DIMB am 9.-10. Juni 1997 das Projekt Moun-
tainbike-Wegenetz Oberried im Schwarzwald
vorgestellt. Dabei geht es in erster Linie um die
Entwicklung eines Wegenetz-Standards, der
sowohl die ökonomischen als auch die ökologi-
schen und sozialen Aspekte des Mountainbi-
kings berücksichtigt (DIMB 1997).

Folgende Daten verdeutlichen den Popula-
ritätszuwachs des Mountainbikes. Von 1991
bis 1996 ist die Zahl der gesamten Fahrrad-
verkäufe in Deutschland von 6,2 Mio. auf 4,6
Mio. Stück gesunken, wobei die Anzahl der
Mountainbike-Verkäufe weiter anstieg. Von
1990 bis 1995 erhöhte sich die Zahl der
Mountainbike-Verkäufe von ca. 405 000 auf
600 000 Stück (KASSNEn 1996). Erst seir 1996
ist auch in dieser Branche ein Rückgang zu
vermerken. Die Zahl der Verkäufe ist von
600 000 (1995) auf 520 000 Mountainbikes
(1996) gesunken. Die allgemeine wirtschaftli
che Situation wirkt sich auch auf diese Bran-
che aus (Scurtrz 1996). Schätzungen zufolge
pendeln sich die Zahlen auf dem Niveau von
1996 ein (WöHnsrnn 1997). Ersichtlich ist,
daß sich hier ein enorrnes wirtschaftliches Po-
tential verbirgt, welches durch nachhaltig ge-
plante Projekte ausgenutzt werden kann.

Gerade in den Alpen haben sich bereits einige
Regionen den Mountainbike-Tourismus zu-
nutze gemacht. Seitdem die Gemeinde Savo-
gin (Schweiz) gezielte Werbung als Moun-
tainbikezentrum betreibt, ist der Anteil der
Sommertouristen am Jahrestourismus inner-
halb weniger Jahre von 29 auf 357o gestiegen
(Scuerrz 1996).

3.2 Motive und Formen des Mountain-
bikings

Der Boom des Mountainbikes ist vor allem
auf die Vielseitigkeit des Rades und das allge-
mein wachsende Umwelt- und Gesundheits-
bewußtsein zurückzuftihren. Es ist kein reines
Geländerad, Rennrad oder Verkehrsmittel,
sondern steht dem Fahrer in seinen mannig-
faltigen Formen als Allrounder zur Verfügung
(Scueirz 1996).

,,The Spirit of Mountainbfüng" (Hees 1996,
S.7) ist nur schwer in Worte zu fassen und läßt
keine einfache Definition zu. Um die Hinter-
gründe des Mountainbikings zu verstehen,
muß man die verschiedenen Motive der Fahrer
als Gesamtheit sehen. Darunter fallen z. B. die
Freude an der Mobilität, die Lust auf Abenteu-
er und Naturerleben, das Mountainbike als
Sportgerät und Mittel zum Geschicklichkeit-
straining sowie die Bewältigung selbstgesteck-
ter Ziele und damit verbundene Erfolgserleb-
nisse. Diese Aufzählung ließe sich noch erwei-
tern, wobei sicherlich individuelle Schwer-
punkte und Neigungen deutlich würden
(Scmrrz 1996, Kessmen 1996 et al.). Aus den
unterschiedlichen Motivationen haben sich
verschiedene Formen des Bikens entwickelt,
die jedoch nur selten völlig unabhängig von-
einander ausgeführt werden (vgl. Ubersicht 1).

Vom überwiegenden Teil der Biker wird das
Mountainbiking als wegegebundener Sport
betrieben. Bevorzugt werden Mountainbike-
Routen, die aufgrund ihrer Beschaffenheit
spezielle Anforderungen an den Fahrer stel-
len. Besonders interessant sind Routen, die
Abschnitte wie Singletrack trails, Wanderpfa-
de, technisch schwierige Passagen etc. bein-
halten (mdl. Mitteilung: Huonen 1998). Be-
trachtet man jedoch die Tatsache, daß nicht
überall anspruchsvoll gestaltete Mountain-
bike-Routen vorhanden sind und sich die Bi-
ker daher eigene Strecken suchen, und geht
man davon aus, daß nicht alle Mountainbiker
die Sportart diszipliniert und vorschrifts-
gemäß ausüben, so liegt ein Auftreten sozialer
und ökologischer Konflikte nahe.

4. Konfliktsituationen

Grundsätzlich ist davon auszugehen, daß jede
Art von Erholung die Okosysteme in irgendei-
ner Weise verändert und belastet und damit als
Eingriff zu bewerten ist. Solche Eingriffe
führen zu direkten und indirekten Auswirkun-
gen auf Natur und Landschaft. Die dadurch
hervorgerufenen Konflikte sind abhängig von
der Empfindlichkeit der Okosysteme und von
der Art und Größenordnung der Erholungsnut-
zung. Die auftretenden Belastungen betreffen
in der Regel die Kompartimente Boden,'Was-
ser. Tier- und Pflanzenwelt. Neben direkten
und indirekten Schäden ist das Auftreten von
langfristigen und globalen Belastungstypen,
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Übersicht 1: Unterschiedliche Formen des Mountainbikings

Ausdauerfahrten/Marathonfahrten
Distanz und Höhenunterschiede stehen im Vordersrund. Geschicklichkeit und Abfahrtsbereit-
schaft sind weniger gefragt.

Cross-Country
Rundstreckenrennen durch das Gelände (3-8 km Länge); führen über diverse Geländepassa-
gen, die mit Hindemissen versehen sind (Knoll 1993).

Downhill
Geländeabfahrt, überwiegend auf Schotter-.und Waldwegen, aber auch auf unbefestigten Teil-
stücken. Downhill-Fahrten haben starke Ahnlichkeit mit dem alpinen Skisport und werden
häufig in Verbindung mit Turnieren als Zeitrennen ausgetragen (ebd.).

Mountainbike-Route
,,Komplette Rundtour oder auch Stichtour, die in der Regel wieder zum Ausgangspunkt
zurückführt" (Drua 1997, S.2).

Parallelslalom
Slalomrennen, bei dem zwei Kontrahenten gleichzeitig auf zwei parallel zueinander verlaufen-
den Strecken abfahren.

Querfeldeinfahren
Der Hauptkritikpunkt gegenüber den Mountainbikern. Beschreibt im Sinne von ,,off-road" das
Fahren abseits jeglicher Wege und Pfade, was aber gerade im Wald äußerst schwierig ist. Pro-
blematischer ist das Querfeldeinfahren im Bereich von Pfaden, die durch Wegeabschneider
und Wildwechsel entstanden sind und schlimmstenfalls durch ökologisch sensible Bereiche
führen (Kessunn 1996, WBrcnNn 1993, WöHnsrenr 1997).

Singletrack trail
Schmale Passage während einer Tour mit gehobenen Ansprüchen an den Fahrer

Trail
Geschicklichkeitsfahren; der Fahrer muß steile und kantige Hindemisse überwinden, ohne den
Boden mit den Füßen zu berühren. Vergleiche auch mit Motorsport (Knoll 1993)

Trekkingtour
Längere Strecke (meist Tagestour), die sich auf leicht befahrbare Wege und Straßen be-
schränkt.

Uphitl
Bergauffahren; im Rennen gewinnt derjenige, der am schnellsten ganz nach oben gelangt
(Wösnsrenq 1997).

häufig auch durch erholungsbegleitende Akti (WucnNo 1993, Scrlerrz 1996, KessNeR
vitäten, zu beobachten (Meoen 1990). 1996 et al.).

Ferner sind mit dem Boom der Sportart 4.1 DerKonfliktzwischenMountainbiking
Mountainbiking soziale Konflikte entstanden. und Umwelt
Hierbei geht es in erster Linie um Interessen-
konflikte mit anderen Erholungsuchenden, Generell kann die Aussage getroffen werden,
insbesondere mit Fußgängern und Wanderern daß sich das Fahrrad und damit auch das
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Mountainbike als umweltneutral bzw. -freund-
lich bezeichnen läßt. Dies trifft allerdings nur
zu, solange der Biker die dafür vorgesehenen
Wege und Straßen benutzt. Sobald diese
Wege verlassen werden, wirkt sich das Fahren
mit dem Mountainbike auf die Umwelt aus.
Die ökologischen Folgen und Veränderungen
sollen nun für die nachfolgenden Komparti-
mente aufgezeigt werden.

4.1.1 Boden und Flora

Mountainbiking wirkt mechanisch auf den Bo-
den ein und ist in seinen Auswirkungen abhän-
gig von der Größenordnung und dem Zeitraum
der Befahrung sowie der Empfindlichkeit des
befahrenen Untergrunds (Kessmen 1996). Der
auf den Boden ausgeübte Druck durch das
Mountainbike und den Fahrer ist abhängig von
der Steigung des befahrenen Abschnittes. Mit
zunehmender Steigung erhöht sich auch der
Druck auf den Boden. Hinzu kommen die
ebenfalls auf den Boden wirkenden Zug- und
Scherkräfte. Diese Kräfte entstehen beim
Bremsen und Beschleunigen und haben moun-
tainbikespezifische Auswirkungen (WöHn-
sreni 1993).

Im Rahmen seiner Dissertation hat Wöhrstein
(1997) die ökologischen Auswirkungen des
Mountainbikings untersucht. Er stellte fest,
daß der auf den Boden ausgeübte Druck zur
Verdichtung führt, was wiederum eine Ver-
nässung des Bodens begünstigt und sich auf
den Oberflächenabfluß auswirken kann. Die
Verdichtungstiefe ist allerdings aufgrund der
Geschwindigkeit des Bikers und des geringen
Gesamtgewichts verhältnismäßig gering.

In den Auswirkungen gravierender sind die
Vegetationsschäden. Diese entstehen bei einer
hohen Anzahl von Fahrten auf derselben Spur
und führen zur Vegetationslosigkeit. Wird ein
solcher Abschnitt nicht mehr befahren (2.8.
nach Turnieren) und ist dieser nur durch
Druck beansprucht worden, so liegt die Rege-
nerationsphase in der Regel unter einer Vege-
tationsperiode. Bei zusätzlich sehr bean-
spruchten Teilstücken nimmt auch die unterir-
dische Vegetation Schaden. Hier dauert die
Regeneration länger als eine Periode. Keine
Regeneration tritt ein, falls die beschädigten
Strecken weiterhin befahren werden. Eine sol-
che Fahrspur kann zu einer Erosionsrinne

werden. Dies ist in erster Linie auf Querfeld-
einpassagen zu beziehen.

Die Auswirkung des Mountainbikes auf die
Vegetation ist stark abhängig vom befahrenen
Untergrund. Querfeldeinfahren belastet die
Vegetationsdecke und kann sich durch entste-
hende Scherkräfte wurzelschädigend auswir-
ken. Besonders schädlich sind Fahrten durch
Bereiche mit seltener, schützenswerter Vege-
tation. Die Schäden stehen im engen Zusam-
menhang mit der Frequentierung der Ab-
schnitte durch Mountainbiker (Hamv 1992).

In den meisten Fällen wird die Vegetation li-
nienhaft und nicht flächenhaft zerstört. Dies
führt daher zu keiner grundsätzlichen Vegeta-
tionsveränderung. Sind die befahrenen Ab-
schnitte nicht stark vorbelastet und handelt es
sich um land- und forstwirtschaftlich geprägte
Vegetation, so kann sich die zerstörte Vegeta-
tionsdecke nach Beendigung der Befahrung
regenerieren. Es handelt sich um kurzzeitige
Schäden.

Weitere Belastungen treten an Wegrändern
auf. Die Pflanzen werden durch das Umfahren
von Hindernissen beschädigt und können bei
hoher Frequentierung absterben. Häufig sind
die Ränder bereits durch Trittbelastung verän-
dert worden und relativ unempfindlich. Das
Befahren von Wegen, die bereits anderweitig
genutzt werden (2.B. Wanderwege, befestigte
Land- und Forstwirtschaftswege, Trampelpfa-
de, etc.) und dieser Nutzung ohne Schaden
s'tandhalten, stellt jedoch keine Zusatzbela-
stung dar (WöHnsreIN 1997).

4.I.2Fauna

Seit den siebziger Jahren ist die Belastung der
Fauna durch Erholungssuchende stark ange-
stiegen. Störungen der Tiere können immer
dann auftreten, wenn Erholungsuchende die
vorgegebenen Wege verlassen (UncrrnuawN
1989). Sobald sich Wanderer, Skilangläufer,
Radfahrer etc. querfeldein durch die Natur be-
wegen, besteht die Gefahr grundlegender Ein-
griffe in den Lebensraum der Tiere. Treten die-
se Störungen gehäuft auf, so kann es zu Ver-
haltensänderungen und existentiellen Schädi-
gungen kommen (SrcrueNx 1993). Ebenso
kritisch ist die Zerschneidung und Zerstücke-
lung der Landschaft durch das Straßen- und
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Wegenetz in immer kleinere Parzellen zu be-
trachten (Maorn u. PeunrrscH 1981).

Ferner wird durch die Beunruhigung des Wil-
des die notwendige Bejagung erschwert. Sen-
sible Tierarten, die sich auf ruhige Bereiche
konzentrieren, ändern bei regelmäßigen Stö-
rungen ihr Verhalten und ziehen sich von of-
fenen Flächen zurück (Leurenwessen 1994).

Auch beim Mountainbiken geht die größte Ge-
fahr für die Tierwelt vom Querfeldeinfahren
aus. Das Durchqueren der Rückzugs- und Ru-
hegebiete kann zu erheblichen Schäden führen,
wobei diese Gebiete für Mountainbiker nur
schwer erreichbar sind. Grundsätzlich ist der
Schaden von der Sensibilität der Tierart abhän-
gig. Konzentriert sich Mountainbiking auf vor-
handene, bereits regelmäßig benutzte Wege, so
ist der umliegende Tierbestand in der Regel an
diese Art von Störungen gewöhnt. Der Moun-
tainbiker ist eine quantitative und keine quali
tative Mehrbelastung flMöunsrenv 1997).

4.1.3 Wasser

Mit dem Eintrag von Nähr- und Schadstoffen
in Gewässer sind hauptsächliche Auswirkun-
gen von Erholungs- und Freizeitaktivitäten
auf das Wasser genannt. Bei der Eutrophie-
rung bzw. Wasserverschmutzung kommt es
durch Einleitung von Abwässern oder durch
Belastung mit Abftillen zur chemischen Ver-
änderung von Grund- und Oberflächengewäs-
sern. Ferner beeinflußt der steigende Wasser-
verbrauch die Grundwasserverhältnisse und
kann zum Absinken der Grundwasserstände
führen. Hinzu kommen Eingriffe in die Mor-
phologie von Gewässern und die Beanspru-
chung von Wasseroberflächen (DeurscHrn
Rrr rün Lnupespruece 1990).

Mountainbiking hat nur dann Auswirkungen
auf das Wasser, falls die vorhandene Infra-
struktur der befahrenen Region nicht auf die
steigende Zahl der Besucher eingerichtet ist.
Das ist der Fall, wenn sehr viele Biker auf
einmal eintreffen und die Region touristisch
weitgehend unerschlossen ist.

4.1.4 Verkehr

Ein erhöhtes Verkehrsaufkommen ist die logi-
sche Konsequenz steigender Zahlen von Erho-

lung- und Freizeitsuchenden. Um dem Auf-
kommen gerecht zu werden, muß das Snaßen-
und Wegenetz dementsprechend ausgebaut
werden. Hierdurch wird Fläche versiegelt, was
sich wiederum auf Boden, Flora und Fauna
auswirkt. Mountainbiking wird zur Belastung,
wenn zusätzliche Flächen beansprucht oder
neu bebaut werden. Hinzu kommt die Frage,
.welches Verkehrsmittel zur Anreise benutzt
wird.

4.1.5 Abfall

Abfall in größeren Mengen kann zu Boden-
und Wasserverschmutzungen führen. Mit stei-
genden Besucherzahlen nimmt auch das Pro-
blem der Abfallbeseitigung zu. Sobald sich
Erholungsuchende querfeldein durch die Na-
tur bewegen und Abfälle zurücklassen, wer-
den diese direkt in die Umwelt eingetragen
(DeurscHen Re,r rün LeNpesprlece 1990).
Im Falle solcher Verhaltensweisen ergäben
sich durch Mountainbiker Zusatzbelastungen.

Abschließend läßt sich sagen, daß wegege-
bundenes Mountainbiking eine vergleichs-
weise umweltfreundliche Sportart ist. Solange
Querfeldeinfahrten vermieden werden, sind
gravierende Zusatzbelastungen für Boden,
Vegetation und Tiere auszuschließen, zumal
weder Abgase noch überdurchschnittlicher
L2irm entstehen.

4.2 Der soziale Konflikt

Der soziale Konflikt ist ein Interessenkonflikt
zwischen Mountainbikem und anderen Natur-
nutzern. Für viele ist diese Auseinanderset-
zung das eigentliche Problem und die Ursache
für das negative Image der Mountainbiker.
Von seiten anderer Nutzergruppen werden Bi-
ker häufig als rücksichtslos und naturschädi-
gend dargestellt (Haas 1996, WöHnsruN
1997, Werceun 1993, Henzoc 1992 et al.).
Vor allem Wanderer fühlen sich in ihren bis-
herigen Möglichkeiten eingeschränkt.

Mit der Gruppe der Mountainbiker erhalten
Wege und Trampelpfade neue Nutzer, womit
auch der Begegnungsverkehr ansteigt. Fuß-
gänger fühlen sich durch Uberholmanöver ge-
fährdet und belästigt. Gerade auf schmalen
Wegen kommt es zu Konflikten (Twmunus
1994). Es ist von einem klassischen Revier-
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kampf die Rede, wonach der Wanderer den
Mountainbiker als Bedrohung empfindet (BE-
NEDIKTER 1992). Als Folge dieser Auseinan-
dersetzung kommt es vermehrt zu rechtlichen
Einschränkungen des Mountainbfüngs. So ist
seit dem 3. Dezember 1990 im LWaldG von
Baden-Württemberg in $ 37 Abs.3 festgelegt,
daß Radfahren in der Regel nur auf Wegen
zulässig ist, die mindestens zwei Meter breit
sind. Die Mißachtung dieser Regelung gilt
nach $ 83 Abs.2 Nr.2 als Ordnungswidrigkeit.
In Bayern genießt der Fußgänger nach Art. 23
Abs.1 S.2 (BayNatSchG) eine Vorangstel-
lung gegenüber den Radfahrern, welchen die
Benutzung steiler, enger und belebter Wege
untersagt ist.

Um diesem Konflikt aus dem Wege zu gehen,
müssen allgemeinverträgliche Lösungen ge-
funden werden, die alle Interessengruppen
berücksichtigen. Das rechtliche Einschränken
einer Nutzergruppe ist hier sicherlich nicht
förderlich, da dies zu Trotzhandlungen führen
kann.

4.3 Konfliktsituationen im Unteriuchunss-
gebiet

Grundsätzlich treten im Untersuchungsgebiet
die für das Mountainbiking üblichen Konflik-
te auf. Diese sind aber auch hier abhängig von
der Größenordnung der ausgeübten Sportart.
Die Landschaft ist durch den Tourismus, ins-
besondere den Skitourismus geprägt. Im Hin-
blick auf die touristische Infrastruktur stellt
selbst eine große Zahl von Mountainbikern
keine Zusatzbelastung dar. Folglich können
die Kompartimente Wasser, Verkehr und Ab-
fall weitestgehend unberücksichtigt bleiben;
ausgenommen sind hier grundsätzliche Pro-
bleme durch eine erhöhte Abgasentwicklung,
größeren Wasserverbrauch und zusätzlichen
Abfall.

Mountainbikespezifische Auswirkungen auf
Boden, Flora und Fauna sind im Untersu-
chungsgebiet bisher nicht aufgetreten. Be-
fürchtet wird, daß die vom Wander- und Ski-
tourismus belastete Region (vgl. Leurrnwes-
snn 1994, Sßr\4nr.rN 1993 et al.) durch den
vermehrten Einsatz des Mountainbikes im
Gelände (Querfeldein) zusätzlich bean-
sprucht wird (mdl. Mitteilung Forstamt
1997).

Die allgemein angespannte Lage zwischen
Mountainbikem und anderen Erholungsuchen-
den, insbesondere den Wanderern, wirkt sich
auch auf das Untersuchungsgebiet aus, wobei
hier noch keine Häufung von Konfliktsituatio-
nen bekannt ist. Um die sozialen und ökologi-
schen Konflikte abzubauen, versucht man, an
die Vernunft der betroffenen Gruppen zu ap-
pellieren. Vor allem Mountainbiker werden
mit dem Aufstellen von Verhaltensregeln und -
tips auf die angespannte Situation hingewie-
sen. In den meisten Broschüren verweist man
auf die empfohlenen Strecken und bittet Biker
und Wanderer, diese nicht zu verlassen (Kur-
verwaltungen, Verkehrsvereine u.a.).

5. Mountainbike-Arena Hochsauerland

Das Bobbahngelände ist vom Markenverband
Erholungs- und Sportzentrum Winterberg
GmbH gepachtet. Gesellschafter sind die
Stadt Winterberg und der Hochsauerland-
kreis. Die Idee des Projekts Mountainbike-
Arena Hochsauerland ist 1995 entstanden. In
die Planungen einbezogen sind der Sauerlän-
dische Gebirgsverein (SGV) und die betroffe-
nen Städte. Die vom Bezirkswegewart Asten-
berg ausgewählten Routen sind vom Umwelt-
amt und vom Forstamt Schmallenberg über-
prüft und gegebenenfalls überarbeitet worden.
Ebenfalls in die Planung integriert wurden die
Eigentümer der privaten Wege (mdl. Mittei-
lung Untere Landschaftsbehörde 1998).

Die Ursprungsidee der Mountainbike-Arena
Hochsauerland liegt in einer besseren Ausla-
stung der Bobbahn über das gesamte Jahr hin-
weg. Da das Gelände der Bob- und Rodel-
bahn im Sommer naturgemäß wenig genutzt
wird, ist man zu dem Entschluß gekommen,
die Bahn in den Sommermonaten für Moun-
tainbiker freizugeben. Damit sich das Ange-
bot nicht nur auf Downhill-Strecken be-
schränkt, hat die Untere Landschaftsbehörde
des Hochsauerlandkreises in Zusammenarbeit
mit den zuständigen Forstämtern, den betrof-
fenen Städten, dem SGV und den Eigentü-
mern ein umliegendes, ca. 1100 km langes
Wegenetz geplant. In die Arena eingebunden
werden die Veranstaltungen der örtlichen
Vereine (ScHAren, Pemnzer-Lnvonn 1997).

Die Arena wird als Möglichkeit gesehen, zu-
sätzliche Gäste-Zielgruppen anzusprechen
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und.eine Verjüngung der Gästestruktur zu er-
reichen. Dies hätte wiederum eine Verbesse-
rung der touristischen Situation der Region
zufolge (vgl. Kap. 2, Wneen 1996). Zudem
wurden bereits während der Planung die
Aspekte der ökologischen und sozialen Nach-
haltigkeit beachtet.

5.1 Das Bobbahngelände

Die am 10.12.1977 eröffnete Bob- und Rodel-
bahn Winterberg soll das Zentrum der Moun-
tainbike-Arena Hochsauerland werden. Die
steilen Hänge sowie die zahlreichen Wege
und Pfade im Gelände der Bahn bieten opti-
male Voraussetzungen für die Errichtung ei-
ner Downhill-Anlage. Geplant sind sieben
Strecken, die unterschiedliche Anforderungen
an die Biker stellen.

Vier Strecken erfordern nur geringfügige bau-
liche Zusatzmaßnahmen, da sie größtenteils
über die vorhandenen Wege ftihren. Der Un-
tergrund ist überwiegend Schotter, wobei hier
auch die mit Schotter bedeckten, unbefestig-
ten Pfade inbegriffen sind. Es werden zwei
Speedstrecken (besonders schnelle Strecken
mit wenigen asphaltierten Teilstücken), eine
Technikstrecke und eine Trailstrecke angelegt
(Abb.2).

Im hinteren Bereich der Kurve neun der Bob-
bahn ist es zu Rutschungen im Hang gekom-
men. Diese Rutschungen sind durch eine Vor-
schüttung in den Jahren 1993 und 1994 ge-
stoppt worden. Auf dem besonders sensiblen
Bereich der Anschüttung sollen weitere drei
Abfahrten entstehen. Detaillierte Strecken-
führungen müssen erst noch mit Gutachtern
abgesprochen werden. Geplant sind eine
Sprintstrecke, ein Parallelslalom und der Ziel-
hang. Die Abschnitte schließen direkt an die
Trail- und die Technikstrecke an (vgl. Abb. 2).

Die Downhill-Anlage im Bobbahngelände
bietet vielseitige Nutzungsmöglichkeiten für
unterschiedliche Nutzergruppen. Einerseits
steht sie der touristischen Nutzung zur Verfü-
gung, andererseits können diverse Veranstal-
tungen und Tumiere ausgetragen werden. Fer-
ner können Trainingsfahrten für Spitzensport-
ler, Fahrtechniklehrgänge, Firmen- bzw.
Händler-Events und Testfahrten für die Fahr-
radindustrie unternommen werden. Die ver-

schiedenen Möglichkeiten ergeben sich aus
dem Benutzerhandbuch Mountainbike-Arena
Hochsauerland (ScHAren, Pewrrzex-Lrxoen
1997).

5.2 Das Mountainbike-Wegenetz Hoch-
sauerland

Zum einen dienen die Routen der Arena den
Mountainbikern als Vorschläge für Biketou-
ren im Hochsauerland und ermöglichen eine
bessere Orientierung im Gelände. Zum ande-
ren soll eine Kanalisation der Biker erreicht
werden, um Konfliktsituationen abzubauen.
Einstiegsmöglichkeiten in das Wegenetz exi-
stieren an verschiedenen Punkten in den be-
teiligten Städten. Bisher umfaßt die Arena die
Städte Hallenberg, Medebach, Schmallenberg
und Winterberg. Ebenfalls beansprucht wird
ein Teil des Stadtgebiets Olsberg. Weitere
Städte wie z.B. Willingen haben ihr Interesse
an einer Aufnahme in das Projekt bekundet
(Untere Landschaftsbehörde 1996).

Das Wegenetz umfaßt 32 Routen mit Längen
zwischen 8 und 135 km. Die ersten 14 Touren
sind bereits offiziell ausgewiesene Rad- und
Mountainbikewege. Die Touren verlaufen
ausschließlich auf Fahrwegen. Diese umfas-
sen Straßen, Wald- und Forstwege. Natur-
schutzgebiete, Wildschutzgebiete und ökolo-
gisch empfindliche Bereiche bleiben un-
berührt. Den endgültigen Streckenverlauf hat
der Bezirkswegewart in eine Übersichtskarte
(Radwanderkarte 1:50 000 Hochsauerland-
kreis) eingezeichnet (vgl. Abb. 3). Um Inter-
essenkonflikte zu vermeiden, bleiben schmale
Wege den Wanderem vorbehalten. Trampel-.
pfade sind nicht in die Touren integriert (Un-
tere Landschaftsbehörde 1 996).

5.2.1 Klassifizierung der Routen nach
Schwierigkeitsgraden

Die Routen der Mountainbike-Arena Hoch-
sauerland sind Rundtouren, bei denen Aus-
gangs- und Endpunkte übereinstimmen. Die
Strecken der Arena weisen eine Gesamtlänge
von ca. 1100 km auf. Etwa 520 km sind ge-
teerte Wege, was einem Anteil an asphaltier-
ten Passagen von beinahe 50 Prozent ent-
spricht. Ungef2ihr 510 km sind befestigte oder
geschotterte Wege. Die restlichen ca. 70 km
führen über unbefestigte Abschnitte. Nach
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Speedstrecke I

Speedstrecke ll
Technikstrecke
Trailstrecke

f) Rutscrruttung

Abb.2: Lageplan der Downhill-Strecken im Bobbahngelände Winterberg

Einschätzungen der Planer stellen die
Strecken mittlere Anforderungen an die Fahr-
technik. Die entscheidenden Kriterien für eine
Klassifizierung nach Schwierigkeitsgraden
sind die zu fahrenden Höhenmeter und die
Tourenlänge (Untere Landschaftsbehörde
1996).

Die Kennzeichnung der Routen nach ihrem
Schwierigkeitsgrad orientiert sich am System
der Skipistenausweisung. Leichte Routen sind
blau gekennzeichnet. Diese Strecken sind re-
lativ kurz mit wenig zu fahrenden Höhenme-
tern (Hm). Es bestehen keine fahrtechnischen
Anforderungen. In der Regel haben die Tou-
ren eine Gesamtlänge von weniger als 20 km.
Die Summe aller Anstiege liegt zwischen ca.
85 und 250 Hm. Mittelschwere Routen sind
rot gekennzeichnet. Diese Touren sind zwi-
schen 30 und 41 km lang. Die Summe aller
Anstiege liegt zwischen ca. 200 und 700 Hm.
Es bestehen geringe fahrtechnische Anforde-
rungen. Schwere Routen sind schwarz ge-
kennzeichnet. Sie sind über 50 km lang. Die
Summe aller Anstiege liegt über 800 Hm.
Zum Teil bestehen sehobene Anforderuneen

an die Biker. Das Erreichen eines Mindest-
wertes eines Kriteriums (Länge, Höhenmeter
und Anforderungen an den Fahrer) ist nicht
ausschlaggebend für die Klassifizierung einer
Route. Vielmehr müssen alle Kriterien unter-
einander abgewogen werden (Untere Land-
schaftsbehörde 1996).

5.2.2 Beschilderung der Routen und andere
Orientierungshilfen

Zur Beschilderung der Routen wird ein ein-
heitliches, gelbes Basisschild verwendet. Es
besteht aus Kunststoff, hat eine runde Form
und weist einen Durchmesser von l5 cm auf.
Die Fahrtrichtung wird mittels eines anhän-
genden Halbkreises (Durchmesser ca. 7 cm)
angezeigt. Die Basisschilder sind mit einem
Muster in einer dem Schwierigkeitsgrad ent-
sprechenden Farbe bedruckt. Auf dem
Schild ist ein Bikersymbol zu sehen. Die je-
weiligen Streckennummern werden vor Ort
auf den richtungweisenden Halbkreis ge-
klebt. Ihre Farbe ist identisch mit der des
Schwierigkeitsgrades. Laufen mehrere Rou-
ten parallel zueinander, so wird lediglich ein
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1: 
"i,,' Schild mit den verschiedenen Nummern

. markiert.

I Zwecks besserer Orientierung im Wegenetz
werden die Routen zusätzlich mit Hilfe von
Kartenmaterial beschrieben. Für jede Tour
wird ein mehrseitiges Faltblatt angefertigt.
Die gesamten Beschreibungen sind als Ord-
ner käuflich zu erwerben. Der Mountainbiker
kann sich bei Touren auf die Mitnahme ein-
zelner Blätter beschränken. Der Streckenver-
lauf wird anhand eines Kartenausschnittes,
eines Höhenprofils und einer Tourbeschrei-

. bung bzw. -übersicht dargestellt. Zusätzlich
enthalten die Faltblätter Informationen über
Einkehrmöglichkeiten, Sehenswürdigkeiten
und tourspezifische Hinweise. Der Karten-
ausschnitt ist stark generalisiert und beinhal-
tet die wichtigsten Anhaltspunkte, die der Bi-
ker für eine grobe Einordnung der Strecke in
die nähere Umgebung benötigt. Zusätzlich
sind große Orientierungskarten in den Städ-
ten und an den verschiedenen Einstiegspunk-
ten geplant. Kartenbegleitend ist die Strecke
in allen Einzelheiten beschrieben. Hinzu
kommt eine tabellarische Übersicht, die An-
gaben über die Höhe der jeweiligen Standorte
und über die Entfernungen der Standorte zu-
einander enthält (Untere Landschaftsbehörde
1996).

6. Befragung zum Mountainbiking im
Hochsauerland 1997

Das übergeordnete Ziel der empirischen Un-
tersuchung war es, die Akzeptanz eines
Mountainbike-Wegenetzes am Beispiel der
Mountainbike-Arena Hochsauerland zu er-
mitteln. Es sollten einerseits das Interesse der
Nutzer und deren Anforderungen an das Pro-
jekt untersucht werden, und andererseits sollte
die Untersuchung Aufschluß über die mögli-
che Kanalisation der Mountainbiker zum
Zw ecke der Konfl iktbeseitigung geben.

Befragt wurden überwiegend Mountainbiker
und am Mountainbiking Interessierte. Folglich
wurden Tage gewählt, an denen eine hohe
Konzenhation von Bikem auf einen überschau-
baren Standort zu erwarten war. In diesem Zu-
sammenhang boten sich Tumiere und vor allem
das ,,Fat-Tire-Festival" in Winterberg an. Auf
dem Festival ist nach den Erfahrungen der Vor-
jahre ein besonders breites Besucherspektrum

anzutreffen, welches vom interessierten Zu-
schauer bis zum Leistungssportler reicht, wobei
der Großteil höchstwahrscheinlich der Gruppe
der Hobbysportler angehört.

Insgesamt wurden 250 Personen auf drei Ver-
anstaltungen befragt. Der größte Teil der Be-
fragungen (200 Fragebögen) wurde auf dem
,,Fat-Tire-Festival" in Winterberg (11.-13.
Juli 1997) durchgeführt. Die restlichen 50 Be-
fragungen verteilten sich zu je 25 Bögen auf
das Cross-Country-Turnier in Westfeld (24.
Mai 1997) und auf das Downhill-Turnier in
Elkeringhausen (31. August 1997).

6.1 Mountainbiker als touristische Zielgrup-
pe für das Sauerland

6.1.1 Altersstruktur

Die 20-29jährigen bilden mit 46,8Vo die größ-
te Altersgruppe der befragten Personen. Er-
weitert man diese Gruppe auf die bis zu
39jährigen, so stellt sie mit 182 Mountain-
bikem bereits 72,8Vo der Gesamtheit. Ledig-
lich 6,87o der Befragten sind über 39 Jahre alt
(vgl. Abb. 4). Weicewo (1993) ermittelte für
die Gruppe der 2l- bis 30jährigen sogar einen
Anteil von 53.lVo.

Quelle: Eigene Erhebung (n=250)

Abb. 4: Altersverteilung der Befragten in
Prozent

Der geringe Anteil der über 39jährigen ist
nicht alleine auf die Sportart selbst zurückzu-
führen. Es ist eine grundsätzliche Erfahrung,
daß die Reiseintensität mit zunehmendem Al-
ter nachläßt (vgl. Kut wer, Srsnwcxs 1984;
Kesren 1991).

Da die Befragung nach dem Alter in vorgege-
benen Kategorien erfolgte, läßt sich der Al-
tersdurchschnitt nur unsefähr durch die Be-
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rechnung der Mittelwerte bestimmen. Dem-
nach liegt er bei ca. 26,8 Jahren. Das Durch-
schnittsalter der von anderen Autoren durch-
geführten Befragungen lag in der Regel
höher. So ergab die Umweltumfrage von
WöHnsreni (1997) ein durchschnittliches Al-
ter von 31,26 Jahren. Der Altersdurchschnitt
der Mitgliederbefragung lag bei 35,51 Jahren.
Der relativ hohe Wert ist nach Wörnsrrnl auf
das mit dem Alter steigende Umweltinteresse
zurückzuführen. Zudem ist der Gruppe'der or-
ganisierten Sportler grundsätzlich ein größe-
res Engagement in bezug auf die ausgeübte
Sportart zuzusprechen.

Der Altersdurchschnitt der vorliegenden Be-
fragung ist niedriger, da die zu befragenden
Personen vor Ort spontan ausgewählt wurden
und die Auswahl somit keiner Filterung durch
die Interessen und das Engagement der Perso-
nen unterlag. Dies spiegelt sich auch in der
mit 20,4Vo vergleichsweise großen Gruppe
der unter 19jährigen wider.

Der derzeitige Altersdurchschnitt der Sauer-
landbesucher liegt weitaus höher (mdl. Mittei-
lung Untere Landschaftsbehörde). Im Sinne
einer Verjüngung der Gästestruktur im Hoch-
sauerland sind die Mountainbiker somit eine
optimale Zielgruppe.

6.i.2 Wahl der Verkehrsmittel

Bei der Wahl des Verkehrsmittels, mit dem
das Zielgebiet erreicht werden soll, ist eine
klare Dominanz zugunsten des Pkws (92,8Vo)
zu erkennen (vgl. Tab. 1), wobei hierdurch
das grundsätzliche Verhalten von Wochen-
endausflüglem widergespiegelt wird (Kesren
1991).

Das Verhalten der Mountainbiker muß bezüg-
lich der Verkehrsmittelwahl differenziert be-

trachtet werden. Durch die hohe Reichweite
des Mountainbikes ist die Wahl des Verkehrs-
mittels stark von der Entfemung zu dem Ort
abhängig, an dem der Sport ausgeübt werden
soll. Mountainbiker beginnen ihre Touren
häufig in unmittelbarer Nähe des Wohnumfel-
des (Kassxen 1996, WöHnsrenr 1997), wobei
dies wiederum von der Attraktivität der Um-
gebung abhängig ist. Das Hochsauerland stellt
durch das Verhältnis von Anreise und Attrak-
tivität des Gebietes die am besten geeignete
Alternative für Mountainbiker nördlich des
Sauerlandes dar. Allerdings ist durch die ver-
gleichsweise lange Anreise meist die Benut-
zung eines Pkws vorgeschaltet. Bei einer ge-
trennten Betrachtungsweise von Anreise in
das Zielgebiet sowie Fahrt von der Übemach-
tungsstätte bis zum Tumier bzw. Festival er-
geben sich gravierende Unterschiede (vgl.
Tab. 1). Läßt man die Tagesausflügler und die
interessierten Zuschauer unberücksichtigt, so
reduziert sich bei der Anfahrt von der Uber-
nachtungsstätte bis zum Turnier bzw. Festival
die Zahl der Pkw-Benutzer auf 35,3Vo.Ihr
Mountainbike verwendeten ca. 56Vo der Be-
fragten.

Der Mountainbiker ist aus ökologischer Sicht
somit als Tourist interessant, da er nach ein-
maliger Anreise mit dem Pkw vor Ort über-
wiegend sein Bike benutzt.

6.1.3 Dauer des Aufenthaltes und Übernach-
tungsstätten

163 Befragte (65,2Vo) hielten sich über das
Wochenende in der Region auf. Für sie war
das Turnier bzw. Festival Anlaß, einen Wo-
chenendausflug ins Sauerland zu unterneh-
men. Lediglich vier Personen befanden sich
zum Zeitpunkt der Befragung im Urlaub. Für
33,ZVo der Mountainbiker handelte es sich um
einen Tagesausflug. Diese Ergebnisse unter-

'ab. L: Verkehrsmittelwahl der Personen

Verkehrsmittel Pkw Bus Bahn Motorrad MTB lonstiges

Anreise vom Wohnort
ins Zielgebiet

Anfahrt von der Über-
nachtungsstätte zum Festival

92 7o

35 Vo

2Vo

3Vo

IVo

0Vo

lVo

2Vo

4Vo

56 Vo

0Vo

J -/O

Quelle: Eigene Erhebung
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streichen die Aussage, daß die kurzfristige
Naherholung zunehmend an Bedeutung ge-
winnt (Kesrnn 1991).

Bei 46,8Vo der befragten Personen lag die
zurückgelegte Strecke zum Erreichen des
Turniers/Festivals zwischen 75 und 150 km.
Dies entspricht ungefähr der Entfernung zu
den traditionellen Einzugsgebieten der Regi-
on, was durch den subjektiven Eindruck bei
den Auswertungen unterstützt wurde (2.B.
zahlreiche Nennungen von Städten aus dem
Ruhrgebiet). Die Klassen unter 75 km und
zwischen 150 und 300 km waren mit 22,4tnd
21,27o ungefähr gleichgewichtig. Der Ein-
zugsbereich von über 300 km hatte einen An-
teilvon9,6Vo.

Bei einem Vergleich zwischen Herkunft der
Befragten und Länge der Touren zeigt sich,
daß mit zunehmender Entfernung auch die
Aufenthaltsdauer zunimmt und umgekehrt mit
abnehmender Entfemung die Aufenthaltsdau-
er abnimmt (vgl. Abb. 5, Scnlwl 1993 et al.).

bis 75 bis 150 bis über
74 km 149 km 299krn 300 km

l-l Tagesausflug I Wochenendausflug ! Urlaub

Quelle: Eigene Erhebung (n=250)

Abb.5: Dauer des Aufenthaltes in Abhän-
gigkeit vom Herkunftsort in Prozent

42,57o der Personen, die länger als einen Tag
blieben, übernachteten auf dem Camping-
platz. Dieser recht hohe Anteil entspricht dem
Trend der stetig wachsenden Zahl der Cam-
per, die beinahe in jeder sozialen Schicht ver-
ffeten sind (Hees 1993).Zudem fördern eini-
ge Motive der Mountainbiker (vgl. Kap.3.2)

den Drang, im Campen Altemativen zum Ali-
tag zu finden. Das Zelten ergänzt häufig das
Bedürfnis nach dem Naturerlebnis. Dieser
Eindruck wird durch die relativ hohe Zahl der
als Sonstige (20,4Vo) angegebenen Übemach-
tungsstätten verstärkt, zumal hier bei Nachfra-
ge als häufigste Antwort das Wild-Campen
(Parkplatzbereich der Bobbahn) genannt wur-
de. Die restlichen Ubemachtungen verteilten
sich mit 12,67o auf Hotels, mit I4,47o auf
Pensionen und Gasthöfe, mit sechs Prozent
auf Ferienwohnungen und mit vier Prozent
auf Privatunterkünfte und Jugendherbergen.

Folglich geht der Mountainbiker genau dem
Trend zu Zweit- und Dritturlauben in Form
von Kurzreisen mit Erlebnischarakter nach, auf
den sich laut GEP des Regierungsbezirks Ams-
berg (1994) die Tourismusbranchen der Regi-
on konzentrieren sollten. Wird die Gruppe der
Mountainbiker als Ausflugstouristen auf den
ersten Blick häufig als tourismuswirtschaftlich
wenig effizient angesehen, so hat hingegen
,,nach einer Expertenanalyse der Bundesmini-
sterien für Wirtschaft sowie für Raumordnung,
Bauwesen und Städtebau der Tagesausflugs-
verkehr inzwischen das doppelte Ausgabevolu-
men des Urlaubsreiseverkehrs erreicht bzw.
entspricht einem Viertel aller Übemachtungs-
ausgaben" (Ornscuowsxr 1989). Die Ausgabe-
bereitschaft der Befragten bezüglich des Mo-
untainbikings wird durch den Besitz teurer
Bikes unterstrichen (47,ZVo der Befragten ha-
ben über 3 000 DM für ihr Bike ausgegeben).

6. 1.4 Motive der Sauerlandaufenthalte

Grundsätzlich unterliegen die Zielvorstellun-
gen und Verhaltensweisen eines Ausflüglers
bzw. Reisenden unterschiedlichen Motiven.
Aus der jeweiligen Motivation heraus ergeben
sich verschiedene Formen von Aktivitäten,
die den Ausflugs- bzw. Reiseinhalt bestim-
men (Kesren 1986). Ein eindeutiges Motiv
kann dem Breitensport Mountainbiking nicht
zugeteilt werden (vgl. Kap.3.2). Am ehesten
ist der Mountainbike-Tourist nach der Eintei-
lung von FtlcenHurH (1973) der Gruppe der
Sporttypen zuzuordnen. Diese Gruppe ist
stark von der Topographie und vom touristi-
schen Angebot der Region abhängig.

Betrachtet man in diesem Zusammenhang die
Ergebnisse der Frage ,,Zu welchem Zweck
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halten Sie sich hier auf?", so wird das touristi
sche Potential der Mountainbiker für diese
Region deutlich. Um nur Aussagen über Tou-
risten zu erhalten, bleiben die im Sauerland
beheimateten oder arbeitenden Befragten bei
der Auswertung unbeachtet.

Von den restlichen 211 Personen suchen über
die Hälfte der Befragten das Sauerland aus-
schließlich zum Mountainbiking auf (,,im-
mer": 53,IVo). Bei weiteren 55 Personen ist
nicht immer, aber überwiegend (26,IVo)
Mountainbiking das Hauptmotiv für die Auf-
enthalte. 18 Befragte (8,5Vo) wählen nie zum
Zwecke des Mountainbikings das Sauerland
aus. Dieser Anteil ist einerseits auf einen Teil
der interessierten Zuschauer und andererseits
auf die aus beruflichen Gründen Anwesenden
zurückzuführen (vgl. Abb. 6).

immer über- des selten nie
wiegend öfteren

l-l Mountain- ll Andere ll Urlaub

- bikinp - Freizeitaktivitäten

Quelle: Eigene Erhebung (n=21 l)

Abb. 6: Motive der Sauerlandaufenthalte
in Prozent

Berücksichtigt man nur die Personen, die
höchstens zehnmal im Jahr das Gebiet aufsu-
chen, so liegt der Grund des Aufenthaltes bei
111 Befragten (597o) ausschließlich und bei
40 Befragten (21,37o) überwiegend im Moun-
tainbiking.

Da sich die Befragung ausnahmslos auf
Mountainbike-Veranstaltungen beschränkte,
wird aus den Ergebnissen ersichtlich, daß die
Zielgebietswahl der Mountainbiker stark vom

Angebot abhängig ist. Diese Tendenz wird
durch den großen Zuspruch bei Mountain-
bike-Veranstaltungen (z.B.,,Fat-Tire-Festi-
val" mit 20 000 Besuchem) unterstrichen.

Bei der Planung von Urlauben bleibt das Sau-
erland in 90,5Vo der Fälle unbeachtet, was die
Region einmal mehr in ihrer Rolle als Zielge-
biet für Ausflugs- und Kurzzeittouristen be-
stätigt. Immerhin 64 (30,3Vo) der 211 nicht
heimischen Besucher halten sich auch im
Winter im Sauerland auf, was oftmals mit
dem Ausüben verschiedener Wintersportarten
zusammenhängt. Es bestätigt sich also auch
für den Mountainbiker, daß das Ziel von
Kurzreisen weniger von der Region selbst als
vom Motiv der Reise abhängig ist. Das Reise-
ziel muß Voraussetzungen zur Erfüllung der
Ausflugsmotive bieten.

6. 1.5 Häufigkeit der Sauerlandaufenthalte
und Fazit

Besonders auffällig ist die sehr unterschiedli-
che Häufigkeit der Sauerlandaufenthalte bei
dem überwiegenden Teil der Befragten. 80
Mountainbiker (32Vo) besuchen das Sauerland
im Durchschnitt seltener als einmal im Jahr.
Erweitert man die Gruppe um diejenigen, die
sich im Durchschnitt ein- bis dreimal im Jahr
dort auftralten, so macht das einen Anteil von
667o der Befragten aus. Nur 4,8Vo der befrag-
ten Personen suchen dagegen mindestens ein-
mal im Monat das Sauerland auf (vgl. Abb.
7). Insgesamt wohnen (l4,4%o) oder arbeiten
(l,2Vo) 39 Befragte im Untersuchungsgebiet.

Quelle: EigeneErhebung (n=250)

Abb. 7: Häufigkeit der Sauerlandaufent-
halte in Prozent
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Ferner ist der Breitensport Mountainbiking
überwiegend auf die Sommermonate be-
schränkt, wodurch sich die saisonale Unter-
auslastung der Wintersportregion Hochsauer-
land verringern kann. Es ist keine zahlen-
mäßige Aufstockung der Beherbergungskapa-
zität notwendig, sondem ein qualitativer Aus-
bau der vorhandenen Fremdenverkehrsein-
richtungen (GEP 1994).

Demzufolge gehören die Mountainbiker
grundsätzlich der Art von Touristen an, um
die es für die Region als zusätzlicheZielgrup-
pe zu werben gilt.

6.2 Die Akzeptanz der Mountainbike-Arena
Hochsauerland

Die absolute Mehrheit der Befragten (87,2Vo)
kann sich generell eine Nutzung der Moun-
tainbike-Arena Hochsauerland vorstellen. Ei-
nen ähnlich großen Zuspruch erhält die Vor-
stellung, die Nutzung der Arena mit einem
mehrtägigen Aufenthalt im Sauerland zu ver-
binden (202 von 218 Mountainbikern). Auch
wenn nicht davon auszugehen ist, daß jeder
dieser 202 Mountainbiker tatsächlich die
Arena nutzen wird, so verdeutlichen diese
Zahlen doch das große Interesse an solch ei-
nem Projekt. Gerade im Vergleich mit der
derzeitigen Anzahl der Sauerlandaufenthalte
(vgl. Kap. 6.1.5) zeigt sich die Bedeutung des
zielgruppenorientierten Projekts. Von den
145 Mountainbikern, die höchstens dreimal
im Jahr die Region besuchen, können sich
97,5Vo einen mehrtägigen Aufenthalt in Ver-
bindung mit der Arenanutzung vorstellen.
Bei denjenigen, die im Durchschnitt vier- bis
zehnmal im Jahr ins Sauerland fahren, liegt
dieser Wert immer noch bei 95.5Vo der Be-
fragten (vgl. Abb. 8).

Des weiteren wurde durch die Angaben der
Befragten nochmals deutlich, daß die Wahl
der Ausflugs- bzw. Urlaubsregionen zuneh-
msnd von der Motivation des Ausflugs oder
der Reise abhängig ist und dementsprechend
die vorhandenen Voraussetzungen der Aus-
flugs- bzw. Reiseziele zur Erfüllung der moti-
vationsspezifischen Vorstellungen überprüft
werden. Deswegen gilt auch für den Moun-
tainbiker: Je vielfältiger und anspruchsvoller
das Angebot, desto größer die Nachfrage und
das Interesse an einer Resion.

Unterstrichen wird diese Aussage durch den
hohen Anteil der sich ausschließlich zum
Mountainbiking im Sauerland befindenden
Personen (vgl. Kap. 6.1.4). Von diesen kön-
nen sich 92,9Vo Prozent vorstellen, die Arena
in Verbindung mit einem mehrtägigen Auf-
enthalt zu nutzen. Diejenigen, deren Motiv für
einen Sauerlandaufenthalt überwiegend das
Mountainbiking ist, befürworten zu 91,47o
eine mehrtägige Nutzung.

Diese Zahlen belegen in erster Linie eine
spontane Akzeptanz der Arena bzw. den Er-
folg der Arena-Idee, wobei in diesem Zusam-
menhang noch nicht die langfristige Akzep-
tanz überprüft wurde, welche die Nachhaltig-
keit der Mountainbike-Arena Hochsauerland
unter ökonomischen, ökologischen und sozia-
len Aspekten gewährleisten würde. Eine sol-
che langfristige Akzeptanz ist davon abhän-
gig, inwieweit die Interessen und Anforderun-
gen der Nutzer an ein solches Projekt berück-
sichtigt wurden.

6.2.1 Bevorzugte Wegetypen der Mountain-
biker

Der bevorzugte Wegetyp der Befragten ist der
befestigte Forst- bzw. Waldweg (49,6Vo), ge-
folgt von den Wegen mit unbefestigter Wege-
oberfläche (38,8Vo). Die Kategorie der unbe-
festigten Wege beinhaltet alle Arten von na-
turfesten Wegen (Wirtschaftswege zweiter
Ordnung, bestehend aus dem natürlichen
durch Befahruns verdichteten Untersrund

Quelle: Eigene Erhebung (n=202)

Abb.8: Mehrtägige Nutzung der Arena
unter Berücksichtigung der derzeitigen
Anzahl der Sauerlandaufenthalte in 7o
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(WöHnsren 1993), Fußwegen und Trampel-
pfaden). Im Gegensatz dazu halten 96Vo der
befragten Personen überwiegend asphaltierte
Strecken für überflüssig. Geschotterte Wege
erhalten von 23.67o der Biker die Präferenz.
Für eine gute Mischung aller Wegearten spre-
chen sich 88 Befragte (35,ZVo) aus. Nur 6,87o
der Befragten halten den Untergrund bzw.
Wegetyp für nebensächlich, was die Bedeu-
tung dieser Kriterien bei der Tourenwahl ver-
deutlicht (vgl. Tab. 2).

Tab. 2: Bevorzugter Wegetyp

Quelle: Eigene Erhebung (n=250)

117 Befragte (46,8Vo) bevorzugen es, ihr
Mountainbike überwiegend für Geländeaus-
fahrten zu benutzen, wobei diese nicht als
Querfeldeinfahrten, sondern als weggebunde-
ne Fahrten verstanden werden. Hierzu zählen
auch Downhillfahrten, die auf dafür ausgewie-
senen Strecken ausgeführt werden. Dies er-
klärt auch, daß sieben Mountainbiker (2,8Vo)
ausschließlich Gel?indeausfahrten bevorzugen,
da sie der Gruppe der Leistungssportler an-
gehören. Kassmn (1996) ermittelte bei seiner
Befragung einen Anteil der Geländeausfahrten
an den Gesamtfahrten von 59,9Vo und einen
Anteil der reinen Downhillfahrten von einem
Prozent. Nach WöHnsrEßr (1993) beläuft sich
der Anteil der Geländeausfahrten auf 40.37o.

Querfeldeinfahrten werden hingegen von nie-
mandem ausschließlich oder überwiegend
durchgeführt. Dies dürfte auch kaum möglich
sein, da das Fahren abseits von Wegen und
Pfaden vor allem im Wald ein schwieriges
Unterfangen ist. Querfeldeinfahrten beschrän-
ken sich somit auf einzelne Abschnitte (vgl.
Kap. 3.2). 7l,6%o der Befragten benutzen ihr
Mountainbike des öfteren und 347o benutzen
es selten zum Querfeldeinfahren (vgl. Tab. 3).
Nach WösnsrEIN (1993) fahren dagegen le-
diglich zwei Prozent der Befragten manchmal
(der Einteilung nach vergleichbar mit des öf-
teren) und 22Vo selten querfeldein. Dieser Un-
terschied ist einerseits auf den relativ hohen
Anteil der unter 20jährigen und andererseits
auf die Nähe zum Ballungszentrum Ruhrge-
biet zurückzuführen. Untersuchungen haben
ergeben, daß Mountainbiker in den Naherho-
lungsgebieten von Ballungsräumen eher zum
Querfeldeinfahren tendieren als andere (Let-
rER 1991, WercRNo 1993, WöunsreiN 1993).

Betrachtet man die Bereitschaft zum Quer-
feldeinfahren bezüglich der Altersklassen, so
nimmt diese mit abnehmendem Alter zu. 16
der insgesamt 51 unter 20jährigen fahren des
öfteren Querfeldein, was einen Anteil von
55,2Vo an der Gesamtheit der ,,des öfteren"
Querfeldeinfahrenden aller Altersklassen aus-
macht (vgl. Abb. 9). Dies ist allerdings kein
mountainbikespezifisches Problem, sondern
tritt beispielsweise auch bei der Gruppe der
Wanderer auf (WöHnsrrnv 1997).

Das Fahren gemütlicher Touren ist für die Be-
fragten von geringer Bedeutung (vgl. Tab. 3).
Auffallend ist der hohe Anteil derjenigen, die
bezüglich der Distanz (26,4Vo) und der
Höhenmeter (43,6Vo) keine Anforderungen an
eine Tagestour stellen (vgl. Tab. 4). Es ist also
davon auszugehen, daß der Mountainbiker die
Wahl einer Mountainbike-Route eher von der

Wegetyp bzw. Untergrund Anteil der

Nennungen

Geteerte Wege

Geschotterte Wege

Unbefestigte Wege
B efestigte Wald-/Forstwege
Von allem etwas

Nebensächlich

Sonstiges

4,0 vo

23,6 Vo

38,8 Vo

49,6 Vo

35,2 Vo

6,8 Vo

4,0 Vo

Tab.3: Bevorzugte Nutzung der Mountainbikes

Bevorzugte Nutzung des MTB rmmer überwiesend des öfteren selten nle

Große Höhenunterschiede

Distanzfahrten
Geländefahrten

Querfeldein
Gemütliche Tour

-Vo
-Vo2,8 Vo

-Vo2,0 vo

14,0 vo

lr,6 vo

46,8 Vo

-Vot0,8 70

30,0 vo

34,0 Vo

r8,0 vo

ll,6 vo

17,2 %o

39,2 Vo

36,4 Vo

16,4 Vo

34,0 70

26,8 Vo

16,8 Vo

18,0 vo

16,0 vo

54,4 Vo

43,2 %ö

Quelle: Eigene Erhebung
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Abb. 9: Querfeldeinfahrbereitschaft nach
Altersklassen in Prozent

Art des Untergrundes bzw. der Strecke als
von der zu bewältigenden Distanz oder den
Höhenmetern abhängig macht.

6.2.2 Bev orzugte Übernachtungsstätten

Die bevorzugten Übernachtungsstätten im
Falle eines mehrtägigen Aufenthaltes sind die
Campingplätze (vgl. Kap. 6.1.3). Möchte ein
Beherbergungsbetrieb den Mountainbiker als
zusätzlichen Gast gewinnen, so müssen keine
kostspieligen Einrichtungs- bzw. Umbaumaß-
nahmen getroffen werden. Besonders wichtig
ist die Ausstattung einer Unterkunft mit ei-
nem Bikeabstellplatz, der die Räder insbeson-
dere vor Diebstahl sichert. 174 Biker (86,IVo)
halten einen Bikeabstell-/ -unterstellplatz für
notwendig. Dieser Anspruch ist durchaus ver-
ständlich, da 47 ,2Vo der Räder über 3 000 DM
gekostet haben (vgl. Kap.6.1.3). Die Ver-
knüpfung der Abstellplätze mit einem Bike-
waschplatz ist ebenfalls zu empfehlen, da
39,67o der Befragten solch eine Waschgele-
genheit für wünschenswert halten und saubere
Mountainbikes im Interesse der Betreiber
sind. Des weiteren istfir 4I,lVo der Befragten
das Angebot von sportlergerechter Nahrung

von großem Interesse. Die Vorschläge des of-
fenen Teils der Befragung können den drei
Kategorien Werkstatt (6,4Vo), Waschmaschi-
ne (I2,9Vo) und Parties (I4,4Vo) zugeordnet
werden (vgl. Tab.5).

Der Allgemeine Deutsche Fahrradclub (ADFC
1995) stellt ähnliche Anforderungen an Be-
herbergungs- und Gastronomiebetriebe. Er
empfiehlt, neben den von den Befragten
hauptsächlich gewünschten Einrichtungen die
Auslage von Tourenbeschreibungen, Karten
und Leseliteratur sowie das Hinterlegen eines
Mountainbike-Gästebuchs mit den Erfahrun-
gen zu den Touren.

Zusätzlich vom Mountainbiker profitieren
kann die direkt an Mountainbike-Routen gele-
gene Gastronomie. Für 77,l%o der Befragten
sind Einkehrmöglichkeiten auf einer längeren
Tour gewünscht; für 58 Personen ist dabei die
Beschränkung des Angebotes auf die Aus-
gangs- bzw. Endpunkte einer Tour ausrei-
chend, während sich 50,57o der Personen ein
an den Routen gelegenes gastronomisches
Angebot wünschen (vgl. Abb. 10).

Bei der Art des gewünschten Angebotes han-
delt es sich überwiegend um Speisen und Ge-
tränke, wobei nicht ausschließlich sportlerge-
rechte Nahrung gefragt ist, da lediglich 25Vo
der befragten Personen ausdrücklich ein
sportlergerechtes Angebot wünschen. 57,7Vo
der Mountainbiker sprechen sich für die Nut-
zung eines Kiosks im Verlauf einer Moun-
tainbike-Tour aus. Der Besuch einer Gaststät-
te im Verlauf einer Tagesetappe erhält mit ei-
nem 46%o-Anteil der Nennungen ebenfalls
großen Zuspruch. Reparaturmöglichkeiten als
zusätzliche Serviceleistung sind bei den Be-
fragten von geringerem Interesse (3,6Vo).
Diesbezüglich ist jedoch zu beachten, daß die

'l'ab. 4: und Gesamthohenmeter einer

Distanz Anzahl der Befrasten Höhenmeter Anzahl der Befraeten

bis 20 km
bis 40 km
bis 60 km
bis 80 km

über 80 km
nebensächlich

6,4 Vo

23,6 Vo

28,8 Vo

12,4 Vo

2,4 Vo

26,4 Vo

bis 100 Hm
bis 200 Hm
bis 400 Hm
bis 800 Hm

über 800 Hm
nebensächlich

4,0 vo

6,0 vo

t6,4 Vo

16,0 vo

r4,0 70

43,6 70

Quelle: Eigene Erhebung
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Anforderungen an
B eherbergungsbetriebe

Anteil der
Befragten

Bikeabstellplatz
Bikewaschplatz
Sportlergerechte Nahrung
Werkstatt
Waschmaschine

Partyangebot

86,1 Vo

39,6 Vo

4l,l vo

6,4 Vo

r2,9 Vo

14,4 Vo

Tab. 5: Anforderungen an Beherbergungs-
betriebe

Quelle: Eigene Erhebung (n=202)

Quelle: EigeneErhebung (n=250)

Abb. L0: Der Wunsch nach Gastronomie
auf Mountainbike-Touren

Interviewten zum Befragungszeitpunkt weni-
ger von der Situation einer Fahrradpanne als
von der Nutzung des Angebotes zum Zwecke
der Entspannung ausgegangen sind, was
durch die Gestaltung dieser Frage als offene
Frage begünstigt wurde.

6.2.3 Vorschläge für die Mountainbike-Arena
Hochsauerland

Die häufigsten Wünsche im Hinblick auf die
Arena beziehen sich auf eine permanente
Downhillstre cke (26,8Vo) und anspruchsvolle
Strecken im Wegenetz (28Vo). Ebenfalls
wichtig ist die Lösung des Interessenkonflik-
tes mit anderen Wegenutzern. 19,67o der
Mountainbiker erhoffen sich durch die Aus-
weisung von Wegenetzen eine Beseitigung
der Problematik zwischen Fußgängern und
Mountainbikern. Hinzu kommen die Wün-
sche nach einem hohen Grad an Abwechslung
(ll,6%o) und nach einem Transportservice an

Tab. 6: Vorschläge für die Mountainbike-
Arena Hochsauerland

Vorschläge der Befragten Anteil der
Befragten

Downhill-Strecken
Transportservice
Geführte Touren
Kurse
Lösung der Interessenkonfl ikte
Bikeshop
Anspruchsvolle Touren
Vielfältige Touren
Eindeutige Beschilderung

26,8 Vo

1r,6 Vo

5,2 Vo

3,2 Vo

19,6 Vo

4,0 vo

28,0 Vo

rl,6 vo

8,4 Vo

Quelle: Eigene Erhebung (n=250)

den Downhillstrecken (IL,67o). Femer ist die
Frage nach der Eindeutigkeit der Beschilde-
rung (8,4Vo) von Interesse. Das Angebot von
geführten Touren, Kursen und einem Bike-
shop ist weniger wichtig für die Befragten
(vgl. Tab. 6). Diese Vorlieben der Mountain-
biker lassen Rückschlüsse auf die Erfolgsaus-
sichten der Mountainbike-Arena Hochsauer-
land zu.

6.2.4 Kanalisationswirkung der Mountain-
bike-Arena Hochsauerland .

Die Frage ,,Würde Sie eine solche Arena vom
Querfeldeinfahren abhalten?" bezieht sich
auf diejenigen, die mindestens selten quer-
feldeinfahren. Von diesen insgesamt 114 Be-
fragten sind 64Vo der Auffassung, daß sie
durch die Nutzung der Arena auf Querfeldein-
fahrten verzichten könnten. Beim Vergleich
der Altersklassen fallen auch hier besonders
die unter 2Ojährigen auf. In dieser Gruppe
spricht sich fast die Hälfte der Befragten
(46,77o) gegen den Verzicht auf Querfeldein-
fahrten imZuge der Arenanutzung aus. In den
anderen Altersklassen ist der diesbezügliche
Anteil mit 3l,3vo (20-29 Jahre) und 26,7Vo
(30-39 Jahre) mindestens halb so groß.

Die diversen Begründungen für eine Ableh-
nung des Verzichts auf Querfeldeinfahrten
können mit drei Oberbegriffen beschrieben
werden; Ein Teil der Antworten (4l,5Vo) ist
dem Drang nach Freiheit zuzuordnen. In die-
sem Zusammenhang befürchten die Befragten
eine Einschränkung durch denZwang, vorge-
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gebene Wege nutzen zu müssen. Sie bevor-
zugen spontane Wegänderungen und abkür-
zende oder interessantere Querfeldeinpassa-
gen und wollen somit optional die Strecke
nach Bedarf selbständig gestalten. Weiteren
39Vo der Befragten sind die Strecken nicht
schwierig genug. Sie gehen davon aus, daß
der von ihnen gestellte Anspruch an die aus-
gearbeiteten Touren nicht erfüllt wird. Zudem
befürchten I9,5Vo der Befragten, daß eine
Mountainbike-Arena Hochsauerland mit ihrer
vorgegebenen Streckenführung nicht genug
Abwechslung bietet (vgl. Abb.11).

Abwechslun Freiheits-
gefühl20Vo
4IVo

Anspruch der
Strecken

397o

Quelle: Eigene Erhebung

Abb. 1L: Gründe für Querfeldeinfahrten
trotz möglicher Arenanutzung

Nachdem die Vorlieben und Interessen der
Mountainbiker und die Anforderungen an ein
solches Projekt dargestellt worden sind, kön-
nen abschließend auf dieser Grundlage Aus-
sagen über die ökologische, ökonomische und
soziale Nachhaltigkeit der Arena gemacht
werden.

6.3 Das Bobbahngelände als Downhill-Zen-
trum

Die Planung einer Downhill-Anlage als Zen-
trum der Mountainbike-Arena Hochsauerland
ist eine durchaus positiv zu bewertende Maß-
nahme, da bisher nur wenige offiziell ausge-
wiesene Downhill-Strecken existieren. Gera-
de aus ökologischer Sicht ist es für den Be-
reich des Leistungssports aber auch für den
Breitensport ratsam, permanente Downhill-
Strecken einzurichten. Da diese einer hohen
Befahrungsfrequenz unterliegen und häufig
unbefestigte Passagen beinhalten, kommt es

bei dieser Form des Mountainbikings meist zu

verstärkten direkten Belastungen von Boden
und Flora (KASSNER 1996). Durch das Anle-
gen solcher Strecken in einem anthropogen
stark beeinflußten Gelände, wie das der Bob-
bahn, können zusätzliche Schäden weitestge-
hend vermieden werden.

Hinzu kommt, daß das gesamte Gelände in
seiner Funktion als Sportstätte auf großeZl-
schauermassen ausgelegt ist. Somit entfällt
ein Teil der häufig bei Großveranstaltungen
auftretenden indirekten ökologischen Aus-
wirkungen. Die für Downhill-Turniere übli-
chen indirekten Beeinflussungen entstehen
durch großflächige Trittschäden der Zu-
schauer, An- und Abreiseverkehr, Nachah-
mer und die Errichtung der notwendigen In-
frastruktur (KessNen 1996). All diese Aspek-
te sind durch die Nutzung des Bobbahngelän-
des auf ein Minimum beschränkt, da sowohl
Zuschauerwege und ausreichende Parkmög-
lichkeiten als auch Probierstrecken für Nach-
ahmer existieren. Die Problematik einer er-
höhten Abgaskonzentration durch ein ver-
mehrtes Verkehrsaufkommen bleibt selbst-
verständlich erhalten.

Für viele Fahrer macht diese Form des Moun-
tainbikens den Reiz des Sports aus (Böscll/
SrANcIu 1996), sei es für den Leistungssport-
ler, der sich auf das nächste Turnier vorberei-
tet, oder für den Anfänger, der das Downhill-
fahren einfach mal ausprobieren möchte.
26,87o der Mountainbiker wünschen sich die
Ausweisung einer Downhillstrecke im Zu-
sammenhang mit der Atena, was für eine of-
fene Frage ein erstaunlich hoher Wert ist.
Auch das Zusatzangebot dürfte sich im Rah-
men der Vermietung rentieren, da sich bereits
II,67o fiir einen Transportservice aussprechen
(vgl. Kap. 6.2.3). Ein Interessenkonflikt im
Bereich des Bahngeländes ist zwangsläufig
ausgeschlossen. Somit ist für den Bereich des
Bobbahngeländes von einer langfristigen,
nachhaltigen Sicherung der ökonomischen,
ökologischen und sozialen FunktionsfZihigkeit
des Projektes auszugehen.

6.4 Das Mountainbike-Wegenetz Hoch-
sauerland

Aus ökologischer Sicht können durch die
Streckenführung des Wegenetzes der Moun-
tainbike-Arena Hochsauerland keine relevan-
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ten Zusatzbelastungen für Boden, Pflanzen
und Tiere entstehen. Die Mountainbike-Rou-
ten wurden vom Bezirkswegewart Astenberg
ausgearbeitet und danach vom Forstamt
Schmallenberg und dem Umweltamt auf ihre
Verträglichkeit geprüft und gegebenenfalls
überarbeitet (Untere Landschaftsbehörde
1996).

Außerdem müssen ftr die Arena keine zasätz-
liche Fremdenverkehrsinfrastruktur errichtet,
sondern im Sinne des GEP (1994) bereits vor-
handene Einrichtungen qualitativ erweitert
und spezialisiert werden. Dies bezieht sich so-
wohl auf das Beherbergungsgewerbe als auch
auf die Nutzung bereits vorhandener Wege.
So werden ausnahmslos Wege (mit befestig-
ter und unbefestigter Oberfläche) ausgewie-
sen, die bereits vor der Planung existierten.
Des weiteren ist eine Parkplatzproblematik
von vornherein auszuschließen, da einerseits
genügend Parkflächen für den Wintertouris-
mus erbaut wurden und andererseits das ge-
wählte Verkehrsmittel der Mountainbiker vor
Ort meistens das Bike ist.

Um eine Verschärfung des Konflikts zwi-
schen Wanderern und Bikern zu verhindern,
verlaufen die Touren ,,ausschließlich auf
Fahrwegen. Fußwege werden bewußt den
Fußwanderern überlassen" (Untere Land-
schaftsbehörde 1996, S.2). Bei einer aus-
nahmslosen Nutzung des Wegenetzes der
Arena sind folglich keine Zusatzbelastung
für Boden, Pflanzen und Tiere zu befürchten
und eine Beruhigung des sozialen Konflikts
zu erwarten. Auch wenn man davon aus-
geht, daß immer einige Unverbesserliche
das Wegenetz nrm Querfeldeinfahren ver-
lassen werden, so ist das ökologische Risiko
durch die Arena trotzdem auf ein Minimum
beschränkt, da sich ca. zwei Drinel der Be-
fragten durch solch ein Wegenetz vom
Querfeldeinfahren abhalten lassen (vgl.
Kap.6.2.4).

Die langfristige Akzeptanz des Wegenetzes
und damit auch die ökologische, ökonomi-
sche und soziale Nachhaltigkeit, sind jedoch
von der Attraktivität des Angebotes abhängig.
,,Von den insgesamt ca. 1 100 km der Moun-
tainbike-Arena Hochsauerland sind etwa 520
km geteerte, 510 km befestigte oder geschot-
terte und nur 70 km unbefestigte Fahrwege"

(Untere Landschaftsbehörde 1996). Vergli-
chen mit den Befragungsergebnissen ist diese
Aufteilung als ungünstig anzusehen. Die ab-
solute Mehrheit der Befragten (967o) sprach
sich gegen einen überwiegenden Anteil as-
phaltierten Untergrundes aus. Dementspre-
chend sollte der Anteil der Wege mit unbefe-
stigter Wegeoberfläche bzw. naturfester
Wege höher liegen. Ebenfalls berücksichtigt
werden muß, daß sich der Anspruch an das
Fahrkönnen der Mountainbiker erhöht, sobald
auch schmale Wege bzw. Pfade (Singletrack
trails) zwischengeschaltet sind. Das Vorhan-
densein solcher Singletrack trails ist ein wich-
tiges Kriterium für die Wegewahl der Moun-
tainbiker (WöHnsrsN 1997).

Die gewählten Arena-Strecken stellen nur ge-
ringe fahrtechnische Anforderungen an die
Mountainbiker. ,,Entscheidend für die Bewer-
tung der Gesamtschwierigkeit der Touren wa-
ren daher die Tourenlänge und besonders die
im Anstieg zu fahrenden Höhenmeter" (Unte-
re Landschaftsbehörde 1996). Diese Kriterien
sind für den Mountainbiker jedoch weniger
wichtig. Zum einen erhalten reine Ausdauer-
fahrten (hinsichtlich zu fahrender Höhenme-
ter und Distanzen) weitaus weniger Zuspruch
als Geländefahrten (vgl. Kap.6.2.l), zum an-
deren bezeichnen 43,6Vo der Mountainbiker
die insgesamt zu fahrenden Höhenmeter einer
Tagesetappe als nebensächlich. 26,47o der
Befragten halten die Gesamtdistanz für be-
langlos. Lediglich 6,8Vo der Biker bewerten
die Art der Strecke bzw. den Untergrund als
unwichtig. Diese Zahlen lassen darauf
schließen, daß der Mountainbiker die Kriteri-
en zur Bewertung der Gesamtschwierigkeit
einer Tour eher in der Art des Untergrundes
bzw. der Strecke als in der zu bewältieenden
Distanz und den insgesamt zu fahienden
Höhenmetem sieht.

Auch die Tatsache, daß 14 der derzeit 32Tou-
ren bereits ausgewiesene Radwanderwege
sind, spricht nach der DlMB-Definition
(1997) einer Mountainbike-Route nicht für
die Einhaltung eines erstrebenswerten Stan-
dards. Insofern ist es fraglich, ob für das
Mountainbike-Wegenetz der Arena von einer
langfristigen, nachhaltigen Sicherung der
ökonomischen, ökologischen und sozialen
Funktionsfähigkeit ausgegangen werden
kann.
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6.5 Fazit

Grundsätzlich ist die Mountainbike-Arena
Hochsauerland ein gelungener Ansatz zur
Verbesserung der touristischen Situation im
Hochsauerland unter Berücksichtigung der
nachhaltigen Regionalentwicklung, zumal
kein Neubau, sondem lediglich eine Speziali-
sierung der vorhandenen Fremdenverkehrs-
struktur notwendig ist. Darüber hinaus trägt
das Projekt dazu bei, die entstandenen Kon-
flikte zu beseitigen bzw. zu beruhigen, was
wiederum eine Imageverbesserung der unter
Kritik geratenen Sportart Mountainbiking
nach sich zieht. Hierbei ist allerdings zu be-
achten, daß auf der Ebene des sozialen Kon-
flikts die Bedürfnisse aller Nutzergruppen
berücksichtigt werden. So ist es für die lang-
fristige Akzeptanz der Arena notwendig, daß
unter dem Aspekt der Konfliktvermeidung
nicht nur die Interessen der Wanderer, son-
dern ebenfalls die Vorlieben der Mountain-
biker Berücksichtigung finden. Eine einseiti-
ge Einschränkung ist hier unangebracht.

Nennt man solch ein Projekt,,Mountainbike-
Arena", so muß es auch den allgemeinen An-
sprüchen der Zielgruppe gerecht werden, wo-
bei hier nicht ausgeschlossen sein darf, daß
ein gewisser Teil der Strecken für absolute
Anf?inger zu bewältigen und auch für Famili-
en zugänglich sein muß. Ebenso müssen
Strecken ausgewiesen werden, bei denen der
Mountainbiker sowohl als Breitensportler
(der überwiegende Anteil) als auch als tech-
nisch versierter Fahrer gefordert wird (DIMB
1997).

7. Schlußbemerkung

Durch den hohen Stellenwert des Reisens und
des Sports als Freizeitbeschäftigung in der
Bevölkerung gewinnt der Sporttourismus zu-
nehmend an wirtschaftlicher Bedeutung. Im-
mer häufiger sind die Motive für einen Aus-
flug, Kurzurlaub oder für eine Reise sportli-
cher Natur (Fneven 1995).

Gerade das Mountainbiking ist mit seinem ra-
santen Popularitätszuwachs (ScHetrz 1996)
eine zu fördernde und zu kanalisierende
Trendsportart. Unter diesem Gesichtspunkt ist
die Ausweisung von Mountainbike-Wegenet-
zen eine erstrebenswerte Maßnahme. zumal

sich dadurch die entstandenen Konflikte auf
den verschiedenen Ebenen kontrollieren und
weitestgehend einschränken lassen. Es gilt ei-
nen Standard zu erreichen, der sowohl eine
ökologisch verträgliche Lösung bietet als
auch den sozialen Ansprüchen aller Betroffe-
nen gerecht wird, so daß sich die Akzeptanz
durch die Zielgruppen von selbst ergibt.
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Kroll, E. (1993): Radsport-Lexikon. Stuttgart

Kulinat, K,, Steinecke, A. (Hg) (1984): Geographie des
Freizeit- und Fremdenverkehrs. Darmstadt (= Erträge der
Forschung,2l2)

Lauterwasser, E. (1994): Skisport und Umwelt. Ein
Leitfaden zu den Auswirkungen des Skisports auf Natur
und Landschaft, hg. v. Umweltbeirat des Deutschen Ski-
verbandes. Weilheim (DSV-Umweltreihe, Bd. l)

Leiter, S. (1991): Bergradeln im Karwendel. Studie im
Auftrag des OEAV. Insbruck (unveröff.)

Mader, H.-J., Pauritsch, G. (1981): Nachweis des Bar-
riere-Effektes von verkehrsarmen Straßen und Forstwe-
gen auf Kleinsäuger der Waldbiozönose durch Markie-
rungs- und Umsetzversuche. In: Natur und Landschaft,
56(12),45r-4s4

Mader, H.-J. (1990): Belastung der Tierwelt durch Frei-
zeit und Erholung. In: Freizeit und Erholung - Herausfor-
derungen und Antworten der Landespflege. Gutachtliche
Stellungnahme und Ergebnisse eines Kolloquiums des
Deutschen Rates für Landespflege, 5.630-635. Bonn (=
Schriftenreihe des Deutschen Rates für Landespflege,
H.s7)

Opaschorvski, H.W. (1989): Tourismusforschung. Opla-
den (= p1s12.i1 rnd Tourismusstudien 3)

Pape, M. (1988): Die Entwicklung des Fremdenverkehrs.
In: Verkehrsverein Astenberg (Hg.): 1713-1988,275 Jah-
re Neuastenberg. Astenberg, S.20-25

Schäfer, 4., Parvlitzek-Linder, K. (1997): Mountain-
bike-Arena Hochsauerland. Benutzerhandbuch, hg. v. d.
Unteren Landschaftsbehörde Meschede

Scheitz, I. (1996): Mountainbiking - soziokulturelle und
wirtschaftliche Faktoren einer dynamischen Entwicklung.
Köln (= {Jnvg1äff. Diplomarbeit an der Deutschen Sport-
hochschule)

Schnell, P. (1993): Fahrrad und Freizeit im Münsterland.
Die 100-Schlösser-Route. In: Mayr, A., Temlitz, K.
(Hg.): Münsterland und angrenzende Gebiete, S.375-389.
Münster (= Spieker - Landeskundliche Beiträge und Be-
richte, 36)

Siekmann, U. (1993): Naturparkplanung. Beispiele aus
dem Sauerland. Münster (= Schriftenreihe des Westf?ili-
schen Amtes für Landes- und Baupflege, H.4)

Stanciu, U., Bösch, R. (1996): Bike Feeling. Bielefeld

Stehr, I. (1992): Freizeit-Barometer. Daten - Analysen -
Trends für die 90er Jahre. Bielefeld (= IFKA Schriften-
reihe)

Steinecke, A. (1993): Geographie des Freizeit- und Frem-
denverkehrs. In: Hahn, H., Kagelmann, H.-J. (Hg.): Tou-
rismuspsychologie und Tourismussoziologie. Ein Hand-
buch zur Tourismuswissenschaft, S.5l-55. München

Trviehaus, K. (1994): Mountainbikefahren und Umwelt
im Gebirge - Einflüsse, Schäden und Konflikte. Hanno-
ver (= (Jnu".56. Diplomarbeit am Geographischen Insti-
tut der Universität)

Ueckermann, E. (1989): Wild im Erholungswald. Hg. v.
d. Forschungsstelle für Jagdkunde und Wildschadenver-
hütung des Landes NRW. Bonn

Untere Landschaftsbehörde Meschede (Hg.) (1996):
Mountainbike-Arena Hochsauerland. Meschede

Untere Landschaftsbehörde Meschede (Hg.) (1997):
Bob- und Rodelbahn Winterberg Hochsauerland. Moun-
tainbike-Arena Hochsauerland. Meschede

Weber, T. (1996): Mountainbike-Tourismus. Informati-
onsschreiben

Weigand, G. (1993): Umwelt und Mountainbike. Kai-
serslautem (= Diplomarbeit am Institut für Landschafts-
planung der Universität)

Wolt K., Jurczek, P. (1986): Geographie der Freizeit
und des Tourismus. Stüttgart

Wöhrstein, T. (1993): Ökologische Auswirkungen des
Mountainbike-Sports. Saarbrücken (= Unveröff. Diplom-
arbeit am Geographischen Institut der Universität des
Saarlandes)

Wöhrstein, T. (1997): Mountainbiking und Umwelr.
Ökologische Auswirkungen und Nutzungskonflikte.
Saarbrücken (= Unveröff. Dissertation an der Philosophi-
schen Fakultät der Universität des Saarlandes)

t82



Geosraphische Kommission lllllflllllll Land
für Westfalen 'llllll[[il,'.I|' Wesltfalen-Lippe

schaftsverband

Veröffentlichungen - Lieferbare Titel

WESTFALISCHE GEOGRAPHISCHE STUDIEN

25. Oldenburg und der Nordwesten. Deutscher Schulgeo-

graphentag 1970. Vortrage, Exkursionen, Berichte. l97l

15.00 DM

26. Bahrenberg, G.: Auftreten und Zugrichtung von Tief-
druckgebieten in Mitteleuropa. 1973 12,50 DM

33. Festschrift für Wilhelm Müller-Wille: Mensch und

Erde. Mit 22 Beiträgen. 1976 2o.oo DM 14.

35. Jäger, H.: Zur Erforschung der mittelalterlichen Kultur-
landschaft. Müller-Wille, W.: Gedanken zur Bonitie-
rung und Tragftihigkeit der Erde. Brand, Fr.: Geosophi-

sche Aspekte und Perspekliven zum Thema Mensch -
Erde - Kosmos. 1978 15,00 DM

36. Quartärgeologie, Vorgeschichte und Verkehrsrvas-
serbau in Westfalen. 46. Tagung der AG Nordwest-
deutscher Geoloeen in Münster 1979. Mit 19 Beiträeen.

r980 17,50 DM

37. Westfalen - Nordwestdeutschland - Nordseesektor.
W. Müller-Wille zum 75. Geburtstag. Mit 29 Beiträgen.

20.00 DM

38. Komp, KI. U.: Die Seehäfenstädte im Weser-Jade-

Raum. 1982 9,00 DM 23.

39. Müller-Wille, W.: Probleme und Ergebnisse geographi-

scher Landesforschung und Länderkunde. Gesammelte

Beiträge 1936 - 1979. ErsterTeil. 1983 15,00 DM

40. Müller-Wille, W.: Probleme und Ergebnisse geographi-

scher Landesforschung und Länderkunde. Gesammelte

Beiträge 1936 - 1979. ZweiterTeil. 1983 15,00 DM

41. Kundenverhalten im System konkurrierender Zen-
tren. Fallstudien aus dem Großraum Bremen, dem nörd-

lichen Ruhrgebiet und Lipperland. Mit Beitrügen von H.
Heineberg, N. de Lange und W. Meschede. 1985

25,00 DM

42. Mayr,4., Kl. Temlitz (Hg.): Erträge geographisch-lan-

deskundlicher Forschung in Westfalen. Festschrift 50

Jahre Geographische Kommission für Westfalen. Mit 34

Beiträgen. 1986 48,00 DM 
29.

44. Allnoch, N.: Windkaftnutzung im nordwestdeutschen

Binnenland - Ein System zur Standortbewertung für
Windkaftanlaeen. 1992 29,80 DM

45. Brand, Fr.: Lemgo. Alte Hansestadt und modemes Mit-
telzentrum: Entwicklung, Analysen, Perspektiven. 1992

38,00 DM

46. Mayr, A., F.-C. Schultze-Rhonhof, Kl. Temlitz (Hg.):

Münster und seine Partnerstädte. York. Orl6ans, Kristi-
ansand, Monastir, Rishon le Zion, Beaugency, Fresno,

Rjasan, Lublin, Mühlhausen i. Thüringen. 2., erw. u. ak-

SPIEKER . LANDESKUNDLICHE BEITRAGE
UND BERICHTE

10. Böttcher, G.: Die agrargeographische Struktur Westfa-

lens l8l8 - 1950. 1959 6,00 DM

Schäfer, P.: Die wirtschaftsgeographische Struktur des

Sintfeldes. Engelhardt, H.G.S.: Die Hecke im nord-
westl. Südergebirge. 1964 7,00 DM

Müller-Wille, W.: Bodenplastik und Natunäume West-

falens. Textband und Kartenband. 1966 14.00 DM

Poeschel, H.-Cl.: Alte Fernstraßen in der mittleren
Westftilischen Bucht. 1968 8,00 DM

18. Ludrvig, K.-H.: Die Hellwegsiedlungen am Ostrande

Dortmunds. 1970 6,50 DM

Windhorst, H.-W.: Der Stemweder Berg. l97l
6.50 DM

F ranke, G.: Bewegung, Schichtung und Gefüge der Be-

völkerung im Landkreis Minden. 1972 7,50 DM

Hofmann, M,: Ökotope und ihre Stellung in der Agrar-
landschaft. Werner, J. und J. Schweter: Hydrogeogra-

phische Untersuchungen im Einzugsgebiet der Stever.

1973 12,50 DM

Ittermann, R.: Ländliche Versorgungsbereiche und

zentrale Orte im hessisch-westfälischen Grenzgebiet.

1975 10,00 DM

Westfalen und Niederdeutschland, Festschrift 40 Jah-

re Geographische Kommission für Westfalen. 2 Bände

mit zus.28 Beiträgen. 1977

I: Beiträge zur sp€ziellen Landesforschung 15,00 DM

tr: Beitr?ige zur allgemeinen Landesforschungl5,00 DM

Der Hochsauerlandkreis im Wandel der Ansprüche.
Jahrestagung der Geogr. Kommission in Meschede

1978. Mit l0 Beitr:igen. 1979 12,50 DM

Stadt und Dorf im Kreis Lippe in Landesforschung,
Landespflege und Landesplanung, Jahrestagung der

Geogr. Kommission in Lemgo 1980. Mit 6 Beiträgen.

198 I 10,00 DM

Becks, Fr.: Die räumliche Differenzierung der Land-
wirtschaft in der Westf:ilischen Bucht. 1983 10,00 DM

Westmünsterland - Ostniederlande. Entwicklung und

Stellung eines Grenzraumes. Jahrestagung der Geogr.

Kommission in Vreden 1983. Mit 6 Beilräsen. 1984

30,00 DM

Westbeld, H.: Kleinwasserkraftwerke im Gebiet der

oberen Ems. Nutzung einer vernachlässigten Energie-

quelle. 1986 20,00 DM

32. Der Raum Dortmund - Entwicklung, Strukturen und

Planung im östlichen Ruhrgebiet. Jahrestagung der Geo-

gr. Kommission 1985. Mit 8 Beitrögen. 1988 28,00 DM

tJ.

l7

19.

20.

25.

tualisierte Auflage. 1993 49,80 DM
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33. Becker, G., A. Mayr, Kl. Temlitz (Hg,): Sauerland -
Siegerland - Wittgensteiner Land. Jahrestagung der Geo-
gr. Kommission in Olpe 1989. Mit 24 Beiträgen. 1989

38.00 DM

34. Mayr, A., Kl. Temlitz (Hg.): Südoldenburg-Emsland -
Ein ländlicher Raum im Strukturwandel. Jahrestagung

der Geogr. Kommission in Vechta 1987. Mit 8 Beiträ-
gen. l99l 22,00 DM

35. Mayr,4., Kl, Temlitz (Hg,): Südost-Westfalen - Poten-
tiale und Planungsprobleme einer Wachstumsregion.
Jahrestagung der Geographischen Kommission in Pader-
bom 1991. Mit 28 Beiträgen. 1991 45,00 DM

36. Mayr, A., Kl. Temlitz (Hg.): Münsterland und angren-
zende Gebiete. Jahrestagung der Geographischen Kom-
mission in Münster 1993. Mit 30 Beiträsen. 1993

45.00 DM

37. Mayr, 4., KI. Temlitz (Hg.): Bielefeld und Nordost-
Westfalen - Entwicklung, Strukturen und Planungen im
Unteren Weserbergland. Jahrestagung der Geographi-
schen Kommission in Bielefeld 1995. Mit 33 Beiträsen.
r995 45,00 DM

SIEDLUNG UND LANDSCHAFT IN WESTFALEN

6, Brand, Fr.: Zur Genese der ländlich-agraren Siedlungen
im lippischen Osning-Vorland. 1976 11,00 DM

8. Burrichter, E.: Die potentielle natürliche Vegetation in
der Westfälischen Bucht. 1973. Nachdruck 1991,2.
Nachdruck 1993. Mit Kartenbeilaqe 35,00 DM

9. Temlitz, KI.: Aaseestadt und Neu-Coerde. Bildstruktu-
ren neuer Wohnsiedlungen und ihre Bewertung. 1975

12.50 DM

ll. Walter, H.-H.: Padberg. Struktur und Stellung einer
Berg-siedlung in Grenzlage. 1979 25,00 DM

12. Flurbereinigung und Kulturlandschaftsentrvicklung.
Tagung des Verbandes deutscher Hochschulgeographen.
Mit 5 Beitdgen. 1979 8,50 DM

14. Bertelsmeier, E.: Bäuerliche Siedlung und Winschaft
im Delbrücker Land. 1942. Nachdruck 1982 7,50 DM

15. Nolting, M.: Der öffentliche Personennahverkehr im
nordwestdeutschenKüstenland.1983 l1,00DM

16. Steinberg, H. G.: Das Ruhrgebiet im 19. und 20. Jahr-
hundert - Ein Verdichtungsraum im Wandel. 1985

30,00 DM

17. Vegetationsgeographische Studien in Nordrhein-
Westfalen, Wald- und Siedlungsentwicklung - Bauem-
gärten - Spontane Flora. Von R. Pott, A. Sternschulte,
R. Wittig u. E. Rückert. 1985 22,00 DM

18. Siekmann, M,: Die Struktur der Stadt Münster am Aus-
gang des 18. Jahrhunderts - Ein Beitrag zur historisch-
topologischen Stadtforschung. 1989 48.00 DM

19. Riepenhausen, H.: Die bäuerliche Siedlung des Ra-
vensberger Landes bis 1770. 1938. Mit einem Nachtrag
von A. Schüttler: Das Ravensberger Land 1770 - 1986.

20. Junk, H.-K., Kl. Temlitz (Hg,): Beiträge zur Kartogra-
phie in Nordwestdeutschland - Die Karte als Arbeits-
und Forschungsmittel in verschiedenen Berufsfeldern.

42,00 DM

21. Wiegelmann-Uhlig, E.: Berufspendler in Westfalen
1930-1970. Ein Beitrag zur regionalen Mobilität. 1994

35,00 DM

22. Becks, Fr., L. Beyer, K. Engelhard, K.-H. Otto: West-
falen im Geographieunterricht an Beispielen der The-
menkreise Moor, Landwirtschaft und Naherholung aus

dem GeographischJandeskundlichen Atlas von Westfa-
len. Mit zahlreichen Arbeitstransparenten und Materiali-
en. 1995 48,80 DM

DIE LANDKREISE IN WESTFALEN (1953 - 1969)

l. Der Landkeis Paderborn. Von G. v. Geldem-Chrispen-
dorf.1953 I1,00 DM

2. Der Landkeis Münster. Von W. Müller-Wille. E. Ber-
telsmeier, H. Fr. Gorki. H. Müller. 1955 14,00 DM

3. Der Landkeis Brilon. Von A. Ringleb. 1957 14,00 DM

4. Der Landkeis Altena. Von E. Wagner. 196214,00 DM

5. Der Landkreis Wiedenbrück. Von W. Herbort, W.
Lenz, I. Heiland, G. Willner. 1969 14,00 DM

STADTE UND GEMEINDEN IN WESTF'ALEN

l. Der Kreis Steinfurt. Mit Graphiken, Fotos und 2 the-
matischen Karten pro Stadt- bzw.Gemeindebeschrei-
bung. Hg. von A. Mayr, D. Stonjek, Kl. Temlitz. 1994
49,80 DM

2. Der Kreis Siegen-Wittgenstein. Mit Graphiken, Fotos
und 2 thematischen Karten pro Stadt- bzw.Gemeindebe-
schreibung. Hg. von H. Eichenauer, A. Mayr, Kl. Tem-
litz. 1995 44,80 DM

3. Der Kreis Höxter. Mit Graphiken, Fotos und 2 themati-
schen Karten pro Stadtbeschreibung. Hg. von A. Mayr,
A. Schüttler, Kl. Temlitz. 1996 42,80 DM

4. Der Kreis Paderborn. Mit Graphiken, Fotos und 2 the-
matischen Karten pro Stadtbeschreibung. Hg. von H.
Heineberg, G. Henkel, M. Hofmann u. Kl. Temlitz. 1997

44,80 DM

5. Der Kreis OIpe. Mit Graphiken, Foros und 2 themati
schen Karten pro Stadtbeschreibung. Hg. von G. Becker,
H. Heineberg, Kl. Temlitz u. P. Weber. 1998

GEOGRAPHISCH.LANDESKUNDLICHER
ATLAS VON WESTFALEN (ab 1985)

Atlasredaktion^Vissenschaftliche und kartographische Be-
treuung: J. Wemer, Kl. Temlitz, E. Bertelsmeier, H. Fr. Gorki,
H. Heineberg, A. Mayr, H. Pape, H. Pohlmann, Cl. Schroer

Vorgesehen sind ca. 100 Doppelblätter aus l0 Themenberei-
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Nachdruck 1986 24,00 DM



chen mit Begleittexten. Je Doppelblatt: 5-8 Karten, z.T. er- 4. Lieferung 1988i89,4 Doppelblätter u. Begleittexte:
weitert um Farbbilder, Graphiken u.a.m. 46,40 DM

Einzelpreis je Doppelblatt u. Begleiuext 19,80 DM; für Semi-

nare u. Schulklassen 5,00 DM (ab 7. Lieferung 24,00 DM bzw.

7,50 DIvf)

1, Lieferung 1985,4 Doppelblätter u. Begleiuexte:

46,40 DM

l. Relief (Themenbereich: Landesnatur). Von W. Müller-
Wille (EntwurF) u. E. Th. Seraphim (Text)

2. Späh und nacheiszeitliche Ablagerungen/Vegetati-
onsentwicklung (Themenbereich: Landesnatur). Von E.

Th. Seraphim u. E. Kramm (Entwurf u. Text)

3, Florenelemente (Themenbereich: Landesnatur). Von
Fr. Runge (Entwurf u. Text)

2. Lieferung 1986, 5 Doppelblätter u. Begleittexte:

58,00 DM

l. Begriff und Raum (Themenbereich: "Westfalen - Be-

griff und Raum"). Von W. Müller-Wille, Kl. Temlitz,
W. Winkelmann u. G. Müller (Entwu$; W. Kohl u. G.

Müller (Text)

2. Niederschläge in raum-zeitlicher Verteilung (The-

menbereich: Landesnatur). Von E. Müller-Temme (Ent-

wurf u. Text) u. W. Müller-Wille (Entwurfl

3. Pflanzenwachstum und Klimafaktoren (Themenbe-

reich: Landesnatur). Von Fr. Ringleb u. J. Wemer (Ent-

wurf u. Text); P. Hofste (Entwurf)

4. Verbreitung rvildlebender Tierarten (Themenbereich:

Landesnatur). Von R. Feldmann, W. Stichmann u. M.
Berger (Entwurf u. Text); W. Grooten (Entwurf)

5. Fremdenverkehr - Nachfragestruktur (Themenbe-

reich: Fremdenverkehr u. Erholung). Von P. Schnell

@ntwurf u. Text)

6. Verwaltungsgrenzen 1985 (Transparentfolie)

3. Lieferung 1987,4 Doppelblätter u. Begleittexte:

46,40 DM

l. Lagerstätten/Gesteinsarten/Karst (Themenbereich:

Landesnatur). Von H. Reiners, H. Furch, E. Th. Sera-

phim, W. Feige u. Kl. Temlitz (Entwurf u. Text)

4. Wandern/1.{aherholung und Kurzzeittourismus (The-

menbereich: Fremdenverkehr u. Erholung). Von A.
Freund (Entwurf u. Text)

2.

t. Potentielle natürliche Vegetation (Themenbereich:
Landesnatur). Von E. Burrichter, R. Pott u. H. Furch
(Entwurf u. Text)

Ländliche Bodenordnung I: Gemeinheitsteilungen
und Zusammenlegungen 1820 - 1920 Clhemenbereich:
Land- und Forstwirtschaft). Von E. Weiß (Entwurf u.

Text)

Ländliche Bodenordnung II: Umlegungen und Flur-
bereinigungen 1920 - 1987 (Themenbereich: Land- und

Forstwirtschaft). Von E. Weiß (Entwurf u. Text)

Eisenbahnen - Netzentrvicklung und Personenver-
kehr (Themenbereich: Verkehr). Von H. Ditt, P. Schöl-

ler (Entwurf) u. H. Kreft-Kettermann (Entwurf u. Text)

Bevölkerungsdichte der Gemeinden 1871 - 1987 und
Veränderung 1818 - 1987 (Themenbereich: Bevölke-
rung). Von H. Fr. Gorki (Entwurf u. Text)

Bevölkerungsdichte der Kreise f871 - 1987 und Ver-
änderung 18f8 - 1987 (Themenbereich: Bevölkerung).

Von H. Fr. Gorki (Entwurf u. Text)

Staatliche und kommunale Verrvaltungsgliederung
(Themenbereich: Administration und Planung). Von A.
Mayr @ntwurf u. Text)

Behörden und Zuständigkeitsbereiche I 1967 und
1990 (Themenbereich: Administration und Planung).
Von H. Kreft-Kettermann (Entwurf u. Text)

Behörden und Zuständigkeitsbereiche II 1967 und
1990 (Themenbereich: Administration und Planung).
Von H, Kreft-Kettermann (Entwurf u. Text)

6. Lieferung 1991, 5 Doppelblätter u. Begleittexte:

58,00 DM

Westfalen im Satellitenbild (Themenbereich: Westfa-

len). Von Kl. U. Komp (Entwurf u. Text)

Geologie und Paläogeographie (Themenbereich: Lan-

desnatur). Von Kl. Temlitz (Entwurf u. Text)

Geomorphologie und Naturräume (Themenbereich:

Landesnatur). Von E. Th. Seraphim (Entwurf u. Text)

Nahrungs- und Genußmittelindustrie (Themenbe-

reich: Gewerbliche Wirtschaft). Von A. Beierle (Ent-

wurf) u. J. Niggemann (Entwurf u. Text)

l. Fläche, Rechts- und Verwaltungsstellung der Städte
im 19. u.20. Jahrhundert (Themenbereich: Siedlung).

Von H. Fr. Gorki (Entwurf u. Text)

A

4. Fremdenverkehr - Angebotsstruktur (Themenbe-

reich: Fremdenverkehr u. Erholung). von P. schnell 5' Lieferung 1990' 5 Doppelblätter u' Begleittexte:

58,00 DM
(Entwurf u. Text)

t.

2.

).

3.

Waldverbreitung und Waldschäden (Themenbereich: 5. Abfalhvirtschaft (Themenbereich: Gewerbliche Wirt-

Landesnarur). Von W. Grooten (Entwurf u. Text) schaft). Von A. Wirth (Entwurf u. Text)

Elektrizität - Versorgung und Verbrauch (Themenbe-

reich: Gewerbliche Wirtschaft). Von D. Filthaut u. J. 7. Lieferung 1993194, 5 Doppelblätter u. Begleiltexte:

Wemer (Entwurf u. Text) 108,00 DM
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2. Umrveltbelastung und Umweltschutz in Städten (The-

menbereich: Siedlung). Von U. Peyrer @ntwurf u. Text)

3. Agrarstruktur (Themenbereich: Land- und Forstwirt-
schaft). Von Fr. Becks (Entwurf u. Text)

4. Eisenbahnen II - Güterverkehr (Themenbereich: Ver-
kehr). Von H. Kreft-Kettermann u. C. Hübschen (Ent-

wurf u, Text)

5. Luftverkehr und Flugplätze (Themenbereich: Ver-
kehr). Von A. Mayr u. Fr. Buchenberger (Entwurf u.

Text)

6. Landschaftsverband Westfalen-Lippe: Regionale Re-

präsentanz und Raumwirksamkeit (Themenbereich:

Administration und Planung). Von A. Mayr u. J. Kleine-
Schulte (Entwurf u. Text)

8. Lieferung 1996,4 Doppelblätter u. Begleittexte:

72,00DM

l. Die niederdeutschen Mundarten (Themenbereich:

Kultur und Bildung). Von H. Taubken, R. Damme, J.

Goossens u. G. Müller (Entwurf u. Text)

2. Museen (Themenbereich: Kultur und Bildung). Von M.
Walz (Entwurf u. Text)

3. Tageszeitungen und Rundfunk (Themenbereich: Kul-
tur und Bildung). Von B. Kringe (Entwurf u. Text)

4. Baumarten, Waldbesitzer und Hochwild (Themenbe-

reich: Land- und Forstwirtschaft). Von K. Offenberg u.

R. Köhne (Entwurf u. Text)

9. Lieferung 1997,5 Doppelblätter u. Begleittexte:

90.00 DM

1. Landschaften und Landschaftsnamen (Themenbe-

reich: ,,Westfalen - Begriff und Raum"). Von H. Liedtke

@ntwurf u. Text)

2. Böden (Themenbereich: Landesnatur). Von H.-U.
Schütz (Entwurf u. Text)

3. Bevölkerungsentrvicklung der Städte 1818-1995 (The-

menbereich: Bevölkerung). Von H. Fr. Gorki @ntwurf
u. Text)

4. Vertriebene, Deutsche aus der SBZ/DDR und Aus-
länder (Themenbereich: Bevölkerung). Von Cl. Aver-
beck (Entwurf u. Text)

5. Produzierendes Gerverbe um 1850 (Themenbereich.

Gewerbliche Wirtschaft). Von D. Düsterloh @ntwurf u.

Text)
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